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Bonn, den 10. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entlastung der Bundesregierung wegen der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1956 auf Grund der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes 

Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle 
ich hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1956 (ein- 
schließlich Vermögensrechnung) (Anlage A) mit der Bitte, die 
Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung 1956 herbeizuführen. 

Ferner ist 

ein Bericht des Bundesrechnungshofes über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anlage B), 
die Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
über die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse des Bundes- 
rechnungshofes (Anlage C) sowie 

ein Bericht des Präsidenten des Bundesrechnungshofes über 
seine Tätigkeit als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung (Anlage D) 

beigefügt. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung der 
Bundesregierung (Anlage E) 

beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Unterausschusses 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages und 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes über die Prüfung 
der Jahresrechnung für das Rechnungsjahr 1956 über Ein- 
nahmen und Ausgaben des Bundesnachrichtendienstes ge- 
mäß § 89 der Reichshaushaltsordnung sowie 

beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnun- 
gen für das Rechnungsjahr 1956 gemäß § 89 a.a.O. betreffend 
die Ausgaben bei 
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Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

für Verteidigung für Zwecke des 
militärischen Abschirmdienstes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes. 

Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des 
Bundesrates gerichtet. 

Etzel 
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Bemerkungen 

des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1956 (einschließlich Vermögensrechnung) 
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Allgemeines 

1. Der Bundesrechnungshof legt seine Bemerkun- 
gen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur 
Bundesvermögensrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1956 hiermit vor. Sie bilden die Grund- 
lage für die Beschlüsse des Bundestages und 
des Bundesrates über die Entlastung der Bun- 
desregierung (Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


* 


Stand der Entlastung für das 
Rechnungs j ahr 1 954 

2. Der Bundestag hat am 25. Februar 1959 auf 
Grund des mündlichen Berichts des Haushalts- 
auschusses beschlossen, 

a) die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1954 festge- 
stellten Haushaltsüberschreitungen und 
außerplanmäßigen Ausgaben nach § 83 

RHO nachträglich zu genehmigen und die 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung 1954 bis auf 
die Vorbehalte (§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 
RHO) für erledigt zu erklären, 


b) die Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1954 nach § 108 RHO zu entlasten. 

Der Bundesrat hatte die Entlastung bereits er- 
teilt und — ebenso wie der Bundestag — die 
in der Bundeshaushaltsrechnung 1954 festge- 
stellten über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
nachträglich genehmigt (vgl. Drucksache 554 — 

3. Wahlperiode — S. 5 Nr. 3). Die Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1954 ist damit abge- 
schlossen. 


* 


Stand der Entlastung für das 
Rechnungsjahr 1955 

3. Der Bundesrat hat am 14. November 1958 be- 
schlossen, der Bundesregierung wegen der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1955 
auf Grund der Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes die erbetene Entlastung zu erteilen 
(§ 108 RHO). Die in der Bundeshaushaltsrechnung 
1955 festgestellten über- und außerplanmäßi- 
gen Ausgaben hatte der Bundesrat bereits am 
7. Juni 1957 nachträglich genehmigt (§ 83 
RHO). Die Beschlüsse des Bundestages nach 
§ 83 und nach § 108 RHO stehen noch aus. 


* 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1956 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1956 beträgt das Haushaltssoll 

31 489 491 600,— 

31 489 491 600,— 

Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1955 übernom- 
menen Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorbe- 
richts zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXIII/XXIV) mit 


5 826 565 524,07 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 
1955 übernommenen Haushaltsreste 

31 489 491 600,— 

37 316 057 124,07 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1956 betragen die Ist- 
Einnahmen und die Ist-Ausgaben 

30 553 684 638,79 

30 553 684 638,79 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1956 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1957 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1956 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 


4 993 798 550,72 

Summe der Ist-Beträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1956 verbliebenen Haushaltsreste 

30 553 684 638,79 

35 547 483 189,51 
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Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


Übertrag: 30 553 684 638,79 35 547 483 189,51 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1955 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mindereinnahme/Minderausgabe 935 806 981,21 1 768 573 934,56 

h) Mithin Uberschuß des Rechnungsjahres 1956 (§§ 75, 77 

RHO) 

In diesem Überschuß ist ein Betrag von 

enthalten, den der Bundesminister der Finanzen zum Ausgleich der kassen- 
mäßigen Mehrausgabe des ordentlichen Haushalts 1956 aus der kassenmäßi- 
gen Mehreinnahme des ordentlichen Haushalts 1955 entnommen hat 2 ). 


832 766 973,35 DM 1 ) 
91 273 879,07 DM 


Der Betrag ist auf dem Bestandskonto „Kassenminderausgabe aus dem 
Rechnungsjahr 1955“ der Bundeshauptkasse verausgabt und im ordentlichen 
Haushalt bei Kapitel 60 02 Titel apl. 98a vereinnahmt worden (vgl. die Be- 
gründung zu Kapitel 60 02 Titel apl. 98a der Bundeshaushaltsrechnung 1956 

S. 1937). 

bleiben . . . 741 493 094,28 DM 

Ferner hat der Bundesminister die kassenmäßige Mehrausgabe des außer- 
ordentlichen Haushalts 1956 unmittelbar vor dem Abschluß durch einen 

Zuschuß aus dem ordentlichen Haushalt 1956 in Höhe von 2 678 951 534,63 DM 

abgedeckt. Damit ist ein Teil des Überschusses des ordentlichen Haushalts 
1956 gemäß § 75 Abs. 2 RHO zur Verminderung des Anleihebedarfs verwen- 
det worden. 


Der Betrag ist im ordentlichen Haushalt bei Kapitel 60 02 Titel apl. 998 
außerplanmäßig verausgabt und im außerordentlichen Haushalt bei Kapitel 
A 60 02 Titel apl. 98a außerplanmäßig vereinnahmt worden (vgl. die Be- 
gründung in der Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 1956 S. 2163) 

Ohne diese Buchungen hätte sich beim ordentlichen Haushalt für das Rech- 

nungsjahr 1956 ein Überschuß in Höhe von 3 420 444 628,91 DM 

ergeben. “ 


Der Bundesminister hat den in der Bundes- j 
haushaltsrechnung 1956 ausgewiesenen Uber- 
schuß von 832 766 973,35 DM von den Fehl- | 
betrügen abgesetzt und damit zur Minderung 
des noch ungedeckten Gesamtfehlbetrages ver- 
wendet. Finanzwirtschaftlich hat der Bundes- 
rechnungshof in Anbetracht der jahrelangen 
Außerkraftsetzung des § 75 Satz 1 RHO gegen 
die Verrechnung des Überschusses mit einem 
Fehlbetrag nichts einzuwenden. Da jedoch nach 
§ 75 Satz 2 RHO der Uberschuß in voller Höhe 
zur Verminderung des Anleihebedarfs oder zur 
Schuldentilgung zu verwenden war, hätte der 
Bundesminister zu der abweichenden Regelung 
wegen des Betrages von rd. 832,8 Mio DM einer 
Ermächtigung durch Haushaltsgesetz bedurft. 

* 


5. Zum Ausgleich der Ist-Einnahmen und der Ist- 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1956 hat der Bundesminister den 
Betrag von 91,3 Mio DM dem Bestandskonto 
„Kassenminderausgabe aus dem Rechnungsjahr 
1955“ entnommen. Hiergegen erhebt der Bun- 
desrechnungshof grundsätzliche Bedenken. Dem 
Haushalt 1956 wurden Mittel zugeführt, die da- 
für nicht zur Verfügung standen. Dadurch ist 
das Jahresergebnis 1956 unrichtig ausgewiesen 
und den am Ende des Rechnungsjahres 1955 be- 
stehenden Ausgaberesten des Rechnungsjahres 
1955 die Deckung entzogen worden. 


Anmerkung 

9 Der Überschuß ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1955 


übernommenen Haushaltsresten nach b) mit 5 826 565 524,07 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1956 verbliebenen Haushaltsresten 

nach e) mit # 4 993 798 550,72 DM 

832 766 973,35 DM. 


2 ) Ein weiterer Betrag von 2 980 872 705,66 DM ist im Rechnungsjahr 1957 zur Deckung von Ausgaben des ordent- 
lichen Haushalts bei Kapitel 60 02 Titel apl. 99 als Einnahme gebucht worden. 
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Der ordentliche Haushalt für das Rechnungs- 
jahr 1955 hat wie folgt abgeschlossen: 

Kassenmäßige Mehrein- 
nahme rd. 3 072,1 Mio DM 

Am Schluß des Rech- 
nungsjahres verbliebene 
Ausgabereste 

rd. 5 642,1 Mio DM 

Aus dem Vorjahr über- 
nommene Ausgabereste 
rd. 1 237,0 Mio DM 

Unterschied rd. 4 405,1 Mio DM 

mithin Fehlbetrag rd. 1 333,0 Mio DM 

Der so ermittelte Fehlbetrag ist als das end- 
gültige Rechnungsergebnis des Rechnungsjah- j 
res 1955 im Sinne des § 75 RHO in der Bundes- 
haushaltsrechnung ausgewiesen. 1 

i 

Der Bundesminister hat die Auffassung ver- j 
treten, daß das Verfahren lediglich eine Fort- , 
führung der in den vorhergehenden Rechnungs- i 
jahren geübten Praxis sei. In den Vorjahren 
sind wiederholt die beim Jahresabschluß aus- j 
gewiesenen kassenmäßigen Mehrausgaben im j 
folgenden Rechnungsjahr aus Mitteln des or- 
dentlichen Haushalts ausgeglichen worden. Der j 
außerplanmäßige Ausgleich diente also zur j 
Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren. i 

Im Rechnungsjahr 1956 dagegen hat der Bun- 
desminister kassenmäßige Mehreinnahmen (aus j 
dem Bestandskonto „Kassenminderausgabe aus i 
dem Rechnungsjahr 1955“) als Deckungsmittel i 
für das Rechnungsjahr 1956 verwendet, obwohl j 
das Rechnungsjahr 1955 mit einem Fehlbetrag 
abgeschlossen hatte. Dieses Verfahren ist haus- 
haltsrechtlich anders zu würdigen. Eine kassen- 
mäßige Mehreinnahme kann sowohl bei einem 
Überschuß als auch bei einem Fehlbeträge vor- 
handen sein. Bei einem Überschuß kann sie von 
den gesetzgebenden Körperschaften bis zur 
Höhe dieses Überschusses als Deckungsmittel 
im Haushalt des nächsten Rechnungsjahres 
eingesetzt werden. Bei einem Fehlbetrag kann 


die kassenmäßige Mehreinnahme niemals zur 
haushaltsmäßigen Deckung neuer, d. h. noch 
nicht gedeckter Ausgaben dienen, da ein mit 
einem Fehlbetrag zusammenhängender Bestand 
seinem Wesen nach nicht Deckungsmittel sein 
kann. Die kassenmäßige Mehreinnahme des 
Rechnungsjahres 1955 stellte Mittel zur Bestrei- 
tung der in diesen Fehlbetrag einbezogenen 
Ausgabereste dar. Deshalb durfte sie nicht, wie 
es geschehen ist, dem Haushalt 1956 als Dek- 
kungsmittel zugeführt werden. 

Das vom Bundesminister geübte Verfahren 
läuft darauf hinaus, das Rechnungsergebnis 
eines Rechnungsjahres zu Lasten der Deckungs- 
mittel der Haushaltsreste aus einem bereits ab- 
geschlossenen Vorjahre zu begünstigen. Ein 
derartiges Vorgehen verträgt sich weder mit 
dem Grundsatz der Jährlichkeit von Haushalt 
und Rechnung noch mit dem Gebot, das Wirt- 
schaftsergebnis eines jeden Rechnungsjahres 
richtig auszuweisen. Auch ist damit dem § 78 
RHO nicht Genüge getan, wonach im Abschluß 
der Bestand aus dem Vorjahr in voller Höhe 
nachzuweisen ist. 


* 


6. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1955 rd. 5642,1 Mio DM betrugen 
und sich bei der Übernahme in das Rechnungs- 
jahr 1956 durch Übertragung von Ausgabean- 
sätzen aus dem außerordentlichen Haushalt in 
den ordentlichen Haushalt um rd. 184,4 Mio DM 
auf rd. 5826,5 Mio DM erhöht hatten (vgl. S. 5 
Nr. 4b), haben sich auf rd. 4993,8 Mio DM am 
Schluß des Rechnungsjahres 1956 vermindert 
(vgl. S. 5 Nr. 4e). Sie jachen damit rd. 
16,3 v. H. der Ist-Ausgaben aus. Von den am 
Schluß des Rechnungsjahres 1956 verbliebenen 
Ausgaberesten entfallen allein rd. 3858,2 Mio 
DM (— rd. 12,6 v. H. der Ist- Ausgaben) auf den 
Einzelplan 14 (Bundesminister für Verteidi- 
gung) und den Einzelplan 35 (Verteidigungs- 
lastcn). 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1956 

Einnahme Ausgabe 

DM DM 

7, a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1956 beträgt das Haushaltssoll . 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1955 übernom- 
menen Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorbe- 
richts zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXIII/XXIV) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungs- 
jahr 1955 übernommenen Haushaltsreste 3 536 552 500, — 4 038 882 382,— 


3 536 552 500,— 3 536 552 500,— 

— 502 329 882, — 
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d) 

e) 


f) 

g) 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1956 betragen die Ist- 
Einnahmen und die Ist-Ausgaben 

2 727 496 91 7, 76 3 ) 

2 727 496 917,76 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1956 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1957 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1956 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 


1 092 856 099,88 

Summe der Ist-Beträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1956 verbliebenen Haushaltsreste 

2 727 496 917,76 

3 820 353 017,64 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1955 übernommenen Haushaltsreste (c) be- 
trägt die Mindereinnahme/Minderausgabe 

809 055 582,24 

218 529 364,36 


h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1956 (§§ 75, 77 
RHO) ■ 


590 526 217,88 4 ) 


Der Bundesminister der Finanzen hat von der 
ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von 
Geldmitteln im Wege des Kredits zur Deckung 
von Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 
mit Rücksicht auf die Kassenlage des Bundes 
keinen Gebrauch gemacht. Er hat aus dem 
Uberschuß des ordentlichen Haushalts 1956 
einen Betrag von 2 678 951 534,63 DM dem 
außerordentlichen Haushalt zur Minderung des 
Anleihebedarfs zugeführt. Ohne diesen Beitrag 
des ordentlichen Haushalts hätte sich beim 
außerordentlichen Haushalt ein Fehlbetrag von 
590 526 217,88 DM + 2 678 951 534,63 DM = 

3 269 477 752,51 DM ergeben. 

Der Fehlbetrag von 590 526 217,88 DM hätte 
bei sinngemäßer Anwendung des § 75 Satz 1 
RHO spätestens in den Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1958 als ordentliche Aus- 
gabe eingestellt werden müssen. Nach § 6 des 
Haushaltsgesetzes 1958 wird jedoch § 75 Satz 1 
RHO im Rechnungsjahr 1958 nicht angewendet. 

* i 

! 

8. An ungedeckten Fehlbeträgen waren am Ende ! 
des Rechnungsjahres 1956 vorhanden: J 


Übertrag 

318 780 266,42 

188 571 934,18 DM ist durch 
Abrundung entstanden.) 


aus dem Rechnungsjahr 
1951 (vgl. S. 10 Nr. 11 der 
Bemerkungen 1951) . . . 

340 488 722,87 

aus dem Rechnungsjahr 
1952 (vgl. S. 9 Nr. 12 der 
Bemerkungen 1952) . . . 

258 732 287,98 

aus dem Rechnungsjahr 
1953 (vgl. S. 11 Nr. 9 der 
Bemerkungen 1953) . . 

508 800 412,46 

aus dem Rechnungsjahr 
1954 (vgl. S. 8 Nr. 9 der 
Bemerkungen 1954) . . . 

697 312 559,66 

aus dem Rechnungsjahr 
1955 (vgl. S. 8 Nr. 7 der 
Bemerkungen 1955) . . . 

1 132 634 571,95 

aus dem Rechnungsjahr 
1956 — außerordentlicher 
Haushalt — (vgl. oben 

Nr. 7h) 

590 526 217,88 


DM 

Aus dem Rechnungsjahr 

1949 (vgl. S. 5 Nr. 2 der 

Bemerkungen 1949/50) . . 130 208 317,90 

aus dem Rechnungsjahr 

1950 (vgl. S. 8 Nr. 3 der 

Bemerkungen 1949/50) . . 188 571 948,52 

(Der Unterschied zu dem 

dort genannten Betrag von 


zusammen 3 847 275 039,22 

Außerdem sind für den aus 
der kassenmäßigen Mehr- 
einnahme des Rechnungs- 
jahres 1955 verwendeten 

Betrag von 91 273 879,07 

(vgl. S. 6 Nr. 4) Deckungs- 
mittel zu beschaffen. 


Übertrag 


318 780 266,42 


Mithin sind ungedeckt . 


3 938 548 918,29 


Anmerkung 

s ) In dem Betrag sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die Rechnung des außerordentlichen 
Haushalts übertragenen 2 678 951 534,63 DM enthalten (vgl. S. 6 Nr. 4). 

4 ) Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1956 verbliebenen Ausgabereste nach e) . . 1 092 856 099,88 DM 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1955 übernommenen Ausgabereste nach b) 502 329 882, — DM 

590 526 217,88 DM 
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Übertrag 

In der Rechnung des ordent- 
lichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1956 ist ein 

Uberschuß von 

ausgewiesen. Der Bundes- 
minister hat diesen Über- 
schuß unmittelbar gegen 
zu deckende Fehlbeträge 
aus Vorjahren verrechnet 
und demgemäß in der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1956 
als noch ungedeckt den Be- 
trag von 

nach ge wiesen. 

In der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rech- 
nungsjahr 1957 ist im or- 
dentlichen Haushalt ein 
Fehl- 
betrag 

von . 1 448 204 207,45 DM 
und im 
außer- 
ordent- 
lichen 
Haus- 
halt ein 
Uber- 
schuß 

von . 168 436 151,01 DM 

Außerdem sind für den aus 
der kassenmäßigen Mehr- 
einnahme 1955 verwende- 
ten Restbetrag von . . . 

haushaltsmäßig Deckungs- 
mittel zu beschaffen. 

Am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1957 waren dem- 
nach noch ungedeckt . . . 


DM 

3 938 548 918,29 


832 766 973,35 


3 105 781 944,94 


eingestellt. Da bei den Titeln 300 der Kapi- 
tel 14 02 und A 14 02 keine Ausgaben zu leisten 
sind, wirken sich diese Ausgabebewilligungen 
— um die Minderausgabe bei Kapitel 60 02 
Titel 300 vermindert — mit 1,5 Mrd. DM ver- 
bessernd auf das Rechnungsergebnis des Rech- 
nungsjahres 1959 aus. Die Einsparung führt 
möglicherweise im ordentlichen Haushalt zu 
einem Überschuß. Wieweit durch diese Entwick- 
lung eine Verminderung der aufgelaufenen 
Fehlbeträge, ggf. mit Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften, erreicht werden kann, 
bleibt abzuwarten. 

Der Bundesrechnungshof wird zu gegebener 
Zeit hierzu Stellung nehmen. 

* 


9. Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1956 als Betriebsmittel überwiese- 
nen Goldbestände (vgl. § 78 RHO) und die Be- 
triebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in 
der Anlage XII zur Bundeshaushaltsrechnung 
1956 nachgewiesen (S. 2522). 

* 


- 1 279 768 056,44 


2 980 872 705,66 


7 366 422 707,04 


10. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßige Ausgaben) für das Rechnungs- 
jahr 1956 sind in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1956 nachgewiesen (S. 1983 bis 
2170). Sie betragen beim ordentlichen Haushalt 
5 093 077 360,86 DM, das sind rd. 16 v. H. des 
Haushaltssolls von rd. 31 489 Mio DM. Die grö- 
ßeren Posten sind im Vorbericht zur Bundes- 
haushaltsrechnung dargestellt (S. XLII bis 
XLIII). Es sind allein rd. 2679 Mio DM verwen- 
det worden, um die kassenmäßige Mehraus- 
gabe des außerordentlichen Haushalts 1956 (Ka- 
pitel 60 02 Titel apl. 998, Anlage I S. 2163; vgl. 
S. 6 Nr. 4) abzudecken. Die restlichen Über- 
schreitungen betragen rd. 7,6 v. H. des Haus- 
haltssolls. 


Der Bundesrechnungshof hat zuletzt in seinen 
Bemerkungen zu der Bundeshaushaltsrechnung : 
für das Rechnungsjahr 1955 darauf hingewiesen, i 
daß die Bereinigung der ungedeckten Fehl- 
beträge nicht länger zurückgestellt werden sollte ; 
(Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — S. 9). In 
den Bundeshaushaltsplänen der Rechnungsjahre 
1956 bis 1959 sind wieder keine Mittel „zur | 
Deckung von Fehlbeträgen" veranschlagt wor- 
den; die Haushaltsgesetze hatten die Bestim- 
mung des § 75 Satz 1 RHO jeweils außer Kraft 
gesetzt. Indessen wurden im Bundeshaushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1959 4 Mrd. DM (3,7 
Mrd. DM bei Kapitel 14 02 Titel 300 und 0,3 
Mrd. DM bei Kapitel A 14 02 Titel 300) „zur 
Neudeckung von Ausgaberesten aus Vorjahren, 
deren Deckungsmittel für andere Zwecke ver- 
wendet worden sind", veranschlagt. In densel- 
ben Haushaltsplan wurde bei Kapitel 60 02 
Titel 300 als „Minderausgabe im Bundeshaus- 
halt 1959" ein Minusbetrag von 2,5 Mrd. DM 


In den Überschreitungen sind rd. 471,3 Mio 
DM Vorgriffe enthalten, die aus der nächsten 
Bewilligung für den gleichen Zweck vorweg zu 
decken sind (§ 30 Abs. 3, § 73 Abs. 1 RHO). Die 
Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1956 geleistet 
worden; sie belasten jedoch nicht den Rech- 
nungsabschluß dieses Rechnungsjahres, sondern 
den des Rechnungsjahres 1957. 

* 

11. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1956 — 
ordentlicher und außerordentlicher Haushalt — 
in Einnahme und Ausgabe aufgeführten Be- 
träge stimmen mit denjenigen überein, die in 
den Kassenrechnungen für das Rechnungsjahr 
1956 als Einnahmen und Ausgaben nachgewie- 
sen sind; der Bundesrechnungshof hat — von 
unwesentlichen Einzelfällen abgesehen — keine 
Beträge festgestellt, die nicht ordnungsmäßig 
belegt waren. Das gilt entsprechend für 
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die Hauptrechnung der Zentralkasse beim 
Bundesausgleichsamt über die Einnahmen 
und die Ausgaben des Ausgleichsfonds für 
das Rechnungsjahr 1956 und die Jahresrech- 
nung über die Einnahmen und Ausgaben des j 
ERP-Sondervermögens für das Rechnungs- 
jahr 1956. i 

* 

12. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 2Q) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat fest- 
gestellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1956 in Einnahme und Aus- 
gabe aufgeführten Beträge mit denjenigen 
übereinstimmen, die in der Kassenrechnung für 
das Rechnungsjahr 1956 als Einnahmen und 
Ausgaben nachgewiesen sind. Sie sind ord- 
nungsmäßig belegt. 

* 

Druck- und Darstellungsfehler 

13. Der Bundesrechnungshof hat in der Bundes- j 

haushaltsrechnung 1956 die in der Anlage 1 
(S. 37) zusammengestellten wesentlichen Druck- I 
und Darstellungsfehler festgestellt. Diese haben ! 
das Rechnungsergebnis nicht beeinflußt. j 


Bemerkungen 

nach § 107 Abs, 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Auf Grund einer Prüfung des Jahresab- 1 
Schlusses der Bundeshauptkasse für das Rech- ! 
nungsjahr 1956 wird folgende Bemerkung auf- 
gestellt: 

14. Im Juli 1956 hat der Bundesminister der Finan- 
zen aus dem Kassenbestand der Bundeshaupt- 1 
kasse 15 Mio DM bei einer Bank als Festgeld 
für die Dauer von einem Jahr zu einem Zins- 
satz von 5 3 /4 v. H. angelegt. Durch die Einlage 
sollte der Kurs einer von der Bank begebenen 
Anleihe gestützt werden. Die ursprünglich bis 
zum 30. Juni 1957 begrenzte, dann aber auf 
Vorstellung der Bank verlängerte Einlage 
wurde am 31. Dezember 1957 an die Bundes- 
hauptkasse zurückgezahlt. Die Geldanlage ist 
als Teil des Kassenbestandes der Bundeshaupt- 
kasse geführt worden. Der Anlage der Kassen- 
mittel außerhalb des Zentralbanksystems hatte 
die Bank deutscher Länder zugestimmt. 

Der Bundesminister hat die Maßnahme da- 
mit begründet, daß die Bank im Jahre 1955 auf 
Grund von Verhandlungen mit den zuständigen 
Bundesressorts veranlaßt worden sei, eine An- 
leihe zu begeben; durch die damalige Lage auf j 
dem Kapitalmarkt habe die Anleihe, die erst 1 
im Jahre 1969 fällig wird, laufend unter star- 
kem Druck gestanden. Die Stützung der An- 
leihe habe dem Bund nicht gleichgültig sein 
können, da ein weiterer Kurseinbruch zu un- 
liebsamen öffentlichen Erörterungen geführt 
hätte. Er habe deshalb der Bank im Wege der 
Geldanlage die Kursstützung ermöglicht. 


Der Bundesrechnungshof hat die Maßnahme 
beanstandet. Darauf hat der Bundesminister er- 
widert, die Erfordernisse, die § 26 Abs. 2 
Satz 1 RHO für eine Geldanlage aufstellt, seien 
erfüllt gewesen, da die Anlage sicher gewesen 
sei und über den angelegten Betrag im Bedarfs- 
fälle jederzeit habe verfügt werden können. 
Die Geldanlage habe weiterhin zum Kassenbe- 
stand der Bundeshauptkasse gehört und sei als 
solcher ausgewiesen worden. Es seien deshalb 
auch nicht die Ausgaben der parlamentarischen 
Kontrolle entzogen worden. Die Bank habe auf 
ihre eigene Rechnung mit der Geldanlage zwar 
auch einen im Interesse des Bundes liegenden 
besonderen Zweck verfolgt; durch die vorüber- 
gehende Maßnahme sei aber die vorschrifts- 
mäßige Verwaltung der Kassenmittel des Bun- 
des nicht gefährdet worden. 

Der Bundesrechnungshof kann diese Auffas- 
sung des Bundesministers nicht teilen. Wenn 
mit der Hingabe von freien Kassenmitteln an 
eine Bank nicht nur Geld angelegt, sondern 
darüber hinaus noch ein bestimmter wirtschaft- 
licher Zweck verfolgt wird, so handelt es sich 
nicht mehr allein um die Verwaltung der Kas- 
senmittel des Bundes im Sinne des § 26 Abs. 2 
Satz 1 RHO. Die Aufwendungen für die Hilfs- 
maßnahme hätten, da Haushaltsmittel dafür 
nicht zur Verfügung standen, außerplanmäßig 
als Haushaltsausgabe geleistet und nachgewie- 
sen werden müssen (§ 42 Abs. 2 und § 74 RHO). 
Da das nicht geschehen ist, sind die außerplan- 
mäßigen Ausgaben des Rechnungsjahres 1956 
um 15 Mio DM zu niedrig ausgewiesen und in 
dieser Höhe der parlamentarischen Kontrolle 
entzogen worden. In diesem Zusammenhang ist 
es unerheblich, daß das Geld sicher angelegt 
war. 

Der Bundesminister war haushaltsmäßig nicht 
ermächtigt, Bundesmittel für die Kursstützung 
aufzuwenden. Wenn der Bundesminister aber 
Mittel für die Kursstützung zur Verfügung 
stellte, hätte er bei der Festlegung des Zins- 
satzes für die Geldanlage die der Bank aus der 
Maßnahme zufließenden finanziellen Vorteile 
— Einsparung der Zinsen für die mit Bundes- 
mitteln angekauften Anleihestücke — angemes- 
sen berücksichtigen müssen. Das ist indessen 
nicht geschehen. Die Bank hatte dem Bund 
lediglich 5 3 /4 v. H. Zinsen zu zahlen, während sie 
selbst einen Zinsaufwand von 6V2 v. H. für die 
mit Hilfe des Bundes erworbenen Anleihestücke 
sparte. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 1, § 42 Abs. 2 und § 74 RHO vor. 
Der Abschluß der Haushaltsrechnung 1956 ist 
unzutreffend dargestellt. Der Bundesminister 
wird künftig den haushaltsrechtlichen Bestim- 
mungen entsprechend zu verfahren haben. 

* 

Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 1 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1954 (Anlage 3 
der Bemerkungen 1954 S. 47), der im übrigen 
aufrechterhalten bleibt, wird folgende Bemer- 
kung aufgestellt: 
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Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 0625 — Bundesgrenzschutz 

Einmalige Ausgaben ! 

Titel apl. 749 — Erwerb und Instandsetzung 

einer Unterkunft in Grafenau, 
Bayr. Wald 

15. Im Rechnungsjahr 1954 hat die Eigentümerin 
einer Liegenschaft in Grafenau (Bayr. Wald) ihr 
bisher industriell genutztes Besitztum, das aus 
Werkgebäuden und 5,5 ha hauptsächlich forst- 
wirtschaftlich genutztem Gelände bestand, 
Dienststellen des Bundes zum Erwerb ange- 
boten. Bei einer Besichtigung im Juli 1954, an 
der außer den Angehörigen beteiligter Bundes- ; 
und Landesdienststellen auch Vertreter des j 
Bundesministers des Innern und des Bundes- 
ministers der Finanzen tcilgenommen haben, ist 
— nach einem Aktenvermerk der Oberfinanz- 
direktion München — das Anwesen vorbehalt- 
lich baulicher Veränderungen zur Unterbrin- 
gung einer Einheit des Bundesgrenzschutzes als 
gut geeignet angesehen worden. Der für Um- 
und Neubauarbeiten notwendige Aufwand ist 
dabei auf 300 000 bis 400 000 DM geschätzt wor- 
den. 

Im September 1954 hat der Bundesminister 
des Innern beim Bundesminister der Finanzen 
die Zustimmung zu einer außerplanmäßigen 
Haushaltsausgabe von 700 000 DM für den Er- 
werb und die Instandsetzung der Anlage bean- i 
tragt. Der Bundesminister der Finanzen hat am 
22. Oktober 1954 einer außerplanmäßigen Aus- 
gabe bis zu 670 000 DM zugestimmt. In der Be- 
gründung ist ausgeführt, die Ausgabe sei zur ! 
Unterbringung der Verstärkung des Bundes- 
grenzschutzes unabweisbar gewesen. 

Die Eigentümerin hatte bei der Besichtigung 
als Kaufpreis für die bebauten Grundstücke 
350 000 DM, für das übrige Gelände weitere 
20 000 DM gefordert. Der Bundesminister der 
Finanzen hat in einem Erlaß an die Oberfinanz- 
direktion vom 29. Oktober 1954 einen Kauf- 
preis von äußerstenfalls 300 000 DM für ver- 
tretbar gehalten, weil der gemeine Wert der 
Anlagen durch die abgeschiedene und ungün- 
stige Verkehrslage gemindert werde. Mit die- 
sem Preis hat sich die Eigentümerin unter ge- 
wissen Bedingungen am 15. November 1954 
mündlich gegenüber einem Referenten der j 
Oberfinanzdirektion einverstanden erklärt. ! 
Nach einer Besprechung in Bonn hat sie aber 
am 23. November 1954 dem Referenten der 
Oberfinanzdirektion gegenüber ihre Bereit- 
schaft, die Liegenschaft für 300 000 DM zu ver- 
kaufen, widerrufen und 390 000 DM gefordert. 
Im Anschluß an eine Vorsprache der Eigen- 
tümerin im Bundesministerium der Finanzen am 
20. Dezember 1954 hat der Bundesminister der 
Oberfinanzdirektion in einem Erlaß vom 21. De- 
zember 1954 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern nochmals mitgeteilt, daß 
ein höherer Kaufpreis als 300 000 DM für die 


Liegenschaft nicht geboten werden könne. Auch 
in einem Erlaß an die Oberfinanzdirektion vom 
25. Januar 1955 hat der Bundesminister der 
Finanzen darauf hingewiesen, daß das Höchst- 
gebot 300 000 DM betrage und hierüber Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern 
bestehe. 

Mit Fernschreiben vom 21. März 1955 hat der 
Bundesminister der Finanzen die Oberfinanz- 
direktion „auf Grund eines Schreibens des Bun- 
desministers des Innern vom 28. Februar 1955" 
angewiesen, mit der Eigentümerin auf der 
Grundlage eines Kaufpreises von 300 000 bis 
340 000 DM zu verhandeln. In einem Fern- 
gespräch mit einem Sachbearbeiter der Ober- 
finanzdirektion München am 22. März 1955 hat 
die Eigentümerin, die nach ihren Äußerungen 
im Verlaufe dieses Gesprächs über die Entwick- 
lung unterrichtet war, 340 000 DM gefordert, ob- 
wohl sie noch am 21. März 1955, also am Tage 
vorher, dem Bundesminister der Finanzen und 
der Oberfinanzdirektion geschrieben hatte, sie 
sei bereit, einen Kaufvertrag über 300 000 DM 
abzuschließen. Den Inhalt dieses Schreibens hat 
die Oberfinanzdirektion der Eigentümerin am 
23. März 1955 mit dem Zusatz bestätigt, das 
Ferngespräch vom 22. März 1955 werde damit 
als gegenstandslos angesehen. Am 25. März 1955 
hat ein Referent des Bundesministers der Finan- 
zen die Oberfinanzdirektion fernmündlich 
unterrichtet, daß das Fernschreiben des Bundes- 
ministers der Finanzen vom 21. März 1955 in- 
soweit überholt sei, als der höchstzulässige 
Kaufpreis nunmehr 320 000 DM betrage. Er hat 
weiter mitgeteilt, der Betrag von 300 000 DM 
gelte jedoch dann als Höchstpreis, wenn die 
Eigentümerin das Kaufangebot mit diesem Be- 
trage angenommen habe. Der Eigentümerin 
gegenüber hat der Bundesminister der Finanzen 
in einem Telegramm den Vermittlungsvorschlag 
eines Bundestagsabgeordneten vom 24. März 
1955 bestätigt, der einen Kaufpreis von 
320 000 DM vorsah. Hiervon hat er die Ober- 
finanzdirektion durch Fernschreiben vom 
28. März 1955 verständigt. Die Eigentümerin 
hat sich in einem Telegramm vom 30. März 
1955 mit diesem Kaufpreis einverstanden er- 
klärt. 

Am 31. März 1955 hat ein Referent des Bun- 
desministers der Finanzen einen Sachbearbeiter 
der Oberfinanzdirektion fernmündlich aufge- 
fordert, den Kaufvertrag noch an demselben 
Tage abzuschließen, „weil sonst der Kaufbetrag 
nicht zur Zahlung angewiesen werden könne". 
Auf den Einwand des Beamten, daß dies nicht 
möglich sei, hat er gebeten, dem Ministerium 
umgehend ein Fernschreiben zu senden, aus 
dem hervorgehe, daß der Kaufvertrag sofort 
abgeschlossen werde. Diesem Verlangen ist die 
Oberfinanzdirektion nachgekommen. Darauf- 
hin hat sich der Bundesminister der Finanzen 
mit Schreiben von demselben Tage dem Bun- 
desminister des Innern gegenüber „angesichts 
des heute abgeschlossenen Kaufvertrages" 
damit einverstanden erklärt, daß 350 000 DM, 
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die für den Kaufpreis sowie für Grunderwerb- 
steuern und Nebenkosten bestimmt seien, in 
der Weise auf das Konto der Eigentümerin 
bei einer Sparkasse überwiesen würden, daß 
der Betrag nicht ohne Zustimmung der Bundes- 
republik an die Kontoinhaberin ausgezahlt 
werden könne. Der Bundesminister des Innern 
hat den Betrag am 31. März 1955 überweisen ! 
lassen. 

Der Kaufvertrag ist erst am 24. Mai 1955 
abgeschlossen worden. Der Kaufpreis betrug 
320 000 DM und ist in drei Raten bezahlt wor- 
den (150 000 DM im Juli 1955, 169 730 DM 
im September 1955 und 270 DM im April 1956). 
Ferner hat die Sparkasse auf Anweisung der 
Oberfinanzdirektion zu Lasten des Sperrkon- 
tos 22 255,60 DM für Nebenkosten (Grunder- 
werbsteuer, Notariatskosten, Katasterpläne) 
gezahlt und 16,30 DM für Spesen • abgebucht. 
Den Rest von den 350 000 DM — 7728,10 DM 
— hat sie im Mai 1957 bei der Auflösung des 
Sperrkontos zusammen mit den Zinsen — 
2803,64 DM — an die Bundeshauptkasse über- 
wiesen (insgesamt 10 531,74 DM). In der Bun- 
deshaushaltsrechnung 1954 ist eine außerplan- 
mäßige Ausgabe von 350 000 DM nachgewiesen 
(S.1161). 

Die Liegenschaft ist am 17. September 1955 
an die zuständige Bundesvermögensstelle und 
von dieser am 9. November 1955 an die zustän- 
dige Grenzschutzverwaltungsstelle übergeben 
worden. Am 19. September 1955 hat die frühere 
Eigentümerin von der Grenzschutzverwaltung 
1051,50 DM für einen eingebauten Wand- 
schrank, ein fest angebrachtes Spülbecken und 
für Schnitzarbeiten am Wandschrank sowie an 
Balken und Säulen gefordert. Der Betrag ist 
gezahlt worden; 761,50 DM sind bei Kapitel 
06 25 Titel 873, 290 DM bei Titel 204 nachge- 
wiesen (Rechnungsjahr 1955). 

Bei den Verhandlungen über den Kaufpreis 
war den beteiligten Dienststellen nicht bekannt, 
daß die Liegenschaft durch ein dazwischenlie- , 
gendes Grundstück eines anderen Eigentümers j 
in zwei Teile getrennt war. Dies ist erst im 
April 1955 bei der Vorbereitung des notariellen 
Kaufvertrages festgestellt worden. Zur Ver- ■ 
bindung der beiden Teile hat die Oberfinanz- 
direktion München dieses Grundstück im Rech- 
nungsjahr 1957 für den Bund erworben. Dabei 
hat sie auf Verlangen des bisherigen Eigen- 
tümers ein weiteres Grundstück erwerben müs- 
sen. Der Kaufpreis für beide Grundstücke mit j 
Nebenkosten hat rd. 5900 DM betragen; er ist 
im Rechnungsjahr 1957 bei Kapitel 14 12 Titel [ 
791 nachgewiesen, weil inzwischen die Liegen- 
schaft am 3. September 1956 dem Bundesminister j 
für Verteidigung übergeben worden war. Die- ! 
ser hat sie am 19. November 1957 wieder dem j 
Bundesgrenzschutz überlassen. 

Bereits im Rechnungsjahr 1956 waren für den 
Umbau und den Ausbau der Unterkunft als | 
erster Teilbeitrag 500 000 DM bei Kapital 06 25 j 
Titel 754 veranschlagt; die Gesamtkosten wa- j 


ren nach den Erläuterungen des Titels seiner- 
zeit auf 800 000 DM veranschlagt. Nach den 
Bundeshaushaltsrechnungen 1956 (S. 458/459) 
und 1957 (S. 496/497) ist der 1956 bereitgestellte 
erste Teilbetrag in beiden Rechnungsjahren 
nicht in Anspruch genommen und als Ausgabe- 
rest in das Rechnungsjahr 1958 übertragen 
worden. Im Haushaltsplan 1959 sind die Ge- 
samtkosten für die Herrichtung und den Aus- 
bau der Unterkunft mit 1,32 Mio DM angege- 
ben (lfd. Nr. 29 der Erläuterungen zu Kapitel 
06 25 Titel 710); als zweiter Teilbetrag sind für 
1959 700 000 DM veranschlagt. Von den Ge- 
samtkosten entfallen rd. 536 000 DM allein 
auf Umbauarbeiten und weitere 4000 DM auf 
die Kosten des Abbruchs einer miterworbenen 
Lagerhalle, die bauliche Mängel aufwies und 
für den Bundesgrenzschutz nicht verwendet wer- 
den konnte. Mit den Bauarbeiten ist im Rech- 
nungsjahr 1958 begonnen worden. Dabei hat 
sich herausgestellt, daß die Gebäude in so er- 
heblichem Umfange vom Schwamm befallen 
sind, daß sie unter Umständen abgebrochen 
werden müssen. Bisher ist die Unterkunft weder 
vom Bundesgrenzschutz noch von der Bundes- 
wehr genutzt worden. Für die Bewachung und 
Bewirtschaftung sind bis zum Beginn der Bau- 
arbeiten mindestens 23 000 DM Kosten ent- 
standen. 

a) Auf den Vorhalt des Bundesrechnungshofes, 
daß im Rechnungsjahr 1954 ein Bedarf zum 
Erwerb einer Liegenschaft für den Bundes- 
grenzschutz in Grafenau nicht bestanden 
habe, hat der Bundesminister des Innern 
erwidert, die damals vorgesehene Verstär- 
kung des Bundesgrenzschutzes auf 20 000 
Beamte sei davon abhängig gewesen, daß 
rechtzeitig Unterkünfte beschafft würden. 
Die Liegenschaft in Grafenau sei hierfür be- 
sonders geeignet gewesen, weil sie es er- 
möglicht hätte, eine Hundertschaft in Grenz- 
nähe und in der Nähe des Sitzes der Grenz- 
schutzabteilung unterzubringen. Die Ausgabe 
sei unabweisbar gewesen, weil die Eigentü- 
merin mit dem Verkauf nicht habe warten 
wollen. Das Grundstück sei in der Haupt- 
sache deshalb nach 3 V 2 Jahren noch nicht 
genutzt gewesen, weil verhältnismäßig kurze 
Zeit nach dem Erwerb bekanntgeworden sei, 
daß es bei der Überführung des Bundes- 
grenzschutzes in die Bundeswehr an diese 
abgegeben werde. Die bereits eingeleiteten 
Bauarbeiten hätten daraufhin eingestellt 
werden müssen. Sofort nach der Rückgabe 
der Liegenschaft an den Bundesgrenzschutz 
habe er die Herrichtung der Anlage für 
den Bundesgrenzschutz betrieben. 

Die Behauptung, daß die Eigentümerin 
mit dem Verkauf nicht habe warten wol- 
len, findet in den Unterlagen keine Stütze. 
Vielmehr hat die Eigentümerin, als die 
Oberfinanzdirektion auf ihre Kaufpreisfor- 
derung nicht einging, die Verhandlungen 
hinausgezögert. Nur dadurch, daß eine Er- 
klärungsfrist gesetzt und darauf hingewie- 
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sen worden ist, daß nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres die Gelder nicht mehr zur Ver- 
fügung ständen, haben der Bundesminister 
der Finanzen und die Oberfinanzdirektion 
erreichen können, daß die Kaufpreisverhand- 
lungen im März 1955 abgeschlossen worden 
sind. 

Wenn die Ausgabe wirklich zur Unter- 
bringung einer Einheit des Bundesgrenz- 
schutzes unabweisbar gewesen wäre, wie 
der Bundesminister des Innern in der Be- 
gründung seines Antrages auf Zustimmung 
einer außerplanmäßigen Haushaltsausgabe 
ausgeführt hat, so hätte aller Anlaß be- 
standen, die notwendigen baulichen Verän- 
derungen unverzüglich vorzunehmen. Diese 
hätten schon nach dem Abschluß des Kauf- 
vertrages vom 24. Mai 1955 vorbereitet 
werden können. Daß Bauarbeiten eingelei- 
tet worden wären, hat der Bundesrechnungs- 
hof nicht feststellen können. Bis zum In- 
krafttreten des Zweiten Gesetzes über den 
Bundesgrenzschutz vom 30. Mai 1956, durch 
das der Bundesgrenzschutz zum Aufbau der 
Bundeswehr herangezogen worden ist, ist 
weder ein Planungsauftrag noch ein Bau- 
auftrag erteilt worden. Die Liegenschaft ist 
auch in den folgenden Jahren nicht verwer- 
tet worden. Die Ausgaben für den Erwerb 
des Grundstücks waren somit weder im 
Rechnungsjahr 1954 noch in den folgenden 
Rechnungsjahren erforderlich. Auch die Ko- 
sten für die Bewachung und Bewirtschaftung 
der ungenutzten Liegenschaft in Höhe von 
mindestens 23 000 DM hätten erspart wer- 
den können. Der Bundesrechnungshof ist da- 
her der Auffassung, daß die Voraussetzungen 
für eine außerplanmäßige Ausgabe im März 
1955 nicht Vorlagen. 

b) Ferner hat der Bundesrechnungshof bean- 
standet, daß ein über dem geschätzten Wert 
liegender Preis gezahlt worden ist. Der Bun- 
desminister des Innern hat hierzu ausge- 
führt, den Kaufverhandlungen sei zunächst 
ein Betrag zugrunde gelegt worden, der an 
der untersten Grenze des für angemessen 
gehaltenen Preises gelegen habe. Als eine 
Einigung wegen des betonten Festhaltens an 
diesem Preis nicht möglich erschienen sei, 
habe der bereits erwähnte Bundestags- 
abgeordnete gebeten, zu berücksichtigen, 
daß der 1952/53 in Erwägung gezogene Preis 
durch das Steigen der Baukosten und bau- 
liche Veränderungen an der Liegenschaft 
überholt sei. Der Bundesminister des Innern 
hat weiter dargelegt, er habe dem Bundes- 
minister der Finanzen mitgeteilt, daß er die 
Mehrforderung der Eigentümerin sachlich 
nicht beurteilen könne, aber keine Bedenken 
gegen sie erheben wolle, wenn sie sidi in 
einem durch Sachverständigengutachten zu 
ermittelnden angemessenen Rahmen halte. 
Der Bundesminister der Finanzen hat erklärt, 
er habe den Kaufpreis unter den damaligen 
Verhältnissen für angemessen gehalten. Er 


hat darauf hingewiesen, daß das zuständige 
Finanzbauamt den Verkehrswert in einem 
Gutachten, das bei der Besichtigung der Lie- 
genschaft Vorgelegen habe, auf 343 000 DM 
geschätzt und daß der Bausachverständige 
seines Hauses nach Überprüfung dieses Gut- 
achtens einen Kaufpreis von 300 000 bis 
340 000 DM als angemessen und günstig be- 
zeichnet habe. Mit der wiederholten Anwei- 
sung an die Oberfinanzdirektion, einen 
300 000 DM übersteigenden Preis nicht zuzu- 
gestehen, sei nur versucht worden, einen 
„noch günstigeren Preis" zu erreichen und die 
Forderung der Verkäuferin von 390 000 DM 
von vornherein abzuweisen. 

Der Bundesrechnungshof kann diese Dar- 
stellung , nicht anerkennen. Die zum Teil 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern an die Oberfinanzdirektion ge- 
richteten Erlasse, die mehrfach einen Kauf- 
preis von höchstens 300 000 DM als vertret- 
bar bezeichneten, haben nicht nur dazu ge- 
dient, die Oberfinanzdirektion bei ihren 
Verhandlungen an eine obere Preisgrenze zu 
binden und eine günstige Grundlage für die 
Verhandlungen über den Kaufpreis zu schaf- 
fen. Der Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen an die Oberfinanzdirektion vom 
29. Oktober 1954, der sich auf die in einem 
Vermerk vom 27. Juli 1954 gegebenen Emp- 
fehlungen seines Bausachverständigen stütz- 
te, enthielt und begründete vielmehr die 
abschließende Ermittlung des Wertes durch 
den Bundesminister der Finanzen. Damit 
waren die Wertermittlungen des Finanzbau- 
amts und des Bausachverständigen überholt. 
Neue Tatsachen, die eine höhere Bewertung 
der Grundstücke gerechtfertigt hätten, hatten 
sich nicht ergeben. Es war bekannt, daß die 
Eigentümerin anstrebte, ihre Liegenschaft 
zu verkaufen, weil sie ihren Betrieb aus 
wirtschaftlichen Gründen verlegen wollte? 
andere Bewerber, die bereit gewesen wä- 
ren, einen so hohen Kaufpreis zu zahlen, 
waren offensichtlich nicht vorhanden. Es 
bestand daher aller Anlaß, von dem als an- 
gemessen festgestellten Kaufpreis, mit dem 
die Eigentümerin auch bereits zweimal wäh- 
rend der Verhandlungen einverstanden ge- 
wesen war, in den Verhandlungen nicht ab- 
zugehen. Es war daher nicht vertretbar, dem 
Vorschlag des Bundestagsabgeordneten nach- 
zugeben und den Kaufpreis von 320 000 DM 
zu zahlen. 

Auch der Betrag von 1051,50 DM hätte 
nicht gezahlt werden dürfen, da die Forde- 
rung der Verkäuferin rechtlich nicht be- 
gründet war. Der Wandschrank und die 
Schnitzereien an Wandschrank sowie an 
Balken und Säulen waren als wesentliche 
Bestandteile, das Spülbecken zumindest als 
Zubehör des Gebäudes durch den Kaufpreis 
für das Grundstück abgegolten. 

c) Der Bundesrechnungshof hat weiter bemän- 
gelt, daß den beteiligten Dienststellen die 
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Beschaffenheit des Anwesens bei den Kauf- 
verhandlungen nicht genau bekannt war. 
Die Tatsache, daß die Liegenschaft keinen 
zusammenhängenden Grundbesitz bildete, 
hätte bei rechtzeitiger Kenntnis als wert- 
mindernder Umstand bei der Ermittlung des 
Kaufpreises angemessen berücksichtigt wer- 
den müssen. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat dies bestritten und ausgeführt, das 
forstwirtschaftlich genutzte Teilstück sei für 
den vorgesehenen Verwendungszweck der 
Anlage unwesentlich gewesen; es sei nur 
erworben worden, weil die Verkäuferin dies 
von Anfang an gefordert habe, 

Den Ausführungen des Bundesministers 
der Finanzen kann der Bundesrechnungshof 
nicht folgen. Die Frage, ob eine Liegenschaft 
aus zusammenhängenden Grundstücken be- 
steht oder ob sie durch dazwischenliegende 
fremde Grundstücke geteilt ist, ist für die 
Feststellung des Verkehrswertes stets von 
Bedeutung, weil die getrennte Lage die 
spätere Verwendbarkeit erheblich beein- 
trächtigen kann. Daß die Verkäuferin den 
Miterwerb des getrennt liegenden, forst- 
wirtschaftlich genutzten Teilstücks gefordert 
hätte, geht aus den Akten nicht hervor. Der 
Bausachverständige des Bundesministers der 
Finanzen hat in seinem Vermerk vom 
27. Juli 1954 erörtert, ob dieses Gelände mit- 
erworben werden solle und dies befürwortet. 
Die Verkäuferin hat in ihrem Schreiben an 
die Oberfinanzdirektion München vom 
4. Dezember 1954 darauf hingewiesen, daß es 
„ggf. miterworben werden könne". Offen- 
sichtlich ist also das getrennt liegende Teil- 
stück nicht auf Verlangen der Verkäuferin, 
sondern auf Wunsch der beteiligten Dienst- 
stellen erworben worden. Es hätte nicht 
erworben werden dürfen, wenn es nicht 
benötigt wurde. Wenn ein Bedürfnis für die 
Verbindung der Teile des Anwesens nicht 
bestanden hat, war es auch nicht vertretbar, 
später das trennende und ein weiteres 
Grundstück zu erwerben und hierfür rd. 5900 
DM zusätzlich aufzuwenden. 

d) Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß 
der in Aussicht genommene Aufwand für 
den Ausbau der erworbenen Anlagen wirt- 
schaftlich nicht vertretbar ist. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat sich darauf beru- 
fen, daß die Um- und Einbaukosten bei der 
Besichtigung vom 19. Juli 1954 allgemein als 
wirtschaftlich angesehen worden seien. Der 
Bundesminister des Innern hat ergänzend 
vorgebracht, daß spätere, damals nicht er- 
kennbare Umstände — wie die unerwartet 
lange Zeit bis zur Belegung der Unter- 
kunft — bei der Beurteilung der Wirtschaft- 
lichkeit des Ausbaues außer Betracht bleiben 
müßten. Dem ist entgegenzuhalten, daß die 
Kosten der Herrichtung bei der Besichtigung 
offensichtlich zu niedrig geschätzt worden 
sind. Geht man von dem anteiligen Kauf- 
preis für die Gebäude und den genehmigten 


Umbaukosten aus, so belaufen sich die Her- 
stellungskosten auf 91 DM je cbm umbau- 
ten Raumes. Dieser Betrag wird nicht aus- 
reichen, weil die erst später festgestellten 
Schwammschäden weitere Aufwendungen 
erfordern werden. Neubauten würden dem- 
gegenüber 70 bis 80 DM je cbm umbauten 
Raumes kosten. Sie würden zudem wegen 
der wirtschaftlicheren Raumgestaltung und 
Bauart weniger umbauten Raum erfordern. 
Für die Unterbringung des Bundesgrenz- 
schutzes hätten demnach Unterkünfte mit 
wesentlich geringeren Kosten geschaffen 
werden können, wenn die Eignung der Lie- 
genschaft für den vorgesehenen Zweck aus- 
reichend geprüft worden wäre. 

e) Der Bundesrechnungshof mußte ferner bean- 
standen, daß die Ausgabe von 350 000 DM 
im Rechnungsjahr 1954 geleistet worden ist. 
Hierzu hat der Bundesminister des Innern 
ausgeführt, der hierfür zuständige Bundes- 
minister der Finanzen habe ihn unterrichtet, 
daß die Verkäuferin die Sicherstellung der 
Kauf summe noch im alten Rechnungsjahr 
gefordert habe. Deshalb habe er den Betrag 
im Einverständnis mit dem Bundesminister 
der Finanzen noch im alten Rechnungsjahr 
angewiesen. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat behauptet, der Bundesminister des 
Innern habe ihn am 30. März 1955 von der 
Forderung der Verkäuferin und davon un- 
terrichtet, daß der Kaufbetrag sofort zu 
überweisen sei. Der Mitteilung des Bun- 
desministers des Innern sei zu entnehmen 
gewesen, daß noch ein gewisser Zeitraum 
bis zum Vertragsabschluß verstreichen wer- 
de. Aus dem Fernschreiben der mit den 
Verhandlungen beauftragten und somit bes- 
ser unterrichteten Oberfinanzdirektion vom 
31. März 1955 habe aber geschlossen werden 
müssen, daß der Abschluß des Kaufvertra- 
ges am 31. März 1955 sichergestellt sei. über 
das Ferngespräch mit der Oberfinanzdirek- 
tion an demselben Tage hätten die Akten 
keinen Vermerk enthalten. Nach Aktenlage 
habe er deshalb die Überzeugung gewinnen 
müssen, daß die von der Verkäuferin aus- 
bedungene sofortige Überweisung des Be- 
trages auf ein Konto der Sparkasse in Gra- 
fenau erfüllt werden müsse. Gegen die Über- 
weisung habe er keine rechtlichen Bedenken 
gehabt, weil die Forderung der Verkäu- 
ferin nicht unbillig und wirtschaftlich nicht 
unberechtigt gewesen sei. Im übrigen sei 
dem Bund kein Schaden entstanden, weil die 
Zinsen' für den Zeitraum der Hinterlegung 
des Kaufpreises der Bundeskasse zugeführt 
worden seien. 

Aus den Akten ergibt sich aber, daß die 
Eigentümerin bei den Kaufverhandlungen 
mit der Oberfinanzdirektion niemals gefor- 
dert hat, die Kaufsumme noch im Rech- 
nungsjahr 1954 sicherzustellen. Dagegen hat 
ein Referent des Bundesministers der Finan- 
zen in einer Besprechung mit einem Refe- 
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renten der Oberfinanzdirektion am 14. März 
1955 angekündigt, daß die Mittel der Ober- 
finanzdirektion zugewiesen werden sollten, 
damit sie nicht verfielen. In seinem Fern- 
schreiben an die Oberfinanzdirektion vom 
21. März 1955 hat der Bundesminister der 
Finanzen darauf hingewiesen, daß die Mit- 
tel nur bis zum Ende des Rechnungsjahres 

1954 zur Verfügung ständen. Am 31. März 

1955 hat der Referent des Bundesministers 
der Finanzen die Forderung, den Kaufver- 
trag noch an demselben Tage abzuschließen, 
damit begründet, daß der Kaufpreis sonst 
nicht zur Zahlung angewiesen werden 
könne. Es konnte nach der Sachlage keinen 
Zweifel darüber geben, daß der Kaufpreis 
erst im Rechnungsjahr 1955 fällig werden 
würde; er hätte in diesem Rechnungsjahr 
gezahlt und nachgewiesen werden müssen 
(§ 68 Abs. 1 RHO). Die vorzeitige Zahlung 
war auch nicht durch besondere Umstände 
gerechtfertigt (§ 28 Abs. 1 RHO); vielmehr 
war beabsichtigt, die außerplanmäßig be- 
reitgestellten Mittel noch im Rechnungsjahr 
1954 in Anspruch zu nehmen. Unter diesen 
Umständen war es unzulässig, das Sperr- 
konto anzulegen und damit Ausgaben ohne 
Einschaltung einer Bundeskasse und ohne 
Nachweis in der Bundeshaushaltsrechnung 
leisten zu lassen (§ 69 Abs. 1 RHO, §§ 1 und 
4 Abs. 1 Satz 1 RKO). 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 28 
Abs. 1, § 68 Abs. 1 und § 69 Abs. 1 RHO 
sowie gegen §§ 1 und 4 Abs. 1 Satz 1 RKO 
vor. 

Der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister der Finanzen werden im 
Hinblick auf die Schwa mm Schäden, die sich 
bei Beginn der Bauarbeiten im Rechnungs- 
jahr 1958 herausgestellt haben, nunmehr 
über die Verwendung der Liegenschaft be- 
schleunigt zu entscheiden haben. Ferner 
werden sie zu untersuchen haben, ob Ge- 
währleistungsansprüche gegenüber der Ver- 
käuferin bestehen und ob die beteiligten 
Beamten den Schaden, der dem Bund ent- 
standen ist, zu ersetzen haben. Die Höhe 
des Schadens kann noch nicht festgestellt 
werden, da über die Verwendung der Lie- 
genschaft nicht entschieden ist und nicht 
feststeht, welche Kosten noch entstehen 
werden. 

* 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 0804 — Bundesfinanzverwaltung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 204 — Unterhaltung der Gebäude 

16. Am 22. März 1957 hat ein Hauptzollamt (Bun- 
desbehörde) das zuständige Finanzbauamt (Lan- 


desbehörde) veranlaßt, eine elektrische Spezial- 
Antriebsmaschine für Stahlrolläden zu bestellen 
und diese im Gebäude einer Zollzweigstelle ein- 
bauen sowie die Elektroinstallation durchführen 
zu lassen. Das Finanzbauamt hat den Auftrag 
sofort an zwei Firmen vergeben und dabei von 
einer Ausschreibung oder von der Einholung 
weiterer Angebote abgesehen. Es hat die Fir- 
men gebeten, die Rechnungen umgehend einzu- 
reichen; das ist noch am Tage der Auftragsertei- 
lung geschehen. Die Rechnungen, die über 
1190 DM und 230 DM lauteten, sind von einem 
technischen Angestellten des Finanzbauamts 
als „fachtechnisch richtig", von einem anderen 
technischen Angestellten als „sachlich richtig" 
bescheinigt worden. Das Hauptzollamt hat die 
Rechnungen am 29. März 1957 zur Zahlung an- 
gewiesen. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Maschine erst im Rechnungsjahr 1957 gelie- 
fert worden ist; ihr Einbau war am 13. Juni 1957 
beendet. 

Die beiden Landesbediensteten haben hier- 
nach wissentlich zu Unrecht bescheinigt, daß die 
Lieferung und die Leistung sachgemäß und voll- 
ständig im Rechnungsjahr 1956 ausgeführt wor- 
den seien (§ 78 Abs. 1 und § 82 RRO). Dadurch 
sind die Bundesmittel eher in Anspruch genom- 
men worden, als es zur wirtschaftlichen und 
sparsamen Führung der Bundesverwaltung er- 
forderlich war (§ 26 Abs. 1 RHO). Die Zahlung 
vor Empfang der Gegenleistung war auch nicht 
durch besondere Umstände gerechtfertigt (§ 28 
Abs. 1 Satz 1 RHO); es war offenbar beabsich- 
tigt, die für das Rechnungsjahr 1956 noch zur 
Verfügung stehenden Mittel auszuschöpfen. Die 
Ausgabe gehörte wirtschaftlich in das Rech- 
nungsjahr 1957. Im übrigen hätten mindestens 
weitere Angebote eingeholt werden müssen. 

Es liegen Verstöße gegen § 78 Abs. 1 und 
§ 82 RRO sowie gegen § 26 Abs. 1 und § 28 
Abs. 1 Satz 1 RHO vor. 

Auf Grund der Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes hat der Oberfinanzpräsident den 
beiden technischen Angestellten und dem für 
die Auftragserteilung verantwortlichen Ange- 
stellten des Finanzbauamts seine scharfe Miß- 
billigung über ihre Handlungsweise aussprechen 
lassen; von einer förmlichen Dienststrafe hat 
der Oberfinanzpräsident ausnahmsweise abge- 
sehen. Die Untersuchungen des Bundesministers 
der Finanzen haben ergeben, daß den beteilig- 
ten Bundesbediensteten ein Verschulden nicht 
nachzuweisen ist. 

* 

Auf Grund der allgemeinen Vorbehalte Nr. 2 
zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1954 und 
1955 (S. 47 der Bemerkungen 1954, S. 39 der Be- 
merkungen 1955) sowie zu der Bundeshaushalts- 
rechnung 1956 wird folgende Bemerkung auf- 
gestellt: 
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Rechnungsjahre 1954 bis 1956 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 1002 — - Allgemeine Bewilligungen 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 602 — Zuschuß an die Forschungs- 

anstalt für Landwirtschaft in 
Braunschweig- V ölkenr ode 

Die Mittel werden nach 
einem Wirtschaftsplan — An- 
lage zu diesemTitel — bewirt- 
schaftet, dessen Einzelansätze 
und Titelvermerke verbindlich 
sind. 

Die Mittel sind übertragbar, 
soweit s'ie in der Anlage zu 
diesem Titel als einmalige 
Ausgaben ausgebracht oder als 
übertragbar bezeichnet sind. 

Titel 21 des Wirtschaftsplans — Betriebsein- 
nahmen des Gutes Salzdahlum 

Titel 23 des Wirtschaftsplans — Betriebsein- 
nahmen aus dem Forstgelände 

Titel 404 des Wirtschaftsplans — Wirtschaft- 
liche Betriebskosten des Gutes 
Völkenrode . . . 

Aus den Mitteln können 
auch Personal- und Sachaus- 
gaben geleistet werden (vom 
Rechnungsjahr 1955 an auch 
einmalige Ausgaben). 

Die Mittel sind übertragbar. 

Titel 405 des Wirtschaftsplans — Wirtschaft- 
liche Betriebskosten des Gutes 
Salzdahlum 

Die Mittel dürfen nur in 
Höhe der tatsächlichen Ein- 
nahmen bei Titel 21 abzüglich 
eines zu erzielenden Über- 
schusses von 5000 DM veraus- 
gabt und in Höhe von 70 v. H. 
der Mehreinnahmen über- 
schritten werden. 

Aus den Mitteln können 
auch Personal- und Sachaus- 
gaben geleistet werden (vom 
Rechnungsjahr 1955 an auch 
einmalige Ausgaben). 

Die Mittel sind übertragbar. 

Titel 406 des Wirtschaftsplans — Wirtschaft- 
liche Betriebskosten der Werk- 
stätten . . . 


Übersteigen die tatsächlichen 
Einnahmen das Einnahmesoll 
bei Titel 22, so können die 
Mehreinnahmen in Hohe von 
70 v. H. für Zwecke der Werk- 
stätten verwendet werden . . . 

Die Mittel sind übertragbar. 

17. a) Die Forschungsanstalt für Landwirtschaft ist 
durch Beschluß des Staatsministeriums des 
Landes Niedersachsen als Anstalt des öffent- 
lichen Rechts errichtet worden. Soweit die 
Ausgaben der Anstalt nicht durch eigene 
Einnahmen gedeckt werden, trägt sie der 
Bund durch eine Zuwendung nach § 64a RHO 
aus Titel 602. Entsprechend der Zweckbestim- 
mung des Titels ist in den Bewilligungs- 
bedingungen festgelegt, daß die Bundes- 
mittel nach einem Wirtschaftsplan, dessen 
Einzelansätze und Titelvermerke verbindlich 
sind, bewirtschaftet werden; weiter ist ver- 
einbart, daß die für die Bundesverwaltung 
maßgebenden Vorschriften (RHO, RWB, 
RKO) gelten und daß die Haushaltsgesetze 
des Bundes sinngemäß anzuwenden sind. 

b) Im Rechnungsjahr 1954 hat die Anstalt 
6000 DM bei Titel 404 sowie 5500 DM bei 
Titel 405 des Wirtschaftsplans als Ausgaben 
und den Gesamtbetrag von 11 500 DM bei 
den Verwahrungen als Einnahmen buchen 
lassen. 

Von den 11 500 DM sind 4000 DM für die 
Vergütung eines Sachbearbeiters verwendet 
worden, der dem Verwaltungsdirektor der 
Anstalt in seiner Eigenschaft als Ober- 
leiter der Güter zur Auswertung betriebs- 
wirtschaftlicher Ergebnisse zur Verfügung 
gestanden hat. Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten hatte 
die Anstalt bereits im Juli 1955 bei einer 
außerordentlichen Kassenprüfung ersucht, die 
restlichen 7500 DM haushaltsmäßig zu ver- 
einnahmen. Im Jahre 1956 hatte die Anstalt 
in Beantwortung einer Vorprüfungsmittei- 
lung angegeben, der Betrag von 7500 DM 
sei den Gutsbetrieben als Einnahmen wieder 
zugeführt worden. Die Mitteilung war je- 
doch nicht zutreffend. Die Anstalt hatte viel- 
mehr ohne Wissen und Billigung des Bun- 
desministers weitere Mittel in Höhe von 
rd. 6636 DM für die Abfindung des betriebs- 
wirtschaftlichen Sachbearbeiters dem Ver- 
wahrungskonto entnommen. Ferner hatte 
die Anstalt für Bodenkartierungsarbeiten 
678 DM zu Lasten des Verwahrungskontos 
ausgegeben. Nur den Rest von 186 DM hat 
sie als Einnahme bei Titel 21 des Wirt- 
schaftsplans nachgewiesen. 

Die Maßnahmen der Anstalt sind in mehr- 
facher Hinsicht zu beanstanden. Die Beschäf- 
tigung eines betriebswirtschaftlichen Sachbe- 
arbeiters bei dem Oberleiter der Betriebe 
war nicht notwendig. Der Bundesminister 
hat auch der Anstalt dessen Weiterbeschäf- 
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tigung untersagt. Die Buchung der Beträge 
als Verwahrungen war nach § 63 RHO nicht 
zulässig. Sie hat bei den Titeln 404 und 
405 im Rechnungsjahr 1954 die Ausgaben 
ungerechtfertigt erhöht. Die Anstalt hätte 
überdies einen Teil der Beträge erst in 
einem späteren Rechnungsjahr haushaltsmä- 
ßig buchen dürfen. Mit den imzulässigen 
Buchungen hat die Anstalt die Überwa- 
chung der von ihr getroffenen Maßnahmen 
und der hierfür geleisteten Ausgaben er- 
schwert. 

Das Verfahren hat im übrigen bei Titel 405 
des Wirtschaftsplans zu einem Haushalts- 
vorgriff beigetragen — vgl. d). 

c) Am 31 . März, 1955 hat die Anstalt 1 1 890,92 DM 
bei Titel 21 sowie 2943,72 DM bei 
Titel 23 des Wirtschaftsplans von den Ein- 
nahmen absetzen und den Gesamtbetrag 
von 14 834,64 DM bei den Verwahrungen 
als Einnahme buchen lassen. Die Anstalt 
hat die Buchung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister vorgenommen, der sich Vor- 
behalten hatte, über die Verwendung des 
Betrages zu entscheiden. Dieser hatte im 
März 1957 den Bundesminister der Finanzen 
gebeten, damit einverstanden zu sein, daß 
der Betrag von 11 890,92 DM für den Wirt- 
schaftsbetrieb des Gutes Salzdahlum ver- 
wendet werde. Der Bundesminister der 
Finanzen hat dem Antrag nicht entsprochen. 
Auf Veranlassung des Bundes rechnungs- 
hofes hat die Anstalt beide Beträge im 
Rechnungsjahr 1957 bei den Verwahrungen 
als Ausgabe gebucht und bei den Einnah- 
men ihres Wirtschaftsplans nachgewiesen. 

Die unzulässige Absetzung der eingangs 
erwähnten Beträge bei Titel 21 und Titel 23 
hat die Einnahme dieser Titel im Rechnungs- 
jahr 1954 vermindert. 

Die Absetzung des Betrages von 11 890,92 
DM bei Titel 21 hat zwar bei Titel 405 zu 
einer Verringerung der für Ausgaben zur 
Verfügung stehenden Mittel im Rechnungs- 
jahr 1954 geführt, da die Ausgaben dieses 
Titels nach seiner Zweckbestimmung von 
der Höhe der Einnahmen des Titels 21 ab- 
hängig sind. Die Bestimmung in dem Ver- 
merk bei Titel 405 des Wirtschaftsplans, daß 
nur 70 v. H. der Mehreinnahmen bei Titel 
21 wieder verausgabt werden dürfen, ist 
jedoch zu einem Teil umgangen worden, 
weil die Buchung der 11 890,92 DM auf Ver- 
wahrungskonto die Verausgabung in voller 
Höhe ermöglichte. Ferner steht auch in die- 
sem Fall die Buchung der bei Titel 21 und 
Titel 23 abgesetzten Beträge als Verwah- 
rungen nicht in Einklang mit § 63 RHO. 
Das Verfahren hat zudem die Überwachung 
der Haushaltsführung der Anstalt erschwert. 
Die Buchung hat schließlich zu dem Haus- 
haltsvorgriff bei Titel 405 beigetragen 
— vgl. d). 


d) Die Maßnahmen unter b) und c) haben mit 
dazu geführt, daß im Rechnungsjahr 1954 bei 
Titel 405 des Wirtschaftsplans ein Haus- 
haltsvorgriff von 8322,92 DM entstanden ist. 
Der Vorgriff ist in der Rechnung der Anstalt 
für das Rechnungsjahr 1954 nicht nachgewie- 
sen worden. Der Bundesminister hat den 
Haushaltsvorgriff bei Titel 405 des Wirt- 
schaftsplans nicht erkannt. Der in das Rech- 
nungsjahr 1955 übertragene Haushaltsrest 
des Titels 602 des Bundeshaushalts war mit- 
hin um 8322,92 DM zu hoch ausgewiesen 
(Bundeshaushaltsrechnung 1955 S. 750/51). 

e) Am 29. März 1956 hat die Anstalt Zahlun- 
gen von 16 573 DM zu Lasten des Titels 406 
des Wirtschaftsplanes geleistet (11 000 DM 
als zweite Rate für ein Bohr- und Fräs- 
werk, 5573 DM für Eisen- und Gußstücke). 
Beide Zahlungen waren erst im Rechnungs- 
jahr 1956 fällig. Sie standen in Wider- 
spruch zu den nach den Bewilligungsbedin- 
gungen anzuwendenden Vorschriften der 
RHO (§ 26 Abs. 1). Die vorzeitigen Zahlun- 
gen haben dazu geführt, daß ein Haushalts- 
vorgriff von 6880,88 DM entstanden ist. Die 
Anstalt hat indessen in ihrer Rechnung für 
das Rechnungsjahr 1955 bei Titel 406 des 
Wirtschaftsplans einen Haushaltsrest von 
13 204,93 DM dargestellt. Sie hat hierbei die 
Bestimmungen in dem Vermerk bei Titel 
406 unbeachtet gelassen, daß nur 70 v. H. 
der Mehreinnahmen bei Titel 22 wieder ver- 
ausgabt werden dürfen. 

f) Die Anstalt hat sich hiernach über die Vor- 
schriften, die sie nach den Bewilligungsbe- 
dingungen anzuwenden hatte, wiederholt 
hinweggesetzt. Die Art und Weise, wie das 
geschehen ist, gibt zu erheblichen Bedenken 
Anlaß. Die Unrichtigkeiten in der Rechnung 
der Anstalt haben auch zu Unstimmigkeiten 
in der Bundeshaushaltsrechnung geführt, de- 
ren Klärung beträchtliche Verwaltungsarbeit 
verursacht hat. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister gebeten, der Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung der Anstalt im Wege der 
Dienstaufsicht besondere Sorgfalt zuzuwen- 
den und in der nächsten Bundeshaushalts- 
rechnung den erforderlichen Ausgleich her- 
beizuführen. Der Bundesminister hat dem 
Bundesrechnungshof mitgeteilt, daß er die 
erforderlichen personellen und organisato- 
rischen Maßnahmen getroffen habe.. Den 
Ausgleich in der Bundeshaushaltsrechnung 
werde er herbeiführen. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt 
gefordert, die bisher als juristische Person 
nach niedersächsischem Recht geführte An- 
stalt in eine Forschungsanstalt des Bundes 
umzuwandeln; damit würde auch eine be- 
friedigende Einflußnahme auf die Haushalts- 
gebarung gewährleistet werden. 

* 
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Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 1002 — Allgemeine Bewilligungen 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 620 — Zuschüsse an die Einfuhr- und 

und Vorratsstellen für Ge- 
treide und Futtermittel, für 
Fette, für Schlachtvieh, Fleisch 
und Fleischerzeugnisse und an 
die Einfuhrstelle für Zucker 

18. Die drei Einfuhr- und Vorratsstellen und die 
Einfuhrstelle für Zucker, die 1950/51 als Anstal- 
ten des öffentlichen Rechts mit Sitz in Frank- 
furt am Main errichtet worden sind, erhalten 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten Zuschüsse zu den Kosten der 
Vorratshaltung (veranschlagter Betrag für das 
Rechnungsjahr 1956: rd. 182,4 Mio DM) sowie 
zu den Verwaltungskosten (veranschlagter Be- 
trag für das Rechnungsjahr 1956: rd. 5,6 Mio 
DM). Auf Veranlassung des Bundesrechnungs- 
hofes ist bereits in die 1951 erlassenen Satzun- 
gen folgende Bestimmung aufgenommen wor- 
den: 

„Sofern es sich aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung und Kostenersparnis als 
zweckmäßig erweisen sollte, einzelne Ver- 
waltungsaufgaben für alle oder mehrere . . . 
Stellen von einer . . . Stelle oder einer ge- 
meinsamen Verwaltungsstelle ausführen zu 
lassen, bleibt eine entsprechende Regelung, 
die der Genehmigung des Bundesministers 
bedarf, Vorbehalten.“ 

Der Bundesrechnungshof ist seit Jahren dafür 
eingetreten, daß eine gemeinsame Verwaltungs- 
stelle eingerichtet wird. Da die Anstalten mit 
der Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Er- 
nährung und Landwirtschaft, einer Bundesober- 
behörde, in einem Gebäude unter gebracht sind, 
hat er gefordert, daß auch Verwaltungsangele- 
genheiten dieser Stelle gemeinsam mit denen 
der Anstalten bearbeitet werden. Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes hatte schon in sei- 
nem Gutachten über die Außenhandelsstelle 
vom 18. September 1953 darauf hingewiesen, 
daß durch die Zusammenfassung der Verwal- 
tungsaufgaben Einsparungen erzielt werden 
können. In späteren Gutachten hat er darüber 
hinaus angeregt, daß die Anstalten und die 
Außenhandelsstelle organisatorisch zu einer Ein- 
heit zusammengefaßt werden. Bisher ist es je- 
doch nur zur gemeinsamen Bewirtschaftung des 
Bürogebäudes durch eine Verwaltungsstelle ge- 
kommen, die bei der Außenhandelsstelle einge- 
richtet worden und später in ihr aufgegangen 
ist. 

Erhebungen des Bundesministers im Jahre 
1954 haben ergeben, daß die Kassen und die 
Besoldungsstellen der Anstalten und der Außen- 
handelsstelle zusammengefaßt und dadurch Aus- 
gaben erspart werden können. Entsprechende 


Maßnahmen hat der Bundesminister aber nicht 
getroffen, weil er damals den Entwurf eines Ge- 
setzes über ein Bundesamt für Ernährung und 
Landwirtschaft mit dem Ziele vorbereitet hatte, 
die Anstalten und die Außenhandelsstelle zu- 
sammenzufassen. 

Bei der abschließenden Beratung des Haus- 
haltsgesetzes 1957 hat der Bundestag die Bun- 
desregierung ersucht, Einheitskassen an allen 
Orten einzurichten, an denen Bundesverwaltun- 
gen bestehen, deren Kassengeschäfte vereinigt 
werden können. Auf Grund dieses Beschlusses 
ist die Frage weiterverfolgt worden, ob die 
Kassen einschließlich Besoldungsstellen der An- 
stalten und der Außenhandelsstelle zusammen- 
gelegt werden können. Der Bundesrechnungs- 
hof hat beim Bundesminisler angeregt, die Zu- 
sammenlegung bei der Außenhandelsstelle zum 
1. April 1958 vorzusehen. Dieser hielt jedoch 
erneute Untersuchungen für erforderlich. Auf 
seine Veranlassung wurde eine Kommission 
eingesetzt, die aus Vertretern seines Hauses, des 
Bundesministers der Finanzen und des Bundes- 
rechnungshofes bestand. Die Untersuchung be- 
stätigte erneut die Zweckmäßigkeit der Zusam- 
menlegung und ergab, daß dadurch mindestens 
4 Arbeitskräfte (Angestellte) entbehrlich wür- 
den. Der Bundesrechnungshof forderte hierauf, 
die Neuregelung zum 1. April 1959 in Kraft 
treten zu lassen. Der Bundesminister teilte je- 
doch Ende April 1959 mit, daß vorerst von einer 
Weiterverfolgung der Angelegenheit abgesehen 
werde. Er begründete das wiederum mit der 
Absicht, den Entwurf eines Gesetzes über die 
Errichtung eines Bundesamts für Ernährung und 
Landwirtschaft einer beschleunigten weiteren 
Behandlung zuzuführen; dieser war indessen im 
Gesetzgebungsprogramm der Bundesregierung 
für die laufende Legislaturperiode nicht vorge- 
sehen. 

Inzwischen hat der Bundestag am 12. Juni 
1959 einen Entschließungsantrag einstimmig an- 
genommen, in dem die Bundesregierung um 
Vorlage eines Gesetzes auch über die Zusam- 
menfassung der hier in Rede stehenden Stellen 
ersucht wird. Die vom Bundesminister in Aus- 
sicht genommene Vorlage eines Gesetzentwurfs 
rechtfertigte es nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes nicht, die Zusammenfassung der 
Kassen aufzuschieben. Nach den Erfahrungen ist 
in der Regel nicht zu übersehen, ob und wann 
ein beabsichtigtes Gesetz zustande kommt. Im 
Verwaltungswege mögliche Verwaltungsverein- 
fachungen sind daher unverzüglich durchzufüh- 
ren, auch wenn sie nur einen Teil der ange- 
strebten gesetzlichen Regelung enthalten. 

Die den Anstalten gewährten Zuschüsse sind 
unter Berücksichtigung der bestehenden Kassen 
und Besoldungsstellen bemessen. Die Zusam- 
menfassung der Aufgaben bei der Außen- 
handelsstelle hätte es gestattet, mit geringeren 
Zuschüssen zu den Verwaltungskosten auszu- 
kommen. Der Bundesminister hat daher höhere 
Zuschüsse als erforderlich gewährt. 
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Fs liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO 
vor. Trotz der seit langem bestehenden Mög- 
lichkeiten zu einer Verwaltungsvereinfachung 
und Kosteneinsparung hat sich der Bundes- 
minister erst nach Ankündigung einer Bemer- 
kung der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
angeschlossen. Er hat inzwischen die Anstalten 
und die Außenhandelsstelle angewiesen, die 
Kassengeschäfte bei der Amtskasse der Außen- 
handelsstelle zum 1. April 1960 zusammenzu- 
fassen. 

Um eine umfassende Verwaltungsverein- 
fachung zu erreichen, wird entsprechend dem 
erwähnten Beschluß des Bundestages ein Ge- 
setzentwurf über die Zusammenfassung der 
Bundeseinrichtungen auf dem Gebiet der land- 
wirtschaftlichen Marktordnung mit der Außen- 
handelsstelle beschleunigt vorzulegen sein. 

* 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 1002 — Allgemeine Bewilligungen 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 633 — Kosten der Deutschen Wissen- 

schaftlichen Kommission für 
Meeresforschung in Bonn 

Aus den Mitteln können auch 
Personal- und Sachausgaben j 
geleistet werden. | 

19. Beim Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten besteht als Beirat die Deut- 
sche Wissenschaftliche Kommission für Meeres- 
forschung. Ihre Ausgaben werden durch Zuwen- 
dungen bestritten, die der Bundesminister aus | 
dem Titel 633 nach § 64a RHO zur Verfügung 
stellt. Auf Grund der Bewilligungsbedingungen, 
die insoweit den Erläuterungen des Titels 633 
entsprechen, hat die Kommission als „Auf- 
wandsentschädigung" ihren beiden Vorsitzen- 
den Beträge von je 720 DM und ihrem geschäfts- 
führenden Sekretär von 540 DM gezahlt. Die 
beiden Vorsitzenden sind Landesbeamte; der 
zweite (wissenschaftliche) Vorsitzende ist neben- 
amtlicher Leiter der Biologischen Anstalt Helgo- 
land, die der Bundesforschungsanstalt für Fische- 
rei verwaltungsmäßig angegliedert ist. Ge- 
schäftsführender Sekretär war bis zum 30. April 
1958 der Leiter der Unterabteilung Fischwirt- 
schaft im Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Seitdem hat diese 
Aufgaben ein Referent der Unterabteilung 
Fischwirtschaft übernommen. Die Beträge sind 
ohne Nachweis von Aufwendungen gezahlt 
worden. Dieses Verfahren läuft bereits seit dem 
Rechnungsjahr 1954. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zahlungen 
beanstandet, weil es sich nach seiner Auffas- 
sung um unzulässige Vergütungen handelt. 


Die beiden Vorsitzenden sind als Mitglieder 
der Kommission nach der Satzung vom 3. Sep- 
tember 1956 ehrenamtlich tätig. Ihnen stehen 
auf Antrag lediglich Reisekosten nach den für 
Bundesbeamte geltenden Vorschriften zu (Tage- 
und Übernachtungsgelder, Fahrkosten, Neben- 
kosten). Der Bundesminister hat bisher nicht 
dargetan, welche besonderen Aufwendungen 
die regelmäßige Zahlung von Pauschbeträgen 
in der angegebenen Höhe neben den Reise- 
kosten sachlich gerechtfertigt erscheinen lassen 
könnten. Der Bundesrechnungshof hat daher 
nicht anerkennen können, daß die Zahlungen 
an die Beteiligten dem Ersatz von Aufwendun- 
gen gedient haben. Auch als Vergütung durften 
die Beträge den Vorsitzenden nicht gewährt 
werden, weil ihre Tätigkeit ehrenamtlich ist. 
Die Bewilligungsbedingungen hätten daher die 
Gewährung dieser Pauschalentschädigungen 
nicht vorsehen dürfen. 

An den geschäftsführenden Sekretär können 
Zahlungen auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
einer Vergütung geleistet werden; eine solche 
Entschädigung ist nach der Verordnung über die 
Nebentätigkeit der Beamten nicht zulässig. Die 
Kommission ist satzungsgemäß ausschließlich im 
Interesse der Seefischerei und damit auf dem 
Gebiet der Unterabteilung des Ministeriums 
tätig, die der damalige geschäftsführende Sekre- 
tär leitete und der der jetzige geschäftsführende 
Sekretär angehört. Die Tätigkeit bei der Kom- 
mission durfte daher nach Nr. 1 der Verordnung 
nicht zum Inhalt eines Nebenamtes erklärt wer- 
den; notfalls hätte der Beamte im Hauptamt ent- 
lastet werden müssen. Das gilt entsprechend für 
den jetzigen geschäftsführenden Sekretär, der 
das Referat „Kleine Hochseefischerei, Küsten- 
fischerei, Binnenfischerei" leitet. Der Bundes- 
minister kann sich daher auch nicht auf Nr. 1 1 
Abs. 2c der Nebentätigkeitsverordnung berufen, 
nach der eine Vergütung für ein Nebenamt aus- 
nahmsweise zulässig ist, wenn auf andere Weise 
eine geeignete Arbeitskraft ohne erheblichen 
Mehraufwand nicht beschafft werden kann. 
Diese Bestimmung setzt ein Nebenamt voraus. 
Im übrigen läßt sich nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes die Erklärung des damaligen 
geschäftsführenden Sekretärs, er würde sich ge- 
nötigt sehen, von der Geschäftsführung der 
Kommision zurückzutreten, falls die Aufwands- 
entschädigung künftig entfalle, mit den Dienst- 
pflichten des Beamten nicht vereinbaren. Der 
Bundesminister ist dieser Erklärung nicht ent- 
gegengetreten. 

In diesem Zusammenhang ist es auch un- 
erheblich, wenn die Kommission — wie der 
Bundesminister annimmt — kein Beirat im 
eigentlichen Sinne wäre, weil sie sich durch 
ständiges Tätigwerden in ihren Funktionen von 
den Aufgaben aller anderen Beiräte seines Hau- 
ses unterscheide. Im übrigen vermag der Bun- 
desrechnungshof einen wesentlichen Unterschied 
zwischen dieser Kommission und den anderen 
Beiräten des Bundesministers nicht anzuerken- 
nen. 
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Nicht stichhaltig ist auch der Hinweis des j 
Bundesministers, die frühere Satzung vom 
21. Januar 1921 habe die Tätigkeit der Mit- 
glieder nicht als ehrenamtlich bezeichnet. Der 
Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
der ehrenamtliche Charakter der Tätigkeit der 
allgemeinen Auffassung entsprach und keine 
besondere Regelung erforderlich war. 

Der Bundesrechnungshof erblickt in dem Ver- 
fahren des Bundesministers einen Verstoß gegen 
den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der 
Sparsamkeit (§ 26 Abs. 1 RHO) sowie gegen 
Nr. 1 der Verordnung über die Nebentätigkeit 
der Beamten. 

Der Bundesminister wird zu veranlassen 
haben, daß die Zahlung der Aufwandsentschädi- 
gung eingestellt wird. Er wird auch zu prüfen 
haben, ob die Mittel weiterhin als Zuwendung 
an eine außerhalb der Bundesverwaltung ste- 
hende Stelle im Sinne des § 64a RHO behandelt 
werden können. Auf Anregung des Bundes- 
rechnungshofes ist das Bankkonto der Kom- 
mission bereits mit Ablauf des Rechnungsjahres 
1956 aufgelöst worden. Die Zahlungen werden 
seitdem durch die für das Ministerium zustän- 
dige Amtskasse geleistet. 

* 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 1210 — Bundesfernstraßen (Bundes- 
straßen und Bundesautobah- 
nen) 

Einmalige Ausgaben 

Titel 772 — Ausbau des Ruhrschnellweges 

im Zuge der Bundesstraßen 1 
und 60, 4. Teilbetrag 

a) Die Straßenbauverwaltung des Landschafts- 
verbandes Westfalen-Lippe hat im Aufträge 
des Bundes den Ausbau der Bundesstraße 1 
(Ruhrschnellweg) in ihrem Gebiet durchzu- 
führen. Sie vereinbarte am 15. September/ 
28. November 1956 mit der Stadt Dortmund, 
daß diese ihr bei dem im Bereich der Stadt 
notwendig werdenden Grunderwerb „Amts- 
hilfe" leiste. Diese sollte die Bereitstellung 
von Bediensteten der Stadt, die den Land- 
schaftsverband bei den Grunderwerbs- und 
Entschädigungs Verhandlungen unterstützen 
sollten, sowie im Rahmen des Möglichen die 
Bereitstellung und Beschaffung von Ersatz- 
land umfassen. 

In Vereinbarungen mit der Stadt haben 
sich die Eigentümer der für den Ausbau des 
Ruhrschnellweges benötigten Grundstücke 
bereit erklärt, diese für die Baumaßnahmen 
zur Verfügung zu stellen; sie waren auch 
damit einverstanden, daß die Grundstücke 
sofort vom Bauträger in Besitz genommen 
und für den Straßenbau verwendet wurden. 
Für die überlassenen Grundstücke sollten die 


Eigentümer nicht nur die gleiche Fläche 
Land, sondern darüber hinaus noch einen 
Wertausgleich von mindestens 1 DM für 
den qm erhalten. 

Der Landschaftsverband überwies der 
Stadt Dortmund auf ihre Anforderung am 
20. Oktober 1956 500 000 DM aus Bundes- 
mitteln als Vorauszahlung auf die zu erwar- 
tenden Kosten des Erwerbs von Ersatzland. 
Er begründete die Auszahlungsanordnung 
damit, die Stadt Dortmund sei verpflichtet, 
zu Lasten des Bundes Ersatzland zu beschaf- 
fen; sie habe zwei Bauernhöfe gekauft und 
dafür 770 000 DM gezahlt. Diese Begründung 
der Auszahlungsanordnung war unrichtig, da 
es der Stadt nicht gelungen war, Austausch- 
gelände zu erwerben. Die Stadt Dortmund 
zahlte am 29. August 1958 — also etwa zwei 
Jahre nach Empfang des Geldes — 250 000 DM 
zurück. Die Straßenbauverwaltung begrün- 
dete die Annahmeanordnung damit, daß 
die Stadt nicht in dem anfangs vorgesehe- 
nen Umfange Ersatzland zur Verfügung ge- 
stellt oder angekauft habe. Sie erwarb nun- 
mehr selbst Ersatzgelände, um die Verträge 
erfüllen zu können, die die Stadt mit den 
vom Straßenbau betroffenen Grundeigen- 
tümern geschlossen hatte. Uber die Verwen- 
dung der nach Rückzahlung des Teilbetrages 
verbleibenden 250 000 DM konnte die 
Straßenbauverwaltung keinen Nachweis er- 
bringen. 

Die Straßenbauverwaltung traf später mit 
anderen Grundeigentümern Vereinbarungen» 
die den Verkäufern Entschädigungen min- 
destens in dem Umfange zubilligten, wie dies 
in den von der Stadt Dortmund abgeschlos- 
senen Verträgen vorgesehen war. 

Der Bundesrechnungshof hat folgendes be- 
anstandet: 

aa) Gegenstand des Vertrages vom 15. Sep- 
tember/28. November 1956 ist nicht nur, 
wie die Straßenbauverwaltung meint, 
Amtshilfe. Durch den Vertrag sind viel- 
mehr auch Zuständigkeiten der Straßen- 
bauverwaltung auf die Stadtverwaltung 
übertragen worden. Das aber war unzu- 
lässig. Die Länder oder die nach Lan- 
desrecht zuständigen Selbstverwaltungs- 
körperschaften sind zwar ermächtigt, 
ihre Zuständigkeit auf nachgeordnete 
Behörden zu übertragen (§ 22 Abs. 4 
und 5 des Bundesfernstraßengesetzes). 
Die Stadt Dortmund ist aber weder der 
Straßenbauverwaltung des Landschafts- 
verbandes nachgeordnet, noch ist sie 
eine nach Landesrecht zuständige Selbst- 
verwaltungskörperschaft zur Verwal- 
tung der Bundesfernstraßen. 

bb) Als die Straßenbauverwaltung der Stadt 
Dortmund den Betrag von 500 000 DM 
überwies, war zwar der Erwerb von Er- 
satzland in Aussicht genommen. Die 
Kaufverhandlungen waren jedoch noch 
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nicht abgeschlossen, so daß die Stadt bis 
dahin weder Zahlungen geleistet hatte 
noch zu solchen verpflichtet war. Die 
Straßenbauverwaltung hat daher Haus- 
haltsmittel des Bundes ohne zuläng- 
lichen Grund verausgabt und damit 
gegen § 26 Abs. 1 RHO verstoßen. 

cc) Den Grundeigentümern durften nicht 
allgemein Wertausgleichsbeträge von 
mindestens 1 DM für den qm zugebilligt 
werden. Es hätte vielmehr in jedem Ein- 
zelfall geprüft werden müssen, ob über- 
haupt eine Wertminderung vorlag, die 
die Zahlung eines Wertausgleichs recht- 
fertigte. Auch insoweit hat die Straßen- 
bauverwaltung die durch § 26 Abs. 1 
RHO gebotene Sorgfalt bei der Mittel- j 
bewirtschaftung vermissen lassen. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, 
daß besondere Schwierigkeiten beim Land- 
erwerb gerade im Ruhrgebiet vorliegen. 
Dennoch bestand für die Straßenbauverwal- | 
tung und für die Stadt kein Anlaß, sich all- j 
gemein in den Vereinbarungen mit den ' 
Grundeigentümern zur Beschaffung von Er- | 
satzland zu verpflichten. Der Bundesminister j 
für Verkehr hat darauf hingewiesen, daß j 
eine Entschädigung in Ersatzland zweck- 
mäßig sein könne, wenn dadurch auf das 
langwierige Enteignungsverfahren verzichtet 
und ein früherer Beginn der Baumaßnahme 
ermöglicht werden könne. Auch sei in 
neueren Gesetzen und Gesetzentwürfen das 
Bestreben zu erkennen, unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Anspruch auf Ersatz- 
land zuzugestehen. Die Straßenbauverwal- 
tung hat behauptet, die Grundeigentümer hät- 
ten die Abgabe der für den Ausbau des Ruhr- 
schnellweges benötigten Grundstücke davon 
abhängig gemacht, daß Ersatzland gestellt 
würde; sie hätte also im Interesse der Be- 
schleunigung der Baudurchführung die be- 
anstandete Maßnahme getroffen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffas- 
sung, daß beim Landerwerb für Straßenbau- 
maßnahmen eine Entschädigung in Land im 
allgemeinen nicht in Betracht kommen wird. 
Von den Straßenbaumaßnahmen werden 
regelmäßig zahlreiche Grundeigentümer mit 
einem im Verhältnis zu ihrem Gesamtbesitz 
geringen Landverlust betroffen. Ersatzland 
steht nur in seltenen Fällen zur Verfügung. 
Ersatzland wird nur dann gewährt werden 
können, wenn es zur Erhaltung der Existenz 
der Betroffenen oder aus sonstigen zwingen- 
den Gründen erforderlich ist oder geeignetes 
Ersatzgelände zur Verfügung steht oder zu 
angemessenen Bedingungen beschafft wer- 
den kann. 

Die Straßenbauverwaltung hat hiernach 
bei der Übertragung ihrer Zuständigkeit 
auf die Stadt Dortmund gegen § 22 Abs. 4 
und 5 des Bundesfernstraßengesetzes in Ver- 


bindung mit § 7 Abs. 2 der Ersten allgemei- 
nen Verwaltungsvorschrift für die Auftrags- 
verwaltung für die Bundesfernstraßen und 
auch gegen § 26 Abs. 1 RHO verstoßen. Der 
Bundesrechnungshof hat verlangt, daß der 
dem Bund entstandene Schaden ersetzt wird 
und daß die Verwaltung die Verwendung 
des noch nicht zurückgezahlten Restbetrages 
von 250 000 DM nachweist. Der Bundesmini- 
ster wird das Erforderliche zu veranlassen 
haben. 

b) Zur Anlage des Ruhrschnellweges wurden 
rd. 8000 qm landwirtschaftlich genutztes 
Land eines Bauernhofes benötigt. Die Stra- 
ßenbauverwaltung hat nicht nur diese 
Fläche, sondern mit Vertrag vom 14. Sep- 
tember 1956 163 732 qm für 386 784 DM ge- 
kauft und aus Bundesmitteln bezahlt. Die 
hiervon nicht für den Straßenbau benötigten 
Grundstücke sollten dazu dienen, weitere 
vom Ausbau des Ruhrschnellweges be- 
troffene Grundeigentümer mit Ersatzgelände 
abzufinden. Dem Bauern verblieben kleinere 
Grundstücksflächen, die Hofgebäude und 
das tote und lebende Inventar. Zur Abgel- 
tung der Nebenschäden wurden ihm weitere 
44 500 DM als Entschädigung für den Min- 
derwert des Restbesitzes zugestanden. Die 
Aufwendungen beliefen sich daher auf 
386 784 DM + 44 500 DM = 431 284 DM. 
Unter Anrechnung auf den Kaufpreis erhielt 
er einen Hof von 175 462 qm, den die Stra- 
ßenbauverwaltung am 12. Dezember 1956 
von einem anderen Bauern für 326 000 DM 
erworben hatte. 

Dieser letztere Bauer hatte am 2. August 
1955 100 160 qm Land zum Preise von 
150 240 DM für den Bau der Autobahnstrecke 
Wuppertal — Kamen abgegeben. Zur Auffül- 
lung seines Restbesitzes hatte ihm die Stra- 
ßenbauverwaltung in Anrechnung auf den 
Kaufpreis für den zum Autobahnbau abge- 
gebenen Teil seines Hofes einen Bauernhof 
mit einer Fläche von 107 835 qm übereignet, 
den sie am 14. Juli 1955 für 150 000 DM von 
einem dritten Bauern gekauft hatte. 

Die über den unmittelbaren Bedarf hinaus 
vom ersten Bauern erworbenen Grundstücks- 
flächen will die Straßenbauverwaltung wie 
folgt verwenden: 

87 543 qm zur Entschädigung von Eigen- 
tümern, die Land zum Bau des 
Ruhrschnellweges abgegeben 
haben, 

68 134 qm zur Veräußerung an die Stadt 
Dortmund 

155 677 qm. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Grund- 
erwerbsanträge aus folgenden Gründen be- 
anstandet: 

aa) Die Existenz des zuerst genannten 
Bauern wurde durch die Inanspruch- 
nahme von rd. 8000 qm für den Straßen- 
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bau, das waren rd. 5 v. H. der Gesamt- 
hoffläche, nicht nachhaltig gefährdet. Da 
die Straßenbauverwaltung nicht die Not- 
wendigkeit dargetan hat r weshalb sie 
über den unmittelbaren Bedarf hinaus 
annähernd das Zwanzigfache des zum 
Straßenbau notwendigen Flächenaus- 
maßes erworben hat, hält der Bundes- 
rechnungshof den Erwerb schon dieses 
Hofes für nicht vertretbar. 

bb) Durch den Erwerb der rd. 155 000 qm 
vom ersten Bauern, die über den unmit- 
telbaren Straßenbaubedarf von 8055 qm 
hinausgingen, sind dem Bund zusätzlich 
folgende Kosten entstanden: 44 500 DM 
als Entschädigung für den Minderwert 
des Restbesitzes und 31 624,85 DM für 
Grunderwerbsteuer; denn die Befrei- 
ung von der Grunderwerbsteuer bezieht 
sich nur auf die unmittelbar dem Straßen- 
bau dienenden Grundstücksflächen. 
Diese Kosten wären für den Bund nicht 
entstanden, wenn sich die Verwaltung 
auf den Erwerb der für den Straßenbau 
benötigten Grundstücke beschränkt 
hätte. 

cc) Bei einem festgestellten Landbedarf von 
8055 qm für den Ausbau des Ruhr- 
schnellweges und bei einem Durch- 
schnittspreis von 2,90 DM für den qm, 
wie ihn die Oberfinanzdirektion Münster 
in einem Bewertungsgutachten für an- 
gemessen hält, wären dem Eigentümer 
einschließlich der geschätzten Nebenent- 
schädigungen etwa 30 000 DM aus Bun- 
desmitteln zu zahlen gewesen; tatsäch- 
lich wurden aber für den Ankauf des 
überwiegenden Teiles des Hofbesitzes 
neben den 431 284 DM Kaufpreis wei- 
tere 43 578 DM Nebenkosten für den Er- 
werb des Ersatzhofes (Grunderwerb- 
steuer, Maklerprovision, Umstellungs- 
und Umzugskosten) aufgewendet. Auch 
dieser Betrag hätte eingespart werden 
können. 

dd) Die erforderliche Zustimmung des Bun- 
desministers für Verkehr zum Erwerb 
von Ersatzland hat nicht Vorgelegen. 
Nach § 9 Abs. 3 der Zweiten allgemei- 
nen Verwaltungsvorschrift für die Auf- 
tragsverwaltung für die Bundesfern- 
straßen bedarf der Erwerb von Grund- 
stücken nur insoweit nicht einer beson- 
deren Genehmigung des Bundesmi- 
nisters, als die Grundstücke für durch 
den Haushaltsplan genehmigte Bauvor- 
haben benötigt werden. Für das Bauvor- 
haben wird ein Grundstück nur dann 
benötigt, wenn der Grunderwerb in den 
dem Bundesminister vorgelegten Unter- 
lagen für das Bauvorhaben vorgesehen 
ist. In diesen Unterlagen war die Er- 
satzlandbeschaffung nicht aufgeführt i 
(vgl. auch Nr. 61 der Anlage zu § 2 der | 
2. AVVFStr.). Die Straßenbauverwal- | 


tung war daher nicht ermächtigt, mehr 
als das für den Straßenbau benötigte 
Land zu kaufen. 

Die Auftragsverwaltung hat gegen 
§ 26 Abs. 1 RHO und gegen die zu dd) 
genannten Bestimmungen verstoßen. 

c) Die Straßenbauverwaltung des Landschafts- 
verbandes hat die Bauvorhaben begonnen, 
ohne die Durchführung des Planfeststel- 
lungsverfahrens nach § 17 Abs. 1 des Bun- 
desfernstraßengesetzes oder die förmliche 
Feststellung städtebaulicher Pläne im Sinne 
des § 17 Abs. 3 des Bundesfernstraßengeset- 
zes abzuwarten. Sie räumt ein, daß sie in- 
folge dieser Unterlassung genötigt war, auf 
die Wünsche der Betroffenen, insbesondere 
der Landwirte, auf Ersatzlandbeschaffung 
und auf unberechtigte Preisforderungen ein- 
zugehen, weil ihr irgendwelche Zwangs- 
mittel, insbesondere die Besitzeinweisung 
nach § 19 Abs. 3 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes, nicht zur Verfügung standen. 
Ein derartiges Vorgehen verstößt gegen 
die Pflicht zur wirtschaftlichen und spar- 
samen Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 
(§ 26 Abs. 1 RHO). Die Maßnahmen der 
Straßenbauverwaltung, die sämtlich ohne 
Kenntnis des Bundesministers getroffen wor- 
den sind, können auch nicht mit der außer- 
gewöhnlichen Eile entschuldigt werden, die 
durch die Verkehrslage im Ruhrgebiet ge- 
rade bei der Durchführung dieser Bauvor- 
haben geboten war. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt — 
auch bei anderen Bauverwaltungen — die 
Verletzung der Pflicht zur Planfeststellung 
vor Baubeginn gerügt. Der Bundesminister 
wird im Falle b) den Schaden, der dem Bund 
durch diese Grundstücksgeschäfte entstan- 
den ist, im einzelnen festzustellen und dafür 
zu sorgen haben, daß die zu Unrecht ver- 
ausgabten Beträge der Bundeskasse wieder 
zugeführt werden. 

* 

Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 
zu der Bunde shaushaltsrechnung 1952 (Bemer- 
kungen 1954 S. 32 Nr. 39e) wird folgende Be- 
merkung aufgestellt: 

Rechnungsjahr 1952 

Einzelplan XIV — Bundesministerium für Woh- 
nungsbau — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 — ■ Bundesministerium für Woh- 
nungsbau 

Titel 31 — Zur Förderung der Bauforschung 

und des Wohnungs- und Sied- 
lungswesens iim zentralen Aufga- 
benbereich 
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21. Ein als rechtsfähiger Verein eingetragenes In- 
stitut hat den Bunde sminiister für Wohnungs- 
bau im April 1950 um einen Zuschuß in Höhe 
von 80 000 DM zur Förderung einer Forschungs- 
a rbe i t ( „ S t äd teb auli che Bi chtwerte " ) gebe ten 
und erklärt, daß das Werk zum Beginn der 
Constructa-Bauaiusstellung im Sommer 1951 als 
Buch mit einem Umfang von rd. 400 Seiten 
vorliegen solle. Der Bunde sminiister hat die 
Zuwendung bewilligt; er hat dabei besondere 
Bedingungen nicht festgelegt. Das Institut hat 
einen Architekten mit der Durchführung des 
Auftrags betraut. 

Im November 1950 hat das Institut 20 000 DM 
und bis April 1951 weitere 20 000 DM er- 
halten. Zwei Teilbeträge von je 20 000 DM hat 
der Bundesminister im April 1952 und im April 
1953 nicht mehr an das Institut, sondern „der 
Einfachheit halber" unmittelbar an den Archi- 
tekten gezahlt. Mit diesem ist lediglich ver- 
einbart worden, den Bund an den Einnahmen 
zu beteiligen, die durch den Vertrieb des Bu- 
ches anfallen würden. 

Das Buch ist bis heute nicht erschienen; ledig- 
lich in der Deutschen Bauzeitschrift sind im 
März, Juni, September und Dezember 1958 
Einzelergebniiisse der Forschungsarbeit veröf- 
fentlicht worden. Nach Mitteilung des Bundes- 
ministers war beabsichtigt, vierteljährlich wei- 
tere Ausarbeitungen folgen zu lassen; die Bei- 
träge sollten später als Buch gesammelt er- 
scheinen. Der Bundesminister hat die Erteilung 
des Auftrags damit begründet, die Städtebau- 
literatur der letzten Jahre enthalte keine we- 
sentlichen, dem heutigen Stande entsprechen- 
den Beiträge zu dem Thema „Städtebauliche 
Richtwerte". Es habe daher im Bundesiinter- 
esse gelegen, die Herausgabe eines aktuellen 
und umfassenden Werkes zu ermöglichen, das 
den Städtebauern bei der Planung und dem 
Wiederaufbau der zerstörten deutschen Städte 
als Handbuch dienen sollte. Auch der Beirat für 
Bauforschung habe sich für die Förderung ein- 
gesetzt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Abwicklung 
des Auftrags beanstandet. Der Schriftwechsel 
hierüber hat sich über Jahre hingezogen. Der 
Bundesminister hat nicht in Abrede gestellt, 
daß der Zweck, der mit der Zuwendung des 
Bundes erstrebt war, bisher nicht erreicht wor- 
den ist. Er hat dazu ausgeführt, der Architekt 
habe den Umfang der Untersuchung zu weit 
ausgedehnt und seine Ziele zu weit gesteckt. 
Infolge der dadurch erwachsenen hohen Kosten, 
die sich nach neueren Angaben auf insgesamt 
rd. 247 000 DM belaufen sollen, habe sich die- 
ser in steigendem Maße praktischen Bauauf- 
gaben widmen müssen; dadurch seien die Ar- 
beiten an dem Forschungsauftrag immer mehr 
verzögert worden. 

Diese Ausführungen haben die Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes nicht aus- 
räumen können. Es list nicht klargestellt wor- 
den, ob das Institut oder der Architekt Ver- 


tragspartner waren. Es ist auch versäumt wor- 
den, vor Auszahlung des ersten Teilbetrages 
mit dem Institut oder dem Architekten aus- 
reichende Vereinbarungen über die von ihnen 
zu erbringende Leistung zu treffen. Ferner isst 
nicht rechtzeitig auf die Vorlage des Verwen- 
dungsnachweises hingewirkt worden. Der Bun- 
desminister hat es außerdem unterlassen, den 
Fortgang des Forschungsauftrages laufend und 
ausreichend zu überwachen. Bei sachgerechter 
Wahrnehmung seiner Kontrollpflicht hätte er 
bereits 1952 erkennen müssen, daß der mit 
der Zuwendung verfolgte Zweck nicht oder zu- 
mindest nicht zeitgerecht erreicht werden 
konnte. Er hat aber noch im April 1952 und 
im April 1953 Zahlungen von je 20 000 DM 
leisten lassen, obwohl nicht einmal Teilver- 
öffentlichungen Vorlagen. Trotz dieser Sachlage 
hat der Bundesminister weder die Kontroll- 
maßnahmen verstärkt, noch für die Ablieferung 
des Werkes eine Frist gesetzt. Die bisher vor- 
liegenden Veröffentlichungen von zusammen 
64 Druckseiten, die erstmals 1958 — mithin 7 
Jahre nach dem vorgesehenen Ablieferungs- 
termin — erschienen sind, stellen nur einen 
geringen Teil des in Aussicht gestellten Wer- 
kes dar und rechtfertigen nicht die Zahlung des 
vollen Zuschußbetrages. Wenn das Werk in 
seinem ursprünglich geplanten Umfange wie 
bisher mit Teilbeiträgen veröffentlicht würde, 
wäre es erst in mehreren Jahren abgeschlossen. 
Der mit der Zuwendung verfolgte Zweck, vor 
allem den Wiederaufbau der deutschen Städte 
zu fördern, könnte jedenfalls dann nicht mehr 
erreicht werden. Erst nach Ankündigung der 
Bemerkung hat der Bundesminister dem Archi- 
tekten für die Fertigstellung des Werkes eine 
Frist bis zum 31. März 1960 gesetzt; er hat ihm 
eröffnet, daß er sonst vom Vertrage zurück- 
treten und den Teil der Zuwendung zurückfor- 
dern werde, der nicht durch fertiggestellte Sei- 
ten proportional zu dem vorgesehenen Ge- 
samtumfang des Werkes belegt sei. 

Die Sachbehandlung steht mit einer ord- 
nungsmäßigen Haushaltsführung nicht in Ein- 
klang. Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 
RHO vor. Der Bundesminister wird die Ab- 
wicklung des Zuschusses nachzuweisen haben. 
Dabei wird zu prüfen sein, ob von den Beam- 
ten, die die Zuwendung ohne ausreichende ver- 
tragliche Abmachung und Uberwachungsmaß- 
nahmen gewährt haben, der dem Bund entstan- 
dene Schaden zu ersetzen ist. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidi- 
gung — 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 14 05 — Bifdungswesen 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 305 — Betreuung während der Frei- 

zeit 
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Einmalige Ausgaben 

Titel 952 — Erstausstattung mit Betreu- 

ungsmateriial für die Freizeit 
der Soldaten 

22. Ein Bataillonskommandeur hat im Rechnungs- 
jahr 1956 je eine Rechnung über eine Werk- 
ausstattung für den Bau von Segelflugmodel- 
len — Rechnungsbetrag 1005,48 DM — und 
über Bastelmaterial zum Segelflugmodellbau — 
Rechnungsbetrag 848,49 DM — als „sachlich 
richtig" bescheinigt (§ 78 Abs. 1 RRO). Die 
Standortkasse hat die Rechnungen Ende März 
1957 bezahlt; der Betrag von 848,49 DM ist bei 
Titel 305, der von 1005,48 DM bei Titel 952 
gebucht worden. 

Der Bundesire chnungshof hat festgestellt, daß 
das Bataillon die beiden Rechnungen im voraus 
hat ausstellen lassen. Der Auftrag ist förmlich 
erst im Rechnungsjahr 1957 erteilt worden-, der 
Auftragnehmer hat die Lieferung in der Haupt- 
sache bis Anfang Juli 1957 ausgeführt. Die Ge- 
genstände lagerten im Zeitpunkt der Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof — Anfang 
September 1957 — noch ungenutzt. 

Der Bataillonskommandeur hat durch die wis- 
sentlich unrichtige Bescheinigung über die Lie- 
ferung bewirkt, daß der Kaufpreis vor Empfang 
der Gegenleistung bezahlt worden ist. Dadurch 
sind die Bundesmittel eher in Anspruch genom- 
men worden, als es zur wirts chaftlichen und 
sparsamen Führung der Bundesverwaltung er- 
forderlich war (§ 26 Abs. 1 RHO). Es war beab- 
sichtigt, die für das Rechnungsjahr 1956 noch 
zur Verfügung stehenden Mittel amszuschöpfen. 

Es liegen Verstöße gegen § 78 Abs. 1 RRO 
und gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bafaillonskommandeur ist auf Verlangen 
des Bundesrechnungshofes über die Bedeutung 
der sachlichen Feststellung belehrt worden 
(§ 11 Abs. 3 der Wehrdisziplinarordnung 

— WDO) ; eine Disziplinarstrafe konnte we- 
gen Z eit ab lauf s nicht mehr verhängt werden 
(§ 7 Abs. 2 WDO). Außerdem hat der Bundes- 
minister für Verteidigung die Beanstandung 
des Bundesrechnungshofes mit zum Anlaß ge- 
gen ommen, im Februar 1958 in seinem Mini- 
sterialblatt nochmals eindringlich auf das Gebot 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hinzu- 
weisen; auch hat er die Richtlinien für die Be- 
wirtschaftung der Betreuungsmittel neu gefaßt. 

Der Bundesminister wird noch dafür zu sor- 
gen haben, daß die Werkausstattung zweck- 
mäßig verwendet wird. 

* 

Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidi- 
gung 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 14 12 — Unterbringung 
Fortdauernde Einnahmen 


Titel 48 — Tilgung und Zinsen von Dar- 

lehen, Hypotheken und der- 
gleichen 

a) Tilgungsbeträge 

b) Zinsen 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 206 — Bewirtschaftung von Dienst- 

grundstücken und Diensträu- 
men 

23. Im Jahre 1956 hat eine Wehrbereichsverwal- 
tung zur Unterbringung von Verwaltungs- 
dienststellen Teile eines Bürogebäudes (Neu- 
bau) zunächst auf fünf Jahre gemietet. Die 
Nutzfläche beträgt 4100 qm, die Miete monat- 
lich rd. 17 500 DM. Nach dem Mietvertrag hat 
der Vermieter eine hypothekarisch gesicherte 
„Mietvorauszahlung" von 400 000 DM erhalten. 
Sie wird mit 3 v.H. verzinst und in den ersten 
vier Jahren des Mietverhältnisses mit jährlich 
60 000 DM, im fünften Jahr mit dem Restbetrag 
von 160 000 DM getilgt. Die Tilgungsraten dür- 
fen mit der Miete verrechnet werden, und zwar 
während der ersten vier Jahre mit monatlich 
5000 DM, im fünften Jahr mit monatlich 13330 DM 
und im letzten Monat dieses Jahres mit 
13 370 DM. Die Wehrbereichsverwaltung hat 
die „Mietvorauszahlung" bei Titel 206 buchen 
lassen; die Tilgungsraten sind jeweils vor 
Buchung der Mietzahlungen vorweg abgezogen 
worden. Die Zinsbeträge sind bei Titel 48b ver- 
einnahmt worden. In der Vermögensrechnung 
ist die „ Mietvorauszahlung " nicht nachgewie- 
sen. Der Bundesminister für Verteidigung hat 
dem Mietvertrag zugestimmt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung 
vertreten, daß es sich bei der Hingabe des Be- 
trages von 400 000 DM nach der Art des Ver- 
trages nicht um eine Mietvorauszahlung, son- 
dern um ein Darlehen gehandelt hat, das zu 
einem nicht vertretbaren niedrigen Zinssatz 
bewilligt worden ist (§ 26 Abs. 1 RHO). Er 
hat ferner darauf hin gewiesen, daß sich die 
Buchung des Darlehens bei Titel 206 mit der 
Zweckbestimmung dieses Titels nicht verein- 
baren läßt (§ 30 Abs. 1 Satz 1 RHO). Da im 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1956 
keine Mittel für solche Darlehen bereitgestellt 
waren, hätte der Betrag nach Einholung der 
vorherigen Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen als außerplanmäßige Ausgabe 
nachgewiesen werden müssen (§ 33 Abs. 1 Satz 
1, § 42 Abs. 2 und § 74 RHO). Die Wehr- 
bereichsverwaltung hat schließlich nicht beach- 
tet, daß alle Einnahmen und Ausgaben mit 
ihrem vollen Betrag in der Bundeshaushalts- 
rechnung an der für sie vorgesehenen Stelle 
nachzuweisen sind und daß keine Einnahmen 
auf Ausgaben vorweg angerechnet werden 
dürfen (§ 69 Abs. 1 RHO). Danach wäre es er- 
forderlich gewesen, die monatlichen Miet- 
beträge als Ausgabe bei Titel 206 und die Til- 
gungsraten als Einnahme bei Titel 48a buchen 
zu lassen. 
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Der Bundesminister für Verteidigung hat 
demgegenüber ausgeführt, ein Zinssatz von 3 
v. H. habe zu gestanden werden müssen, da an- 
derenfalls die Verhandlungen über die Anmie- 
tung des dringend benötigten Objektes geschei- 
tert wären, Dieser Zinssatz habe auch den da- 
maligen Gepflogenheiten auf dem örtlichen 
Buiumarkt entsprochen. Die Haushaltsmittel 
seien daher so wirtschaftlich und sparsam ver- 
waltet worden, wie das unter den gegebenen 
Umständen möglich gewesen sei. Die Buchung 
bei Titel 206 entspreche der Zweckbestimmung 
dieses Titels, da eine Mi et Vorauszahlung bu- 
cbungsmäßig nicht anders als die Zahlung von 
Miete betrachtet werden könne; dieser Schluß 
habe um so näher gelegen, alis es seinerzeit 1 
keinen gesonderten Titel für Mietvorauszah- 
lungen gegeben habe. | 

Die Bedenken des Bundeisrediiiiungshofes 
sind durch die Ausführungen des Bundesmini- 
sters nicht behoben worden. 

Die Hingabe des Darlehens lag nicht allein im 
Interesse des Bundes, sondern auch im Inter- 
esse des Vermieters; ohne Hilfe des Bundes 
hätte er nämlich den Neubau nicht fortführen 
können, da ihm Geldmittel auf dem freien Kapi- 
talmarkt, für die er im übrigen auch mehr als 
3 v. H. Zinsen hätte auf wenden müssen, nicht 
zur Verfügung standen. Schon aus diesem 
Grunde hätte der Bundesmioister darauf drin- 
gen sollen, daß ein höherer Zinssatz verein- 
bart wurde. Auch hat der Bund esm in ist er der ; 
Finanzen in einem Rundschreiben vom 14. Juli 
1953 für Mietdarlehen allgemein einen Zinssatz 
von mindestens 4 v. H. vorgesehen. Unter 
diesen Umständen vermag der Hinweis, der 
Zinssatz habe den damaligen örtlichen Ge- 
pflogenheiten entsprochen, nicht zu überzeugen, 
zumal bereits mit der Miete, deren Höhe gerade 
noch vertretbar ist, ohnedies Zinsen vergütet 
werden, die einer marktüblichen Verzinsung 
des für den Bau aufgewendeten Kapitals ent- 
sprechen. 

Die Hingabe des Betrages war keine Miet- 
vorauszahlung. Aus den gesamten Umständen 
des Falles, insbesondere aus den Abmachungen 
über Tilgung, Verzinsung und hypothekarische 
Sicherung geht hervor, daß es sich um ein Dar- 
lehen handelte, dessen Buchung bei Titel 206 
der Zweckbestimmung zuwiderlief. Wenn für 
eine Ausgabe im Haushaltsplan keine Mittel 
veranschlagt sind, so ist sie nach ausdrücklicher 
Vorschrift außerplanmäßig nach zurw eisen, nicht 
aber bei einem Titel mit anderer Zweckbestim- 
mung. | 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß Verstöße gegen § 26 Abs. 1 Satz 1, § 30 
Abs. 1 Satz 1, § 33 Abs. 1 Satz 1, § 42 Abs. 2, 

§ 69 Abs. 1 und § 74 RHO vorliegen. 

Auf Verlangen des Bundes reehnungshof es 
hat die Wehrbereichs Verwaltung inzwischen 
veranlaßt, daß die Tilgungsraten als Einnahme ! 
bei Titel 48a gebucht werden. Die Titelver- ! 
wechslung, die durch die Buchung des Darle- j 


hens an unrichtiger Stelle (Titel 206) entstan- 
den ist, kann nicht ausgeglichen werden (§ 67 
Abs. 2 RHO). 

Der Bundesminister wird noch zu ver- 
anlassen haben, daß das Darlehen in der 
Vermögensrechnung nachge wiesen wird. Vor 
allem wird er dafür zu sorgen haben, daß in 
ähnlichen Fällen künftig wirtschaftlich verfah- 
ren wird. 


* 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zu- 
sammenhang mit dem Auf- 
enthalt nichtdeutscher Streit- 
kräfte — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 35 11a — Verteidigungsaufwand, der 
dm unmittelbaren Zusam- 
menhang mit dem Aufent- 
halt nichtdeutscher Streit- 
kräfte im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes entsteht 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 300 — Erstattung von Personal- 

und Sachausgab en an die 
Länder 


Titel 311 — Ausgleich von Vermögens- 

nachteilen im Zusammen- 
hang mit der Inanspruch- 
nahme beweglicher und un- 
beweglicher Sachen zur Nut- 
zung durch die Streitkräfte 
(Nutzungsleistungen, Ne- 
benleistungen usw.) 

Titel 322 — Anteil der Bundesrepublik 

bei der Abgeltung der von 
den Streitkräften nach dem 
Inkrafttreten der Verträge 
verursachten Schäden . . . 

Titel 325 — Ausgleich von Belegungs- 

Schäden nach Artikel 8 Abs. 
15 des Finanz v e rt r ages , so- 
weit nicht bei Titel 324 zu 
buchen ist 


24. Der Bundesminister der Finanzen hat die Bun- 
deshauptkasse kurz vor dem Abschluß der Bü- 
cher für dais Rechnungsjahr 1956 angewiesen, 
insgesamt 47,4 Mio DM, die die Verteidigung« - 
1 asten Verwaltung (Landesbehörden) zu Lasten 
der Titel 300, 311 und 325 verausgabt hatte, auf 
Vorschußkönten umzubuchen. Er hat ferner ver- 
anlaßt, daß die Kasse eines Verteidigungs- 
lastenamts — ebenfalls kurz vor dem Abschluß 
der Bücher für das Rechnungsjahr 1956 — 
60 Mio DM von Titel 322 auf ean Vorschuß- 
konto umbuchte. Die Minderung der Ausgaben 
des Titels 322 um 60 Mio DM hat der Bundes- 
minister in Höhe von 33,4 Mio DM umgehend 
rückgängig gemacht; er hat die Bundeshaupt- 
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hasse angewiesen, diesen Betrag bei Titel 322 
(Rechnungsjahr 1956) wieder als Ausgabe nach- 
zuweisen. 

Der Bundesmdnister hat die Vorschußbuchun- 
gen damit begründet, daß es sich um Ausga- 
ben handele, mit deren Erstattung die auslän- 
dischen Streitkräfte im Rückstände seien oder 
über deren Erstattungsfähigkeit mit den Streit- 
kräften noch verhandelt werde. Nähere, die 
Höhe der Beträge begründende Angaben 
oder Unterlagen enthalten die Belege nicht. 
Durch die Umbuchungen haben sich die Aus- 
gaben des Rechnungsjahres 1956 bei Kapitel 
35 11a — und damit die gesamten Istarusgaben 
des ordentlichen Haushalts — um 74 Mio DM 
vermindert; davon entfallen auf Titel 300 10,9 
Mio DM, auf Titel 311 22,2 Mio DM, auf Titel 
322 26,6 Mio DM und auf Titel 325 14,3 Mio 
DM. Di e in der Bundeshaush alts r e chnung 1956 
bei diesen Titeln nachgewiesenen Ausgaben 
liegen knapp unter den Haushaltsansätzen. 
Ohne die Vorschußbuchungen wären folgende 
üb e rs ehr ei tun gen ei n g e t r e ten : 

Titel 300 um 10 050 362,65 DM, i 

i 

Titel 311 um 21 284 293,88 DM, 

Titel 322 um 26 564 907,85 DM und 

Titel 325 um 14 064 947,67 DM. 

Im Rechnungsjahr 1957 hat der Bundesminister i 
die umgebuchten Beträge von zusammen 74 ! 
Mio DM bei den Vorschußkönten als Einnahme 
und bei den Titeln, denen sie im Rechnungs- ! 
jahr 1956 gutgebracht waren, als Ausgabe \ 
buchen lassen. j 

Der Bundesrechnungshof hat die Umbuchungen | 
beanstandet. Der Bundesminister hat erwidert, j 
er halte die Vorschußbuchungen für gerecht- j 
fertigt; dazu hat er im wesentlichen angeführt: j 

Der Haushaltsvermerk zu den Ausgaben des 
Kapitels 35 11a („Ausgaben sind hier nur zu 
leisten, sofern sie nicht bei den Kapiteln 35 05, 
A 35 02 und A 35 05 gebucht werden dürfen") 
stelle die zwingende Anweisung dar, dieses 
Kapitel von vornherein nicht mit Ausgaben zu 
belasten, von denen feststehe, daß sie endgül- 
tig von den Streitkräften zu tragen seien. Ent- 
sprechend diesem Grundsatz seien die von der i 
Bundesrepublik vorzalegenden, aber von den 
Streitkräften zu erstattenden Beträge in die für 
das Rechnungsjahr 1956 veranschlagten Haus- ! 
haltsmittel nicht einbezogen worden. Es sei 
nicht nur unzweckmäßig, sondern sogar unzu- 
lässig, Haushaltsüberschreitungen, die durch 
den Nichteingang von Erstattungsbeträgen ver- 
ursacht worden seien, als solche auszuweisen. 
Feststellungen bei den Behörden der Verteidi- 
gungslastenverwaltung über die Höhe der um- 
zubuchenden Beträge habe er aus Zeitmangel 
nicht treffen können; er habe die Beträge nach 
den Ist-Ergebnissen von Ende Februar 1957 und 
den Mittelanforderungen der Länder für das 
gesamte Haushaltsjahr sowie nach allgemeinen 
Informationen über das finanzielle Ausmaß der j 
Erstattungsbeträge geschätzt. | 


Der Bundesrechnungshof hat die Begründung 
des Bundesministers nicht als stichhaltig aner- 
kennen können. 

Die ausländischen Streitkräfte haben in Ein- 
zelfällen Teilbeträge von Requisitionsentschädi- 
gungen, die sie nach deutscher Rechtsauffas- 
sung aus dem Besatzungskosten- und Auftrags- 
ansgabenhaushalt oder dem Stationierungs- 
kostenhaushalt hätten zahlen müssen, nicht als 
entschädigungsfähig anerkannt und die Aus- 
stellung von Zahlungsermächtigungen verwei- 
gert. In diesen Fällen durften die Behörden der 
Verteidigungslastenverwaltung nach näherer 
Weisung des Bundesministeris Ausgleichszah- 
lungen aus allgemeinen Rundesmitteln — 
Kapitel 35 11a — leisten. Lediglich auf solche 
Zahlungen bezieht sich der Haushaltsvermerk 
zu Kapitel 35 11a; er legt den Behörden die 
Verpflichtung auf, vor der Inanspruchnahme 
der Mittel dieses Kapitels den Nachweis zu füh- 
ren, daß eine Zahlungsermächtigung der aus- 
ländischen Streitkräfte nicht zu erlangen war. 
Die auf Weisung des Bundesmimsters um ge- 
buchten Beträge fallen aber nicht unter den 
Haushaltsvermerk. Es handelt sich vielmehr 
um Ausgaben, die von der Bundesrepublik 
auf Grund gesetzlicher Verpflichtung oder ver- 
traglicher Abmachung zu leisten oder vorzulei- 
sten waren und die die Behörden der Vertei- 
digungslastenverwaltung entsprechend den 
Zweckbestimmungen des Bundeshaushaltsplans, 
den Erläuterungen dazu und den Weisungen 
des Bundesministers zutreffend bei den Titeln 
des Kapitels 35 11a gebucht hatten. 

Die Vorschußbuchungen waren unzulässig. 
Als Vorschuß darf eine Ausgabe nur gebucht 
werden, wenn sie noch nicht endgültig verrech- 
net werden kann (§ 27 Satz 1 RHO); sie darf 
vor allem deshalb nicht als Vorschuß gebucht 
werden, weil bei der in Frage kommenden 
Zweckbestimmung hinreichende Ausgabemittel 
nicht mehr zur Verfügung stehen (§ 53 Abs. 2 
Satz 2 RWB). Die umgebuchten Beträge hätten 
in der Bundeshaushaltsrechnung 1956 bei den 
dafür vorgesehenen Stellen — Titel 300, 311, 
322 und 325 des Kapitels 35 11a — , bei denen 
die Landesbehörden die Ausgaben zutreffend 
gebucht hatten, nachgewiesen werden müssen 
(§ 72 Satz 1 RHO). Soweit die Ausgaben die 
Ansätze der vier Titel überstiegen — bei Titel 
311 unter Berücksichtigung eines Haushalts- 
restes aus dem Rechnungsjahr 1955 — hätten 
die Überschreitungen überplanmäßig nachge- 
wiesen werden müssen (§ 73 Abs. 1 Satz 1, 
§ 76 RHO); zu den Überschreitungen war die 
vorherige Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen (Haushalts ab teilung) erforderlich (§ 33 
Abs. 1 Satz 1 RHO). Die Umstände, die eine 
zu geringe Veranschlagung bedingt haben mö- 
gen, bleiben auf den rechnungsmäßigen Nach- 
weis der Mehrausgaben ohne Einfluß. Die Auf- 
fassung des Bundesministers, es sei unzulässig, 
Haushaltsüberschreitungen nachzuweisen, die 
durch den N ich teingang von Erstattungsbeträ- 
gen verursacht werden, findet im Haushalts- 
recht keine Stütze. 
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Die Umbuchung hätte im übrigen nur auf j 
Grund einwandfreier sachlicher und rechnen- I 
scher Unterlagen angeordnet werden dürfen, ! 
und die umgebuchten Beträge hätten belegt 1 
werden müssen (vgl. §§ 55, 58 RRO). Der Bun- j 
desminister hat jedoch seine Anordnung auf j 
Schätzungen gestützt. Auch auf die Aufforde- j 
rung des Bundesrechnungshofes hin hat er den 25 
Nachweis nicht erbracht, daß die umgebuchten j 
Beträge mit den Beträgen übereinstimmen, die 
von den Streitkräften am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1956 noch zu erstatten waren oder ; 
über deren Erstattung noch verhandelt wurde. i 

Es war offenbar beabsichtigt, die Überschrei- 
tungen nicht in Erscheinung treten zu lassen. : 
Dafür spricht auch, daß der Bundesminäster die ; 
Rückbuchungen im Rechnungsjahr 1957 ohne 
Erläuterungen hat ausführen lassen; auf die 
Kontrolle und die Abwicklung ausstehender 
oder noch zu erwartender Erstattungen über 
die Vorschußkönten ist es ihm danach nicht an- 
gekommen. Ein derartiges Verfahren läßt sich 
mit den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen 
Haushaltsführung nicht vereinbaren. Schließlich 
steht der Nachweis der Ausgaben dm Rech- 
nungsjahr 1957 mit dem Grundsatz nicht im 
Einklang, daß alle Ausgaben in der Rechnung 
desjenigen Jahres nachzuweisen sind, in dem 
sie geleistet worden sind (hier: Rechnungsjahr ' 
1956; § 68 Abs. 1 Satz 1 RHO). 

Es liegen Verstöße gegen § 27 Satz 1, § 33 
Abs. 1 Satz 1, § 68 Abs. 1 Satz 1, § 72 Satz 1, 

§ 73 Abs. 1 Satz 1 RHO und gegen § 53 Abs. 2 
Satz 2 RWB vor. Das Ergebnis des Rechnungs- 
jahres 1956 ist in der Bundeshaushaltsrechnung 
bei den Titeln 300, 311, 322 und 325 des Kapi- 
tels 35 11a unrichtig dargestellt. 

Der Nachweis der Buchungen im falschen 
Rechnungsjahr kann nicht ausgeglichen werden. 

Der Bundesrechnungshof hat bereits im Vor- 
jahre unzulässige Vorschußbuchungen, die der 
Bundesminister veranlaßt hatte, beanstandet 
(Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — S. 11 
Nr. 14). Der Bundesmimister wird künftig ord- 
nungsmäßig zu verfahren haben. 


Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zu- 
sammenhang mit dem Aufent- 
halt nichtdeutscher Streit- j 

kräfte — j 

Außerordentlicher Haushalt 

Kapitel A 35 11a — Verteidigungsaufwand, 

der im unmittelbaren Zu- j 
sammenhang mit dem 
Aufenthalt nichtdeutscher j 
Streitkräfte im Geltungs- 
bereich des Grundgeset- 
zes entsteht 

Ausgabe 

Titel 700 — Erwerb und AufschMeßiing i 

von Grundstücken ... j 


Titel 715 — Freimachung von vor dem 

Inkrafttreten der Verträ- 
ge requirierten Gebäuden, 
insbesondere der privaten 
Hand, durch Errichtung 
von Ersatzgebäuden für 
Zwecke der Streitkräfte 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Bun- 
deshauptkas.se am 24. April 1957 angewiesen, 
noch für das Rechnungsj ahr 1 956 6 402 490,25 DM 
von Titel 700 nach Titel 715 umzubuchen. 
Er hat die Anordnung damit begründet, daß 
die Verteidigungslastenverwaltung (Landesbe- 
hörden) im Rahmen des Schlußfreimachungs- 
programms Liegenschaften angekauft und die 
Ausgaben zum Teil bei Titel 700 anstatt bei 
Titel 715 nachgewiesen habe. Diie Höhe des 
umgebuchten Betrages ist in der Anordnung 
nicht näher begründet. Durch die Maßnahme 
haben sich die. bei Titel 700 nachgewiesenen 
Ausgaben derart gemindert, daß sie sich mit 
dem Haushaltsansatz von 35 Mio DM decken; 
ohne die Umbuchung wäre der Titel in Höhe 
des umgebuchten Betrages überschritten wor- 
den. Die bei Titel 715 ohnehin vorliegende 
Überschreitung hat sich durch die Umbuchung 
auf 45 665 461,81 DM erhöht. Sie ist im außer- 
ordentlichen Haushalt nachgewiesen (Bundes- 
haushaltsrechnung 1956 S. 1834/35 und 2167). 

Der Bundesrechnungshof hat die Anordnung 
beanstandet. Der Bundesminister hat erwidert, 
die Höhe des umzubuchenden Betrages von 
6 402 490,25 DM habe er geschätzt. Geeignete 
Unterlagen für eine Umbuchung habe er von 
den Ländern nicht rechtzeitig beschaffen kön- 
nen. Sein an die Finanzminister der Länder ge- 
richtetes Rundschreiben vom 26. Januar 1957, 
nach dem die Umbuchungen zu veranlassen 
waren, sei bei den Behörden der Länder erst 
im Februar 1957 eingegangen. Die Zeitspanne 
bis zum Abschluß des Rechnungsjahres sei also 
verhältnismäßig kurz gewesen. Er habe daher 
annehmen dürfen, daß nicht alle einschlägigen 
Umbuchungen durchgeführt worden seien. 
Nachdem das vorläufige Ist-Ergebnis für das 
Rechnungsjahr 1956 Vorgelegen habe, sei er 
von der Richtigkeit seiner Annahme überzeugt 
gewesen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Begründung 
des Bundesministers nicht anerkennen können. 
Eine Umbuchung hätte nur auf Grund einwand- 
freier sachlicher und rechnerischer Unterlagen 
angeordnet werden dürfen (vgl. §§ 55, 58 RRO). 
Diese lagen jedoch nicht vor, vielmehr stützte 
sich die Anordnung auf Schätzungen und An- 
nahmen. Die Tatsache, daß im Rechnungsjahr 
1956 zum Teil Ankaufskosten, die unter das 
Schlußfreimachungsprogramm fielen, zunächst 
bei Titel 700 gebucht worden waren, reichte zur 
Begründung der Höhe der angeordneten Um- 
buchung nicht aus. Wenn der Bundesminister 
den Eindruck hatte, daß die Landesbehörden die 
Umbuchungen nicht mehr vor dem Abschluß 
der Bücher des Rechnungsjahres 1956 veran- 
lassen konnten, so hätte er die nicht umgebuch- 
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ten Beträge — nötigenfalls durch Schnellbrief ! 
oder Fernschreiben — anzeigen lassen müssen, 
um den umzubuch enden Betrag zuverlässig er- 
mitteln und im einzelnen belegen zu können. 
Eine Anordnung zur Umbuchung, die mit An- 
nahmen und Schätzungen begründet wird, läßt 
sich mit den Grundsätzen einer ordnungsmäßi- 
gen Haushaltsführung und mit den Vorschriften j 
der RRO nicht vereinbaren. Den Nachweis, daß 
es sich bei dem Betrag von rd. 6.4 Mic DM um 
Ausgaben handelt, die unter die Zweckbestim- 
mung des Titels 715 fallen, hat der Bundes- 
minister — auch auf die Aufforderung des Bun- 
desrechnungshofes hin — nicht erbracht. Die 
Voraussetzungen für eine Umbuchung nach j 
Titel 715 waren nicht gegeben. Nach den Um- j 
ständen muß angenommen werden, daß der 1 
Rundesmiinlster eine Überschreitung des Titels 
700 (Erwerb und Aufschließung von Grundstük- 
ken) nicht in Erscheinung treten lassen, viel- 
mehr eine weitere Überschreitung des Titels 
715 (Freimachung von vor dem Inkrafttreten 
der Verträge requirierten Gebäuden, insbeson- 
dere der privaten Hand, durch Errichtung von 
Ersatzgebäuden für Zwecke der Strertkräfte) 
in Kauf nehmen wollte. 

Ausgabebewilligungen dm außerordentlichen 
Haushalt dürfen nicht überschritten werden 
(§ 33 Abs. 2 RHO). Liegt ausnahmsweise ein 
unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürf- 
nis für Ausgaben vor, die 'ein Haushaltssoll des 
außerordentlichen Haushalts übersteigen, so 
sind diese unter derselben Zweckbestimmung 
außerplanmäßig im ordentlichen Haushalt nach- 
zuweisen (§ 14 RRO). In vorliegendem Falle 
hätten die Überschreitung des Titels 700 tun 


6 402 490,25 DM und die um diesen Betrag ver- 
minderte Überschreitung des Titels 715 — 
39 262 971,56 DM — außerplanmäßig bei den 
einmaligen Ausgaben des ordentlichen Haus- 
halts bei Kapitel 35 11a gebucht werden müs- 
sen, und zwar unter denselben Zweckbestim- 
mungen wie die der Titel 700 und 715 im 
außerordentlichen Haushalt. 

Es liegen Verstöße gegen § 33 Abs. 2 RHO 
vor. Das Ergebnis des Rechnungsjahres 1956 
ist (in der Bundeshaushaltsrechmmg bei den 
Titeln 700 und 715 des Kapitels A 35 11a 
unrichtig dargestellt. 

Die Buchung an unrichtiger Stelle kann nicht 
ausgeglichen werden (§ 67 Abs. 2 RHO). Der 
Bundesmimister wird künftig ordnungsmäßig 
zu verfahren haben. 

* 

Buchungen an unrichtiger Stelle 

Die in der Nachweisung (S. 29 Nr. 27) aufge- 
führten Beträge sind nicht bei den richtigen 
Haushaltsstellen gebucht worden (Titelver- 
wechslungen). Der Bundesrechnungshof hat 
Titelverwechislungen nur aufgenommen, wenn 
durch sie die wesentliche Überschreitung eines 
Ansatzes vermieden oder verursacht worden ist, 
oder wenn sie eine grundsätzliche oder sonst 
erhebliche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 
Satz 1 RHO). 

* 
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27. Nachweisung der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erläuterungen S. 30 ff. Nr. 28) 



Es sind gebucht 



bei 


statt bei 


Lfd. 


1 



Betrag 

Nr. 

i 

Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 


DM 

1 

2 1 

3 

4 

5 

6 

1 

! 

05 01 

871 

05 01 

870 

1 079,80 

2 

1 

05 03 1 

203 

05 03 

202 

42 250,50 

3 

05 03 
(Abset- 
zung) 

206 

05 03 

69 

1 453,65 

4 

06 03 

208 

06 03 

850 

329,60 

5 

06 13 

875 

06 13 

201c 

1 745,— 

6 

06 16 

200 

06 16 

871 

905,— 

7 

06 20 

603 

06 20 

600 

40 698,64 

8 

0621 

300 

06 20 

600 

35 773,12 

9 

08 02 
(Abset- 
zung) 

301 

08 01 

7 

83 089,60 

10 

08 04 

865 

08 01 

865 

6 291,32 

11 

0806 

200 



3 163,74 



201a 



54,— 



201b 



1 505,43 



201c 



190,54 



203 



10 134,07 



208 



224,63 



215a 



1 083,30 



215b 



9 329,49 



217 



2 148,25 



298 



6 379,80 

34 213,25 




08 06 

69 

450 — 





(Ab- 






set- 

zung) 






108 

3 500,— 





200 

54,— 





201a 

272,04 





201c 

3 399,77 





202 

111,66 





206 

152,30 





215a 

124,50 





217 

2 230,15 





apl. 






366 

23 918,83 



i 



34 213,25 


Bei richtiger Buchung der Beträge wären 


als Haushaltsüber- 
s dir ei tauig, ggf. ails 
Haushaltsvorgriff 
[V) oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe, nachzuweisen 

die Haushaltsüberschreitungen, ggf. 
die Haushaltsvorgriffe (V) oder die 
außerplanmäßigen Ausgaben 

höher 

niedriger 

nachzuweisen gewesen 

gewesen 

DM 

um 

DM | 

um 

I>M 

7 

8 i 

9 

1 073,37 (V) 

1 


(Tit. 870) 



— 

— 

42 250,50 
(Tit. 203) 

— 

1 453,65 
(Tit. 206) 

— ■ 

329,60 





(Tit. 850) 



373,92 

— 

— 

(Tit. 201c) 



732,— (V) 

— 

— 

(Tit. 871) 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

__ 

83 089,60 
(Tit. 301) 

— 

6 291,32 





(Kap. 08 01) 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 398,92 
(Tit. 201b) 

— 

— 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 




— 

— 

361,80 
(Tit. 200) 

— 

218,04 
(Tit. 201a) 

— 

— 

3 209,23 
(Tit. 201c) 

— 

* 

111,66 
(Tit. 202) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

81,90 
(Tit. 217) 

— 

23 918,83 





(Tit. apl. 366) 
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H.s sind 

gebucht 



Bei richtiger Buchung der Beträge wären 

Lfd. 

Nr. 

bei 

Kapitel ! 

Titel 

statt, bei 

Kapitel Titel 

1 

Betraq 

DM 

als Haushaltsüber- 
schreitunq, ggf. als 
Haushaltsvorgriff 
(V) oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe, nachzuweisen 
gewesen 

DM 

die Haushaltsuberschreitungen, ggf. 
die Haushaltsvorgriffe (V) oder die 
außerplanmäßigen Ausgaben 

höher niedriger 

nachzuweisen gewesen 

um um 

DM DM 

1 

2 

o 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

12 

1001 

400 

10 01 

952 

22 322,67 

22 322,67 
(Tit. 952) 

— 

— 

13 

den Vor- 
schüssen 

10 11 

108 

679,91 

679,91 
(Tit. 108) 

— 

— 

14 

10 11 

,0, 

10 16 

apl. 

103 

6 477,— 

6 477,— 

(Tit. apl. 103) 

— 

— 

15 

10 11 

300 

1011 

201 

2 366,62 

1 371,76 
(Tit. 201) 

— 

— 

16 

10 12 

104a 

10 12 

apl. 

110 

1 625,65 

1 625,65 
(Tit. apl. 110) 

— 


17 

10 13 

300 

10 13 

201 

3 753,75 

2 942,38 
(Tit. 201) 

— 






204 

1 750,— 

1 057,42 
(Tit. 204) 








5 503,75 




18 

10 24 

404 

10 24 

apl. 

205 

4 500,— 

4 500 — 

(Tit. apl. 205) 

— 

— 

19 

10 24 

870 

10 24 

710 

1 196,28 

— 

— 

— 

20 

11 13 
(Abset- 
zung) 

610 

11 13 

69 

45 458,52 

— 

45 458,52 
(Tit. 610) 

— 

21 

12 02 

952 

! 

09 02 

; 

952 

954 

33 028,70 

4 055,50 

37 084,20 

— 

l 

37 084,20 
(Kap. 12 02 
Tit. 952) 


28. Erläuterungen 
der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(S. 29 Nr. 27) 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, war ein Aus- 
gleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforderlich. 

Zu lfd. Nr. 1 

Die Kosten eines Fernschreibprüfgerätes sind 
bei Titel 871 gebucht worden. Dadurch ist eine 
Haushaltsüberschreitung bei Titel 870 nicht in 
Erscheinung getreten. Der Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO ist veranlaßt worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

Die als Nebenkosten beim Versand von Zeit- I 
Schriften an die Auslandsvertretungen entstan- 1 
denen und den Absendern erstatteten Luftpost- j 
gebühren sind irrtümlich bei Titel 203 gebucht | 
worden. § 

Zu lfd. Nr. 3 

Der zurückerstattete Teil einer Zahlung für 
Kohlenlieferungen des Rechnungsjahres 1955 ist j 


irrtümlich als Rotabsetzung bei Titel 206 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 4 

Bei der Neubeschaffung eines Kraftwagens sind 
die Kosten für die Sonderausstattung infolge 
unrichtiger Auslegung der Zweckbestimmung 
bei Titel 208 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 5 

Die Ausgaben für die Beschaffung eines Panzer- 
schrankes sind irrtümlich bei Kapitel 06 13 Titel 
875 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Mietbeträge von zusammen 905 DM, die beim 
späteren Kauf zunächst angemieteter Schreib- 
maschinen auf den Preis angerechnet worden 
sind, hätten zusammen mit dem Rechnungsbe- 
trag für den Ankauf der Maschinen bei Titel 
871 gebucht werden müssen. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 
RHO veranlaßt. 
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Zu lfd. Nr. 7 

Ausgaben lur die Anschaffung von Spezialgera- j 
ten, die bei der Durchführung von Forschungs- | 
aufträgen der Schutzkommission der Deutschen j 
Forschungsgemeinschaft benötigt werden, sind j 
bei Titel 603 gebucht worden. Der Ausgleich ist 1 
im Rechnungsjahr 1958 durchgeführt worden. 

Zu lfd. Nr. 8 

Ausgaben für Forschungs- und Erprobungs- 
zwecke auf dem Gebiete des zivilen Luftschut- 
zes sind bei Kapitel 06 21 Titel 300 gebucht 
worden. 

Der Ausgleich ist im Rechnungsjahr 1958 durch- 
geführt worden. 

Zu lfd. Nr. 9 

Die Einnahmen aus dem Verkauf der Druck- 
schrift „Die Einkommensteuererklärung 1955" 
sind irrtümlich durch Rotabsetzung bei Titel 301 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 10 

Die Anschaffungskosten für den beamteneige- 
nen Kraftwagen eines Beamten des Bundes- 
ministeriums der Finanzen sind bei Kapitel 
08 04 Titel 865 gebucht worden. Dadurch ist 
eine Haushaltsüberschreitung bei Kapitel 08 01 
Titel 865 verdeckt worden. 

Zu lfd. Nr. 11 

Die bei den Titeln aufgeführten Beträge setzen 
sich zum Teil aus mehreren Einzelbeträgen zu- 
sammen. Die Buchungen an unrichtiger Stelle 
beruhen auf irrtümlicher Auslegung der Zweck- 
bestimmungen. 

Zu lfd. Nr. 12 

Die bei Kapitel 10 01 Titel 952 veranschlagten 
Haushaltsmittel haben zur Bestreitung der Um- 
baukosten für das neue Fichereischutzboot 
„Frithjof" nicht ausgereicht. Die Mehrkosten 
sind bei Kapitel 10 01 Titel 400 gebucht wor- 
den. Dadurch ist eine Haushaltsüberschreitung 
bei Titel 952 nicht in Erscheinung getreten. 

Zu lfd. Nr. 13 

Der Antrag an den Bundesminister der Finan- 
zen auf Zustimmung zu einer überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe aus Anlaß der Zahlung 
von Trennungsentschädigung an versetzte und 
neueingestellte Bedienstete istverspätet gestellt 
worden. Der Bundesminister der Finanzen hat 
deswegen seine Zustimmung versagt. 

Um die nicht genehmigte überplanmäßige 
Ausgabe nicht in der Bundeshaushaltsrechnung 
erscheinen zu lassen, ist der überschreitungs- 
betrag im Rechnungsjahr 1956 bei Titel 108 
— durch Absetzen von den Ausgaben — als 
Einnahme und bei den Vorschüssen als Ausgabe 
gebucht worden. Er ist erst im Rechnungsjahr 
1957 bei Kapitel 10 11 Titel 108 — unter Aus- 
gleich der Vorschußbuchung — nachgewiesen 
worden. 


Fs liegen Verstöße gegen §§ 27, 33 Abs. 1 
und § 68 Abs. 1 RHO vor. 

Zu lfd. Nr. 14 

Die Bezüge eines abgeordneten Beamten sind 
aus Kapitel 10 11 Titel 101 gezahlt worden. 
Dadurch ist eine außerplanmäßige Ausgabe bei 
Kapitel 10 16 Titel apl. 103 verdeckt worden. 

Zu lfd. Nr. 15 

Kosten für Büromaschinenreinigung, für die 
Neubeschaffung eines Rechenautomaten und für 
2 Kleiderschränke sind bei Titel 300 verausgabt 
worden mit der Begründung, daß es sich um 
Kosten im Zusammenhang mit dem Forschungs- 
betrieb handele. 

Zu lfd. Nr. 16 

Übergangsgeld an ausgeschiedene Bedienstete 
ist aus Titel 104a gezahlt worden. Dadurch ist 
eine außerplanmäßige Ausgabe bei Titel apl. 
110 verdeckt worden. 

Zu lfd. Nr. 17 

Sachausgaben sind irrtümlich bei Titel 300 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 18 

Die Kosten für den Umbau eines Gebäudes in 
ein Bienenhaus sind infolge unrichtiger Ausle- 
gung der Zweckbestimmung bei Titel 404 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 19 

Die Kosten für eine Baumaßnahme sind irrtüm- 
lich bei Titel 870 gebucht worden. Ein Ausgleich 
nach § 67 Abs. 2 RHO ist angeordnet worden. 

Zu lfd. Nr. 20 

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
haben Leistungen auf Grund des Mutterschutz- 
gesetzes, die ihnen vom Bund erstattet waren, 
zurückgezahlt. Diese Beträge sind irrtümlich bei 
Titel 610 — durch Absetzen von den Ausga- 
ben — vereinnahmt worden. 

Zu lfd. Nr. 21 

Betriebsbeihilfen für versteuertes Gasöl an ge- 
werbliche und sonstige Betriebe der allgemei- 
nen Wirtschaft auf Grund des Verkehrsfinanz- 
gesetzes vom 6. April 1955 (33 028,70 DM) so- 
wie Zuschüsse zur Zinsverbilligung bei der Um- 
schuldung von Krediten von Vertriebenen- und 
Flüchtlingsbetrieben (4055,50 DM) sind irrtüm- 
lich bei Kapitel 12 02 Titel 952 gebucht worden. 

* 

29. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen und die außer- 
planmäßigen Ausgaben nach den Spalten 7 und 
8 der Nachweisung (S. 29 Nr. 27) ein unvorher- 
gesehenes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Artikel 112 Satz 2 GG). 

* 
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Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr 

30. Die in der Nach Weisung (S. 32 Nr. 31) auf ge- 
führten Ausgaben sind nicht in der Rechnung 
des Jahres nachgewiesen, in dem sie geleistet 


sind oder in das sie nach ihrem Entstehungs- 
grund gehören (Verstöße gegen § 68 RHO). Der 
Bundesrechnungshof hat die Nachweisung ent- 
sprechend dem Grundsatz aufgestellt, der für 
Titelverwechslungen gilt (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO; vgl. S. 28 Nr. 26). 


31. Nachweisung der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(Erläuterungen S. 32 ff. Nr. 32) 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

DM 

Ist war zu 

gebucht buchen 

im Rechnungsjahr 

Bei rid 

eine Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. ein Haus- 
haltsvorgriff 
(V), entstanden 
von 

DM 

itiger Buchung wäre 

1 die nachgewiesene Haus- 
haltsüberschreitung, ggf. 
der nachgewiesene 
Haushaltsvorgriff (V), 

höher j geringer 

gewesen um 

DM DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

04 01 

203 

i 

2 090,38 

! 1956 




! _ ! 

2 090,38 






1955 

— 

2 090,38 

— 

2 

04 01 

215b 

5 000,— 

j 1956 


— 

— 

5 000,— 




| 


1955 

— 

' 5 000,— 

— 

3 

06 01 

202 

; 1 624,94 

: 1956 


— 

— 

— 



\ 



1955 

1 624,94 

— 

— 

4 

07 01 

203 

4 922,50 

1956 


— 

— i 

4 922,50 






1955 

4 828,59 

— 

— 

5 

10 11 

402 

139 277,72 

1956 


— 

— 

82 196,66 (V) 





i 

1955 

132 776,44 (V) 

— 

— 

6 

19 01 

202 

1 920,02 

1956 


— 

— 

— 






1955 

1 918,45 

— 

— 

7 

19 01 

203 

1 315,49 

1956 ■ 


— 

— 

— 





i 

1955 

— 

1 315,49 

— 

8 

19 01 

206 

1 961,97 ; 

1956 


— 

— 

— 




i 


1955 

1 958,11 

— 

— 


32. Erläuterungen der Buchungen 
in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

Zu lfd. Nr. 1 

Mit Rechnung vom 21. März 1956 angeforderte 
Fernsprechgebühren von 2090,38 DM hätten zu 
Lasten des Rechnungsjahres 1955 gebucht wer- 
den müssen, da die Rechnung vor Abschluß der 
Kassenbücher vorlag. 

Zu lfd. Nr. 2 

Ein Reisekostenabschlag von 5000 DM ist am 
21. März 1956 zu Lasten des Rechnungsjahres 
1956 gebucht worden, vermutlich um eine wei- 
tere Haushaltsüberschreitung im Rechnungsjahr 
1955 zu vermeiden. 


Zu lfd. Nr. 3 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Anschaffungs- 
kosten für Bücher sind, obwohl sie wirtschaftlich 
in das Rechnungsjahr 1955 gehören, entgegen 
§ 68 RHO aus Mitteln des Rechnungsjahres 1956 
bestritten worden. 

Zu lfd. Nr. 4 

Mit Rechnung vom 21. März 1956 angeforderte 
Fernsprechgebühren von 4922,50 DM hätten zu 
Lasten des Rechnungsjahres 1955 gebucht wer- 
den müssen, da die Rechnung vor Abschluß der 
Kassenbücher vorlag. 

Zu lfd. Nr. 5 

Um eine Haushaltsüberschreitung im Rech- 
nungsjahr 1955 zu vermeiden, ist eine größere 
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Anzahl von Kostenrechnungen, die wirtschaft- 
lich in das Rechnungsjahr 1955 gehören und 
auch aus Mitteln dieses Rechnungsjahres zu be- 
streiten waren, auf das Rechnungsjahr 1956 
übernommen worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Im März 1956 eingegangene Rechnungen für 
Bücher und Zeitschriften sind entgegen § 68 
RHO aus Mitteln des Rechnungsjahres 1956 be- 
glichen worden, vermutlich um eine Haushalts- 
überschreitung im Rechnungsjahr 1955 zu ver- 
meiden. 

Zu lfd. Nr. 7 

Mit Rechnung vom 22. März 1956 angeforderte 
Fernsprechgebühren von 1315,49 DM sind entge- 
gen § 68 RHO aus Mitteln des Rechnungsjahres 
1956 beglichen worden, vermutlich um eine 
weitere Überschreitung des Haushaltsansatzes 
für 1955 zu vermeiden. 

Zu lfd. Nr. 8 

Ausgaben für Strom- und Gasverbrauch, die 
wirtschaftlich dem Rechnungsjahr 1955 zugehö- 
ren, waren, zumal die Rechnungen vor Abschluß 
der Kassenbücher Vorlagen, aus Mitteln dieses 
Rechnungsjahres zu begleichen. 


* 


33. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen in den Spalten 
7 und 8 der Nachweisung (S. 32 Nr. 31) ein un- 
vorhergesehenes und unabweisbares Bedürfnis 
vorlag (Artikel 112 Satz 2 GG). 


* 

Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

34. a) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1952 (Bemerkungen 1952 S. 
32 Nr. 44 und S. 37): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

wegen der Ausgaben, über die für einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungs- 
jahr durch Titelbücher oder über die 
noch durch besondere Bau- oder sonstige 
Rechnungen Rechnung zu legen ist, und 


der Vorbehalt Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außer- 
halb der Bundesverwaltung stehenden 
Stellen zur Erfüllung bestimmter Zwecke 
zur Verfügung gestellt worden sind 
(§ 64a RHO), 

werden aufgehoben. 

b) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1953 (Bemerkungen 1953 
S. 29 Nr. 41 und S. 41): 

Die Vorbehalte werden aufgehoben. 

c) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1954 (Bemerkungen 1954 
S. 33 Nr. 41 und S. 47): 

Der Vorbehalt Nr. 4 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die 
in Büchern und Rechnungsunterlagen 
der Betriebe im Sinne des § 15 RHO 
nachgewiesen werden, 

wird aufgehoben. 


* 


Einzelvorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

35. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1951 
bis 1955 Einzelvorbehalte aufgestellt. Sie wer- 
den bis auf die in der Anlage 2 (S. 40) zusam- 
mengestellten Vorbehalte aufgehoben. 


* 


Vorbehalte 

zu der Bundeshaushaltsrechnung 1956 

36. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 3 (S. 42) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nacü- 
gewiesenen Einnahmen und Ausgaben noch 
nicht abschließen können. Das ist darauf zurück- 
zuführen, daß die Verwaltung Rechnungen ver- 
spätet vorgelegt und Prüfungsmitteilungen nicht 
rechtzeitig beantwortet hat. In einigen Fällen 
sind weitere Erhebungen und Verhandlungen 
notwendig geworden. 


* 
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V ermögensrechnung 

37. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1956 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


VERMÖGEN 

Bestand am Beginn 

Zugang 

des 

Rechnungsj ahres 

mit 

ohne 


haushaltsmäßige(r) Zahlung 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 

DM 

DM 

DM 

Unbewegliche Sachen 

8 429 885 990.16 

730 995 195,82 

1 734 523 636,33 

Geldwerte Rechte 

4 027 300 000,— 

— 

— 

Summe 

12 457 185 990,16 

730 995 195,82 

1 734 523 636,33 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 

384 011 805,89 

13 630 624,86 

Vermögen der Bundesanstalten und 
-einrichtungen 

Unbewegliche Sachen 

36 224 996,40 

8 253 323,29 

2 666 867,53 

Wirtschaftsbetriebe 

2 350 820,— 


— 

Geldwerte Rechte 

235 013,53 

8 500,— 

3 950,— 

Summe 

38 810 829,93 

8 261 823,29 

2 670 817,53 

Betriebsvermögen 

Wirtschaftsbetriebe 

222 543 867,66 

860 000,— 

7 875 491,34 

Beteiligungen 

1 701 421 298,89 

37 871 620,85 

128 681 378,77 

Summe 

1 923 965 166,55 

38 731 620,85 

136 556 870,11 

Allgemeines Kapital- und 

Sachvermögen 

Unbewegliche Sachen 

3 472 621 037,75 

69 047 811,45 

406 108 201,66 

Geldwerte Rechte 

10 559 937 275,83 

3 040 570 577,09 

4 661 585 106,14 

Treuhandvermögen 

799 558 716,41 

20 015 754,55 

27 342 182,91 

Summe 

14 832 117 029,99 

3 129 634 143,09 

5 095 035 490,71 

Vermögen zusammen 

29 252 079 016,63 ! 

4 291 634 588,94 

6 982 417 439,54 

SCHULDEN 

Fundierte Schuld 

Vermögen zu Beginn des Rechnungs- 
jahres 29 252 079 016,63 DM 

Vermögen am Ende des Rechnungs- 
jahres 33 411 819 451,91 DM*) 

Mithin Vermögensmehrung .... 4 159 740 435,28 DM 

20 609 448 717,41 100 000,— 355 863 219,97 

Schwebende Schuld 

94 000 000,— 

— 

4 500 000,— 

Andere Schulden 

4 718 009 167,86 , 

36 492,70 

4 270 380 831,55 

Summe der Schulden 

25 421 457 885,27 

136 492,70 

4 630 744 051,52 


Schulden zu Beginn des Rechnungs- 
jahres 

Schulden am Ende des Rechnungs- 
jahres 

25 421 457 885,27 DM 

25 332 631 980,56 DM 


Mithin Schuldenminderung .... 88825904,71 DM 

Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, Gewähr- oder anderen, ähn- 
lichen wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen am Ende des 

Rechnungsjahres 8 420 146 187,94 DM, 

gegenüber 6 789 612 963,84 DM im Vorjahre. Außerdem sind die Zinsen auf 
einen Kapitalbetrag in Höhe von 383 000 000,— DM verbürgt. 


*) In dem Vermögen am Ende des Rechnungsjahres ist ein Betrag von 250 Mio DM enthalten, der anläßlich 
einer mit Wirkung für das Rechnungsjahr 1957 angeordneten Umbuchung irrtümlich bereits in der Rechnung für 
das Rechnungsjahr 1956 erfaßt ist. Dieser Betrag ist daher abzusetzen. Die Vermögensmehrung beträgt dann 
nur noch 3 909 740 435,28 DM. 
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Abgang 

i 

Bestand am Ende 

mit 

ohne 

Abschreibungen 

des 

Rechnungsjahres 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 


DM 1 

I 

DM 

DM 

DM 

1 646 913,04 

1 267 139 483,49 

70 277 150,31 

9 556 341 275,47 


— 

— 

4 027 300 000,— 

1 646 913,04 

1 267 139 483,49 

70 277 150,31 

13 583 641 275,47 

42 241,51 

1 348 984,88 ! 

! 

396 251 204,36 

— 

7 063,38 

i 

1 394 404,09 

273 824,20 

45 469 895,55 

— 

— 

8 827,— 

2 341 993,— 

136 588,— 

9 912,78 i 


100 962,75 

143 651,38 

1 404 316,87 

282 651,20 

47 912 851,30 

417 931,16 

8 163 380,57 

65 458,— 

222 632 589,27 

1 074 382,48 

4 490 083,84 

— 

1 862 409 832,19 

1 492 313,64 

12 653 464,41 

65 458,— 

2 085 042 421,46 

21 599 755,73 

436 067 867,51 

29 672 392,76 

3 460 437 034,86 

336 251 445,07 * 

4 516 745 351,86 

— 

13 409 096 162,13 

— 

21 226 947,18 

— 

825 689 706,69 

357 851 200,80 

4 974 040 166,55 

29 672 392,76 

17 695 222 903,68 

361 176 320,37 

6 256 586 416,20 

496 548 856,63 

33 411 819451,91 


259 716 266,18 

185 497 879,71 


20 520 197 791,49 

94 000 000 — 

— 

— 

4 500 000,— 

156 918 821,90 

4 023 573 481,14 

, 

4 807 934 189,07 

510 635 088,08 

4 209 071 360,85 

— 

25 332 631 980,56 
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38. Mit Wirkung vom 1. April 1956 sind die beweg- 
lichen Sachen, die am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1955 mit insgesamt 564 027 595,71 DM 
ausgewiesen waren, vom wertmäßigen Nach- 
weis in der Vermögensrechnung ausgenommen. 
Von diesem Zeitpunkt an wird nur über die un- 
beweglichen Sachen der wertmäßige Nachweis 
geführt. Der mengenmäßige Nachweis der be- 
weglichen Sachen wird weiterhin in den dafür 
vorgesehenen Bestandskarteien geführt. 

Im großen und ganzen sind die Anfangsschwie- 
rigkeiten in der Führung der Vermögensrech- 
nung überwunden. 

39. In einigen Fällen jedoch ist auch im Rechnungs- 
jahr 1956 die nach § 32 Abs. 2 VBRO geforderte 
Übereinstimmung zwischen Vermögensrechnung 
und Geldrechnung noch nicht erreicht worden. 
Ein Land hat Vermögensrechnungen über die 
vermögenswirksamen Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben der Kriegsopferversorgung noch 
immer nicht aufgestellt (vgl. Bemerkungen 1955 
S. 30 Nr. 40). Der Bundesminister für Arbeit 
wird die Angelegenheit nunmehr bereinigen 
müssen. 

Weitere Unstimmigkeiten in der Vermögens- 
rechnung sind entstanden, weil einige mit der 
Verwaltung der Bundesstraßen beauftragte Lan- 
desdienststellen die vermögenswirksamen Ein- 
nahmen und Ausgaben nicht richtig nachgewie- 
sen haben. Dadurch sind als Zugang mit haus- 
haltsmäßiger Zahlung 2 158 483 DM und als Ab- 
gang mit haushaltsmäßiger Zahlung 9 838 DM 
mehr ausgewiesen worden als nach der Geld- 
rechnung vermögenswirksam sind. Von einer 
nachträglichen Beseitigung dieser Unstimmig- 
keiten wurde wegen des damit verbundenen 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwan- 
des abgesehen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster für Verkehr wiederholt gebeten, die Länder 
anzuweisen, künftig mit der notwendigen Sorg- 
falt zu verfahren. 

40. Im Rechnungsjahr 1956 ist von dem Wertzu- 
gang ohne haushaltsmäßige Zahlung beim 
Liegenschaftsvermögen wiederum ein bedeuten- 
der Teil (rd. 451 Mio DM) auf die nachträgliche 
Erfassung von baulichen Anlagen zurückzu- 
führen, die in früheren Rechnungsjahren aus 
Mitteln für Besatzungskosten errichtet und im 
Rechnungsjahr 1956 an deutsche Stellen frei- 
gegeben worden sind. Der restliche Teil des 
Wertzugangs entfällt auf die Berichtigung von 
Schätzwerten, die bei der Aufnahme von unbe- 
weglichen Sachen in die Vermögensrechnung 
als vorläufige Werte angesetzt worden waren, 
wenn keine Bewertungsunterlagen zur Verfü- 
gung standen. 

41. Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
waren im Rechnungsjahr 1956 um rd. 900 Mio DM 
höher als im Vorjahre. Sie haben bei rd. 
33 281 Mio DM Gesamtausgaben rd. 4783 Mio DM 
betragen; dagegen waren im Rechnungsjahr 


1955 von 29 688 Mio DM Gesamtausgaben rd. 
3861 Mio DM vermögenswirksam. 

Damit die Wirkung der Haushaltswirtschaft 
auf die Vermögensbildung sachlich richtig be- 
urteil!: werden kann, müssen von den Gesamt- 
ausgaben einige Posten abgesetzt werden. Es 
handelt sich im Rechnungsjahr 1956 um den Bei- 
trag des ordentlichen Haushalts an den außer- 
ordentlichen Haushalt (rd. 2680 Mio DM), um 
die Abführung an den Lastenausgleichsfonds 
und um durchlaufende Mittel zusammen rd. 
2250 Mio DM); von den dann noch verbleiben- 
den rd. 28 350 Mio DM waren — • wie im Vor- 
jahre — 16,9 v. H. vermögenswirksam. Von den 
vermögenswirksamen Ausgaben im Rechnungs- 
jahr 1956 haben rd. 4290 Mio DM zur Vermeh- 
rung des Vermögens beigetragen gegenüber rd. 
3556 Mio DM im Vorjahr. Zur Schuldentilgung 
sind rd. 510 Mio DM verwendet worden; im 
Rechnungsjahr 1955 waren es rd. 305 Mio DM. 

Von den vermögenswirksamen Aufwendun- 
gen entfallen 

auf Investitionen in das un- 
bewegliche Verwaltungs- 
vermögen einschließlich der 
Sachen im Gemeingebrauch 

auf Investitionen in das un- 
bewegliche allgemeine Ka- 
pital- und Sachvermögen . 

auf das Beteiligungsvermö- 
gen 

auf Forderungen aus der 
Hingabe von Darlehen . . 

auf das Treuhandvermögen 
zur Förderung des Bergar- 
beiterwohnungsbaues . . 

auf die sonstigen geldwer- 
ten Rechte (Wertpapiere, 
sonstige Forderungen) . . 


rd. 1 173 Mio DM 


rd. 

69 

Mio 

DM 

rd. 

38 

Mio 

DM 

rd. 2 706 

Mio 

DM 

rd. 

20 

Mio 

DM 

rd. 

335 

Mio 

DM 


Der Anteil der vermögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen hat 
sich gegenüber den Vorjahren weiter vermin- 
dert. Von den Haushaltseinnahmen des Rech- 
nungsjahres 1956 (rd. 33 280 Mio DM abzüglich 
des Beitrags zum außerordentlichen Haushalt 
aus Mitteln des ordentlichen Haushalts und 
der durchlaufenden Mittel von rd. 4930 Mio DM 
— rd. 28 350 Mio DM) sind rd. 343 Mio DM 
vermögenswirksam gewesen, das sind rd. 1,07 
v. H. Dagegen wirkten sich im Rechnungsjahr 
1955 rd. 1,31 v. H. und im Rechnungsjahr 1954 
rd. 3,17 v. H. auf das Vermögen des Bundes aus. 

Die vermögenswirksamen Einnahmen im Rech- 
nungsjahr 1956 sind durch den Verkauf von 
Vermögenswerten sowie durch die Tilgung und 
die Rückzahlung von Forderungen des Bundes 
entstanden. Diesen Einnahmen stehen entspre- 
chende Vermögensabgänge gegenüber. 


Frankfurt (Main), den 24. Oktober 1959 


Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 
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Anlage 1 

(zu S. 10 Nr. 13) 


Druck- und Darstellungsfehler 


In der Bunde shaushaltsrechnung 1956 hat der Bundesrechnungshof 
— von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — folgende 
Druck- und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorbericht 




LXXXVII 

Kap. 11 13 Tit. 950 

4 

16 171 

16,171 

XCII 

Kap. 14 12 Tit. 801/17 

4 

7 850 

2850 

xcv 

Kap. 14 22 Tit. 974 


alle Angaben 
(der Betrag liegt 
unter 500 000 DM) 



Einzelplan 03 




137 

Übersicht 

6 

5 303,39 

steht eine Zeile zu 
hoch, gehört unter 
„Weniger" 


Einzelplan 05 




216 

Kap. 05 03 

2 

203 

208 


Einzelplan 06 




324 

Kap. 06 08 Tit. 871 

3 

„Die Mittel sind 
gesperrt“ 

Lt. Haushaltsplan 
und Zentralrechnung 
waren die Mittel 
nicht gesperrt. 

328 

i 

Kap. 06 09 

Summe Fortdauernde Ausgaben 

7 

— 

40 000 — 

416 

Kap. 06 20 Tit. 600 

3 

Kosten für Erfor- 
schung, Entwicklung 
und Aufklärung 
des Luftschutzes 

Kosten für Erfor- 
schung, Entwicklung, 
Erprobung und Auf- 
klärung auf dem 
Gebiet des Luft- 
schutzes 

507 

Kap. 06 35 Tit. 203 

10 

40 500 — 

40 000,— 


Einzelplan 08 




654 

Kap. 08 04 

3 

Überschrift 

Einnahmen 

Ausgaben 



4 

Überschrift 

Es sind aufge- 
kommen 

Es sind ausgegeben 



5 

Überschrift 

An Einnahmeresten 
sind verblieben 

An Ausgaberesten 
sind verblieben 
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Seite 

i 

Haushaltsstelle 

i 

Spalte 

| 

unrichtig 

richtig 

1 

Einzelplan 11 

i 

i 

DM 

DM 

1027 

Vorwort 

viertletzte Zeile 

542 716 831,49 

543 187 171,37 



zweitletzte Zeile 

294 954 006,78 

294 483 666,90 



letzte Zeile 

Die Summe nach 
b) übersteigt 
die nach a) 
einzusparende 
Minderausgabe um 
326 506,78 DM 

Die Summe nach 
b) erreicht nicht die 
Höhe der nach a) 
einzusparenden 
Minderausgabe. 
Der Unterschieds- 
betrag von 

143 833,10 DM 
ist bei den Allge- 
meinen Ausgaben 
der Kap. 11 11 und 
11 12 eingespart 
worden. 


Einzelplan 14 




1520 

Zusammenstellung 

Kap. 14 23 

1 

16 23 

14 23 

1521 

Zusammenstellung 

11 

letzte Zeile 

5 583 400,— 

3 583 400,— 


Einzelplan 24 




1579 

Kap. 24 04 Tit. 107 

13 

2 616,— 

2 751 


• 


Diese Unrichtigkeit hat sich auf die Dar- 
stellung der überplanmäßigen Ausgaben 
auf den Seiten 2125, 2/3, 1581, 1583, 2126 
und 2170 entsprechend ausgewirkt. 


Einzelplan 25 


DM 

DM 

1589 

Vorwort B 

II. Ausgabe 

2. Zeile 

843 792 000,— 

843 972 00,— 


Einzelplan 35 




1804 

Kap. 35 05 Tit. 67 

4 

— 

27 387,65 



6 

— 

27 387,65 


Kap. 35 05 Tit. 68 

4 

— 

- 27 387,65 



6 

— 

- 27 387,65 

1814/15 

Kap. 35 05a 

Tit. 711 

Erläuterungen 
zu Tit. 711 

j 

(Spalten 5 und 12) 

Spalte 12 

Der erste Satz des 
Textes ist zu 
streichen. 

1822 


6 

1 099 725,87 

1 099 725,86 

1837 

Kap. A 35 11b 

Tit. 715 

Erläuterungen 

i 

i 

zu Fit. 713 

zu Tit. 715 


38 




Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1518 


Seite 

Haushaltsstelle 

i 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

2192 

bis 

2198 

Anlage III 

Beilage zu Anlage III 


In der Aufstellung sind die Grundstücks- 
veräußerungen im Bereich der Ober- 
finanzdirektion Düsseldorf, Koblenz, 
Köln und Stuttgart nicht erfaßt. Es han- 
delt sich hierbei um 23 Grundstücksver- 
äußerungen, bei denen im Einzelfall der 
Erlös den Betrag von 10 000, — über- 
steigt. Der Erlös beträgt insgesamt 
2 175 140— DM. 

2198 


Erlös 

Summe 

Grundstücksver- 
äußerungen im 
Einzelbetrag unter 
10 000 DM 

6 057 001,41 

7 895 019,19 

8 232 141,41 

5 719 879,19 

2310 

Zu Anlagen V u. VI 





Nachweis über das Vermögen 
und die Schulden des Bundes 
Vermögensgruppe 9601 

6 

60 000 000 


2311 


7 

107 485 000 

47 485 000 

2326 

Vermögenshauptrechnung 
Vermögensgruppe 9601 

5 

60 000 000,— 

— 

2327 


6 

107 485 030,— 

47 485 030 — 


Vermögensgruppe 9919 

7 

8 158 672,27 

81 586,27 

2333 

Beilage 2 zum Vermögensnach- 
weis 

Vermögensgruppe 1051 

Epl. 35 

4 

56 495,96, — 

- 56 495,96 

2336 

Vermögensgruppe 4032 

Epl. 35 

5 

12 000,— 

— 



6 

35 

— 



7 

9 

— 


Zu Anlage VII 




2417 

Summe der Ausgaben 

6 

12 000,— 

115 846 050,24 


Anlage X 




2503 

Epl. 08 
lfd. Nr. 58 

6 

115 846 950.24 

Erl. vom 21. 3 56 
— II B/4 — 

044 19 Ulm 11/56 
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Anlage 2 

(Zu S. 33 Nr. 35) 

Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 

Die vom Bundesrechnungshof aufgestellten Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren werden bis auf 
folgende aufgehoben: 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 





Rechnungsjahr 1953 


08 




Bundesminister der Finanzen 



oH 

08 01 


Bundesministerium der Finanzen 

1 




69 

Vermischte Einnahmen 


10 




Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 



oH 

10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

2 




407 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchs- 
gutes Schaedtbek 





Rechnungsjahr 1954 


05 

oH 

05 03 


Auswärtiges Amt 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

3 



j 

1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

4 



i 

200 bis 325 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 


08 


1 

| 


Bundesminister der Finanzen 



oH 

\ 08 01 


Bundesministerium der Finanzen 

5 



j 

215 

Reisekostenvergütungen 


10 




Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 



oH 

10 11 

1 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

6 


j 

1 

i 

j 

407 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchs- 
gutes Schaedtbek 


27 

oH 

1 

27 01 


Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

7 




215 

Reisekostenvergütungen 





Rechnungsjahr 1955 


04 ! 




Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 



oH 

! 04 03 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

8 


i 


104b 

Löhne der Arbeiter 
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Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


05 

oH 

05 01 


Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

9 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 




05 03 


Vertretungen des Bundes im Ausland 

10 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

11 




200 bis 325 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 


10 




Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 



oH 

10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

12 



1 

407 

i 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchs- 
; gutes Schaedtbek 
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Anlage 3 

(zu S. 33 Nr. 36) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1956 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen 

aufzustellen, 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung ge- 
stellt worden sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat 
(§ 64 a RHO), 

3. zu den Rechnungen, deren Prüfung er den Verwaltungsbehör- 
den überlassen hat und die er nur von Zeit zu Zeit anfordert 
(§ 93 RHO), 

4. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rech- 
nungsunterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachge- 
wiesen werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

1 Außer- 
ordentlicher 
! Haushalt 
(aoH) 

Kapitel 

Titel 

1 

2 

3 

4 

5 


1 ! | 


Zweckbestimmung 


6 


! 05 ! 

i 

I ! 

1 ! 

2 I 


3 


oH 


05 01 


I 

| 05 02 


j 1 bis 75 

! 200 bis 330 
und 

850 bis 971 


300 bis 683 
(außer 
301) 


05 03 


Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige Aus- 
gaben 

Allgemeine Bewilligungen 


Vertretungen des Bundes im Ausland 


4 

5 


1 bis 75 

200 bis 326 
und 

850 bis 952 


Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige Aus- 
gaben 


6 i 


08 


oH 


08 01 


Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 


1 201, 206, 
215 und 
I 218 


Sachausgaben 


i 
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Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordentlicher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


10 




Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 



oH 

1001 


Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

7 




952 

i 

Kosten für die innere Einrichtung eines Ersatz- 
baues für das Fischereischutzboot „Frithjof" 

8 



10 02 

sämt- 

liche 

Allgemeine Bewilligungen 




10 11 

i 

i 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

9 




203 r 206, 
298, 402, 

407 und 

408 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 


14 

oH 

14 03 


Bundesminister für Verteidigung 

Kommandobehörden, Truppen usw. 

10 




102a 

Dienstbezüge der Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit 



! 

i 

14 04 

l 

j 

1 

Nachgeordnete Behörden und Dienststellen der 
Verteidigungsverwaltung mit Ausnahme der Wehr- 
ersatzbehörden und des Rüstungsamts, jedoch ein- 
schließlich der bei Kommandobehörden, Truppen 
usw. tätigen Beamten, Angestellten und Arbeiter 

11 




101 

| Dienstbezüge der planmäßigen Beamten (ein- 
schließlich der in Planstellen angestellten Beam- 
ten auf Probe) 

12 




104a 

| Vergütungen der Angestellten 




14 22 


Wehrersatzwesen 

13 




101 

Dienstbezüge der planmäßigen Beamten (ein- 
schließlich der in Planstellen angestellten Beam- 
ten auf Probe) 

14 




104a 

Vergütungen der Angestellten 


19 

oH 

19 01 


Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht 

15 

16 




1 bis 75 

200 bis 299 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 
Sachausgaben 


60 




Allgemeine Finanzverwaltung 

Allgemeine Bewilligungen 

17 


oH 

60 02 

241 

Außergewöhnlicher Aufwand von Beauftragten 
der Bundesrepublik im Ausland sowie deutscher 
Delegationen und Dienststellen im Verkehr mit 
dem Ausland 

18 

ERP- 

SV 


1 bis 4 

sämt- 
j liehe 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben 
des ERP-Sondervermögens 


43 




Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1518 


Anlage B 


Bericht 

des Bundesrechnungshofes über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 
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A. Vorbemerkung 

1. Dieser Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO schließt 
an den vom 4. Juli 1957 an (Drucksache 84 — 
3. Wahlperiode — S. 51 bis 63). Er behandelt 
überwiegend Ergebnisse der Prüfungen, die der 
Bundesrechnungshof vom Beginn des Jahres 
1957 an bis Ende März 1959 vorgenommen hat. 
Die Prüfungen beziehen sich hauptsächlich auf 
Geschäftsjahre, die in den Kalenderjahren 1956 
und 1957 endeten, bei einer Reihe von Unter- 
nehmen auch auf spätere Zeitabschnitte. 

2. Die folgenden Ausführungen berücksichtigen 
wie früher Ergebnisse der Prüfungen, die Lan- 
desrechnungshöfe für den Bundesrechnungshof 
übernommen haben oder bei denen sie feder- 
führend sind. 

3. Der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes hat im Oktober 1958 für die Zeit 
vom 1. April 1957 bis zum 31. März 1958 einen 
Bericht über die Entwicklung des von seinem 
Ministerium verwalteten industriellen Bundes- 
vermögens herausgegeben. Dieser Bericht ist in 
die Allgemeinen Vorbemerkungen zum Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 über- 
nommen worden. Die Vorbemerkungen enthal- 
ten auch konsolidierte Bilanzen der großen Kon- 
zerne. Der Bundesrechnungshof sieht deshalb 
von derartigen Darstellungen ab. 

4. Der zuständige Bundesminister hat auf Grund 
des § 112 RHO die ihm zur Verfügung stehen- 
den Unterlagen unter Mitteilung des Ergebnis- 
ses seiner Prüfung dem Bundesrechnungshof 
innerhalb von drei Monaten nach der Feststel- 
lung des Jahresabschlusses zuzuleiten. Die Prü- 
fung der Betätigung des Bundes als Gesellschaf- 
ter eines Unternehmens durch den Bundesrech- 
nungshof ist also zeitlich in erster Linie davon 
abhängig, wann das nach Gesetz oder Satzung 
berufene Organ den Jahresabschluß feststellt 
und der zuständige Bundesminister die Unter- 
lagen dem Bundesrechnungshof übersendet. 

B. Die Prüfung durch die 
Bundesminister 

5. Die Prüfung durch die zuständigen Bundesmini- 
ster (§111 RHO) ist jetzt im großen und ganzen 
gegenwartsnäher als in früheren Jahren. 

6. Wegen der Vielzahl von Jahresabschlüssen, die 
etwa zur gleichen Zeit festgestellt werden, hat 
der Bundesrechnungshof vorgeschlagen, daß 
die Bundesminister zunächst die Unterlagen 
derjenigen Unternehmen prüfen, an deren Prü- 
fung ein besonderes Interesse besteht, z. B. weil 
die Geschäftsführung oder die wirtschaftliche 
Lage von Unternehmen zu Bedenken Anlaß gibt 
oder weil Unternehmen vom Bunde Darlehen 
oder Zuschüsse erhalten. Die Anregung hat sich 
bisher nicht in vollem Umfang ausgewirkt. 


7. Im Interesse einer zweckmäßigen Gestaltung 
des Prüfungsverfahrens und der Beschleunigung 
der Prüfung durch die Bundesminister hat der 
Bundesrechnungshof z. B. empfohlen, daß die 
Geschäftsleitungen der Unternehmen und die 
gesellschaftsrechtlichen Überwachungsorgane zu 
den Prüfungsberichten der sachverständigen 
Prüfer (§ 48 Abs. 2 RHO) Stellung nehmen und 
daß diese Äußerungen den Prüfungsunterlagen 
beigefügt werden. Dieses Verfahren ist noch 
nicht bei allen Unternehmen eingeführt. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb die Bundes- 
minister gebeten, zu veranlassen, daß künftig 
sämtliche Unternehmen seinen Anregungen ent- 
sprechen. 

8. Eine Reihe von Unternehmen hat Jahres- 
abschlüsse spät aufgestellt. Hierdurch haben 
sich die Prüfung durch die sachverständigen 
Prüfer und die Feststellung der Jahres- 
abschlüsse durch die zuständigen Organe der 
Unternehmen verzögert. Die Prüfungen durch 
die Bundesminister und den Bundesrechnungs- 
hof können in solchen Fällen nicht zeitnahe vor- 
genommen werden. Der Bundesrechnungshof hat 
ständig darauf hingewirkt, daß die Jahres- 
abschlüsse rechtzeitig aufgestellt, geprüft und 
festgestellt werden. Er hat die Auffassung ver- 
treten, die Beamten des Bundes, die Über- 
wachungsorganen angehören, müßten sich für 
die Beachtung der in Gesetzen und Satzungen 
festgesetzten Fristen einsetzen. Ein Bundesmini- 
ster, in dessen Geschäftsbereich die Angelegen- 
heit besondere Bedeutung erlangt hat, hat den 
Beamten, die Mitglieder von Uberwachungs- 
organen sind, aufgegeben, dem zu entsprechen. 

Die späte Aufstellung und Prüfung der Jahres- 
abschlüsse beeinträchtigt im allgemeinen auch 
die Überwachung der Geschäftsführung durch 
das Überwachungsorgan. Werden außerdem 
während des Geschäftsjahres Berichte im Sinne 
des § 81 AktG von der Geschäftsleitung nicht 
erstattet und vom Überwachungsorgan nicht ge- 
fordert oder wird nicht regelmäßig, längstens 
vierteljährlich, sondern in erheblich längeren 
Zeitabschnitten berichtet, so wird die Über- 
wachung der Geschäftsführung wesentlich er- 
schwert. Das gleiche gilt, wenn in den Berichten 
der Gang der Geschäfte und die Lage des Unter- 
nehmens nicht ausreichend dargestellt werden. 
Der Bundesrechnungshof fordert ständig, daß 
die Grundsätze des § 81 AktG beachtet werden. 
Er hat angeregt, zu prüfen, ob die Überwachungs- 
organe in geeigneten Fällen nicht auch die Vor- 
lage von Zwischenabschlüssen verlangen sollten. 

Die Größe oder die Organisation eines Unter- 
nehmens oder die Art seiner Geschäfte machen 
es oft schwierig, daß sich die Geschäftsleitung 
den erforderlichen Überblick über wesentliche 
Angelegenheiten verschaffen kann, z. B. dar- 
über, ob das Rechnungswesen ordnungsmäßig 
ist und ob die Weisungen der Geschäftsleitung 
befolgt werden. Der Bundesrechnungshof hat 
seit Jahren in zahlreichen Fällen darauf hinge- 
wirkt, daß eine innerbetriebliche Prüfungsein- 
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richtung (Innenrevision) mit den notwendigen j 
Prüfungen beauftragt wird. Die Bundesminister , 
und die Überwachungsorgane sollten dieser j 
Frage größere Aufmerksamkeit schenken. 

9. In den Gesellschaftsverträgen eines Teils der 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung ist noch 
keine Frist für die Feststellung des Jahres- 
abschlusses bestimmt worden, obwohl der Bun- 
desrechnungshof das wiederholt vorgeschlagen 
hat. Ein Bundesminister, in dessen Geschäfts- 
bereich mehrfach derartige Mängel beobachtet 
worden sind, hat jetzt eine Ergänzung der Ge- 
sellschaftsverträge in die Wege geleitet. Die 
Bundesminister haben den Bundesrechnungshof 
bei der Mitteilung des Ergebnisses ihrer Prüfung 
(§ 112 RHO) nicht immer darüber unterrichtet, 
ob sie das Erforderliche veranlaßt haben. 

10. Auch sonst erstrecken sich die Mitteilungen der 
Bundesminister über das Ergebnis ihrer Prüfung 
in vielen Fällen nicht auf alle wichtigen Ange- 
legenheiten. Das verursacht Rückfragen, die ver- 
meidbar wären. 

So fehlt oft die Äußerung darüber, ob sie den 
Bundesminister der Finanzen an den Verhand- 
lungen über die Durchführung von Maßnahmen 
im Sinne des § 60 RWB beteiligt haben und ob 
er ihnen vorher zugestimmt hat. 

Trotz wiederholter Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes teilen die Bundesminister häufig 
auch nicht mit, ob sie zur Wahrung der Inter- 
essen des Bundes darauf hingewirkt haben, daß 
die zuständigen Organe die Vorschläge des 
Bundesrechnungshofes für die Organisation der 
Leitung der Unternehmen, die Überwachung der 
Geschäftsführung usw. berücksichtigen. So las- 
sen die Satzungen wirtschaftlich bedeutender 
Unternehmen immer noch zu, daß die Geschäfts- 
leitung nur aus einer Person besteht und Unter- 
nehmen dementsprechend nur durch eine Person 
vertreten werden. Eine Reihe von Unternehmen 
hat ferner das dem Vorsitzer einer mehrgliedri- 
gen Geschäftsleitung eingeräumte Recht, bei 
Meinungsverschiedenheiten in der Geschäfts- 
leitung allein zu entscheiden, noch nicht aus- 
geschlossen. Andere Unternehmen, bei denen 
die Geschäfte, soweit es zulässig ist, unter die 
Mitglieder der Geschäftsleitung verteilt worden 
sind, haben noch keine Bestimmung darüber 
getroffen, daß Beschlüsse über Angelegenheiten 
grundsätzlicher Art und von wesentlicher finan- 
zieller Bedeutung unter Mitwirkung aller Mit- 
glieder (nach dem Einstimmigkeits- oder Mehr- 
heitsprinzip) zu fassen sind. Bei vielen Unter- ! 
nehmen bestehen bisher keine Regelungen, nach j 
denen die Geschäftsleitung dem Uberwachungs- | 
organ ischiriftli che Berichte im Sinne des § 81 AktG 
zu erstatten hat. Der Kreis bedeutsamer Ge- ! 
schäfte, deren Vornahme der vorherigen Zu- 
stimmung des Überwachungsorgans bedarf, ent- 
spricht oft noch nicht den Verhältnissen der 
Unternehmen. Ein Teil der Gesellschaften mit 


beschränkter Haftung hat bisher nicht beschlos- 
sen, daß Kredite an Geschäftsführer und an lei- 
tende Angestellte entsprechend § 80 AktG nur 
mit Einwilligung des Überwachungsorgans ge- 
währt werden dürfen. Bestimmungen im Sinne 
des § 94 Abs. 3 AktG über die Mindestzahl der 
Sitzungen des Aufsichtsrats liegen nicht bei allen 
derartigen Gesellschaften von Bedeutung vor. 
Beschlüsse von Ausschüssen der Überwachungs- 
organe mit Entscheidungsbefugnissen, z. B. von 
Personalausschüssen zur Regelung der Anstel- 
lungsverträge mit den Mitgliedern der Geschäfts- 
leitung und den leitenden Angestellten, werden 
bei einer größeren Zahl von Unternehmen noch 
nicht unter Mitwirkung von mindestens drei 
Aufsichtsratsmitgliedern gefaßt. Wichtigen Aus- 
schüssen dieser Art gehören nicht immer Ver- 
treter des Bundes in den Uberwachungsorganen 
an. Einige Fälle dieser Art sind im Teil D II. 
dargestellt worden. 

Ein großer Teil der Unternehmen hat die er- 
forderlichen Vorkehrungen getroffen, doch muß 
der Bundesrechnungshof ständig darauf hin- 
weisen, daß andere Unternehmen, auch neuge- 
gründete, noch immer nicht so verfahren. Wich- 
tige Beschlüsse der Gesellschaftsorgane sollten 
nicht, wie es schon geschehen ist, erst ver- 
anlaßt werden, wenn erhebliche Mängel fest- 
gestellt worden sind. Den Anregungen des Bun- 
desrechnungshofes ist bisher nicht überall, auch 
bei einer Reihe von Unternehmen nicht, das er- 
forderliche Verständnis entgegengebracht wor- 
den. 

Ein Bundesminister, in dessen Geschäfts- 
bereich mehrfach Mängel der erwähnten Art 
festgestellt worden sind, hat auf Anregung des 
Bundesrechnungshofes die Beamten seines 
Ministeriums angewiesen, den Vorschlägen 
Rechnung zu tragen. Andere Bundesminister 
haben für einige wichtige Gebiete entsprechende 
Anordnungen getroffen. 

Die Untersuchung, welche Maßnahmen im 
einzelnen Fall geboten sind, darf nicht nur den 
Beamten überlassen werden, denen die Bundes- 
minister die Prüfung nach § 111 RHO über- 
tragen haben. Es ist vielmehr vor allem Auf- 
gabe der Beamten, die der zuständige Bundes- 
minister mit der Verwaltung einer Beteiligung 
beauftragt hat und die einem Überwachungs- 
organ angehören, die erforderlichen Beschlüsse 
der Organe der Unternehmen zu veranlassen. 
Der Bundesrechnungshof hat hierauf immer 
wieder hingewiesen. 

11. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Vor- 
schläge des Bundesrechnungshofes, die für die 
Betätigung des Bundes in den Organen der 
Unternehmen Bedeutung haben, in einem Rund- 
schreiben zusammenzufassen und darauf hinzu- 
wirken, daß die in Betracht kommenden Beam- 
ten angewiesen werden, sie künftig zu beachten 
(vgl. Drucksache 1003 — 3. Wahlperiode). 
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C. Fragen der Prüfung 
von Unternehmen, an denen 
mehrere Staaten beteiligt sind 

12. An dem Kapital einer Aktiengesellschaft, die je 
einen Sitz in der Bundesrepublik Deutschland , 
und in einem ausländischen Staat hat, sind eine j 
Gesellschaft, deren Hauptgesellschafter der Bund 
ist, und ein Unternehmen des ausländischen ! 
Staates maßgebend beteiligt. Die Rechtsverhält- 
nisse der Aktiengesellschaft bestimmen sich 
nach einem Staatsvertrag und der Satzung, die 
gegenüber dem nationalen Recht der Vertrags- | 
Staaten den Vorrang hat. Der Jahresabschluß 
und der Geschäftsbericht der Gesellschaft sind j 
auf Grund der Satzung durch zwei Rechnungs- j 
prüfer zu prüfen, die von der Hauptversamm- 
lung zu wählen sind. Der dem Bundesrechnungs- • 
hof zugegangene Satzungsentwurf sah keine 
Prüfungsrechte im Sinne des § 48 Abs. 2 Satz 2 
und des § 113 Abs. 3 RHO vor. Der s. Z. zustän- : 
dige Bundesminister hat dazu mitgeteilt, über 
solche Rechte sei nicht verhandelt worden; er 
habe nach den Erfahrungen bei den Besprechun- 
gen angenommen, der ausländische Staat werde 
ihrer Einräumung nicht zustimmen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- | 
ster gebeten, darauf hinzuwirken, daß für die i 
deutsche und die ausländische staatliche Ver- 
waltung sowie für die Finanzkontrollbehörden 
der beiden Staaten Prüfungsrechte der erwähn- 
ten Art ausbedungen werden. Schon im Septem- 
ber 1951 hatte er die Bundesminister gebeten, 
ihm stets frühzeitig Gelegenheit zur Äußerung 
über die Gestaltung der Prüfungsrechte zu ge- 
ben, falls der Bund oder ein ihm nahestehendes 
Unternehmen beabsichtige, sich an dem Kapital 
eines ausländischen Unternehmens zu beteili- 
gen. Nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes wäre es angebracht gewesen, ihn in dem 
erörterten Fall bei den Besprechungen über die 
Prüfungsbestimmungen einzuschalten. Er hat 
darauf hingewiesen, daß andere Unternehmen, 
an denen der Bund und ausländische Staaten 
oder ihnen nahestehende Unternehmen beteiligt 
sind, den staatlichen Verwaltungen und den 
obersten Prüfungsbehörden Prüfungsrechte ein- 
geräumt haben. So bestimmt z. B. Artikel 24 des 
Gesellschaftsvertrages der Anfang 1957 gegrün- 
deten Internationalen Mosel-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, deren Gesellschafter der 
Bund, die Französische Republik und das Groß- 
herzogtum Luxemburg sind, daß die Geschäfts- 
führung der Gesellschaft nach Richtlinien zu 
prüfen ist, die unter Mitwirkung der Finanz- 
kontrollbehörden der beteiligten Staaten festge- 
setzt werden. Die Berichte der sachverständigen 
Prüfer werden in solchen Fällen den Prüfungen 
durch die staatlichen Verwaltungen und die 
Finanzkontrollbehörden zugrunde gelegt. Bei 
einem Unternehmen haben mehrere Rechnungs- 
höfe gemeinsam auch örtliche Prüfungen vor- 
genommen. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, ein Mei- 
nungsaustausch mit dem ausländischen Staat in 


neuerer Zeit habe ergeben, daß dieser nicht be- 
reit sei, der Einräumung der Prüfungsrechte 
durch die erwähnte Aktiengesellschaft zuzu- 
stimmen. Gleichwohl werde er künftig in ähn- 
lichen Fällen bemüht sein, solche Rechte sicher- 
zustellen. 

13. Der jetzt zuständige Bundesminister hat sich 
dem Bundesrechnungshof gegenüber bereit er- 
klärt, für die Prüfung der Betätigung des Bun- 
des als — mittelbarer — Gesellschafter die ihm 
zugänglichen Unterlagen, insbesondere die Be- 
richte der Rechnungsprüfer über die Jahres- 
abschlußprüfung, zur Verfügung zu stellen. Die 
jährliche Prüfung der Geschäftsführung der Ge- 
sellschaft durch einen sachverständigen Prüfer, 
die § 48 Abs. 2 Satz 2 RHO grundsätzlich for- 
dert, ist hier jedoch nicht gesichert. 

14. Der Bundesrechnungshof geht davon aus, daß 
im Rahmen der europäischen Zusammenarbeit 
weitere Unternehmen unter Beteiligung des 
Bundes und ausländischer Staaten errichtet wer- 
den. Vereinbarungen über Prüfungsrechte im 
Sinne der § 48 Abs. 2 Satz 2 und § 113 Abs. 3 
RHO dürfen aber grundsätzlich nicht deshalb 
unterbleiben, weil das Haushaltsrecht eines 
Staates eine Prüfung nur vorschreibt, wenn 
seine Beteiligung einen bestimmten Hundert- 
satz des Kapitals einer Gesellschaft übersteigt. 
Andernfalls wird bei Gesellschaften, an deren 
Kapital sich neben dem Bund eine größere Zahl 
von Staaten beteiligt, eine Prüfung der Ge- 
schäftsführung sowie eine ausreichende Mit- 
wirkung der obersten Finanzkontrollbehörden 
wahrscheinlich nicht oder nur in wenigen Fäl- 
len gesichert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister der Finanzen, dem Auswärtigen Amt 
und dem Staatssekretär des Bundeskanzleramtes 
seine Auffassung mitgeteilt. Der Bundesminister 
der Finanzen hat den s. Z. zuständigen Bundes- 
minister gebeten, ihn und den Bundesrechnungs- 
hof künftig in einem früheren Stadium der Ver- 
handlungen einzuschalten. 

D. Prüfungsfeststellungen 

I. Feststellungen gleicher Art bei einer 
größeren Zahl von Unternehmen 
1. Verstöße gegen § 60 RWB 

15. Der Bundesrechnungshof mußte bis etwa zum 
Jahre 1955 verhältnismäßig oft beanstanden, 
daß Bundesminister die Bestimmungen des § 60 
RWB nicht beachtet hatten. Seitdem hat die 
Zahl der Beanstandungen abgenommen. 

In der Berichtszeit hat der Bundesrechnungs- 
hof festgestellt, daß Bundesminister an den Ver- 
handlungen über die folgenden Maßnahmen 
den Bundesminister der Finanzen nicht beteiligt 
und seine vorherige Zustimmung dazu nicht ein- 
geholt haben: 

a) Übernahme von Anteilen an anderen Unter- 
nehmen durch Gesellschaften, an deren Ka- 
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den erklärt habe. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat demgegenüber mit Recht die Auffas- 
sung vertreten, die Stimmabgabe von Vertre- 
tern seines Hauses in den Organen der Unter- 
nehmen könne seine Zustimmung nicht ersetzen. 
§ 60 RWB erfordert schon seine Einschaltung, 
bevor Bindungen rechtlicher oder tatsächlicher 
Art eingegangen werden. 


pital der Bund unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, in sechzehn Fällen (einschließ- 
lich der treuhänderischen Übernahme von 
Geschäftsanteilen durch ein Wohnungsunter- 
unternehmen, dessen alleiniger Gesellschaf- 
ter der Bund ist), 

b) Änderung des Zwecks des unter a) erwähn- 
ten Wohnungsunternehmens und eines an- 
deren Unternehmens, an dem der Bund mit- 
telbar beteiligt ist, 

c) Änderung der mittelbaren Stammanteile des 
Bundes durch Übernahme neuer Anteile bei 
Kapitalerhöhungen oder durch Kauf von 
weiteren Anteilen in sechs Fällen, 

d) Änderung des Einflusses des Bundes durch 
Veräußerung von mittelbaren Beteiligungen 
oder Teilen davon in vier Fällen. 

Die Verstöße beziehen sich überwiegend auf 
Unternehmen, an denen der Bund mittelbar 
beteiligt ist. 

Die treuhänderische Übernahme von Ge- 
schäftsanteilen durch ein Wohnungsunterneh- 
men [vgl. a)] war mit dem Ges ellschaftsver trag 
nicht vereinbar. Auch zu einer treuhänderischen 
Beteiligung hat der zuständige Bundesminister 
nach Auffassung des Bundesministers der Finan- 
zen und des Bundesrechnungshofes die vor- 
herige Zustimmung nach § 60 RWB zu bean- 
tragen. 

Die Bestimmungen über den Zweck dieses 
Wohnungsunternehmens sind in verschiedenen 
Punkten geändert worden [vgl. b)]. Der zustän- 
dige Bundesminister ist der Meinung, er habe 
die Einwilligung des Bundesministers der Finan- 
zen nicht einzuholen brauchen; denn die haupt- 
sächlich in Betracht kommende Änderung be- 
deute materiell keine Erweiterung des Zwecks. 
Es müsse allerdings zugegeben werden, daß 
die neue Fassung des Gesellschaftsvertrages 
rechtlich ungenau und mißverständlich sei. Der 
Bundesminister der Finanzen und der Bundes* 
rechnungshof haben demgegenüber die Auffas- 
sung vertreten, hier sei — wie zu jeder Ände- 
rung des Zwecks eines Unternehmens — die 
Einwilligung nach § 60 RWB erforderlich ge- 
wesen; die Bestimmung eines Gesellschaftsver- 
trages, die im Einvernehmen mit dem Finanz- 
minister beschlossen worden sei, könne nicht 
ohne seine Zustimmung geändert werden. 

Da die Erhöhung von Stammteilen [vgl. c)] 
in mehreren Fällen beträchtlich war (bis zu 15 
Mio DM), hat die vorgeschriebene Beteiligung 
des Bundesministers der Finanzen hier ganz 
besondere Bedeutung. 

16. Ein Bundesminister hat bei der Erörterung von 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofes die 
Ansicht geäußert, die nach § 60 RWB erforder- 
liche Einwilligung liege vor, wenn ein Beamter 
des Bundesministeriums der Finanzen Mitglied 
des zuständigen Organs des Unternehmens sei 
und sich der Beamte in dem Organ mit einer 
Maßnahme im Sinne des § 60 RWB einverstan- 


17. Im Geschäftsbereich eines Bundesministers ist 
es in letzter Zeit wieder häufiger unterlassen 
worden, die Einwilligung des Bundesministers 
der Finanzen zu beantragen. Dieser hat den 
Bundesminister gebeten, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Bestimmungen künftig beachtet werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages hatte auf Grund des Berich- 
tes des Bundesrechnungshofes vom 4. Juli 1957 
die Bundesregierung ersucht, alle in Betracht 
kommenden Stellen anzuweisen, zu den in § 60 
RWB aufgeführten Maßnahmen die vorherige 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
einzuholen. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
die Beamten, die den Bund in den Gesellschafts- 
organen vertreten, nochmals auf die Bestim- 
mungen hinzuweisen. 

Der Bund ist aber nicht in den maßgeblichen 
Organen aller Unternehmen, an denen er mittel- 
bar beteiligt ist, durch Beamte vertreten. Der 
Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
die Durchführung des § 60 RWB auch in diesen 
Fällen sichergestellt werden muß. 

An einer Reihe von Unternehmen ist außer 
dem Bund ein Land unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt. Der Bundesrechnungshof hat empfoh- 
len, in solchen Fällen vor der Beschlußfassung 
durch die Gesellschaftsorgane über Maßnahmen 
im Sinne des § 60 RWB mit dem zuständigen 
Landesminister in Verbindung zu treten, damit 
möglichst ein gleichmäßiges Vorgehen des Bun- 
des und des Landes erreicht wird. 

18. Zur Verwirklichung der dem § 60 RWB zu- 
grunde liegenden Gedanken hat der Bundes- 
rechnungshof mehrfach vorgeschlagen, daß sich 
die Aufsichtsräte der Unternehmen nach § 95 
Abs. 5 Satz 2 AktG (§ 52 GmbHG) zum Erwerb 
von Beteiligungen und zu Verfügungen darüber 
sowie zur Ausübung des Stimmrechts in Haupt- 
oder Gesellschafterversammlungen von Beteili- 
gungsgesellschaften in wichtigen Angelegen- 
heiten (z. B. zu Änderungen des Zwecks) die 
vorherige Zustimmung Vorbehalten sollten. 

2. Veräußerung unmittelbarer und mittelbarer 
Beteiligungen des Bundes; Auflösung und 
Verschmelzung von Unternehmen 

19. Der Bundesrechnungshof hat sich ständig dafür 
eingesetzt, daß Beteiligungen veräußert wer- 
den, wenn ein wichtiges Interesse des Bundes 
an ihnen nicht mehr vorliegt (vgl. § 60 Abs. 2 
RWB). Ferner hat er in zahlreichen Fällen an- 
geregt, zu prüfen, ob nicht die Auflösung von 
Unternehmen angebracht ist. Außerdem hat er 
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vorgeschlagen, zu untersuchen, ob sich nicht die j 
Verschmelzung von Unternehmen empfiehlt. 
Die Anregungen erstrecken sich ebenfalls auf 
Unter gesell schäften der Bundeskonz em-e. Der 
Bundesrechnungshof hat Bundesministem auch 
empfohlen, zu prüfen, ob Unternehmen ihren 
Bedarf an Mitteln für notwendige Investitionen 
nicht durch Veräußerung von Beteiligungen 
decken können. 

20. In der Sitzung des Deutschen Bundestages am 
12. Juni 1958 hat der Bundesminister für wirt- 
schaftlichen Besitz des Bundes mitgeteilt, welche 
unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen 
bis dahin veräußert worden sind. Inzwischen 
sind weitere mittelbare Beteiligungen verkauft 
worden. Die Veräußerung anderer Beteiligun- 
gen ist in Aussicht genommen. In mehreren 
Fällen, in denen ein Interesse des Bundes an 
einer Beteiligung nicht mehr besteht, haben 
Bundesminister den Bundesrechnungshof auf 
seine Fragen davon in Kenntnis gesetzt, daß es 
noch nicht gelungen sei, einen Käufer zu fin- 
den oder ein angemessenes Preisangebot zu 
erhalten. In einem Fall ist die nach dem Ge- 
sellschaftsvertrag erforderliche Zustimmung aller 
Gesellschafter zur Abtretung des Geschäfts- 
anteils noch nicht erteilt worden. Die Vorberei- 
tung einer Privatisierung (z. B. Einholung von 
Gutachten über den Wert der Beteiligungen) 
erfordert im allgemeinen längere Zeit. 

21. Seit dem Jahre 1955 hat der Bundesrechnungs- 
hof mit einem Bundesminister die Frage erör- 
tert, ob nicht eine besonders wertvolle Be- 
teiligung eines Konzernunternehmens ver- 
äußert werden sollte. Dabei hat er hervorgeho- 
ben, daß sich nach einer Veräußerung die 
Möglichkeit biete, den Erlös für andere Zwecke 
der Konzern unternehmen zu verwenden und 
dadurch unter Umständen den Bundeshaushalt 
zu entlasten. Kapitalerhöhungen der Dachge- 
sellschaft aus Bundesmitteln könnten dadurch 
vermieden oder die Ausschüttung von Divi- 
denden an den Bund erleichtert werden. Die 
Dachgesellschaft hat zwar anerkannt, daß die 
Beteiligung außerhalb ihres Prodiuktionsbereichs 
liegt und der durch eine Veräußerung erzielte 
Erlös für die Finanzierung der in ihrem eigent- 
lichen Betätigungsgebiet zu erwartenden um- 
fangreichen Investitionen verwendet werden 
könnte; sie hat aber die Meinung geäußert, ein 
Verkauf sei nur vertretbar, wenn durch die 
Besteuerung des Veräußerungsgewinns kein 
wesentlicher Substanzverlust entstehe. Der 
Bundesrechnungshot hat hierzu auf das Dritte 
D-Markbilanzergänzungsgesetz hingewiesen, 
das in einem gewissen Umfang eine Höherbe- 
wertung des in- die DM-Eröffnungsbilanz ein- 
gesetzten Wertes der Beteiligung zugelassen 
und dadurch die Besteuerung eines Veräuße- | 
rungsgewinns gemildert hat. Der Nennbetrag 
der Beteiligung ist inzwischen im Interesse der 
Erhaltung des steuerlichen Schachtelprivilegs 
durch die Übernahme neuer Anteile bei einer 
Kapitalerhöhung erheblich angewachsen. 


Nachdem der Bundesrechnungshof auch bei 
den weiteren Erörterungen Zweifel geäußert 
hatte, ob die Bedenken der Dachgesellschaft 
von entscheidender Bedeutung sein könnten, 
hat der Bundesminister mitgetedlt, über die 
Veräußerung der Beteiligung bestehe jetzt im 
Grundsatz Einvernehmen mit der Dachgesell- 
schaft. Der Bundesminister, der die steuerlichen 
Fragen nicht für ausschlaggebend hält, will sich 
für eine baldige Privatisierung unter möglichst 
breiter Streuung der Anteile einsetzen. 

22. Seit dem Inkrafttreten des Vorschaltgesetzes 
haben zahlreiche Unternehmen des Privatrechts, 
an deren Kapital der Bund unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt war, die Auflösung beschlos- 
sen. Die Beschlüsse sind zum Teil gefaßt wor- 
den, nachdem der Bundesrechnungshof die Frage 
aufgeworfen hatte, ob die Fortführung der Un- 
ternehmen angebracht sei. In einigen Fällen 
soll die Auflösung noch beschlossen werden. 
Andere Unternehmen, die ihre Kapitalverhält- 
nisse nicht auf D-Mark umgestellt haben, sind 
auf Grund der D-Markbilanzgesetze aufgelöst 
worden. Bei mehr als 100 Unternehmen (ist die 
Abwicklung inzwischen beendet worden, so daß 
sie im Handelsregister gelöscht werden konn- 
ten. Mehrere Unternehmen, die kein Vermögen 
mehr besaßen, wurden auf Grund des Gesetzes 
über die Auflösung und Löschung von Gesell- 
schaften und Genossenschaften vom 9. Oktober 
1934 gelöscht. 

Die Abwicklung einer Reihe von Unterneh- 
men kann erst beendet werden, wenn das Ge- 
setz über die Abwicklung der Kriegsgesell- 
schaften in Kraft getreten ist. In anderen Fäl- 
len ist die Abwicklung bisher nicht beendet, 
weil die Veräußerung von Anlagegegenstän- 
den Schwierigkeiten bereitet, ein Rüdeerstat- 
tungsverfahren schwebt oder die Höhe steuer- 
licher oder sonstiger Verbindlichkeiten noch 
nicht feststeht. Verzögerungen sind auch da- 
durch entstanden, daß nach dem zweiten Welt- 
kriege Verträge mit einigen Staaten über in 
ihrem Bereich befindliche deutsche Vermö- 
genswerte erst in neuerer Zeit in Kraft getre- 
ten sind und die Auseinandersetzung danach 
einige Zeit erfordert. 

Der Bundes rechmmgshof hat die hauptsäch- 
lich in Betracht kommenden Bundesminister 
gebeten, im Interesse der Kostenersparnis dar- 
auf hinzuwirken, daß die Abwicklung aufge- 
löster Unternehmen möglichst bald beendet 
wird. 

Zu den in der Abwicklung befindlichen oder 
schon gelöschten Unternehmen gehören z. B. 
die Kurhessische Kupferschieferbergbau GmbH, 
die Generatorkraft AG und die DeutscheWohn- 
stätten-Hypothekenbank AG. 

23. Die Kurhessische Kupferschieferbergbau GmbH 
in Sontra, auf die der Bundesrechnjungshof 
bereits in einem früheren Bericht eingegangen 
ist, wurde im Januar 1959 im Handelsregister 
gelöscht. 
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24. Gegenstand des Unternehmens der Generator- 
kraft AG waren hauptsächlich der Erwerb und 
der Vertrieb von festen Generatorkraftstoffen, 
insbesondere von Holz, Kohle und Torf. Als die 
üblichen Treibstoffe knapp wurden, beteiligte 
sich das Reich mittelbar an dem Kapital der 
Gesellschaft. Ihre eigentlichen Aufgaben ver- 
loren seit der Währungsumstellung nach 
und nach an Bedeutung. Die Gesellschaft arbei- 
tete seitdem mit Verlust. Der Bundesrechnungs- 
hof hatte sich gegen die Fortführung der Ge- 
sellschaft ausgesprochen. Seit Anfang 1954 
wurde sie still abgewickelt. Die Hauptversamm- 
lung beschloß im Jahre 1955 die Auflösung. Die 
Gesellschaft wurde im Jahre 1958 gelöscht. 

25. Die im Jahre 1924 mit dem Sitz in Berlin 
gegründete Deutsche Wohnstätten-Hypothe- 
kenhank AG, an deren Kapital unmittelbar und 
mittelbar überwiegend das Reich beteiligt war, 
förderte insbesondere den Kl ein eigenh elimbau. 
Seit dem Jahre 1945 ruhte der Betrieb der Bank 
zunächst. Die Bank wurde im Jahre 1949 auf 
Grund des Umstelhmgsrechts als in das Wäh- 
rungsgebiet verlagert anerkannt, und zwar mit 
der Auflage der Abwicklung. Die Bank deut- 
scher Länder verneinte ein gesamtwirtschaft- 
liches Bedürfnis für die Wiederaufnahme der 
bank geschäftlichen Tätigkeit. Im Jahre 1955 
wurde die Bank in Berlin zum Neugeschäft 
zugelassen. Der seinerzeit zuständige Bundes- 
minister trat zunächst dafür ein, auch im Wäh- 
rungsgebiet eine solche Betätigung zu geneh- 
migen. Der Bundesrechnungshof schlug im April 
1956 vor, zu untersuchen, ob es erforderlich sei, 
daß die Bank neben der Deutschen Pfandbrief- 
anstalt bestehenbleibe, die als öffentlich-recht- 
liches Unternehmen der Bundesaufsicht unter- 
liegt und Darlehen für den sozialen Wohnungs- 
bau gewährt. Nachdem der Bundesminister für 
Wirtschaft und der Bundesminister der Finan- 
zen ein Interesse an der Wiederbelebung des 
Betriebs der Bank verneint hatten, weil ihre 
Aufgaben jetzt auch von sonstigen Realkredit- 
linsti tuten erfüllt werden könnten, wurde be- 
schlossen, die Deutsche Pfandbriefanstalt mit 
der Abwicklung der Bank zu betrauen und ihr 
gegen eine angemessene Gegenleistung die 
Beteiligung des Bundes zu übertragen. 

26. Im Bereiche der Wohnungswirtschaft besteht 
eine größere Zahl von Unternehmen, an deren 
Kapital der Bund unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist. Eine Reihe von Unternehmen hat 
gleichartige Aufgaben. Einige sind sogar in 
denselben Gebieten tätig. Der Bundes rech- 
nungshof hat Zweifel geäußert, ob diie Voraus- 
setzungen für die Beteiligung des Bundes noch 
bei sämtlichen Unternehmen vorliegen. Er hat 
außerdem angeregt, unter Anlegung eines stren- 
gen Maßstabes zu prüfen, ob nicht Unterneh- 
men aufgelöst oder verschmolzen werden könn- 
ten, ob die Betätigung einzelner Unternehmen 
in denselben Gebieten nicht besser als bisher 
abgegrenzt werden sollte und ob es im Einzel- 
falle nicht angebracht sei, den Gegenstand des 


Unternehmens entsprechend den Interessen des 
Bundes enger zu fassen. Der Bundesrechnungs- 
hof hat darauf hingewiesen, daß einige Gesell- 
schaften bei Geschäften, die zwar mit dem Ge- 
genstand des Unternehmens, aber nicht immer 
mit den mit der Beteiligung verfolgten Bundes- 
interessen übereinstimmten, Verluste erlitten 
haben. Der Bundesminister für Wohnungsbau 
hat Erhebungen eingeleitet. Auf Anregung des 
Bundesrechnungshofes hat sich der Bundes- 
minister der Finanzen eingeschaltet. 

27. Die Gewerkschaft Mechemicher Werke, deren 
Kuxe sich fast vollständig im Besitz der Preußi- 
schen Bergwerks- und Hütten AG (Preußag) 
befinden, mußte im Jahre 1945 ihren Betrieb 
eins teilen. Im Jahre 1947 wurde mit dem Wie- 
deraufbau und Ausbau der Anlagen begonnen. 
Die Beseitigung der Kriegsschäden, die Investi- 
tionen im Rahmen des Ausbauprogramms und 
die Rationalisierungsmaßnahmen erforderten 
erhebliche Mittel. Für die Finanzierung wurden 
ERP-Mittel sowie Kredite der Preußag und des 
Grenzlandfonds des Landes Nordrhein-West- 
falen zur Verfügung gestellt. Die Gewerkschaft 
erlitt seit der Währungsumstellung hohe Be- 
triebsverluste. Die Ertragslage besserte (Sich 
durch die Ausweitung der Produktion, die durch 
die Investitionen erzielt worden war, nur vor- 
übergehend. 

Im Jahre 1955 schlug der Bundesrechnungs- 
hof dem zuständigen Bundesminister vor, zu 
untersuchen, welche Maßnahmen erforderlich 
seien, falls keine Besserung der Ertragslage 
erwartet werden könne. Von einer Stillegung 
des Betriebes wurde zunächst in der Erwar- 
tung abgesehen, daß sich der weitere Abbau 
der Erze auf die Dauer rentieren werde. Im 
Jahre 1957 bat der Bundesrechnungshof um 
Stellungnahme zu der Frage, ob noch mit 
günstigen Betriebsergebnissen der Gewerk- 
schaft gerechnet werden könne; zugleich regte 
er an, zu prüfen, ob eine Stillegung angebracht 
sei. Das Jahr 1957 schloß ebenfalls mit einem 
hohen Betriebsverlust ab, der durch den Ver- 
fall der Preise für Erzeugnisse der Gewerk- 
schaft, durch einen beträchtlichen Produktions- 
rückgang und durch Kostensteigerungen verur- 
sacht worden war. Untersuchungen mit neuar- 
tigen Bohrgeräten hatten zudem ergeben, daß 
die anstehenden Erze nicht abbauwürdig sind. 
Überschüsse waren deshalb nicht mehr zu er- 
warten. Dem Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Bund es min ist er für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes erschien in Übereinstimmung mit 
allen Beteiligten die Bereitstellung von Haus- 
haltsmitteln zur Stützung der Gewerkschaft 
nicht gerechtfertigt. 

Die Gewerken Versammlung ermächtigte un- 
ter diesen Umständen im Einvernehmen mit 
der Preußag den Grubenvorstand, die Betriebe 
stillzulegen. Ende 1957 wurden die Förderung 
und die Aufbereitung, Anfang 1958 auch der 
Betrieb der Hütte eingestellt. Hierbei wurde 
darauf Bedacht genommen, soziale Härten mög- 
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liehst zu vermeiden. Im Jahre 1958 wäre, falls 
die Gewerkschaft die Betriebe nicht still gelegt 
hätte, wahrscheinlich ein noch höherer Verlust 
als im Jahre 1957 eingetreten. Es wird damit 
gerechnet, daß den S tili egun-gs Verlusten weit- 
gehend Buchgewinne aus dem Verkauf von An- 
lagen gegenüberstehen werden. Ein Beschluß 
über die Auflösung der Gewerkschaft liegt noch 
nicht vor. 

28. In den Bereichen der Konzerne sind zahlreiche 
Unternehmen verschmolzen worden. Dadurch 
hat sich die Anzahl der Unternehmen, an denen 
der Bund mittelbar beteiligt ist, um mehr als 
50 vermindert. Einige Verschmelzungen sind 
noch vorgesehen. Der Bundesrechnungshof hat 
in neuerer Zeit gebeten, zu prüfen, ob nicht 
weitere Verschmelzungen angebracht sind. 

Der Vorschlag des Bundesrechnungshofes, die I 
Deutsche Landesrentenbank und die Deutsche 
Siedlungsbank, die juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sind, zusammenzulegen, ist 
schon iin der Denkschrift 1954 S. 69 Nr. 11 
erwähnt worden. Eine Entscheidung liegt noch j 
nicht vor. Der Bundesrechnungshof setzt sich ! 
weiter dafür ein, daß seiner Anregung ent- : 
sprochen wird. 

3. Überschreitung der vom Aufsichtsrat 

gebilligten Kosten neuer Anlagen 

29. Auch bei der Prüfung der Investitionen der 
letzten Jahre hat der Bundesrechnungshof oft 
Überschreitungen der vom Aufsichtsrat gebil- 
ligten Kosten neuer Anlagen festgestellt. Die 
für ein Geschäftsjahr oder einen längeren Zeit- 
abschnitt ermittelten Mehrkosten betragen in 
einigen Fällen mehrere Mio DM, in einem Fall 
sogar 16 Mio DM. 

Die Überschreitungen sind hauptsächlich zu- 
rückzuführen auf die Aufstellung unvollständi- 
ger technischer Pläne, auf unzulängliche Kosten- 
berechnungnen und auf Abweichungen von den 
dem Aufsichtsrat vorgelegten Plänen, aber 
auch auf nicht vorhersehbare Arbeiten, auf 
Mehr aus gaben beim Erwerb von Grundstücken 
sowie auf die Erhöhung der Materialpreise und 
Löhne. Feste Preise konnten nicht immer ver- 
einbart werden. 

Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof darauf hingewirkt, daß die sachver- 
ständigen Prüfer stets darüber berichten, ob 
und aus welchen Gründen die vom Aufsichts- 
rat für die einzelnen Vorhaben (Investitionen 
verschiedener Art) gebilligten Kosten über- 
schritten worden sind. 

30. Die Höhe der Mehrkosten der Bauten eines 
Wohnungsunternehmens (rd. 4,5 Mio DM), des- 
sen Abrechnungen erheblich im Rückstände wa- 
ren, ist in vollem Umfang erst erkannt wor- 
den, nachdem der sachverständige Prüfer und 
der Bundesrechnungshof besondere Erhebun- 
gen angestellt hatten. Eine interne Prüfungs- 
einrichtung bestand nicht, obwohl sie wegen 


der Größe des Unternehmens sowie wegen der 
Art der Organisation und der Geschäfte ange- 
bracht gewesen wäre. Die Überschreitungen 
und andere Vorgänge haben ernste finanzielle 
Schwierigkeiten zur Folge gehabt und Stüt- 
zungen durch den Bund erfordert. Es ist z. Z. 
nicht zu überblicken, wie sich die Mehrkosten 
auf die Rentabilität auswirken werden. Die 
Prüfung ist noch nicht beendet (vgl. dm einzel- 
nen Nr. 49). 

31. Ein Konze munternehm en hat die vom Auf- 
sichtsrat bewilligten Kosten betrieblicher An- 
lagen um rd. 16 Mio DM überschritten. Die 
Planung war in vielen Fällen unvollständig 
und ungenau, so daß sich aus den zum Teil 
widerspruchsvollen Unterlagen kein eindeutiges 
Urteil über den vorgesehenen Umfang der In- 
vestitionen gewinnen ließ. Die Anweisungen 
der Geschäftsleitung für die Durchführung der 
Investitionen wurden vielfach nicht beach- 
tet. Wiirtschaftlichkeitsberechnunigen (Rentabi- 
litätskalkulationen) wurden dem Aufsichtsrat 
zwar schrittweise vorgelegt, doch waren diese 
wegen der später festgestellten Kostenüber- 
schreitungen überholt. Die Finanzierungsfrage 
wurde bei der Planung unter Zugrundelegung 
der ursprünglich vorgesehenen Kosten grund- 
sätzlich mitbehandelt. Mit der Durchführung 
wichtiger Investitionen wurde aber schon be- 
gonnen, bevor die Besprechungen über die 
Finanzierung zu einem Ergebnis geführt hat- 
ten. Der ungünstige Ausgang der Verhand- 
lungen und diie Überschreitung der Kosten hat- 
ten finanzielle Schwierigkeiten zur Folge. 

Nach einem Gutachten des sachverständigen 
Prüfers werden sich die Investitionen nach 
einigen Verlustjahren rentabiLitätsmäßig viel- 
leicht tragen; mit einer wesentlichen Besserung 
der Rentabilitätsverhältnisse der Gesellschaft 
durch die Neuinvestitionen werde aber kaum 
zu rechnen sein. Die Prüfung durch den Bun- 
desrechnungshof ist noch nicht abgeschlossen. 

32. Der Auf sich tsrat eines Unternehmens im Be- 
reiche des Verkehrs hatte der Herstellung einer 
Anlage zugestimmt, deren Kosten nach dem 
Entwurf 650 000 DM betragen sollten. Die An- 
lage ist von einer Gebietskörperschaft für 
Rechnung des Unternehmens errichtet worden. 
Erst als sie im wesentlichen fertiggestellt war, 
hat die Gebietskörp erschuft dem Unternehmen 
mitgeteilt, daß die bewilligten Kosten erheblich 
überschritten würden. Die Mehrkosten wer- 
den etwa 570 000 DM betragen. Der zuständige 
Bundesminister hat die stich hier ergebenden 
Fragen des B-undesredmiungshofes noch nicht 
abschließend beantwortet. 

33. Die Mehrzahl der Aufsichtsräte der Unterneh- 
men hat den Überschreitungen nachträglich 
zu gestimmt. Mitunter haben Aufsichtsräte aus- 
drücklich beanstandet, daß sie von der Geschäfts- 
leitung zu spät verständigt worden sind. 
Neuerdings holen diie Geschäftsleitungen häufi- 
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ger die Zustimmung der Auf sichtsräte eiin, wenn 
sie von den Investitionsplänen abweichen wol- 
len oder eine Überschreitung der vom Auf- 
sichtsrat gebilligten Kosten notwendig wird. 

In zwei Unternehmen sind Mitglieder der 
Geschäftsleitungen abberufen worden. In dem 
einen Fall hat die Hauptversammlung auch 
keine Entlastung erteilt. In dem anderen ist von 
der Gesellschafterversammlung ein entspre- 
chender Beschluß noch nicht gefaßt worden, 
doch dürfte die Entlastung nach der bisher 
bekannten Sachlage nicht erteilt werden. 

34. Zur Vermeidung von Zweifeln hat der Bun- 
desrechnungshof bei den Prüfungen empfohlen, 
die Vornahme bedeutsamer Investitionen an 
die vorherige Zustimmung (Einwilligung) des 
Aufsichtsrats zu binden und dabei möglichst 
klare Regelungen zu treffen. Die Satzungen 
oder Geschäftsordnungen eines großen Teils 
der Unternehmen des Bundes enthalten schon 
entsprechende Bestimmungen. Eine Reihe von 
Unternehmen legt dem Aufsichtsrat bereits In- , 
vestitions- und Finanzpläne vor dem Beginn 
des Geschäftsjahres zur Zustimmung vor. 

Der Bundesrechnungshof hat schon früher auf 
die Bedeutung der Grundsätze hingewiesen, 
die für die Planung, Durchführung und Abrech- 
nung von Investitionen maßgeblich sind, aber 
von Unternehmen nicht beachtet wurden. In 
neuerer Zeit hat er mehrfach darauf aufmerk- j 
sann machen müssen, daß sich Überschreitungen, ! 
die zwar prozentual nicht wesentlich ersehe!- ! 
nen, absolut jedoch erheblich sind, auf die > 
wirtschaftliche Lage eines Unternehmens, zu- 
mindest auf die Liquidität, ungünstig auswir- 
ken können. 

Nach Auffasung des Bundesrechnungshofes 
ist es geboten, daß die Unternehmen laufend 
prüfen, ob bei den einzelnen Vorhaben gegen- 
über den ursprünglich aufgestellten Kostenbe- 
rechnungen voraussichtlich Mehrkosten entste- 
hen werden. Es ist auch erforderlich, daß die 
Geschäftsleitungen die Aufsichtsräte über vor- 
gesehene Abweichungen von Plänen und über 
die bei den einzelnen Vorhaben wahrschein- 
lich entstehenden höheren Kosten, soweit sie 
nicht unwesentlich sind, möglichst früh unter- 
richten. Die Aufsichtsräte sollten die Ausfüh- 
rung ihrer Beschlüsse überwachen. Sie können j 
dafür entsprechend der Bestimmung des § 92 I 
Abs. 4 AktG aus ihrer Mitte Ausschüsse be- j 
stellen. Bei der Auswahl der Mitglieder der 
Ausschüsse sollte angestrebt werden, daß in i 
ihnen zumindest je ein Mitglied vertreten ist, 
das auf einem der verschiedenen in Betracht 
kommenden Gebiete Erfahrungen besitzt. Zur 
Erleichterung der Überwachung kann es not- 
wendig sein, daß die Geschäftsleiitungen die 
Abwicklung der einzelnen Vorhaben in den 
regelmäßigen Berichten im Sinne des § 81 AktG 
darstellen. Es wird im einzelnen Fall auch zu 
erwägen sein, ob nicht die interne Revision 
die Durchführung und Abrechnung der Investi- 
tionen zu prüfen hat. 


Der Rechniungsprüfungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages legt wegen der Bedeutung 
der Investitionen Wert darauf, daß alle in Be- 
tracht kommenden Unternehmen ihre Grund- 
sätze für die Planung und die Durchführung 
von Investitionen entsprechend den Vorschlä- 
gen des Bundesrechnungshofes überprüfen. Die 
Außerachtlassung der für eine sinnvolle In- 
vestitionspolitik maßgeblichen Grundsätze führe 
leicht zium Verlust des von der öffentlichen 
Hand investierten Kapitals und zu finanziellen 
Unterstützungen durch die öffentliche Hand 
oder die Obergesellschaften. Die Nichtbeach- 
tung wichtiger Grundsätze könne sich bei der 
Veräußerung von Beteiligungen und Anlagen 
auch auf die Höhe des Veräußerungserlöses 
ungünstig auswirken. 

Es muß nunmehr erwartet werden, daß die Ge- 
schäftsleitungen und die Aufsichtsräte der Un- 
ternehmen, soweit es noch nicht geschehen ist, 
die erforderlichen Vorkehrungen treffen. 

4. Gewinnausschüttung der Unternehmen 

Der Gesamtbetrag der vom Bund bis zum Rech- 
nungsjahr 1956 vereinnahmten und der für das 
Rechnungsjahr 1957 veranschlagten Gewinne 
ist, wie der Bundesrechnungshof schon in dem 
Bericht vom 4. Juli 1957 dargestellt hat, im 
Verhältnis zum Nennbetrag aller unmittelbaren 
Beteiligungen niedrig gewesen. Dabei hat er 
auch hervorgehoben, daß den Gründen, die in 
früheren Jahren bei einem Teil der Unterneh- 
men eine Gewinnverteilung an den Bund oder 
an Obergesellschaften oder höhere Gewinnaus- 
schüttungen verhindert haben, nunmehr gerin- 
gere Bedeutung zukommt. 

Seit dem Inkrafttreten des Vorschaltgeset- 
zes sind Bundesmittel zur Finanzierung von In- 
vestitionen — als Einzahlungen bei Kapital- 
erhöhungen, als Darlehen oder als Zuschüsse 
— insbesondere zur Verfügung gestellt worden: 
Unternehmen für den Ausbau von Schiffahrts- 
straßen, Unternehmen des Luftverkehrs und der 
Wohnungswirtschaft sowie der Aktiengesell- 
schaft für Berg- und Hüttenbetriebe (Dachgesell- 
schaft des Salzgitter-Konzems), der Vereinigte 
Industrie-Unternehmungen AG (Dachgesell- 
schaft des Viag-Konzems), der Scholven -Chemie 
AG und der Saarbergwerke AG. Eine Reihe von 
Unternnehmen hat ebenso wie solche der Privat- 
wirtschaft Bundesmittel im Rahmen von Son- 
deimaßnahmen erhalten (z. B. ERP-Mittel). 
Außerdem hat der Bund für Kredite an mehrere 
Unternehmen die Bürgschaft übernommen. Die 
finanziellen Leistungen des Bundes sind ange- 
sichts der Zahl und Bedeutung der Unternehmen, 
an denen er unmittelbar oder mittelbar betei- 
tigt ist, jedoch verhältnismäßig gering. Das 
kann in vielen Fällen bei einer Stellungnahme 
zur Höhe der Gewinnausschüttungen nicht unbe- 
rücksichtigt bleiben. 

Als Gewinnausschüttungen der Unternehmen, an 
deren Kapital der Bund unmittelbar beteiligt 
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ist, sind in den Bundeshaushaltsplänen für das 
Rechnungsjahr 1957 insgesamt rd. 37,7 Mio DM, 
für 1958 rd. 68,9 Mio DM und für 1959 rd. 81,7 
Mio DM (vor Abzug der Kapitalertragsteuer) 
veranschlagt worden. 

Die Gewinnanteile des Bundes haben im 
Rechnungsjahr 1957, für das die Bundeshaus- 
haltsrechnung vorliegt, tatsächlich insgesamt 
rd. 41 Mio DM betragen. Im Rechnungsjahr 
1958 wird die Gesamteinnahme nach den bis- 


herigen Ermittlungen ungefähr mit dem ver- 
anschlagten Betrag über ein stimmen. 

37. Die folgende Aufstellung gibt für die Dach- 
gesellschaften der großen Bundeskonzeme und 
für einige andere größere Unternehmen einen 
Überblick über die in den Bundeshaushaltsplä- 
nen der Rechnungsjahre 1957 bis 1959 veran- 
schlagten Gewinnanteile sowie über die tat- 
sächlichen Ausschüttungen an den Bund in den 
Rechnungsjahren 1957 und 1958. 


Gesellschaft 


1 


Anteil des Bun- 
des an dem 
eingezahlten 
Grund- oder 
Stammkapital 


Ansätze in den Bundeshaushaltsplänen 
der Rechnungsjahre (vor Abzug der 
Kapitalertragsteuer) 

1957 1958 1959 


Mio DM v. H. v. H. Mio DM v, H. Mio DM v. H. Mio DM 


2 3 4 5 


Gewinnausschüttungen an den 
Bund in den Rechnungsjahren 
(vor Abzug der Kapitalertrag- 
steuer) 


1957 | 1958 

v. H. Mio DM j v. H. Mio DM 

6 | 7 


AG für Berg- 
und Hütten- 
betriebe (Salz- 
gitter- 

Konzem) . . 

400,0 

100 



6 

24,0 

Vereinigte 
Elektrizitäts- 
und Berg- 
werks-AG 
(Veba) . . . 

1 

450,0 

100 

5 

' 

22,5 

5 

22,5 

Vereinigte 
Industrie-Un- 
ternehmungen 
AG (Viag) . / 

190,0 

100 

6 

: 11,4 

| 8 

15,2 

Industriever- 
waltungs- 
gesellschaft 
mbH (IVG) . 

50,0 

wo 


, 

4 

i 

2,0 

Howaldts- 

werke 

Hamburg AG . 

10,0 | 

wo 

8 ! 

0,8 

t 

10 

1,0 

Kieler ! 

Howaldts- 
werke AG . . 

rd. 17,5 

rd. 70 

6 

rd. 1,0 

i 

10 

rd. 1,7 

Summe . . 

1 117,5 



35,7 


66,4 


7 

28,0 



6 

24,0 

6 

27,0 

5 

22,5 

5 

22,5 

9 

174 

7 

13,3 

8 

15,2 

7 

3,5 

— 

— 

1 

1 1 

4 

2,0 

12 

1,2 

8 

0,8 

10 

1,0 

12 

rd. 2,1 

8 

rd. 1,4 

\ 

10 

rd. 1,7 

i 


78,9 


38,0 


66,4 


Bei den in den Spalten 6 und 7 angegebenen 
Beträgen handelt es sich um die Anteile des 
Bundes an den Gewinnen, deren Verteilung in 
den Rechnungsjahren 1957 und 1958 beschlossen 
worden ist. 

Von den in den Bundeshaushaltsplänen ver- 
anschlagten Gewinnausschüttungen entfallen 
auf die in der Aufstellung nicht erwähnten Un- 
ternehmen, an denen der Bund unmittelbar 
beteiligt ist, in den Rechnungsjahren 1957 bis 
1959 insgesamt nur rd. 3,5 bis rd. 5 v. H. Unter 
den nicht aufgeführten Unternehmen befinden 
sich diejenigen, deren Gewinne bestimmten 


Zwecken zuzuführen sind oder deren Gewinn- 
ausschüttung begrenzt ist. 

38. Die im Rechnungsjahr 1958 insgesamt verein- 
nahmten Gewinnanteile des Bundes übersteigen 
die des Vorjahres um rd. 28,5 Mio DM.*) Die 
höhere Gesamteinnahme im Rechnungsjahr 1958 
ist, wie die Aufstellung erkennen läßt, im we- 

*) Von den im Rechnungsjahr 1957 für zwei Geschäfts- 
jahre verteilten Dividenden eines Unternehmens ist 
bei dem Vergleich die Einnahme für das ältere Jahr 
ausgeschieden worden. 
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s entliehen zurückzuführen auf die erstmaligen 
Gewinnausschüttungen der Dachgesellschaften 
zweier Konzerne von insgesamt 26 Mio DM 
(AG für Berg- und Hüttenbetriebe 24 Mio DM, 
IVG 2 Mio DM) sowie auf höhere Ausschüt- 
tungen von rd. 2,4 Mio DM durch eine andere 
Dachgesellschaft (Viag 1,9 Mio DM) und zwei 
Werften (Howaldtswerke Hamburg 0,2 Mio 
DM, Kieler Howaldtswerke rd. 0,3 Mio DM). 
Nur rd. 0,1 Mio DM betreffen Erhöhungen bei 
den sonstigen, in der Aufstellung nicht genann- 
ten Unternehmen. 

Die für das Rechnungsjahr 1959 .insgesamt 
veranschlagten Gewinnanteile des Bundes sind 
um rd. 12,8 Mio DM höher als die für das 
Rechnungsjahr 1958 vorgesehenen Beträge. Da- 
von entfallen rd. 12,5 Mio DM auf die in der 
obigen Aufstellung erwähnten größeren Unter- 
nehmen, rd. 0,3 Mio DM auf die nicht aufge- 
führten. 

Die Veba, die von den Bundesunternehmen 
das höchste Grundkapital hat, hat in den Rech- 
nungsjahren 1957 und 1958 — in Übereinstim- 
mung mit den Ansätzen rin den Bundeshaus- 
haltsplänen — je 5 v. H. Dividende ausge- 
schüttet; für das Rechnungsjahr 1959 sind 6v. H. 
veranschlagt. Nach S. 395 der Allgemeinen Vor- 
bemerkungen zum Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1958 hat schon die im Rech- 
nungsjahr 1956 ausgeschüttete Dividende der 
Veba von 4 v. H. (bezogen auf 12 Monate) 
nicht der inneren Ertragskraft dieser Gesell- 
schaft entsprochen; die Veba hat danach einen 
erheblichen Teil ihrer aus Gewinnen stammen- 
den Mittel für Kapitalerhöhungen zweier Un- 
tergesellschaften verwendet. Der Bundesrech- 
nungshof behält sich seine Stellungnahme dazu 
vor. 

39. Im Frühjahr 1958 hat der Bundesrechnungshof 
Zweifel geäußert, ob die bisherigen Gewinn- 
ausschüttungen der Unternehmen, an deren 
Kapital der Bund unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, als angemessen anzusehen und 
mit dem Grundsatz vereinbar seien, daß ihre 
Dividendenpolitik der der privatwirtschaftlichen 
Unternehmen entsprechen müsse. Es sei zu 
prüfen, ob Unternehmen notwendige Investi- 
tionen — einschließlich der Erhöhung des Ka- 
pitals von Untergesellschaften — künftig nicht 
in größerem Umfange durch die Erhöhung 
ihres Grundkapitals und die Ausgabe der 
neuen Aktien an Dritte, durch die Aufnahme 
von Krediten sowie durch Erlöse aus der Ver- 
äußerung nicht erforderlicher Beteiligungen 
finanzieren könnten. Die Finanzierung von In- 
vestitionen mit den aus Gewinnen zur Verfü- 
gung stehenden eigenen Mitteln müsse jetzt 
mehr in den Hintergrund treten. Das hat vor 
allem für die Untergesellschaften der großen 
Bundeskonzerne Bedeutung; von ihrer Gewinn- 
abführung an die Dachgesellschaften ist weit- 
gehend abhängig, welchen Gewinn diese an 
den Bund ausschütten können. 


Der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes hat der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes zugestimmt. Er hat zugleich darauf 
aufmerksam gemacht, daß der Bund in den 
Aufsichtsräten vielfach nicht über die Mehr- 
heit verfügt. Diese Ausführungen beziehen 
sich hauptsächlich auf Gesellschaften, auf die 
das Vorschaltgesetz und zugleich eines der 
Gesetze über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsiichtsräten Anwendung fin- 
den. 

Bundesmimster haben Vertreter des Bundes in 
den maßgeblichen Organen von Unternehmen 
veranlaßt, künftig nur Beschlüssen zuzustim- 
men, die in angemessenem Umfange die Inter- 
essen des Bundes als Gesellschafter berücksich- 
tigen. Die Dachgesellschaft eines großen 
Bundeskonzerns hat ihre Untergesellschaften 
aufgefordert, im Sinne der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes geeignete Vorkehrungen 
zu treffen. 

40. Die Forderung des Bundesrechmungshofes, hö- 
here Gewinne auszuschütten, war nach der wei- 
teren Entwicklung im Jahre 1958 in vielen 
Fällen noch mehr berechtigt. Die Lage auf dem 
Kapitalmarkt hatte sich insgesamt gebessert. 
Der Zinssatz für Industrieobligationen war ge- 
sunken. Ein Teil der größeren Unternehmen 
hat Anleihen aufgenommen, überdies hat das 
Gesetz zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und Ertrag vom 18. Juli 1958 die Körperschaft- 
steuer für Gewinnausschüttungen stark er- 
mäßigt. Einem Teil der Unternehmen war zu- 
dem durch das Gesetz über die steuerliche 
Begünstigung von Wasserkraftwerken vom 26. 
Juli 1957 in gewissem Umfange die Ausschüt- 
tung höherer Dividenden ermöglicht worden. 

41. Der Rechnungsprüfungsaussdiuß des Deutschen 
Bundestages hat sein besonderes Interesse an 
den hier erörterten Fragen betont und die 
Bundesregierung gebeten, ihren Einfluß dahin 
geltend zu machen, daß die Bund es unterneh- 
men künftig Gewinne in einer Höhe verteilen, 
die ihrer wirtschaftlichen Lage entsprechen. 

II. Feststellungen bei einzelnen 
Unternehmen 

42. Der Bund ist an einer Gesellschaft, deren Zweck 
der Betrieb eines Flughafens ist, mit rd. 30 
v. H. des Stammkapitals beteiligt. Die übrigen 
Geschäftsanteile befinden s/ich im Besitze meh- 
rerer Gebietskörperschaften, deren Anteile im 
einzelnen nicht größer sind als der des Bun- 
des. Die Gesellschafter haben zum Ausbau des 
Flughafens investitionszuschüsse geleistet. Nach 
dem Gesellschaftsvertrag können die Gesell- 
schafter außerdem, wenn ein Jahresabschluß 
einen Verlust ausweist, zu dessen Ausgleich 
Nachschüsse mit einer Stimmenmehrheit von 
zwei Dritteln beschließen. 

Der Bundesirechnungshof hat bei der Prü- 
fung mehrere Änderungen des Gesellschaftsver- 
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träges angeregt. So hat er vorgeschlagen, für 
die Beschlußfassung der Gesellschafter über die 
Zahlung von Nachschüssen eine Stimmenmehr- 
heit von drei Vierteln anzustreben. Nach 
der bisherigen Regelung kann der Bund durch 
einen Beschluß der übrigen Gesellschafter gegen 
seinen Willen zu Zahlungen verpflichtet wer- 
den. Außerdem hat der Bundesrechnungshof 
empfohlen, den Kreis bedeutsamer Geschäfte, 
deren Vornahme an die vorherige Zustimmung 
des Aufsichtsrates gebunden ist, zu erweitern. 
Diese Vorschläge beziehen sich z. B. auf den 
Abschluß wichtiger Verträge und auf Sonder- 
vergütungen an Angehörige des Unterneh- 
mens. 

Die Geschäftsleitung hat dem Aufsichtsrat die 
vorgeschri ebenen Berichte über den Gang der 
Geschäfte und die Lage des Unternehmens für 
mehrere Vierteljahre nicht erstattet. 

Die Wirtschaftspläne und die Nachträge dazu 
sind dem Aufsichtsrat z. T. sehr spät zur Zu- 
stimmung zugeleitet worden. Darin waren nicht 
immer alle Investitionsvorhaben aufgenommen. 
Der Bundesrechnungshof hat deshalb den zu- 
ständigen Bundesminister gebeten, dafür zu 
sorgen, daß die Pläne künftig zu einem mög- 
lichst frühen Zeitpunkt vorgelegt werden und 
daß sie vollständig sind. 

Die Geschäftsleitung hat bei mehreren In- 
vestitionen die vom Aufsichtsrat gebilligten 
Kosten erheblich überschritten, in einem Falle 
bei einem bewilligten Betrag von rd. 110 000 DM 
um rd. 158 000 DM. Die Mehrkosten sind auf 
eine ungenaue Veranschlagung, auf die nach- 
trägliche Änderung von Plänen, auf die zusätz- 
liche Beschaffung von Maschinen und Aus- 
stattungsgegenständen sowie auf Verteuerun- 
gen während der Bauzeit zurückzuführen. Den 
Überschreitungen hat der Aufsichtsrat jeweils 
nach dem Ablauf des Geschäftsjahres zuge- 
stimmt. Der Bundesrechnungshof hat das Ver- j 
fahren beanstandet. j 

Die Gesellschaft hat die in sechs Jahren aus- | 
geführten Bauleistungen von rd. 1,4 Mio DM zu j 
rd. 41 v. H. nach beschränkter Ausschreibung 
und zu rd. 59 v. H. freihändig (davon etwa die 
Hälfte im Stundenlohn) vergeben. Die Lei- 
stungsverzeichnisse eines großen Teils der Auf- 
träge sind nicht mit der notwendigen Gründlich- 
keit aufgestellt worden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gegen die Art der Vergabe Bedenken 
erhoben und angeregt, im Interesse eines aus- 
reichenden Wettbewerbs grundsätzlich nach der 
VOB zu verfahren und dabei der öffentlichen 
Ausschreibung möglichst den Vorzug zu geben. 

Die Gesellschaft hat eine Reihe von Baumaß- 
nahmen selbst ausgeführt. Obwohl das damals 
wegen besonders günstiger Umstände nicht un- 
wirtschaftlich gewesen ist, hat der Bundes- 
rechnungshof empfohlen, Regiearbeiten weit- 
gehend einzuschränken und von solchen Arbei- 
ten, insbesondere bei Rollfeldanlagen, wegen 
der damit verbundenen Risiken abzusehen. 


Der von der Gesellschaft unterhaltene Zubrin- 
gerdienst ist bei einer Kostendeckung von nur 
rd. 40 v. H. eine bedeutende Verlustquelle. Die 
Gesellschaft will entsprechend der Anregung 
des Bundesrechnungshofes anstreben, daß eine 
wirtschaftlichere Regelung, etwa durch Einrich- 
tung eines allgemeinen Linienverkehrs, getrof- 
fen wird. 

Seit dem Jahre 1957 erhebt die Gesellschaft 
mit Billigung ihres Aufsichtsrats keine Eintritts- 
gebühren für Flughafenbesucher. Der Bundes- 
rechnungshof hält diese Regelung, die von der 
Geschäftsleitung mit Forderungen in der Öffent- 
lichkeit begründet wird, nicht für gerechtfertigt. 
Nach seiner Auffassung sollte die Gesellschaft 
alle geeigneten Möglichkeiten nutzen, damit 
bessere wirtschaftliche Ergebnisse erzielt wer- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner eine Über- 
prüfung des Personaleinsatzes angeregt und 
dabei Vorschläge für eine wirtschaftlichere Per- 
sonalwirtschaft gemacht. 

Die Aufwendungen für Repräsentation sind 
teilweise als zu großzügig anzusehen. Der Bun- 
desrechnungshof hat darauf hingewiesen, daß 
der Flughafen z. Z. nur mit Zuschüssen der 
öffentlichen Hand betrieben werden könne und 
daß die Gesellschaft die Grundsätze der Wirt- 
schaftlichkeit und Sparsamkeit beachten sollte. 

Der Bund hat im Laufe mehrerer Geschäfts- 
jahre Zuschüsse gezahlt, obwohl der Gesell- 
schaft während längerer Zeiträume noch aus- 
reichende Mittel zur Verfügung gestanden 
haben. Der zuständige Bundesminister ist dar- 
auf hingewiesen worden, daß Haushaltsmittel 
nicht eher und nur insoweit in Anspruch ge- 
nommen werden dürfen, als es zur Leistung 
fälliger Zahlungen im Rahmen des Verwen- 
dungszwecks erforderlich ist. Da die Gesell- 
schaft ihre Forderung an den Bund aktivieren 
kann, werden etwaige Verluste ausgeglichen. 

43. An dem Kapital einer zweiten Flughafengesell- 
schaft ist der Bund mit mehr als 25 v. H. be- 
teiligt. Die übrigen Anteile besitzen zwei an- 
dere Gebietskörperschaften. Die Gesellschaft 
hat von den Gesellschaftern für den Ausbau 
des Flughafens zinslose Darlehen und Investi- 
tionszuschüsse sowie zur Deckung von Ver- 
lusten Betriebszuschüsse erhalten. 

Der Bundesrechnungshof und der Landesrech- 
nungshof haben bei der gemeinsamen Prüfung 
eine Neuregelung der Vergütungen für die Ver- 
pachtung oder Vermietung von Grundstücken, 
Räumen und Einrichtungen an private Unter- 
nehmen (Fluggesellschaften, Spediteure usw.) 
empfohlen. Außerdem haben sie angeregt, die 
noch offenen Fragen zu klären, die wegen der 
Mitbenutzung des Flughafens durch ausländi- 
sche Luftstreitkräfte entstanden sind. Für den 
künftigen Ausbau des Flughafens und dessen 
Ertragslage kann das von großer Bedeutung 
sein. 
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Die ungewöhnlich hohe Ausnutzung der Start- 
und Landeanlagen sowie Gebührenerhöhungen 
in den letzten Jahren haben die Ertragslage 
günstig beeinflußt, so daß die Gesellschaft in 
neuerer Zeit Überschüsse erzielt hat. Das starke 
Anwachsen des Verkehrs und technische Fort- 
schritte in der Luftfahrt erfordern aber erheb- 
liche Aufwendungen für den weiteren Ausbau 
des Flughafens. 

Die Darlehen der Gesellschafter sollten künf- 
tig, soweit die erzielten Überschüsse hierzu 
ausreichen, verzinst werden. 

Bei der Planung von Investitionen sind z. T. 
nur überschlägig aufgestellte Kostenberechnun- 
gen oder -Schätzungen gefertigt worden. Hier- 
durch und durch Abweichungen von den vom 
Aufsichtsrat gebilligten Plänen sind bei einzel- 
nen Vorhaben höhere oder niedrigere Kosten 
entstanden. Das hatte Verschiebungen inner- 
halb der Bauprogramme zur Folge. Der Auf- 
sichtsrat hat sich damit nachträglich einverstan- 
den erklärt. Die Rechnungshöfe haben darauf 
hingewiesen, daß Unternehmen, denen für die 
Durchführung ihrer Baumaßnahmen überwie- 
gend öffentliche Mittel zur Verfügung stehen, 
bei der Planung und Ausführung von Bauten 
möglichst nach den Grundsätzen der öffentlichen 
Verwaltung verfahren sollten. 

Im Jahre 1956 war bei örtlichen Erhebungen 
durch die Rechnungshöfe festgestellt worden, 
daß bei der Vergabe von Bauleistungen die in 
Ausschreibungsverfahren eingeholten Angebote 
der Unternehmer lediglich die Grundlage für 
eine freihändige Vergabe gebildet hatten. Die 
Gesellschaft hat später auf Anregung der Rech- 
nungshöfe vornehmlich die größeren Aufträge 
öffentlich ausgeschrieben. Erhebungen in neue- 
rer Zeit haben erkennen lassen, daß bei solchen 
Ausschreibungen die Preise in Angeboten we- 
sentlich günstiger gewesen sind als die, die Bie- 
ter vorher bei freihändiger Vergabe vergleich- 
barer Leistungen gefordert hatten. Allein die 
früheren Kosten zweier Baumaßnahmen sind 
nach vorsichtiger Schätzung um etwa 225000 DM 
zu hoch gewesen, weil ein ausreichender Wett- 
bewerb fehlte. 

Bei einer früheren Prüfung ist eine Unter- 
suchung durch die Preisbehörde angeregt wor- 
den. Diese Angelegenheit wird weiter verfolgt. 

Der Bund hat in den Jahren 1956 und 1957 
Zahlungen auf bewilligte Zuwendungen gelei- 
stet, obwohl die Gesellschaft zu dieser Zeit noch 
frei verfügbare Guthaben bei Banken in beacht- 
licher Höhe unterhielt. 

Die Rechnungshöfe haben den Bundesminister 
und die Gesellschaft aufgefordert, dafür zu sor- 
gen, daß nur die dem tatsächlichen Bedarf ent- 
sprechenden Mittel in Anspruch genommen 
werden. 

44. In gleicher Weise ist neben zwei anderen Ge- 
bietskörperschaften der Bund an einer dritten 
Flughafengesellschaft beteiligt. Die Gesell- 


schafter haben Darlehen und Investitionszu- 
schüsse zum Ausbau des Flughafens sowie Zu- 
schüsse zum Ausgleich von Verlusten bewilligt. 

Der Bundesrechnungshof und der Landesrech- 
nungshof haben festgestellt, daß die Gebühren- 
sätze der Gebührenordnung für Flughäfen trotz 
einer im allgemeinen günstigen Entwicklung 
des Luftverkehrs im Prüfungszeitraum nicht aus- 
gereicht haben, die Kosten des Flughafenbetrie- 
bes zu decken. Auch eine Erhöhung der Gebüh- 
ren vom 1. Januar 1956 an hat das Betriebs- 
ergebnis nicht wesentlich geändert. Die Rech- 
nungshöfe haben daher empfohlen, auf eine 
Erhöhung der Gebühren hinzuwirken, soweit 
die deutschen Gebührensätze unter denen ver- 
gleichbarer Staaten liegen und es mit den Inter- 
essen des deutschen Luftverkehrs vereinbar ist. 
Die Gebühren sind vom 1. April 1958 an erhöht 
worden. 

Der Aufsichtsrat hatte einer Baumaßnahme 
mit Gesamtkosten von rd. 1,39 Mio DM zuge- 
stimmt. Die Geschäftsleitung hat später wesent- 
lich geänderte Maßnahmen vorgesehen, deren 
Kosten rd. 1,83 Mio DM betragen hätten. Der 
Aufsichtsrat hat die Abweichung beanstandet. 
Eine Kommission des Aufsichtsrats hat nach 
Überprüfung des Projekts verschiedene Einspa- 
rungsmaßnahmen veranlaßt. Dementsprechend 
sind die endgültigen Baukosten auf rd. 1,64 Mio 
DM gesenkt worden; es ergibt sich aber noch 
eine Überschreitung der ursprünglich veran- 
schlagten Kosten um rd. 250 000 DM. Die Rech- 
nungshöfe haben gegen das Verfahren der Ge- 
sellschaft Bedenken erhoben. Der zuständige 
Bundesminister hat mitgeteilt, dem Aufsichtsrat 
seien bei der ersten Beratung übereilt und un- 
vollständig aufgestellte Pläne und Kosten- 
berechnungen vorgelegt worden. Künftig solle 
zur Vermeidung ähnlicher Vorkommnisse eine 
staatliche Stelle die technische, wirtschaftliche 
und finanzielle Seite größerer Projekte prüfen, 
bevor diese im Aufsichtsrat beraten würden. 

Aufträge für Hochbauten und technische An- 
lagen hat die Gesellschaft ausschließlich nach 
beschränkter Ausschreibung oder freihändig 
vergeben. Da die Mittel für die Investitionen 
überwiegend von der öffentlichen Hand zur 
Verfügung gestellt worden sind, haben die 
Rechnungshöfe angeregt, sicherzustellen, daß 
künftig grundsätzlich die Bestimmungen der 
VOB und der VOL angewendet werden. Eine 
entsprechende Regelung ist vorgesehen. 

Einigen Bediensteten ^at die Gesellschaft 
pauschale Entschädigungen für Geschäftsfahrten 
mit privaten Kraftfahrzeugen gezahlt. Sie hat 
entsprechend den Vorschlägen der Rechnungs- 
höfe beschlossen, in Zukunft die Vergütungen 
nach den für den öffentlichen Dienst geltenden 
Bestimmungen auf Grund von Einzelnachweisen 
zu bemessen. 

Kredite an Geschäftsführer und leitende An- 
gestellte werden noch nicht unter entsprechen- 
der Anwendung des § 131 AktG gesondert in 
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der Bilanz ausgewiesen. Die Gesellschaft will 
künftig nach der aktienrechtlichen Vorschrift 
verfahren. 

45. Auch an einer vierten Flughafengesellschaft ist 
der Bund neben zwei anderen Gebietskörper- 
schaften beteiligt. Der Gesellschaft sind Investi- 
tionszuschüsse zum Ausbau des Flughafens und 
Zuschüsse zum Ausgleich von Verlusten ge- 
währt worden. 

Der Bundesrechnungshof und der Landesrech- 
nungshof haben beanstandet, daß die Jahres- 
abschlüsse nicht in der im Gesellschaftsvertrage 
vorgesehenen Frist festgestellt worden sind. 

Die Gesellschaft hat nur einen Geschäfts- 
führer. Wegen des Umfanges und der Art der 
Geschäfte halten die Rechnungshöfe es für not- 
wendig, zwei Geschäftsführer zu bestellen und 
eine entsprechende Bestimmung in den Gesell- 
schaftsvertrag aufzunehmen. 

Die Rechnungshöfe haben ferner angeregt, die 
Vornahme bestimmter Arten von Geschäften, 
darunter die Übernahme von Verpflichtungen 
für die Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
der Arbeitnehmer sowie die Zusage von Son- 
dervergütungen, an die vorherige Zustimmung 
des Aufsichtsrats zu binden. Der zuständige 
Bundesminister ist dem beigetreten. 

Die vom Aufsichtsrat gebilligten Kosten für 
Neuanlagen sind infolge kleinerer Änderungen 
der Pläne, hauptsächlich jedoch wegen Baupreis- 
steigerungen, überschritten worden. Der Auf- 
sichtsrat hat den Überschreitungen nachträglich 
zugestimmt. Die Rechnungshöfe haben empfoh- 
len, künftig in derartigen Fällen möglichst früh 
die Einwilligung des Aufsichtsrats zu bean- 
tragen. 

Leistungen für Anlageinvestitionen hat die 
Gesellschaft im allgemeinen nach beschränkter 
Ausschreibung, bei geringeren Aufträgen auch 
freihändig vergeben. Nur bei großen Investi- 
tionen hat sie Leistungen öffentlich ausgeschrie- 
ben. Im Interesse eines umfassenden Wett- 
bewerbs ist vorgeschlagen worden, grundsätz- 
lich nach der VOB und der VOL zu verfahren. 
Der zuständige Bundesminister hat der An- 
regung zugestimmt. 

Die Gesellschaft hat die Zahlung der vollen 
Beträge an eine Zusatzversorgungskasse über- 
nommen, während vorher, entsprechend den im 
Bund und im Lande geltenden Grundsätzen, 
zwei Drittel von ihr und ein Drittel von den 
Arbeitnehmern aufgebracht worden waren. Sie 
trägt auch die sich hieraus ergebende höhere 
Lohnsteuer. Die drei Vertreter des Bundes im 
Aufsichtsrat haben sich damit nicht einverstan- 
den erklärt; sie haben jedoch weder den Be- 
schluß des aus neun Mitgliedern bestehenden 
Aufsichtsrats verhindern, noch bei einer neuen 
Beratung eine Änderung erreichen können. Die 
Rechnungshöfe haben gegen die Regelung Be- 


denken erhoben; sie sind der Auffassung, daß 
Unternehmen, an denen der Bund und ein Land 
maßgebend beteiligt sind und die von diesen 
Zuschüsse erhalten, für ihre Bediensteten grund- 
sätzlich keine höheren Verpflichtungen über- 
nehmen sollten, als sie der Bund und das Land 
für ihre eigenen Bediensteten anerkennen. Die 
Angelegenheit ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Gesellschaft hat zeitweise über erhebliche 
flüssige Mittel verfügt, deren Höhe z. T. auf 
Zahlungen der Gesellschafter zurückzuführen 
ist. Obwohl der Bund Zuwendungen jeweils nur 
auf Anforderung der Gesellschaft nach Vorlage 
eines Liquiditätsplanes gezahlt hat, sind der 
Gesellschaft Mittel über den Bedarf hinaus zu- 
geflossen. Zwischen der Anforderung der Mittel 
durch die Gesellschaft und der Überweisung 
durch die Gesellschafter liegen oft größere Zeit- 
spannen. Die Gesellschaft hat deshalb bei der 
Anmeldung ihres Bedarfs höhere Beträge ange- 
fordert. Die Rechnungshöfe haben verlangt, 
Vorkehrungen zu treffen, daß Haushaltsmittel 
künftig nicht eher und nur insoweit in Anspruch 
genommen werden, als sie zur Bewirkung fälli- 
ger Zahlungen im Rahmen des Verwendungs- 
zwecks benötigt werden. 

46. An einer im Luftverkehr tätigen Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ist der Bund unmittel- 
bar und mittelbar maßgebend beteiligt. 

Der zuständige Bundesminister hat vor ihrer 
Gründung die Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen nicht eingeholt. Der Bundesrech- 
nungshof hat diesen Verstoß gegen § 48 RHO 
und § 60 RWB beanstandet. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen hat die Zustimmung nach- 
träglich erteilt. 

Bei der Gründung der Gesellschaft sind die 
Prüfungsrechte der zuständigen Stellen des 
Bundes im Sinne des § 48 Abs. 4 und des § 113 
Abs. 3 RHO nicht ausbedungen worden. Die 
Gesellschaft hat die Rechte entsprechend der 
Anregung des Bundesrechnungshofes inzwischen 
eingeräumt. 

Die Gesellschaft hat mit erheblichen Ver- 
lusten gearbeitet. Das ist wesentlich auf den 
starken Wettbewerb in dem Geschäftszweig 
zurückzuführen. 

Mit einem anderen Unternehmen hat die Ge- 
sellschaft einen Vertrag über die Ausführung 
von Instandsetzungsarbeiten und über die Lie- 
ferung von Ersatzteilen geschlossen, ohne die 
Verhältnisse auf diesem Gebiet ausreichend zu 
kennen. Ihr sind durch den Vertrag erhebliche 
Mehraufwendungen erwachsen, die ohne die 
Bindung nicht entstanden wären. Die Höhe der 
unwirtschaftlichen Aufwendungen kann nicht 
genau festgestellt werden. Die Gesellschaft hat 
ferner für einige Zeit ein Flugzeug zu einem 
hohen Preise gechartert. Die Charterung hat 
sich nach dem Umfang der Beförderungsaufträge 
nicht als erforderlich erwiesen. 
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Der zuständige Bundesminister hat sich zu 
den Fragen des Bundesrechnungshofes noch 
nicht abschließend geäußert. 

47. An einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
die auf dem Gebiete der Wohnungswirtschaft 
tätig ist, sind der Bund, ein Land, andere Ge- 
bietskörperschaften, sonstige juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts und gemein- 
nützige Wohnungsunternehmen beteiligt. 

Der Bundesrechnungshof und der Landesrech- 
nungshof haben beanstandet, daß der Gesell- 
schaftsvertrag, die Geschäftsordnung für den 
Aufsichtsrat und die Dienstanweisung für die 
Geschäftsführer in wesentlichen Punkten noch 
nicht den aufgestellten Grundsätzen entspre- 
chen. So haben sie Bedenken dagegen geäußert, 
daß dem leitenden Geschäftsführer eine Stel- 
lung eingeräumt worden ist, die etwa mit der 
des Vorsitzers des Vorstands der Aktien- 
gesellschaft im Sinne des § 70 Abs. 2 AktG 
übereinstimmt. Ferner ist angeregt worden, in 
dem Gesellschaftsvertrage Bestimmungen über 
die Vorlage schriftlicher Berichte im Sinne des 
§ 81 AktG, über die Mindestzahl der Aufsichts- 
ratssitzungen im Sinne des § 94 Abs. 3 AktG 
und über die Frist für die Feststellung des 
Jahresabschlusses zu treffen. Andere Vorschläge 
beziehen sich auf eine Ergänzung des Kreises 
derjenigen bedeutsamen Geschäfte, deren Vor- 
nahme der Einwilligung des Aufsichtsrats be- 
darf, z. B. auf die Gewährung und Aufnahme 
von Krediten einschließlich der Gewährung von 
Krediten an Geschäftsführer und leitende Ange- 
stellte, auf die Übernahme von Verpflichtungen 
für die Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
der Arbeitnehmer sowie auf die Zusage von 
Sondervergütungen. Außerdem ist empfohlen 
worden, zu bestimmen, daß für die Beschluß- 
fassung durch Aufsichtsratsausschüsse mit ent- 
scheidenden Befugnissen die Teilnahme von 
mindestens 3 Aufsichtsratsmitgliedern erforder- 
lich ist. Die Rechnungshöfe haben ferner ange- 
regt, in wichtige Ausschüsse auch ein Auf- 
sichtsratsmitglied, das Beamter des Bundes ist, I 
zu wählen (vgl. Drucksache 1003 — 3. Wahl- 
periode). Sie haben es zudem als unerwünscht | 
bezeichnet, daß dem Vorsitzer des Aufsichtsrats 
Befugnisse eingeräumt worden sind, die aktien- 
rechtlich dem Aufsichtsrat zustehen. Der Lan- 
desrechnungshof hat gegen Bestimmungen des j 
Gesellschaftsvertrages Bedenken erhoben, nach j 
denen ein Landesminister Mitglied des Auf- ! 
sichtsrats sein kann. 

Die Gesellschaft hatte erhebliche Guthaben : 
auf Festgeldkonten. Die finanzielle Lage des 
Unternehmens hätte die Gesellschafter veran- | 
lassen sollen, Einforderungen auf eine Kapital- 
erhöhung im Jahre 1956 über die gesetzlich vor- j 
geschriebene Mindesthöhe hinaus nur entspre- j 
chend dem Bedarf an Mitteln zu beschließen. j 

Bauleistungen sind nicht öffentlich ausge- 1 
schrieben worden, obwohl das im Interesse der ' 
Erzielung angemessener Preise angebracht ge- j 


wesen wäre. Die Rechnungshöfe haben an- 
geregt, künftig grundsätzlich nach der VOB zu 
verfahren. 

Die Gesellschaft hat bei einer beschränkten 
Ausschreibung von Bauleistungen unter acht 
Bietern ohne Begründung die beiden Mindest- 
fordernden ausgeschieden. Bei einer anderen 
beschränkten Ausschreibung hatten fünf Bieter 
nur gering voneinander abweichende Angebote 
abgegeben. Die Rechnungshöfe haben eine 
Untersuchung durch die Preisbehörde vorge- 
schlagen. 

In einem Fall hat die Gesellschaft Zwischen- 
kreditzinsen zahlen müssen, weil die Beleihungs- 
fähigkeit der Grundstücke nicht rechtzeitig her- 
beigeführt wurde. 

Für Abschlagszahlungen an die Auftragneh- 
mer hat die Gesellschaft keine Nachweise über 
die jeweils geleisteten Arbeiten gefordert. Ein 
solches Verfahren kann zu hohe Zahlungen der 
Gesellschaft zur Folge haben. 

Die Rechnungshöfe haben Vorschläge für eine 
zweckmäßige Führung der Baubücher gemacht 
und auch angeregt, den stark angewachsenen 
Verwaltungsaufwand möglichst zu vermindern. 

48. Gesellschafter einer anderen Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die ebenfalls in dem Be- 
reiche der Wohnungswirtschaft tätig ist, sind 
der Bund, ein Land, weitere Gebietskörper- 
schaften und sonstige juristische Personen des 
öffentlichen Rechts. 

Bei der Prüfung ist vorgeschlagen worden, 
den Gesellschaftsvertrag dahin zu ergänzen, 
daß mindestens zwei Geschäftsführer zu be- 
stellen sind, daß die Geschäftsleitung schrift- 
liche Berichte im Sinne des § 81 AktG zu er- 
statten hat und daß der Geschäftsbericht unter 
entsprechender Anwendung des § 128 AktG 
aufzustellen ist. Sitzungen des Aufsichtsrats 
haben im allgemeinen nur einmal im Jahre 
stattgefunden. Wegen der Größe des Unterneh- 
mens und der Art seiner Geschäfte haben die 
Rechnungshöfe empfohlen, im Gesellschaftsver- 
trage zu bestimmen, daß der Aufsichtsrat ent- 
sprechend § 94 Abs. 3 AktG in der Regel ein- 
mal im Kalendervierteljahr einberufen werden 
soll und jedenfalls einmal im Kalenderhalbjahr 
zusammentreten muß. 

Die Geschäftsleitung hat es unterlassen, Wirt- 
schaftspläne aufzustellen und dem Aufsichtsrat 
sowie der Gesellschafterversammlung vorzu- 
legen, obwohl der Gesellschaftsvertrag die Vor- 
lage vorschreibt. Auf die Beachtung der Be- 
stimmungen des Gesellschaftsvertrages ist hin- 
gewirkt worden. 

Von den von der Gesellschaft betreuten und 
anderen fertiggestellten Bauten war am 31. De- 
zember 1957 ein erheblicher Teil noch nicht ab- 
gerechnet. Darunter befinden sich sogar Bauten 
aus dem Jahre 1954. Der sachverständige Prü- 
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fer hat empfohlen, die Rückstände möglichst 
bald zu beseitigen. Der zuständige Bundes- 
minister will die Vertreter des Bundes im Auf- 
sichtsrat entsprechend anweisen. Fragen bau- 
technischer Art sollen später geprüft werden. 

Die freiwilligen sozialen Leistungen der Ge- 
sellschaft erscheinen teilweise zu hoch. Es 
bestehen außerdem Einsparungsmöglichkeiten 
durch eine zentrale Beschaffung von Büro- 
material sowie durch eine Verminderung der 
Ferngespräche und der Reisekosten. Die Mög- 
lichkeit, bei Zahlungen auf Rechnungen von 
Lieferanten Skontoabzüge vorzunehmen, wird 
nicht genügend ausgenutzt. Die erforderlichen 
Maßnahmen sind angeregt worden. 

Die Innenrevision hat wesentlich dazu bei- 
getragen. daß die Gesellschaft auf vielen Ge- 
bieten wirtschaftlich arbeitet. Es ist empfohlen 
worden, die interne Prüfung künftig auch auf 
andere Bereiche, z. B. auf die Abrechnung der j 
Bauten, zu erstrecken. 

49. Der Bund (einschließlich eines Sondervermögens 
des Bundes) ist heute ferner alleiniger Gesell- 
schafter einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, die Organ der staatlichen Wohnungs- 
politik ist. Nach dem im Oktober 1954 geänder- 
ten Gesellschaftsvertrag errichtet die Gesell- 
schaft „in erster Linie“ Wohnungen für Ver- 
waltungsangehörige des öffentlichen Dienstes, j 
Zu der Änderung ist die nach § 60 Abs. 4 RWB 
erforderliche Einwilligung des Bundesministers 
der Finanzen nicht eingeholt worden. Sitz der 
Gesellschaft ist Berlin. Sie hat mehrere Zweig- 
niederlassungen. 

Das Reich war alleiniger Gesellschafter des 
Unternehmens. Die Beteiligung wurde nach 
1945 von einem Land und seit dem Jahre 1955 
vom Bunde verwaltet. Beamte des Bundes ge- 
hören dem Aufsichtsrat der Gesellschaft seit 
dem Jahre 1950 an. Der Bund übernahm im Mai 
1953 bei einer Erhöhung des Stammkapitals 
eine maßgebliche Beteiligung an der Gesell- 
schaft. Das Stammkapital wurde seit April 1954 
wiederholt erhöht. Dabei übernahmen der Bund 
und das Sondervermögen des Bundes die neuen 
Anteile. 

Der Bundesminister, der für die Verwaltung 
der Beteiligung des Bundes zuständig ist, hat 
bei der Prüfung nach § 111 RHO die Feder- 
führung übernommen. Der für die Beteiligung 
des Sondervermögens zuständige Bundesmini- 
ster wirkt bei der Prüfung mit. 

Die Bilanzsumme ist von Ende 1949 bis Ende 
1958 von rd. 13 Mio DM auf rd. 241 Mio DM 
angewachsen. 

Die Geschäftsjahre 1949 bis 1955 schließen 
mit verhältnismäßig niedrigen Gewinnen oder 
Verlusten ab. Der Abschluß des Geschäfts- 
jahres 1956 weist einen Verlust von rd. 
215 000 DM aus, der Abschluß des Jahres j 
1957 einen solchen von rd. 4,5 Mio DM. Dieser 


hohe Verlust ist im wesentlichen durch die 
Wertberichtigung zweifelhafter Forderungen 
und durch Rückstellungen für ungewisse Schul- 
den entstanden. Die Wertberichtigungen und 
Rückstellungen sind im Zusammenhang mit Ge- 
schäften gebildet worden, auf die nachstehend 
eingegangen wird. 

Nach einem Bericht des sachverständigen Prü- 
fers vom November 1957 hat die Gesellschaft im 
Bereich einer Zweigniederlassung seit Ende 1955 
eine Reihe von Geschäften abgeschlossen, die 
erhebliche finanzielle Schwierigkeiten zur Folge 
hatten. Baukostenüberschreitungen, Grund- 
stückskäufe, eine zu geringe Ausstattung des 
Unternehmens mit eigenen Mitteln und andere 
Umstände haben zu der Entstehung der Illiquidi- 
tät beigetragen. Es ist noch nicht zu überblicken, 
welche Verluste sich endgültig durch die Ge- 
schäfte ergeben werden. 

Der Aufsichtsrat hat im September 1957 eine 
Sonderprüfung durch den sachverständigen Prü- 
fer veranlaßt, nachdem dieser ihn über die er- 
wähnten Geschäfte unterrichtet hatte. Der Be- 
richt ist im August 1958 erstattet worden. Der 
sachverständige Prüfer ist bei dieser Prüfung 
noch nicht auf allen Gebieten zu einer abschlie- 
ßenden Beurteilung gelangt. Er hat sich Vorbe- 
halten, auf mehrere Fragen bei der Prüfung der 
Geschäftsjahre 1956 und 1957 einzugehen. Die 
Prüfung dieser Jahre ist abgeschlossen. Der Be- 
richt liegt der Gesellschaft vor; er ist dem feder- 
führenden Bundesminister und dem Bundes- 
rechnungshof noch nicht zugegangen. 

Nach dem Sonderbericht vom August 1958 hat 
die Gesellschaft im Zusammenhang mit der 
Übernahme der Betreuung von Bauten anderer 
Unternehmen bei dem Abschluß der erwähnten 
Geschäfte erhebliche Mittel zweckwidrig ver- 
wendet oder über das in der gemeinnützigen 
Wohnungs wirt Schaft übliche Maß hinaus einge- 
setzt. Bei einem Teil der Geschäfte ist gegen 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages ver- 
stoßen worden. Außerdem sind Beschlüsse des 
Aufsichtsrats unbeachtet geblieben. Inwieweit 
sich Beteiligte bei dem Abschluß einzelner Ge- 
schäfte von persönlichen Interessen haben leiten 
lassen, wird noch untersucht. 

Die beiden Geschäftsführer der Gesellschaft 
sind abberufen worden. Außerdem sind im Zu- 
sammenhang mit den Vorgängen drei Pro- 
kuristen ausgeschieden. 

Die Staatsanwaltschaft hat wegen des Ver- 
dachts strafbarer Handlungen Ermittlungen an- 
gestellt, die zur Eröffnung der gerichtlichen Vor- 
untersuchung gegen mehrere Personen geführt 
haben. 

Die Gesellschafterversammlung hat die Ge- 
schäftsführer und die Mitglieder des Aufsichts- 
rats bis zum Geschäftsjahr 1953 entlastet. Die 
Beschlußfassung über die Entlastung für die 
folgenden Geschäftsjahre ist zurückgestellt wor- 
den. 



Drucksache 1518 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zur Beseitigung der Liquiditätsschwierig- 
keiten sind der Gesellschaft in den Rechnungs- 
jahren 1958 und 1959 aus Haushaltsmitteln des 
Bundes und des beteiligten Sondervermögens 
insgesamt 12 Mio DM darlehnsweise zur Ver- 
fügung gestellt worden. Damit sie in der Lage 
ist, auch künftig ihre Aufgaben zu erfüllen, sind 
Erhöhungen des Stammkapitals durchgeführt 
worden und noch vorgesehen. 

über die Entwicklung im einzelnen wird dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
entsprechend seinem Wunsche gesondert be- 
richtet werden. 

Obwohl der Sachverhalt in vielen Punkten 
noch aufklärungsbedürftig ist, läßt sich schon 
jetzt bemerken: 

Die Jahresabschlüsse der Gesellschaft sind 
seit dem Jahre 1949 stets ungewöhnlich spät 
aufgestellt, geprüft und festgestellt worden. Die 
Geschäftsleitung und der frühere Vorsitzer des 
Aufsichtsrats haben im Laufe der Jahre eine 
Reihe von Gründen für die Verzögerungen an- 
gegeben. Ob der Aufsichtsrat zur gegebenen 
Zeit die notwendigen Schritte zur Behebung der 
in den Berichten des sachverständigen Prüfers 
dargestellten Mängel unternommen und die 
Ausführung seiner Beschlüsse überwacht hat, 
wird noch geprüft. Der federführende Bundes- 
minister hat dem Bundesrechnungshof mehrfach 
mitgeteilt, er habe die erforderlichen Maß- 
nahmen veranlaßt. Der Bundesrechnungshof hat 
angeregt, auf die Beseitigung der Mängel und 
eine frühere Aufstellung der Jahresabschlüsse 
hinzuwirken, und dabei auf die im Gesellschafts- 
vertrag für die Aufstellung festgesetzte Frist 
von 6 Monaten (§ 41 GmbHG) hingewiesen; er 
hat wiederholt gebeten, ihm die Prüfungsunter- 
lagen möglichst bald zu übersenden. 

Die späte Aufstellung und Prüfung der Jahres- 
abschlüsse hat die Überwachung der Geschäfts- 
führung durch den Aufsichtsrat jahrelang 
wesentlich erschwert. Dazu kommt, daß während 
des Geschäftsjahres die Berichterstattung der 
Geschäftsleitung an den Aufsichtsrat über den 
Gang der Geschäfte und die Lage des Unter- 
nehmens mangelhaft gewesen ist. Der Bundes- 
rechnungshof hat eine Berichterstattung im 
Sinne des § 81 AktG, die für die Gesellschaft 
nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, bereits im 
September 1955 vorgeschlagen; dabei hat er an- 
geregt, schriftliche Berichte zu fordern. Der Auf- 
sichtsrat hat erst im Juni und im Oktober 1956 
die Vorlage solcher Berichte beschlossen. Im 
Januar 1957 hat die Geschäftsleitung dem Auf- 
sichtsrat einen schriftlichen Bericht über die 
Bautätigkeit im Jahre 1956 vorgelegt. Der zu- 
ständige Ausschuß des Aufsichtsrats hat darauf 
hingewiesen, daß sich dieser Bericht lediglich 
auf ein bestimmtes Gebiet erstrecke; er könne 
nicht als ein Vierteljahresbericht im Sinne des 
§ 81 AktG angesehen werden und entspreche 
deshalb nicht dem Beschluß des Aufsichtsrats 
vom Oktober 1956. Die Berichte sind im übrigen 


seit dem 1. Oktober 1956 nicht immer längstens 
vierteljährlich, sondern zum Teil für 6 Monate 
erstattet worden. In ihnen ist die Lage des Un- 
ternehmens nicht ausreichend oder überhaupt 
nicht dargestellt. Aus den Niederschriften über 
die Sitzungen des Aufsichtsrats ist nicht ersicht- 
lich, ob dieser die unverzügliche Vorlage von 
Berichten verlangt hat, nachdem die Geschäfts- 
leitung zeitweise nicht vierteljährlich berichtet 
hatte, und ob er beanstandet hat, daß die vor- 
gelegten Berichte unzureichend waren. Die Ge- 
schäftsleitung hat auch zur Vornahme bedeut- 
samer Geschäfte, die nach dem im März 1955 auf 
Anregung des Bundesrechnungshofes ergänzten 
Gesellschaftsvertrage der Zustimmung des Auf- 
sichtsrats bedürfen, die Zustimmung im allge- 
meinen nicht vorher, sondern nachträglich ein- 
geholt. Obwohl der Bundesrechnungshof schon 
im April 1955 gegen dieses Verfahren im Zu- 
sammenhang mit dem Erwerb von Grundstücken 
Bedenken geäußert hatte, hat es der Aufsichts- 
rat grundsätzlich erst geändert, als die Gesell- 
schaft in finanzielle Schwierigkeiten geraten 
war. Die früheren Mitglieder des Aufsichtsrats 
werden sich zu diesen und anderen Feststellun- 
gen noch äußern müssen. 

Der sachverständige Prüfer hat in dem Son- 
derbericht vom August 1958 ausgeführt, die Ge- 
sellschaft habe bisher keine Innenrevision ein- 
gerichtet, die eine laufende Überwachung des 
Geschäftsbetriebs und seiner Außenstellen hätte 
sicherstellen können. Verschiedene Ansätze, 
Angestellte mit internen Prüfungen zu beschäf- 
tigen und allmählich eine Innenrevision in der 
Form auszubauen, die für ein Unternehmen der 
hier in Betracht kommenden Art üblich und not- 
wendig sei, seien stets in den Anfängen stecken- 
geblieben. Das Fehlen einer Innenrevision habe 
die bedenkliche Entwicklung im Bereiche der 
erwähnten Zweigniederlassung gefördert. Prü- 
fungsfähige Unterlagen hätten hier bei der Son- 
derprüfung nicht Vorgelegen. 

Nachdem der Bundesrechnungshof den Bericht 
vom November 1957 erhalten hatte, hat er den 
beteiligten Bundesministern vorgeschlagen, zu 
prüfen, ob nicht gegen die Geschäftsführer und 
leitende Angestellte sowie gegen Mitglieder des 
Aufsichtsrats Schadenersatzansprüche geltend 
zu machen sind und ob nicht Maßnahmen zur 
Sicherung von Ansprüchen der Gesellschaft ge- 
troffen werden sollten. Damit eine sachliche 
Prüfung der Fragen gewährleistet ist, hat er zu- 
gleich angeregt, den Aufsichtsrat, dessen Zu- 
sammmensetzung schon im Jahre 1957 teilweise 
geändert worden war, neu zu besetzen, und 
zwar nach Gesichtspunkten, die der Art der Ge- 
schäfte der Gesellschaft entsprechen. Der Auf- 
sichtsrat ist im Juli 1958 neu gebildet worden. 
Nach dem Eingang weiterer Unterlagen hat der 
Bundesrechnungshof ferner vorgeschlagen, zu 
untersuchen, ob nicht auch gegen Dritte An- 
sprüche zu erheben sind. Der federführende 
Bundesminister und die Gesellschaft haben eine 
Reihe von Maßnahmen in die Wege geleitet. So 
sind Ansprüche gegen einen Geschäftsführer 
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durch Eintragung einer Zwangshypothek auf 
dessen Grundstück gesichert worden. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Gesell- 
schaft örtliche Erhebungen eingeleitet, die sich 
u. a. auf die Planung, die Vergabe von Leistun- 
gen und die Ausführung der Bauten, auf die 
Verwendung der hierfür zur Verfügung gestell- 
ten Bundesmittel sowie auf die Schlußabrech- 
nungen und die endgültigen Wirtschaftlichkeits- 
berechnungen beziehen. 

Bei seiner Prüfung befaßt sich der Bundes- 
rechnungshof auch damit, welche Schadenersatz- 
ansprüche und sonstigen Forderungen die Gesell- 
schaft geltend zu machen hat. Die Prüfung er- 
streckt sich ferner darauf, ob die in der in Be- 
tracht kommenden Zeit zuständigen Bundes- 
minister unter Berücksichtigung der Vorschläge 
des Bundesrechnungshofes rechtzeitig die Maß- 
nahmen getroffen haben, die dazu hätten bei- 
tragen können, die erwähnten Vorkommnisse 
früh zu erkennen und teilweise zu verhindern. 
Sie umfaßt außerdem die Tätigkeit des feder- 
führenden Bundesministers als Anerkennungs- 
behörde im Sinne des Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetzes. Erhebungen bei den in Betracht 
kommenden Stellen sind im Gange. 

Der im Jahre 1958 neu zusammengesetzte Auf- 
sichtsrat hat Untersuchungen durchführen las- 
sen, die eine Besserung der Ertragslage der Ge- 
sellschaft zum Ziele haben. Es wird angestrebt, 
möglichst die Erträge zu erhöhen und die Auf- 
wendungen zu senken. Rationalisierungsmaß- 
nahmen haben schon zu einer Verminderung 
der Aufwendungen geführt. Die eingeleitete 
weitgehende Zusammenfassung des Rechnungs- 
wesens bei der Hauptverwaltung dient auch dem 
Ziele, der Geschäftsleitung und dem Aufsichts- 
rat laufend einen Überblick über die Verhält- 
nisse der Gesellschaft zu verschaffen. 

In neuerer Zeit hat der federführende Bundes- 
minister mitgeteilt, die Geschäftsleitung habe 
Vorkehrungen getroffen, daß der Jahresabschluß 
1958 in der im Gesellschaftsvertrage festgesetz- 
ten Frist aufgestellt werde. Der Aufsichtsrat 
richte sein besonderes Augenmerk darauf, daß 
die Jahresabschlüsse künftig möglichst bald auf- 
gestellt, geprüft und festgestellt würden. Der 
sachverständige Prüfer prüft z. Z. den Jahres- 
abschluß 1958. 

Der Gesellschaftsvertrag, die Geschäftsord- 
nung für den Aufsichtsrat und die Geschäfts- 
anweisung für die Geschäftsführer sollen nun- 
mehr, soweit es noch nicht geschehen ist, unter 
Berücksichtigung der früheren Vorschläge des 
Bundesrechnungshofes, die in den Berichten 
nach § 107 Abs. 2 RHO vom 31. Oktober 1955 
und vom 4. Juli 1957 wiedergegeben sind, neu 
gefaßt werden. Es ist beabsichtigt, dabei den 
Gegenstand des Unternehmens so einzuengen, 
daß sich seine Tätigkeit künftig nur noch auf 
die Wohnungsfürsorge für Bundesbedienstete 
erstreckt. 


Der Bundesrechnungshof wird in einem Be- 
richt nach § 107 Abs. 2 RHO auf die Angelegen- 
heit zurückkommen, sobald sie ausreichend ge- 
klärt ist. 

50. Der Bund und Einrichtungen, die sich auf dem 
Gebiete der Kolonisation und Auswanderung 
betätigen, haben im Jahre 1950 eine Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung gegründet, 
deren Zweck die Förderung und Wahrung der 
Interessen von Auswanderern deutscher Staats- 
angehörigkeit ist. Hauptgesellschafter war der 
Bund. Der Bundesminister des Innern hat der 
Gesellschaft Haushaltsmittel im Betrage von 
rd. 2 Mio DM für ihre Zwecke, insbesondere die 
Siedlung, zur Verfügung gestellt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Betätigung 
des Bundes als Gesellschafter und die Verwen- 
dung der Bundesmittel durch Einsichtnahme in 
die Bücher und Unterlagen der Gesellschaft ge- 
prüft. 

Die Gesellschaft hat Siedlungsprojekte er- 
mittelt und die Siedler beraten. Soweit die Un- 
terlagen der Gesellschaft erkennen ließen, ist 
die Siedlung in einem Staat, für die Bundes- 
mittel in verhältnismäßig geringem Umfang ein- 
gesetzt worden sind, mit gutem Erfolg, in einem 
zweiten Staat mit befriedigendem Ergebnis 
durchgeführt worden. 

Die Siedlung in einem dritten — einem über- 
seeischen — Staat war schon früh mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten verbunden. Die Vor- 
haben wurden in Angriff genommen, bevor die 
Voraussetzungen für eine wirtschaftliche Betäti- 
gung der Siedler gegeben waren. Auch wurden 
ohne Mitwirkung der Gesellschaft und deut- 
scher Siedlungsfachleute mehrfach ungeeignete 
Familien als Siedler ausgewählt. Eine Reihe 
dieser Familien hat die Stellen aufgegeben und 
ist in die Bundesrepublik zurückgekehrt. Das 
Siedlungsverfahren war im Zeitpunkt der Prü- 
fung noch nicht abgeschlossen. 

Die Gesellschaft hat den größten Teil ihres 
Stammkapitals von 21 000 DM verloren. Die Ge- 
sellschafter haben ihre Geschäftsanteile unent- 
geltlich an ein der Aufsicht durch den Bund un- 
terliegendes öffentlich-rechtliches Kreditinstitut 
abgetreten. Die Gesellschafterversammlung hat 
die Auflösung der Gesellschaft beschlossen. Der 
Bundesrechnungshof überwacht die Abwicklung. 

Die allgemeinen Kosten des Siedlungsverfah- 
rens haben etwa 25 v. H. der Bundesmittel be- 
tragen. Ein solcher Hundertsatz muß auch dann 
als außergewöhnlich hoch bezeichnet werden, 
wenn berücksichtigt wild, daß die Kosten bei 
der Auslandssiedlung stets erheblich über denen 
der Inlandssiedlung liegen. 

Die teilweise unbefriedigenden Ergebnisse 
der Tätigkeit der Gesellschaft, insbesondere bei 
dem Vorhaben in dem überseeischen Staat, sind 
im wesentlichen auf das Zusammentreffen meh- 
rerer ungünstiger Umstände in der Zeit, in der 


63 



Drucksache 1518 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


mit der Siedlung begonnen worden ist, zurück- 1 
zuführen. 

51. Der Bund ist alleiniger Gesellschafter einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung, die vor 
allem Dienstleistungsaufträge ausführt. \ 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
der Gesellschaftsvertrag auf verschiedenen Ge- 
bieten noch nicht geändert worden ist. So ist 
bisher nicht bestimmt worden, daß entsprechend 
der Bedeutung der Gesellschaft und der Art 
ihrer Geschäfte mindestens zwei Geschäftsführer \ 
zu bestellen sind und die Gesellschaft durch j 
zwei Personen zu vertreten ist. Der Gesell- , 
schaftsvertrag schreibt auch noch nicht vor, daß | 
die Geschäftsführer schriftliche Berichte im | 
Sinne des § 81 AktG vorzulegen haben. Es fehlt j 
außerdem eine Regelung im Sinne des § 94 I 
Abs. 3 AktG über die Mindestzahl der Sitzun- j 
gen des Überwachungsorgans. Ferner ist noch | 
keine Frist für die Feststellung des Jahres- 1 
abschlusses bestimmt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat zudem empfohlen, zu prüfen, ob | 
nicht bestimmte weitere Arten bedeutsamer Ge- j 
schäfte an die vorherige Zustimmung des über- ; 
wachungsorganes gebunden werden sollten, so 
die Gewährung von Krediten an Geschäftsführer 
und leitende Angestellte. Dabei hat er auch an- 
geregt, daß die Geschäftsleitung halbjährlich 
oder jährlich Investitions- und Finanzpläne in 
einer den besonderen Verhältnissen des Unter- 
nehmens angepaßten Form aufstellen sollte, die 
dem Überwachungsorgan zur Zustimmung vor- 
zulegen wären. Er hat Bedenken dagegen ge- 
äußert, daß das Überwachungsorgan nach dem 
Gesellschaftsvertrage berechtigt ist, seinen Vor- 
sitzer zu ermächtigen, allein Befugnisse auszu- 
üben, die nach dem Aktienrecht dem Aufsichts- 
rat Vorbehalten sind. Zur Erleichterung des Ge- 
schäftsbetriebs ist vorgeschlagen worden, daß 
das Überwachungsorgan Ausschüssen, die aus 
seiner Mitte gebildet sind und an deren Be- 
schlußfassung mindestens drei Mitglieder teil- 
nehmen müssen, in begrenztem Umfang Ent- 
scheidungsbefugnisse zuweist. 

Bei den Investitionen hat die Gesellschaft 
Leistungen in verschiedenen Fällen nicht öffent- 
lich ausgeschrieben, obwohl das angebracht ge- 
wesen wäre. Der Bundesrechnungshof hat ge- 
beten, die Bestimmungen der VOB und der 
VOL grundsätzlich anzuwenden. 

Die Bezüge (einschließlich Sonderzuwendun- 
gen) der Geschäftsführer und der Betriebsange- 
hörigen sind im großen und ganzen im Ver- 
gleich mit den von anderen Gesellschaften 
gezahlten als hoch anzusehen. Der Bundes- 
rechnungshof hat empfohlen, bei künftigen Re- 
gelungen einen Ausgleich herbeizuführen. Er 
hat in einem Falle Bedenken dagegen geäußert, 
daß die Gesellschaft die auf Sachleistungen an j 
einen Geschäftsführer entfallende Lohnsteuer 
trägt. Er hat außerdem angeregt, die vorherige 
Zustimmung des Überwachungsorgans für Aus- 


landsreisen seiner Mitglieder vorzusehen. Fer- 
ner hat er für eine zweckmäßigere Abrech- 
nung von Reise- und Bewirtungskosten Vor- 
schläge gemacht. 

Das Stammkapital der Gesellschaft war zu 
niedrig. Sie hat den in den einzelnen Jahren 
erzielten Überschuß in den Abschlüssen nur 
teilweise als Gewinn ausgewiesen. Ein Teil der 
Überschüsse ist offenen Rücklagen zugeführt 
worden. Durch reichlich bemessene Wertberich- 
tigungen und beträchtliche Zuweisungen zu ver- 
steuerten Rückstellungen hat die Gesellschaft 
außerdem erhebliche stille Reserven gebildet. 
Im Verhältnis zu den erzielten Gewinnen von 
rd. 3,1 Mio DM sind die bisherigen Ausschüt- 
tungen an den Bund von 560 000 DM gering. 
Da die Gesellschaft nunmehr über ausreichende 
eigene Mittel verfügt, hat der Bundesrech- 
nungshof angeregt, daß sie künftig höhere Ge- 
winne ausschüttet. 

III. Zugehörigkeit von Bundesministern zu 
Aufsichtsräten von Unternehmen des 
Privatrechts und zu Verwaltungsräten 
von Unternehmen in der Form von juri- 
stischen Personen des öffentlichen 
Rechts 

52. Der Bundesrechnungshof hat Bedenken dage- 
gen, daß ein Bundesminister, der für die Ver- 
waltung der Beteiligung des Bundes an einem 
Unternehmen des Privatrechts zuständig ist 
und auch die Betätigung des Bundes in dem 
Ausichtsrat des Unternehmens zu prüfen hat, 
selbst Mitglied dieses Organs wird. Er hat 
ferner stets Bedenken dagegen erhoben, daß 
ein Bundesminister, der für die Staatsaufsicht 
über ein Unternehmen in der Form einer juri- 
stischen Person des öffentlichen Rechts zustän- 
dig ist, in den Verwaltungsrat des Unterneh- 
mens eintritt (Drucksache 1892 — 2. Wahl- 
periode — S. 57 Nr. 59 und S, 59/60 Nr. 69). 

Wie unter Nr. 9 und 10 der Denkschrift vom 
19. August 1958 (Drucksache 554 — 3. Wahl- 
periode — S. 48/49) dargestellt, gehörte ein zu- 
ständiger Bundesminister dem Aufsichtsrat eines 
Unternehmens des Privatrechts an; außerdem 
war ein an der Staatsaufsicht über ein öffentlich- 
rechtliches Kreditinstitut beteiligter Bundes- 
minister Mitglied des Verwaltungsrats des In- 
stituts. Der Rechnungsprüfungsausschuß des 
Deutschen Bundestages hat bei der Beratung 
der Drucksache 554, beschlossen, anzuregen, 
daß die beiden Bundesminister ihre Mitglied- 
schaft in den Überwachungsorganen aufgeben. 

Der Bundesminister, der dem Verwaltungsrat 
angehörte, ist aus diesem ausgeschieden. Der 
andere Bundesminister hat sich entschlossen, die 
Mitgliedschaft in dem Aufsichtsrat aufzugeben. 
Insoweit ist der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes, daß die obersten Verantwortlichen 
der Ressorts den Überwachungsorganen nicht 
angehören sollen, Rechnung getragen worden 
(vgl. auch Nr. 47 S. 60). 
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E. Schlußbemerkung 

53. Feststellungen von besonderer Bedeutung bei 
einer Reihe von Unternehmen geben erneut ! 
A.nlaß zu der Anregung, bei allen Unternehmen ! 
unter Berücksichtigung ihrer besonderen Ver- 
hältnisse die Vorkehrungen zu treffen, die ge- 1 
eignet erscheinen, Nachteile möglichst zu ver- k 
hindern und eine Besserung der wirtschaftlichen ! 


Lage zu erreichen. Auf die Beschlüsse des Rech- 
nungsprüfungsausschusses, des Haushaltsaus- 
schusses und des Plenums des Deutschen Bun- 
destages zu den Ausführungen in dem Bericht 
votn 4. Juli 1957 wird hingewiesen (vgl. Nr. 23 
der Anlage zur Drucksache 815 — 3. Wahl- 
periode — und S. 3467 des Stenographischen 
Berichts über die 64. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 25. Februar 1959). 


Frankfurt (Main), den 24. Oktober 1959 


Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 
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Denkschrift 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
vom 24. Oktober 1959 

über die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse 
des Bundesrechnungshofes 


67 



Drucksache 1518 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Inhaltsverzeichnis 


Seite 

Einleitung 69 

Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 69 bis 70 

Bundesminister des Innern 70 bis 72 

Bundesminister der Finanzen 72 bis 75 

Bundesminister für Wirtschaft 75 bis 77 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten . . . 5 . 77 bis 84 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 84 bis 85 

Bundesminister für Verkehr 85 bis 90 

Bundesminister für Verteidigung 90 bis 95 

Bundesminister für Wohnungsbau 95 bis 97 

Bundesschuld 98 

Versorgung 98 bis 99 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt nicht- 
deutscher Streitkräfte 100 bis 102 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 102 bis 103 

Allgemeine Finanzverwaltung 104 bis 107 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 108 bis 112 

Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 112 

Sondervermögen Deutsche Bundespost 113 bis 116 

Die finanzielle Auswirkung der Prüfungstätigkeit des Bundesrech- 
nungshofes 116 

Schlußbemerkung . 117 


Nummer 

1 

2 bis 9 
10 bis 16 
17 bis 35 
36 bis 39 
40 bis 64 
65 bis 67 
68 bis 83 
84 bis 101 
102 bis 111 
112 bis 113 
114 bis 117 

118 bis 127 
128 bis 130 
131 bis 146 
147 bis 164 

165 

166 bis 169 

170 

171 


68 



Drucksache 1518 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Einleitung j 

1. In dieser Denkschrift, die ich den Bemerkun- j 
gen des Bundesrechnungshofes zu der Bundes- \ 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1956 
beifüge, sind die hauptsächlichsten Prüfungs- j 
ergebnisse zusammengefaßt (§ 107 Abs. 6 RHO). 
Im Interesse einer zeitnahen Berichterstattung ! 
habe ich in meinen Darlegungen auch Prüfungs- I 
ergebnisse der Rechnungsjahre 1957 und 1958 ; 
einbezogen. Ich habe mich darauf beschränkt, 
in der Denkschrift solche Prüfungsergebnisse j 
zu behandeln, die von grundsätzlicher oder ' 
sonst erheblicher Bedeutung sind. 


Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Pflege kultureller, humanitärer 
und wissenschaftlicher Beziehungen 

zum Ausland j 

(Kapitel 05 02 Titel 302 für die Rechnungsjahre j 
1956 bis 1958) ! 

2. Die Mittel, die für den Kulturfonds des Aus- 
wärtigen Amts bewilligt worden sind, haben 
sich von 2,2 Mio DM im Rechnungsjahr 1952 
auf 23,2 Mio DM im Rechnungsjahr 1958 er- ; 
höht. Im Bundeshaushaltsplan 1958 sind mehr ] 
als 40 Aufgabengebiete angeführt, die aus dem ! 
Kulturfonds gefördert werden. Für die Bewirt- 
schaftung stellt das Auswärtige Amt einen Plan 
auf. 

3. Im Vordergrund steht wegen ihrer völkerver- I 
bindenden Bedeutung die Förderung des Stu- i 
diums ausländischer Studenten in der Bundes- 
republik und deutscher Studenten im Ausland. 
Nach dem Plan des Auswärtigen Amts sind 1 
dafür im Rechnungsjahr 1958 für Stipendien und 1 
Beihilfen rd. 5 Mio DM, für sonstige Betreuung«- j 
maßnahmen rd. 2 Mio DM, insgesamt rd. • 
7 Mio DM vorgesehen; diese Mittel werden im 
allgemeinen den Organisationen für den Aka- j 
demiker- und Studentenaustausch — insbeson- | 
dere dem Deutschen Akademischen Austausch- i 
dienst e. V. und der Alexander-von-Humboldt- j 
Stiftung — zur Verfügung gestellt (§ 64a RHO). | 
Die Verwaltungskosten der beiden Institutionen ! 
werden ebenfalls ganz oder überwiegend aus 
Mitteln des Kulturfonds getragen. 

4. Der Bundesrechnungshof hat den Eindruck ge- 
wonnen, daß die Zuwendungsempfänger die 
Mittel für Stipendien, Beihilfen und Betreuungs- 
mittel sachverständig und zweckdienlich ver- 
wenden. Die Buchführung und die Beleghal- 
tumg sind demgegenüber nicht als sachgerecht an- 
zusehen. Weitgehend hat hierzubeigetragen,daß 
das Auswärtige Amt diesen Erfordernissen nicht 
genügend Aufmerksamkeit gewidmet hat und 


bei der Anforderung sowie bei der Prüfung der 
Verwendungsnachweise zu großzügig gewesen 
ist. Z. B. hat das Auswärtige Amt Verwendungs- 
nachweise über die in den Rechnungsjahren 
1954 und 1955 gewährten Zuwendungen erst 
1958 angefordert; nach den Bewilligungsbedin- 
gungen sind die Empfänger der Zuwendungen 
aber gehalten, die Verwendungsnachweise bin- 
nen zwei Monaten nach Ablauf des Rechnungs- 
jahres unaufgefordert einzureichen. Der Bundes- 
rechnungshof hat Vorschläge für die Verbesse- 
rung der Buchführung und der Beleghaltung ge- 
macht. Das Auswärtige Amt hat er mit Nach- 
druck darauf hingewiesen, daß die Verwen- 
dungsnachweise rechtzeitig vorliegen und ge- 
prüft werden müssen. 

Für die Förderung des Studiums ausländischer 
Studenten in der Bundesrepublik und deutscher 
Studenten im Ausland gewähren — neben dem 
Auswärtigen Amt — verschiedene Bundesres- 
sorts Zuwendungen. So sind im Einzelplan des 
Bundesministers des Innern Mittel bereitge- 
stellt, mit denen das Studium von Ausländern 
in der Bundesrepublik im Wege des Studenten- 
austausch« unmittelbar von Hochschule zu Hoch- 
schule durch Stipendien gefördert werden soll 
(Haushaltsansatz bei Kapitel 06 02 Titel 624 im 
Rechnungsjahr 1958: 0,6Mio DM). Ferner haben 
in den vergangenen Rechnungsjahren Zuwen- 
dungen solcher und ähnlicher Art gewährt: der 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (später der Bundesminister für wirtschaft- 
lichen Besitz des Bundes) aus Mitteln des ERP- 
Sondervermögens sowie der Bundesminister für 
Wirtschaft aus den Mitteln zur Förderung ent- 
wicklungsfähiger Länder. Der Deutsche Akademi- 
sche Austauschdienst e. V., der bei der Vergabe 
sämtlicher Zuwendungen eingeschaltet war, hat 
die Verwendung der ihm jeweils bewilligten 
Mittel gegenüber jedem Ressort nachgewiesen. 
Ein solches Verfahren ist für alle beteiligten 
Stellen aufwendig und unwirtschaftlich. Es be- 
steht zudem hierbei die Gefahr, daß dieselben 
Ausgaben gegenüber mehreren Ressorts abge- 
rechnet werden. Ich habe darauf bereits hinge- 
wiesen (vgl. Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — 

S. 46 Nr. 6c und d). Sind Zuwendungen aus ver- 
schiedenen Einzelplänen des Bundeshaushalts 
wegen der Verschiedenheit der Zweckbestim- 
mungen nicht vermeidbar, so ist nach den Bun- 
desrichtlinien zu § 64a RHO der Verwendungs- 
nachweis über den Gesamtbetrag nur einem 
Ressort zu erbringen, und zwar gegenüber dem- 
jenigen, welches die größte Zuwendung gege- 
ben hat. Der Bundesrechnungshof hat die be- 
teiligten Ressorts darauf hingewiesen, daß künf- 
tig entsprechend zu verfahren ist. Die Ressorts 
müssen ihre Maßnahmen mehr als bisher auf- 
einander abstimmen. 

Die Verwaltung hat den Verwendungsnachweis, 
den der Empfänger der Zuwendung ihr vorge- 
legt hat, alsbald zu prüfen. Das Auswärtige Amt 
hat in verschiedenen Fällen angenommen, die- 
ser Pflicht enthoben zu sein, wenn etwa ein 
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kommunales Rechnungsprüfungsamt oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft den Verwen- 
dungsnachweis oder den Jahresabschluß des 
Empfängers geprüft hat. Der Bundes rechnungs- 
hof hat wiederholt darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Verwaltung sich selbst davon über- 
zeugen muß, ob der Empfänger die Bewilli- 
gungsbedingungen eingehalten hat. Diese Prü- 
fung geht über die Feststellung hinaus, ob der 
Empfänger ordnungsmäßig abgerechnet und 
seine Ausgaben vollständig belegt hat. Vor al- 
lem muß die Verwaltung sich auch mit dem 
sachlichen Bericht befassen; nur daraus kann sie 
im Zusammenhang mit dem rechnungsmäßigen 
Nachweis erkennen, ob der Empfänger die Bun- 
desmittel ihrem Zweck entsprechend eingesetzt 
hat und der erstrebte Erfolg eingetreten ist. 
Häufig wird es sich nicht umgehen lassen, daß 
die Verwaltung die ordnungsmäßige Verwen- 
dung der Mittel an Ort und Stelle prüft. Ich 
habe auf die Pflicht, die Empfänger von seiten 
der Verwaltung, die die Mittel bewilligt hat, 
zu überwachen, ebenfalls wiederholt hin- 
gewiesen (vgl. Drucksache 554 — 3. Wahl- 
periode — S. 51 Nr. 19). 

7. Die Zuwendungsempfänger sind geneigt, sich 
Fonds zu schaffen, aus denen Ausgaben bestrit- 
ten werden, für die ihnen Mittel nicht zur Ver- 
fügung gestellt worden sind. Nach den allge- 
meinen Bewilligungsbedingungen ist jeder Zu- 
wendungsempfänger sowohl im Rahmen des 
Antragsverfahrens wie auch bei der Aufstel- 
lung des Verwendungsnachweises verpflichtet, 

a) alle mit dem Verwendungszweck zusammen- 
hängenden Einnahmen und Ausgaben anzu- 
geben, wenn er für den gleichen Verwen- 
dungszweck eigene Mittel einsetzt oder von 
dritter Seite erhält, 

b) alle Einnahmen und Ausgaben anzugeben, 
wenn die Zuwendung zur Deckung seiner 
gesamten Ausgaben oder eines nicht abge- 
grenzten Teiles seiner Ausgaben dient. 

Es muß sichergestellt sein, daß die Bundes- 
mittel nur in dem unbedingt nötigen Umfang 
in Anspruch genommen werden. Der Bundes- 
rechnungshof hat auch hierauf erneut aufmerk- 
sam gemacht. 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

(Kapitel 05 03 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

8. Der Bundesrechnungshof hat die Abrechnungen 
über Dienstreisen bei den Vertretungen des 
Bundes im Ausland eingehend geprüft und 
festgestellt, daß Reisen als Dienstreisen aner- 
kannt worden sind, bei denen die Vorausset- 
zungen nicht gegeben waren (vgl. auch Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — S. 50 Nr. 16). 

Informationsreisen der Auslandsbediensteten 
inneihalb des Gastlandes können nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes nidit in allen 
Fällen als Dienstreisen anerkannt werden. Das 


Interesse an der Ausbildung jüngerer Kräfte 
darf nicht dazu führen, daß Urlaubsreisen inner- 
halb des Gastlandes als Dienstreisen behandelt 
werden. Ferner kann es nicht Aufgabe der Aus- 
landsvertretungen sein, ohne zwingende Gründe 
verstreut im Gastlande ansässige Deutsche auf 
Kosten des Bundes aufzusuchen. Wollen die 
Leiter der Auslandsvertretungen Informations- 
reisen außerhalb des Gastlandes als Dienst- 
reisen ausführen, so muß die dienstliche Not- 
wendigkeit besonders eingehend begründet 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
diese Grundsätze künftig beachtet werden. 

9. In der Regel findet einmal jährlich innerhalb 
des Gastlandes eine Konsularkonferenz statt, 
auf der dienstliche Fragen der deutschen Aus- 
landsvertretungen erörtert werden; daran neh- 
men regelmäßig auch die Referenten der diplo- 
matischen Vertretung teil. Der Bundesrech- 
nungshof hat zur Einsparung von Reisekosten 
angeregt, diese Konferenzen nicht an abgelege- 
nen Sitzen konsularischer Vertretungen, son- 
dern regelmäßig am Sitz der diplomatischen 
Vertretung abzuhalten. Wäre danach verfahren 
worden, so hätten in einem Falle die Kosten 
für rd. 61 000 Flug-km eingespart werden kön- 
nen. Das Auswärtige Amt hat inzwischen die 
diplomatischen Vertretungen angewiesen, in 
Zukunft bei der Auswahl der Tagungsorte dar- 
auf zu achten, daß die von den Teilnehmern 
zurückzulegenden Entfernungen möglichst auf 
ein Minimum beschränkt bleiben. 

Dienstreisen über Entfernungen, die mit dem 
Flugzeug in wenigen Stunden zurückgelegt 
werden können, dürfen nicht mit Dienstkraft- 
wagen oder privateigenen Kraftwagen gegen 
km-Vergütung ausgeführt werden, wenn sie 
mehrere Tage beanspruchen und dadurch 
höhere Kosten verursachen. 

* 

Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Zuschuß an den Bundesluftschutzverband Köln 

(Kapitel 06 20 Titel 602 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1958) 

10. Die gesamten Aufwendungen des Verbandes 
werden durch Zuwendungen des Bundes ge- 
deckt (§ 64a RHO). Der Verband ist nach den 
Bewilligungsbedingungen gehalten, die für die 
Bundesverwaltung geltenden Bestimmungen 
sinngemäß anzuwenden. Das ist nicht immer 
geschehen. So sind vermeidbare Mehrkosten 
dadurch entstanden, daß die Drehdauer von 
Dokumentär- und Aufklärungsfilmen, die der 
Verband in Auftrag geben hat, sich durch nach- 
trägliche thematische Änderungen verlängerte. 

Der Bundesminister des Innern hat auf Ver- 
langen des Bundesrechnungshofes darauf hin- 
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gewirkt, daß der Verband die einschlägigen 
Bestimmungen künftig beachtet und Filmvor- 
haben so vorbereitet, daß sie in möglichst kur- 
zer Frist ohne Änderungen durchgeführt werden 
können. 

11. Der Verband hat eine Buntdruck-Illustrierte 
(ZB-Illustrierte) herstellen lassen, die zur Unter- 
richtung seiner Helfer bestimmt war und diesen 
kostenlos geliefert worden ist. Die Zeitschrift 
erschien 14täglich und enthielt neben fachlichen 
Abhandlungen einen unterhaltenden Teil. In 
der Annahme, daß die Gestaltung der Illustrier- 
ten auch der Aufklärung der Öffentlichkeit über 
Luftschutzfragen dienlich sein würde, hat der 
Verband einen Fortdruck der für die Helfer be- 
stimmten Ausgabe über den Zeitschriftenhandel 
vertreiben lassen. Die Auflage betrug zunächst 
36 000 Stück, sank aber allmählich auf 21 000 
Stück. Der Verband hat sich auf Grund der 
besonderen Abmachungen mit dem Verlag ein- 
fach darauf verlassen, daß jeweils der größte 
Teil der Auflage verkauft worden sei. Der 
Bundesrechnungshof hat jedoch festgestellt, 
daß von jeder Auflage durchschnittlich nicht 
mehr als 4500 Exemplare abgesetzt und die 
restlichen Stücke kostenlos zu Werbezwecken 
verwendet worden sind, soweit sie als ganze 
Stücke vom Zeitschriftenhandel an den Verlag 
zurückgelangten. 

Der Bundesrechnungshof hat es nicht für ver- 
tretbar gehalten, daß der Verband die Zuwen- 
dungen des Bundes weiterhin für den Druck 
und den Vertrieb einer Zeitschrift nach Art der 
ZB-lllustrierten verwendete. Darauf ist die 
Illustrierte von Januar 1959 an in eine reine 
Fachzeitschrift zur Unterrichtung der Helfer 
umgewandelt worden; sie erscheint monatlich 
und wird kostenlos an die Helfer abgegeben. 
Dem Verlag ist das Recht eingeräumt worden, 
einen Fortdruck auf eigene Rechnung herzustsl- 
len und über den Zeitschriftenhandel zu ver- 
treiben. Durch die Neuregelung konnten die 
Zuwendungen des Bundes erheblich vermindert 
werden. 

* 

Bundesgrenzschutz 

(Kapitel 06 25 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

12. Grenzschutzdienslstellen haben häufig Maschi- 
nen und Geräte über das in den Ausrüstungs- 
nachweisungen und Geräteplänen festgelegte 
Soll hinaus beschafft; sie haben dabei die 
Beschaffungsstellen nicht eingeschaltet. Der 
Bundesminister des Innern hat die Beschaffun- 
gen nachträglich durch Ergänzung oder Er- 
höhung der Sollausstattung gutgeheißen oder 
für den Einzelfall genehmigt. 

Eine solche Bewirtschaftung der Mittel er- 
scheint wenig planvoll. Die Ausstattung sollte 
sorgfältig geplant und bindend festgelegt 
werden; Abweichungen bedürfen der vorheri- 


gen Zustimmung des Bundesministers. Nach- 
trägliche Genehmigungen sollten auf Ausnah- 
men beschränkt bleiben. Die Beschaffung 
einzelner Gegenstände ohne Einschaltung der 
Beschaffungsstelle erhöht im allgemeinen die 
Kosten; auch weicht die Ausführung der Geräte 
z. T. voneinander ab, so daß ein Austausch 
innerhalb des Bundesgrenzschutzes nicht immer 
möglich ist. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
künftig Beamte, die derartige Beschaffungen 
vornehmen oder genehmigen, zum Ersatz eines 
etwaigen Schadens herangezogen werden. 

13. Beamte des Bundesgrenzschutzes — auch in 
geschlossenen Einheiten . — sind in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 als Statisten bei 
Filmaufnahmen eingesetzt worden. Dem Bund 
sind dadurch Kosten entstanden, z. B. für die 
Gestellung von Kraftfahrzeugen. Solche Auf- 
wendungen sind dem Bund nur in einigen Fällen 
erstattet worden. Ein Gegenwert für die Tätig- 
keit der Beamten ist dem Bund nicht zugeführt 
worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet 
und eine allgemeine Regelung angeregt. Der 
Bundesminister hat dieser Anregung durch 
Erlaß vom 2. Mai 1957 über das „Wirtschaft- 
liche Tätigwerden des Bundesgrenzschutzes" 
entsprochen. 

14. Die Vollzugsbeamten und die Ärzte des Bun- 
desgrenzschutzes sind verpflichtet, im Dienst 
Uniform zu tragen. Sie haben Anspruch auf 
freie Dienstbekleidung in dem vom Bundes- 
minister festgelegten Umfang — Soll-Ausstat- 
tung. Die Vollzugsbeamten vom Leutnant an 
aufwärts und die Ärzte haben sich jedoch eine 
Garnitur selbst zu kaufen, wobei der Erwerb 
aus Beständen ihrer Einheiten ausgeschlossen 
ist. Dafür erhalten sie eine einmalige Einklei' 
dungsbeihilfe und für die Unterhaltung und den 
Ersatz dieser Garnitur einen monatlichen 
Dienstbekleidungszuschuß. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
solche Beamte Bekleidungsstücke, die über die 
Soll-Ausstattung hinausgehen, aus Beständen 
ihrer Einheiten erhalten haben; er hat dies be- 
anstandet. Der Bundesminister hat den Stand- 
punkt vertreten, daß Bekleidungsstücke über 
die Soll-Ausstattung hinaus dann ausgegeben 
werden müssen, wenn es aus besonderem An- 
laß, z. B. beim Einsatz und bei Übungen, dienst- 
lich erforderlich ist. Dem ist beizupflichten; der 
Bundesrechnungshof hat jedoch gefordert, daß 
die Bekleidungsvorschriften dementsprechend 
ergänzt werden. 

Es sind jedoch auch ohne besonderen Anlaß 
Bekleidungsstücke über die Soll-Ausstattung 
hinaus ausgegeben worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat verlangt, daß diese Bekleidungs- 
stücke an die Einheiten zurückgegeben werden 
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und daß für die Abnutzung in solchen Fällen 
eine angemessene Entschädigung entrichtet 
wird. 

15. Eine Grenzschutzverwaltungsstelle hat ihrem 
Kantinenfonds Mittel zugeführt, die bei den 
Bundesmitteln zu vereinnahmen waren. Es han- 
delte sich um Entgelte für die Abstellung von 
Bundesgrenzschutz-Beamten und für die Über- 
lassung von Unterkunftseinrichtungen aus An- 
laß einer Ausstellung sowie um den bei 
einer Krankenabteilung gebildeten „schwarzen 
Fonds“. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
Beträge dieser Art künftig dem Bundeshaushalt 
zugeführt werden, über die haushaltsmäßige 
Behandlung der Kantinenfonds, deren Einrich- 
tung der Bundesminister mit Erlaß vom 3. April 

1953 angeordnet hat, sind noch Erörterungen 
im Gange. 

16. Im März 1955 hat eine Grenzschutzverwaltungs- 
stelle über das dafür zuständige Landesbauamt 
Feuerlöschgeräte im Werte von rd. 6000 DM 
bestellen lassen. Bis zum Schluß des Rechnungs- 
jahres ist nur ein Teil der Geräte geliefert 
worden. Die Verwaltung hat den Kaufpreis 
noch als Haushaltsausgabe des Rechnungsjahres 

1954 buchen lassen, ihn aber nicht ausgezahlt, 
sondern bei den Verwahrungen vereinnahmt. 
Erst im Juni 1955, nachdem die Firma die rest- 
lichen Geräte geliefert hatte, ist der Rechnungs- 
betrag zu Lasten des Verwahrungskontos über- 
wiesen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren 
beanstandet. Nicht übertragbare Haushalts- 
mittel, die bis zum Abschluß eines Rechnungs- 
jahres nicht verwendet sind, müssen als erspart 
in Abgang gestellt werden. Die Verwaltung hat 
dagegen die am Schluß des Rechnungsjahres 
noch verfügbaren Mittel auf das Verwahrungs- 
konto abgezweigt, um sie ausschöpfen zu 
können; sie hat auch einen Teil der Ausgabe 
im unrichtigen Rechnungsjahr nachgewiesen. 
Der Bundesminister wird zu veranlassen haben, 
daß die zuständigen Beamten nachdrücklich 
über die haushaltsrechtlichen Vorschriften be- 
lehrt werden, zumal der Bundesrechnungshof 
eine Reihe von Verstößen ähnlicher Art im 
Bereich des Bundesgrenzschutzes festgestellt 
hat. 

★ 

Bundesminister der Finanzen 

.(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Bundesfinanzverwaltung 

(Kapitel 08 04 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Zollverwaltung 

17. Im Rahmen der Rechnungsprüfung sind Ver- 
zollungen nicht so lückenlos nachprüfbar wie 


andere Besteuerungsvorgänge. Da den Abferti- 
gungspapieren nur selten kleine Warenproben 
beigefügt werden können, läßt sich nach der 
Freigabe einer verzollten Ware in der Regel 
nicht mehr feststellen, ob die Abfertigungs- 
beamten deren wertbestimmende Merkmale 
zutreffend erkannt haben. Das gilt sowohl für 
die Prüfung durch den Bundesrechnungshof als 
auch für die Vorprüfung und die besondere 
Zollwertnachprüfung, die die Verwaltung im 
Zuge der Vorprüfung durchführt. Die Zollwert- 
nachprüfung trägt dazu bei, daß die Zollwerte 
einheitlich festgestellt und daß fehlerhafte 
Feststellungen berichtigt werden. 

Bei den Verbrauchsteuern stützt sich die 
Rechnungsprüfung im wesentlichen auf die Fest- 
stellungen des Steueraufsichtsdienstes, der die 
steuerpflichtigen Betriebe überwacht; die Über- 
wachung wird in besonderen Fällen durch eine 
Betriebsprüfung ergänzt. Die Möglichkeiten, die 
Richtigkeit des finanziellen Ergebnisses festzu- 
stellen, sind begrenzt. 

Die Rechnungsprüfung über Zölle und Ver- 
brauchsteuern steht überdies unter Zeitdruck. 
Die Verjährungsfrist, die mit Ablauf des Jah- 
res beginnt, in dem der Anspruch entstanden 
ist, beträgt nur ein Jahr (im Gegensatz zu fünf 
Jahren bei der Mehrzahl der Besitz- und Ver- 
kehrsteuern). 

Der Verwaltungsaufwand für die Erhebung 
der Verbrauchsteuern ist gering; nur die Über- 
wachung der Steuererleichterungen und -be- 
freiungen (z. B. nach dem Mineralölsteuergesetz 
und dem Salzsteuergesetz) verursacht der Ver- 
waltung verhältnismäßig viel Arbeit. 

18. Trotz der vielen und zum Teil berechtigten 
Klagen über Personalmangel in der Bundes- 
zollverwaltung hat der Bundesrechnungshof 
bei örtlichen Prüfungen wiederholt festgestellt, 
daß einzelne Arbeitsgebiete der Ämter über- 
besetzt waren. Auf Grund seiner Hinweise sind 
z. B. bei einem Hauptzollamt 14 Beamte aus 
dem Außendienst abgezogen und an anderen 
Stellen eingesetzt worden,- bei einem Zollamt 
konnten sechs Beamte, bei einem anderen Zoll- 
amt drei Beamte für andere Aufgaben frei ge- 
macht werden. 

Häufig ist auch die Besetzung eines Sach- 
gebiets innerhalb eines Amtes nicht dem Ar- 
beitsrückgang angepaßt worden. 

Schließlich konnten auf Vorschlag des Bun- 
desrechnungshofes auch durch organisatorische 
Maßnahmen Beamte eingespart werden. 

19. Der Bundesrechnungshof wirkt bei örtlichen 
Prüfungen der Zolldienststellen auf Geschäfts- 
vereinfachungen hin. Er hat immer wieder be- 
obachtet, daß von Erleichterungen, die in Ge- 
setzen und Verordnungen vorgesehen sind, 
nicht in vollem Umfang Gebrauch gemacht wird. 
Z. B. werden einzelne Kassenanweisungen er- 
teilt, obwohl allgemeine Annahme- und Aus- 
zahlungsanordnungen vorliegen; es werden 
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Kassenbücher geführt und Zollanmeldungen in j 
einer Zahl verlangt, auf die verzichtet werden : 
kann. 

Eine wesentliche Geschäftsvereinfachung ist : 
zu erwarten, wenn viele Sonderanschreibun- ! 
gen, von denen die Zolldienststellen sich nicht | 
trennen können, abgeschafft werden. Listen | 
sind entbehrlich, wenn die Eintragungen in den 
ohnehin zu führenden Büchern ausgewertet j 
werden können. 

20. Im Rechnungsjahr 1958 hat eine Oberfinanz- [ 
direktion mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen ein Wohnheim eröffnet und die 
Ausgaben für die Einrichtung sowie die Kosten 
für den laufenden Betrieb vorschußweise zah- 
len lassen. Die Vorschüsse sollten durch die 
Einnahmen getilgt werden. 

Durch dieses Verfahren sind Einnahmen und 
Ausgaben nicht in der Bundeshaushaltsrech- 
nung nachgewiesen worden. Nach der Reichs- 
haushaltsordnung hätten die Ausgaben im 
übrigen nur dann als Vorschuß gebucht werden 
dürfen, wenn die Verpflichtung zur Leistung 
zwar feststand, die Verrechnung aber noch 
nicht endgültig erfolgen konnte. Da für diese 
Maßnahme Mittel im Haushaltsplan nicht vor- 
gesehen waren, hätten die Ausgaben mit Zu- | 
Stimmung des Rundes ministe ns der Finanzen ■ 
(Haushaltsabteilung) außerplanmäßig nach- 
gewiesen werden müssen. Der Bundesrech- 
nungshof hat gefordert, daß die Einnahmen und 
die Ausgaben für das Wohnheim im Bundes- i 
haushalt veranschlagt und in der Bundeshaus- 
haltsrechnung nachgewiesen werden. Er behält 
sich vor, eine Bemerkung aufzustellen. 

21. Der Bundesrechnungshof hat im Oktober 1958 
festgestellt, daß der Kassenleiter einer Zoll- 
kasse die Tagesabschlüsse durch nicht zeit- 
gerechte oder sachlich unbegründete Buchun- 
gen falsch dargestellt und auf diese Weise 
Unterschlagungen verschleiert hatte. Dem Bund 
ist ein Schaden von über 6000 DM entstanden. 
Der Beamte hat seine Verfehlungen fünf Jahre 
hindurch begehen können, ohne daß diese bei 
einer der ordentlichen oder außerordentlichen 
Kassenprüfungen bemerkt worden sind. Die 
Oberfinanzdirektion hat gegen den Beamten 
ein Disziplinarverfahren eingeleitet; ein Teil 
seiner Dienstbezüge wird einbehalten. Im 
Strafverfahren ist er in erster Instanz zu drei 
Jahren Gefängnis verurteilt worden; das Urteil 
ist noch nicht rechtskräftig. 

22. Nach der Reichsabgabenordnung gehören zu 
den Kosten des gerichtlichen Verfahrens auch 
diejenigen Auslagen, die einer Finanzbehörde 
bei der Untersuchung, bei der Entscheidung und 
bei der Teilnahme am gerichtlichen Verfahren 
entstanden sind, wenn das Gericht auf Strafe 
oder Haftung oder gegen den Beschuldigten 
auf Einziehung erkennt. Ein Hauptzollamt 
hatte sich diese Auslagen nicht erstatten las- 
sen. Es hatte übersehen, daß die Regelung aus 
der Zeit vor dem Übergang der Justizhoheit 


auf die Länder, nach der kein Anspruch auf die 
vom Gericht eingezogenen Beträge bestand, 
nicht mehr anzuwenden war. Der Bundesrech- 
nungshof hat veranlaßt, daß die Auslagen dem 
Bund erstattet werden. Es wird sich empfehlen, 
daß der Bundesminister die Dienststellen der 
Zollverwaltung allgemein auf die Änderung 
der Rechtslage hinweist. 

23. Die zum Tragen von Dienstkleidung verpflich- 
teten Beamten werden von der Zollkleider- 
kasse mit Dienstkleidung versorgt. Die Zoll- 
kleiderkasse ist eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts. Sie ist nach kaufmännischen 
Grundsätzen — jedoch ohne Gewinnabsicht — 
zu führen und untersteht der Dienstaufsicht 
des Bundesministers. 

Die Kosten der zuschußfähigen Dienstklei- 
dung trägt der Bund zu zwei Dritteln (Ver- 
waltungszuschuß). Für Beamte des Grenzauf- 
sichtsdienstes sind jährlich bis zu 216 DM, für 
Beamte des Grenzabfertigungsdienstes jährlich 
bis zu 180 DM vorgesehen. Ein Drittel bringen 
die Beamten durch monatliche Beiträge auf. 

24. Auf Grund örtlicher Prüfungen bei Grenzzoll- 
stellen hat der Bundesrechnungshof eine Unter- 
suchung darüber angeregt, ob für alle Beamten 
des Abfertigungsdienstes die Notwendigkeit 
besteht, Dienstkleidung zu tragen. 

Allein im Bezirk einer Oberfinanzdirektion 
sind darauf 47 Beamte von der Verpflichtung 
zum Tragen der Dienstkleidung freigestellt 
worden. Der Verwaltungszuschuß, der zur Zeit 
jährlich rd. 8500 DM beträgt, konnte insoweit 
eingespart werden. Der Bundesminister hat die 
Anregung allen Oberfinanzdiirektionen mit dem 
Auftrag mitgeteilt, allgemein zu prüfen, ob für 
bestimmte Beamte Ausnahmen von der Ver- 
pflichtung zum Tragen der Dienstkleidung zu- 
gelassen werden können. 

25. Die Zollkleiderkasse hat den Verwaltungszu- 
schuß häufig früher abgerufen, als es zur 
Deckung ihres Geldbedarfs erforderlich war. 
Sie hat die entbehrlichen Bundesmittel bei 
einem Kreditinstitut zinsbringend als Festgeld 
angelegt. Der Rundesminister hat auf Grund 
der Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
veranlaßt, daß die Zollkleiderkasse das Fest- 
geldkonto auflöst und den Verwaltungszuschuß 
nunmehr erst bei Bedarf abruft. 

26. Die ZollkleiderkaiSise hat bis 1954 Lieferaufträge 
großenteils noch freihändig vergeben und sich 
erst seit 1955 in größerem Umfang der be- 
schränkten Ausschreibung bedient. Bei der 
Abwicklung der beschränkten Ausschreibungen 
sind die Bestimmungen der Verdingungsordnung 
für Leistungen nicht immer ausreichend beach- 
tet worden. Der Bundesrechnungshof hat darauf 
hingewiesen, daß diese Vorschriften künftig ein- 
gehalten werden müssen; ferner hat er empfoh- 
len, soweit wie möglich von der öffentlichen 
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Ausschreibung Gebrauch zu machen, damit das ] 
wirtschaftlichste Angebot aus einer Vielzahl j 
von Bewerbern ermittelt werden kann. 

f 

i 

27. Die Zollkleiderkasse hat die in der Gewinn- 1 
und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahres- j 30, 
ergebnisse willkürlich dadurch beeinflußt, daß 1 
sie die Warenbestände nicht zutretfend bewer- ■ 
tet hat. Im Geschäftsjahr 1954/55 und auch in 
vorhergehenden Geschäftsjahren, hat sie ihre 1 
Warenbestände z. B. zu niedrig bewertet, weil j 
sie die Gewinne aus Gründen der Preisgestal- | 
tung nicht in ihrer tatsächlichen Höhe in Er- : 
scheinung treten lassen wollte. Dagegen hat sie 
im Geschäftsjahr 1955/56 die in den Vorjahren 
durch Unterbewertung geschaffenen stillen Re- 
serven zum Teil ausgeschöpft, um den Verlust 
dieses Geschäftsjahres nicht in voller Höhe aus- 
weisen zu müssen. Der Bundesminister hat 
— der Forderung des Bundesrechnungshofes 
entsprechend — veranlaßt, daß die Zollkleider- 
kasse künftig ihren Geschäftsablauf in der er- 
forderlichen Klarheit und Wahrheit ausweist. 


Der Bundesrechnungshof hat die Höhe des 
Aufwands beanstandet. Er wird im Wieder- 
holungsfall fordern, daß die Verantwortlich- 
keit der zuständigen Beamten festgestellt wird. 

Eine Zollschule, die jährlich etwa 20 000 1 
Treibstoff verbrauchte und im März 1957 über 
einen Bestand von rd. 15 600 1 verfügte, hat 
noch vor Abschluß des Rechnungsjahres 5000 1 
Treibstoff zum Preis von 2850 DM bestellt. Am 
27. März 1957 sind 3800 1 geliefert worden; 
noch an demselben Tage hat die Verwaltung 
der Firma eine Abschlagszahlung in Höhe von 
2500 DM überweisen lassen. Die Ausgabe ist 
offensichtlich nur geleistet worden, um die 
restlichen Haushaltsmittel von rd. 2656 DM zu 
verbrauchen. Bei dem hohen Bestand lag kein 
Bedürfnis für den Kauf vor. 

Die Verwaltung hat somit Mittel, die am 
Jahresschluß noch verfügbar waren, den haus- 
haltsrechtlichen Vorschriften zuwider ausge- 
geben. Die Zollschule ist inzwischen aufgelöst 
worden. 


* 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

(Kapitel 08 09 für die Rechnungsjahre 1957 
und 1958) 

28. Der Bundesrechnungshof prüft laufend die Bi- 

lanz und den Geschäftsbetrieb der Verwer- 
tungsstelle der Bundesmonopolverwaltung. Die 
Berichte über seine Prüfungen übermittelt er 
dem Bundestag gesondert (§ 9 Abs. 2 des Ge- 
setzes über das Brantweinmonopol). Im August 
1958 ist dem Bundestag der Bericht über die 
Prüfung der Bilanzen und des Geschäftsbetrie- 
bes für die Geschäftsjahre 1954/55 und 1955/56 
zugegangen (Drucksache 535 — 3. Wahl- 

periode), im Mai 1959 der Bericht für das 
Geschäftsjahr 1956/57 (Drucksache 1044 — 

3. Wahlperiode). 

* 

Vermögens- und Bauverwaltung 

29. Richtlinien über Art, Umfang und Kosten der 
Ausstattung für Diensträume sind noch immer 
nicht ergangen. Die Durchschnittspreise, die 
der Bundesminister der Finanzen in den Be- 
merkungen für die Aufstellung der Haushalts- 
voranschläge alljährlich bekanntgibt, werden 
bei der Ausführung des Haushaltsplans zum 
Teil um mehr als das Doppelte überschritten. 
So haben im Rechnungsjahr 1956 zwei Abtei- 
lungsleiter von Bundesmittelbehörden Aus- 
stattungen für 3000 DM und 5000 DM sowie 
zwei Leiter von Ortsbehörden Ausstattungen 
für 1700 DM und 1800 DM erhalten, obwohl 
nur Durchschnittspreise von 1500 DM und 
1125 DM vorgesehen waren. In zwei anderen 
Fällen sind bei einem Durchschnittspreis von 
1125 DM allein für einen Schrank 840 DM so- 
wie für einen Teppich und vier Sessel eben- 
falls 840 DM ausgegeben worden. 


31. Die Zollverwaltung mietet mit Bundesdarlehen 
geförderte Wohnungen und verwendet sie als 
Dienstwohnungen für ihre Beamten. Die Mie- 
ten und die Kosten für Schönheitsreparaturen 
trägt der Bund. 

In zahlreichen Fällen hat die Verwaltung als 
Mietwerte der Dienstwohnungen die gleichen 
Beträge festgesetzt, die sie gegenüber den 
Hauseigentümern als Miete anerkannt hatte. 
Sie hat dabei nicht berücksichtigt, daß Schön- 
heitsreparaturen für Dienstwohnungen zu La- 
sten des Bundes durchzuführen sind. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die durch die Übernahme der Schönheitsrepa- 
raturen entstehenden Aufwendungen des Bun- 
des ihren Niederschlag in einer entsprechen- 
den Erhöhung der Mietwerte der Dienstwoh- 
nungen finden. Soweit die Mietwerte dieser 
Wohnungen inzwischen nicht erhöht worden 
sind, wird er die Angelegenheit weiter ver- 
folgen. 

32. Die Miet- und Pachteinnahmen aus den Lie- 
genschaften im Bereich der Bundesvermögens- 
verwaltung haben im Rechnungsjahr 1955 rd. 
93 Mio DM, im Rechnungsjahr 1956 rd. 97 Mio 
DM und im Rechnungsjahr 1957 rd. 104 Mio 
DM betragen. Daneben waren die Miet- und 
Pachtrückstände noch erheblich. 

Ich habe diese Angelegenheit bereits in frü- 
heren Denkschriften behandelt (Drucksache 1 140 
— 2. Wahlperiode — S. 73 Nr. 175, Druck- 
sache 84 — 3. Wahlperiode — S. 67 Nr. 6). 
Der Bundesrechnungshof hat in zahlreichen 
Fällen die unzureichenden und nur zögernd er- 
griffenen Maßnahmen zur Einziehung der 
Außenstände bemängelt und die Behörden um 
Abhilfe ersucht. 

Ein beträchtlicher Teil der Mietrückstände 
ist auf ungeklärte Forderungen der Mieter aus 
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Investitionen zurückzuführen. Oft ist trotz 
jahrelanger Verhandlungen keine Einigung 
darüber erzielt worden, inwieweit die Aufwen- 
dungen der Mieter für Investitionen anerkannt 
und auf die Miete angerechnet werden können. 

Es ist erforderlich, daß sich die Verwaltung j 
mit größerem Nachdruck als bisher der Lö- | 
sung dieser Aufgabe widmet. 

33. Im Januar 1956 hat der Bundesrechnungshof 
bei einem Hauptzollamt erhebliche Mietrück- 
stände einer Stadtbau-GmbH festgestellt. Die 
Oberfinanzdirektion hat die Rückstände damit | 
begründet, daß die Gesellschaft beabsichtige, 
gegen die Mietforderungen des Bundes mit 
Forderungen aufzurechnen, die sie auf den 
Ausbau des Mietobjektes stützte. Die Unter- ! 
lagen über die Baumaßnahmen der Gesellschaft, 
die der Bundesminister inzwischen mit 35U 129 
DM als erstattungsfähig anerkannt hatte, sind 
dem Bundesrechnungshof erst im Herbst 1957 
zugegangen. 

Obwohl diese Unterlagen mehreren Dienst- 
stellen — Landbauamt, Bundesvermögensstelle, 
Oberfinanzdirektion, Bundesminister der Fi- 
nanzen — zur Prüfung und Entscheidung Vor- 
gelegen hatten, hat der Bundesrechnungshof 
eine Überzahlung von rd. 70 000 DM festge- 
stellt; es waren Abschlagszahlungen an Bau- 
firmen unberücksichtigt geblieben. Die Gesell- 
schaft hat sich bereit erklärt, den Betrag zu- 
rückzuzahlen. Der Bundesrechnungshof über- 
wacht die Abwicklung der Angelegenheit. 


Im Bereich einer Oberfinanzdirektion haben 
die Bundesvermögensstellen Ausgaben von rd. 
2,3 Mio DM für die Bauunterhaltung und von rd. 
0,8 Mio DM für die Bewirtschaftung nicht an- 
geschrieben, so daß die Gegenüberstellung der 
Einnahmen und der Ausgaben ein falsches Bild 
ergab. In einem anderen Fall hat eine Bundes- 
vermögensstelle in ihrer Ertrags- und Kosten- 
übersicht Mieteinnahmen von rd. 0,5 Mio DM 
und Mietrückstände von rd. 0,2 Mio DM un- 
berücksichtigt gelassen. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Mängel abgestellt werden. 

* 

Öffentlich geförderter sozialer Wohnungsbau 

(Ausgabe-Kapitel 18 Titel 1 für das Rechnungs- 
jahr 1952) 

35. Im Rechnungsjahr 1952 hat ein Land zur „Stei- 
gerung seiner Wirtschaftskraft" ein Bundesdar- 


lehen von 70 Mio DM erhalten. Nach dem Dar- 
lehensvertrag waren 30 Mio DM für den 
„Wohnungsbau zur Schaffung von betriebs- 
nahen Arbeiterwohnstätten und Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen in Industriestandorten" be- 
stimmt. Hiervon hat das Land jedoch 2,6 Mio 
DM für die Aufstockung seiner Beteiligung an 
dem Grundkapital der Landestreuhandstelle 
für Wohnungs- und Kleinsiedlungswesen ver- 
wendet. 

Der Bundesrechnungshof hat bereits im Jahre 
1953 gemeinsam mit dem Landesrechnungshof 
beanstandet, daß das Land den Betrag vertrags- 
widrig in Anspruch genommen hat. Nach lang- 
wierigen Verhandlungen hat das Land die Be- 
anstandungen anerkannt und die 2,6 Mio DM 
im Jahre 1958 durch Mittel aus seinem Haus- 
halt abgelöst. 

Die Finanzkontrolle wird darüber wachen, 
daß der Betrag nunmehr der nach dem Dar- 
lehensvertrag vorgesehenen Bestimmung zuge- 
führt wird. 

* 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Kontrolle der Lieferung und Verwendung der 
aus ERP-Mitteln finanzierten Einfuhren 

(Kapitel 09 01 Titel 308 iür das Rechnungsjahr 
1958) 

Nach Artikel II Nr. 1 des Abkommens über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika vom 15. Dezember 
1949 und dem hierzu ergangenen Bundesgesetz 
vom 31. Januar 1950 ist die Bundesregierung 
verpflichtet, die Lieferung und Verwendung 
der im Rahmen dieses Abkommens eingeführ- 
ten Waren zu überwachen, insbesondere zu 
überprüfen, 

ob alle Waren in den vereinbarten Mengen 
und Qualitäten zu den vereinbarten Preisen 
geliefert worden sind und 
ob die Waren bis zum Untergang ihrer Iden- 
tität durch Verarbeitung oder wesentliche 
Bearbeitung zweckentsprechend verwendet 
worden sind. 

Mit dieser Regelung sollte verhindert werden, 
daß die eingeführten Waren in illegale oder 
irreguläre Märkte fließen oder unkontrolliert in 
andere Länder weiterexportiert werden. 

Zur Durchführung dieser Kontrolle hat die 
Bundesregierung durch Verordnung vom 6. Fe- 
bruar 1950 die Warenrevisionsstelle im Bun- 
desministerium für den Marshallplan errichtet. 
Seif 1958 befindet sich diese Stelle im Bundes- 
ministerium für Wirtschaft. 

Bei Erfüllung ihrer Aufgaben bedient sich 
düe Warenrevisionsstelle der Deutschen Revi- 
sions- und Treuhand-AG — Treuarbeit — , die 
für die sachliche Durchführung der Kontrollen 


34. Die Bundesvermögensstellen haben nach einem 
Erlaß des Bundesministers Kostenblätter zur 
Feststellung der Ertragslage der von ihnen 
verwalteten Liegenschaften zu führen. An 
Hand dieser Unterlagen soll festgestellt wer- 
den, bei welchen Objekten die Erträge hinter 
den Aufwendungen Zurückbleiben, welche Ob- 
jekte besonders hohe Kosten verursachen und 
welche Maßnahmen erforderlich sind, die Er- 
träge zu steigern oder die Kosten zu vermin- 
dern. 


36. 
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verantwortlich ist. Die Kosten hierfür haben 
sich bis zum 30. September 1957 auf insgesamt 
rd. 2,6 Mio DM belaufen. Im Rechnungsjahr 
1956 hat die Ausgabe 145 000 DM, im Rech- 
nungsjahr 1957 rd. 96 000 DM betragen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Tätigkeit 
der Warenrevisionsstelle und der Deutschen 
Revisions- und Treuhand- AG — Treuarbeit — 
geprüft. Wegen des verringerten Umfanges der 
Warenlieferungen hat er für das Rechnungs- 
jahr 1958 nur einen Aufwand bis zur Höhe von 
62 000 DM für gerechtfertigt erklärt. Er hat 
ferner den Bundesminister für Wirtschaft ge- 
beten, mit den amerikanischen Stellen wegen 
einer Vereinfachung des Kontrollverfahrens zu 
verhandeln. Er hat hierzu darauf hingewiesen, 
daß seit Einführung der Kontrollmaßnahmen 
die Verhältnisse sich grundlegend geändert 
haben und damit eine Notwendigkeit für so 
eingehende und kostspielige Kontrollen, wie 
sie bisher durchgeführt worden sind, nicht 
mehr besteht. 

Hinsichtlich der Höhe des Aufwandes hat 
sich der Bundesminister dem Vorschlag des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen. Im Bun- 
deshaushaltsplan sind für das Rechnungsjahr 

1958 62 000 DM und für das Rechnungsjahr 

1959 54 000 DM eingestellt worden. Die vorge- 
schlagenen Verhandlungen mit den amerikani- 
schen Stellen hat der Bundesminister indessen 
als nicht ratsam bezeichnet. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angele- 
genheit weiter verfolgen, zumal die der Bun- 
desrepublik Deutschland durch das Abkommen 
vom 15. Dezember 1949 auferlegten Pflichten 
auch bei einer Vereinfachung des Kontrollver- 
fahrens voll erfüllt werden könnten. 

* 

Zuschuß zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft 

(Kapitel 09 02 Titel 96 für das Rechnungsjahr 
1956, Kapitel 09 02 Titel (950) für das Rech- 
nungsjahr 1957) 

37. Bei dem Sondervermögen Investitionshilfe hat ; 
sich zum 31. Januar 1957 ein Ertragisüberschuß , 
von rd. 1,1 Mio DM ergeben. Er ist entspre- 
chend dem Investitionshilfe-Schlußgesetz an 
den Bund abgeführt worden; damit war das 
Sondervermögen Investitionshilfe bei der In- 
dustriekreditbank erloschen. Aus dem Über- 
schuß, der zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu verwenden war, hat der Bundes- 
minister für Wirtschaft einem Kreditinstitut im 
Rechnungsjahr 1957 840 000 DM auf 20 Jahre 
zur Gewährung von Darlehen an mittelständi- | 
sehe Betriebe zur Verfügung gestellt. Das Kre- j 
ditinstitut ist berechtigt, die aufkommenden 
Tilgungsbeträge anderen mittelständischen Be- 
trieben im Rahmen der Gesamtlaufzeit für den 
gleichen Zweck als Darlehen zu gewähren. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister gegenüber Bedenken erhoben. Dieser 


durfte dem Kreditinstitut nicht gestatten, die 
eingegangenen Tilgungsraten wieder auszu- 
leihen. Sie hätten vielmehr an den Bund ab- 
geführt werden müssen. 

38. Der Bundesminister ist dieser Stellungnahme 
im Grundsatz beigetreten. Er ist jedoch der 
Meinung, daß eine rechtsgeschäftliche Gestal- 
tung dann mit einer ordnungsmäßigen Haus- 
haltsführung vereinbar sei, wenn in der Be- 
willigung der Haushaltsmittel gleichzeitig die 
Ermächtigung zu entsprechender Gestaltung 
des Darlehnsverhältnisses liege. Um einen 
solchen Sonderfall handele es sich hier. Bei der 
Haushaltsstelle werde lediglich die Zweckbe- 
stimmung des Investitionshilfe-Schlußgesetzes 
wiederholt. Diese sei so allgemein gehalten, 
daß sie fast einer unbeschränkten Ermächti- 
gung für Zweckzuwendungen im Bereich seiner 
fachlichen Zuständigkeit gleichkomme. Die 
weite Zweckbestimmung schließe damit die Er- 
mächtigung zum revolvierenden Einsatz der 
Haushaltsmittel ein. Die hierbei sich ergebende 
haushaltsmäßige Auswirkung sei die gleiche 
wie bei der Gewährung eines Darlehens mit 
20jähriger Laufzeit für den Letztempfänger, zu 
der er nach der Zweckbestimmung zweifellos 
ermächtigt sei. In beiden Fällen würden die 
Einnahmen aus den Rückflüssen erst nach 20 
Jahren beim Bundeshaushalt anfallen. Der 
volkswirtschaftliche Nutzen bei einem revol- 
vierenden Einsatz der Mittel innerhalb von 20 
Jahren sei aber größer, weil die Mittel durch 
das zwischengeschaltete Kreditinstitut inner- 
halb von 20 Jahren mehrmals ausgeliehen 
würden. 

39. Die Auffassung des Bundesministers hat der 
Bundesrechnungshof nicht teilen können. Wenn 
der Bundesminister selbst die einzelnen Kre- 
dite gewährt hätte, wären die zurückfließenden 
Tilgungsbeträge Haushaltseinnahmen des Bun- 
des. über diese Mittel konnte der Bundesmini- 
ster ohne Ermächtigung durch den Bundeshaus- 
hai tsp lau nicht wieder verfügen (Artikel 110 
Abs. 1 GG; § 9 Abs. 1 RHO). Da der Bundes- 
minister allein aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung das Kreditinstitut einschaltete, 
dieses infolgedessen als verlängerter Arm der 
Verwaltung gelten muß, hätte er dem Institut 
hinsichtlich der Bewirtschaftung der Haushalts- 
mittel des Bundes auch nur die Befugnisse ein- 
räumen dürfen, die er selbst hatte oder die er 
einer anderen Behörde hätte übertragen dür- 
fen. Durch die mit dem Kreditinstitut getrof- 
fene Vereinbarung hat der Bundesminister 
gegen diesen Grundsatz verstoßen. 

Die Meinung des Bundesministers, daß der 
volkswirtschaftliche Erfolg bei einem wieder- 
holten Einsatz der Bundesmittel innerhalb eines 
langfristigen Zeitraumes größer sei, kann die 
beanstandete Maßnahme ebenfalls nicht recht- 
fertigen. Während einer solchen Zeitspanne 
können sich die wirtschaftspolitischen Verhält- 
nisse und das Bedürfnis zu Förderungsmaß- 
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nahmen im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
weitgehend ändern. Durch die vertragliche Bin- 
dung gegenüber dem Kreditinstitut hat sich der 
Bundesminister — selbst bei Berücksichtigung 
seines frühestens nach Ablauf von 6 Jahren 
wirksam werdenden Rechts zur Änderung des 
Verwendungszwecks — nur eine begrenzte 
Möglichkeit gesichert, solchen veränderten Ver- 
hältnissen Rechnung zu tragen. Im übrigen 
hätte der wiederholte Einsatz der Kreditmittel 
für einen längeren Zeitraum durch die Gestal- 
tungsmöglichkeiten des Haushaltsrechts ord- 
nungsmäßig gesichert werden können. 

Der Bundesrechnungshof hält es nicht für 
vertretbar, daß die Verfügung über den Be- 
trag 20 Jahre lang einem Kreditinstitut über- 
lassen und so der parlamentarischen Kontrolle 
entzogen wird und daß die Geldbewegungen 
nicht in der Bundeshaushaltsrechnung nachge- 
wiesen werden. Er hat den Bundesminister ge- 
beten, künftig entsprechend zu verfahren. 

* 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(Einzelplan 10 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Darlehen und Zuschüsse zur Erschließung 
des Emslandes 

(Kapitel 10 02 Titel 530 und 661 für das Rech- 
nungsjahr 1956, Titel 570 für die Rechnungs- 
jahre 1957 und 1958) 

Allgemeines 

40. Seit dem Rechnungsjahr 1950 stellt der Bund 
Mittel für die Erschließung des Emslandes zur 
Verfügung. Die im Einzelplan 10 für die land- 
wirtschaftliche Erschließung veranschlagten 
Mittel betragen bis zum Rechnungsjahr 1958 
einschließlich rd. 208 Mio DM; sie werden an 
die Emsland-GmbH als Zuwendungen des Bun- 
des gegeben (§ 64a RHO). In dem Betrag ist 
der Anteil des Bundes an den Verwaltungs- 
kosten der Gesellschaft enthalten (Rechnungs- 
jahr 1958: 65 000 DM). Ferner hat der Bund in 
Einzelplan 12 Mittel für die verkehrsmäßige 
Erschließung des Emslandes bereitgestellt; sie 
werden von den zuständigen Behörden bewirt- 
schaftet. 

Die Emsland-GmbH ist im Jahre 1951 mit 
einem Stammkapital von 960 000 DM gegrün- 
det worden. Gesellschafter sind mit je einem 
Drittel des Kapitals der Bund, das Land Nie- 
dersachsen und die Emsland-Kreise. Gegen- 
stand des Unternehmens sind die Koordinie- 
rung der Planungen und die Abstimmung aller 
Maßnahmen, die der Gesamterschließung des 
Emslandes dienen, sowie die Finanzierung und 
die Geldmittelbewirtschaftung für diese Maß- 
nahmen. 

Die Gesellschaft arbeitet unter der Leitung 
eines Geschäftsführers mit wenigen Bedienste- 
ten. Sie legt in Zusammenarbeit mit den für 


die Durchführung der Erschließungsaufgaben 
zuständigen Behörden und Einrichtungen das 
jährliche Arbeitsprogramm und die Rangfolge 
der Maßnahmen fest. Sie beschränkt sich hier- 
bei im wesentlichen auf Maßnahmen im land- 
wirtschaftlichen Sektor. Außer den Bundesmit- 
teln sind — in Übereinstimmung mit den Er- 
läuterungen im Bundeshaushaltsplan — seit 
1955 rd. 12 Mio DM aus Mitteln des Landes 
Niedersachsen über die Gesellschaft geleitet 
worden. Darüber hinaus hat das Land für die 
Erschließung des Emslandes seit 1950 rd. 137 
Mio DM aufgewendet; die Beteiligten haben 
Eigenleistungen von rd. 115 Mio DM aufge- 
bracht. Diese Mittel sind aber nicht über die 
Emsland-GmbH geflossen. 

Die Lenkungs- und Überwachungsaufgaben 
der Gesellschaft überschneiden sich vielfach 
mit Aufgaben der öffentlichen Verwaltung. Im 
Laufe der Jahre hat sich allerdings die Zusam- 
menarbeit zwischen der Gesellschaft und den 
beteiligten Stellen der Verwaltung eingespielt. 
Die Bundesregierung hat sich daher entschlos- 
sen, die zunächst nur für eine Übergangszeit 
vorgesehene Regelung endgültig beizubehal- 
ten. Der Bundesrechnungshof hat seine Beden- 
ken hiergegen zurückgestellt. 

Die Gesellschaft hat bei ihrer Geschäfts- 
tätigkeit laufend erhebliche flüssige Mittel — 
z. T. als Festgelder — unterhalten. Diese haben 
fast ständig mehr als 2,5 Mio DM, zeitweilig 
sogar 7,5 Mio DM betragen; sie stammten zum 
größten Teil aus Bundesmitteln. Die Gesell- 
schaft hat die hohen Guthaben mit der Not- 
wendigkeit begründet, jederzeit den Trägern 
der Erschließungsmaßnahmen die erforder- 
lichen Geldmittel zur Verfügung stellen zu 
müssen; die Guthaben seien ferner erforder- 
lich gewesen, um eine Unterbrechung begon- 
nener Arbeiten zu vermeiden. Nach Ansicht 
des Bundesrechnungshofes hätte es aber auch 
im Interesse einer kontinuierlichen Fortfüh- 
rung der Arbeiten so hoher Guthaben nicht be- 
durft; er hat das haushaltsrechtlich nicht ein- 
wandfreie Verfahren beanstandet. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat nunmehr veranlaßt, daß die Gesell- 
schaft bei der örtlichen Zweigstelle der Bun- 
desbank ein Girokonto einrichtet und ermäch- 
tigt wird, den täglichen Geldbedarf unmittel- 
bar abzurufen. 

Geförderte Maßnahmen 

41. Nach den Bewilligungsbedingungen des Bun- 
desministers war die Gesellschaft verpflichtet, 
die Zuwendungen des Bundes zur Durchführung 
der in den Erläuterungen des Bundeshaushalts- 
plans im einzelnen aufgeführten landwirtschaft- 
lichen Erschließungsmaßnahmen zu verwenden. 
Seit dem Rechnungsjahr 1953 sehen die Erläu- 
terungen auch Ausgaben vor, die die Voraus- 
setzungen für eine Entwicklung der gewerblichen 
Wirtschaft schaffen sollen. Die Gesellschaft hat 
die Mittel indessen in einigen Fällen für an- 
dere, nach den Erläuterungen nicht vorgese- 
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hene Maßnahmen verwendet. So hat sie zum 
Ausbau eines städtischen Wasserwerks, dessen 
Gesamtkosten auf 3,13 Mio DM veranschlagt 
waren, Beihilfen von 0,6 Mio DM und ein Dar- 
lehen von rd. 1,4 Mio DM gewährt. Ein Teil- 
betrag des Darlehens — rd. 0,5 Mio DM • — ist | 
später in eine Beihilfe umgewandelt worden, j 
Ferner hat die Gesellschaft der Bundespost ein 
Darlehen von 0,3 Mio DM zum Ausbau des | 
Selbstwählferndienstes im Emsland und zwei 
Krankenanstalten Darlehen von je 0,2 Mio DM 
zur. Erweiterung und zum Ausbau der Anlagen 
gewährt. Sie hat diese Ausgaben damit begrün- 
det, daß ihr Aufgabengebiet nach dem Gesell- j 
schaftsvertrag die Gesamterschließung des Ems- I 
landes umfasse. Der Bundesrechnungshof hat 
die Auffassung der Gesellschaft, der sich der 
Bundesminister zunächst angeschlossen hatte, 
nicht anerkennen können; er hat den Bundesmi- 
nis ter da rauf hiingewiesen, daß nach den Bewilli- 
gungsbedingungen die Bundesmittel für diese 
Maßnahmen nicht verwendet werden durften. 
Dieser hat sich nunmehr die Auffassung des 
Bundesrechnungshofes zu eigen gemacht. 

Bei der Verwendung der Bundesmittel ist die 
Gesellschaft im übrigen von den für die ein- 
zelnen Maßnahmen vorgesehenen Beträgen bis- 
weilen erheblich abgewichen. So ist sie im 
Rechnungsjahr 1954 bei den Ausgaben für die 
Besiedlung vom Hofe aus um 1,5 Mio DM über 
die veranschlagten 0,7 Mio DM und im Rech- 
nungsjahr 1955 bei den Ausgaben zugunsten 
der gewerblichen Wirtschaft um rd. 0,5 Mio DM 
über die veranschlagten 0,3 Mio DM hinaus- 
gegangen. Die für andere Erschließungsmäß- 
nahmen bestimmten Beträge hat sie entspre- 
chend gekürzt. Nach Ansicht des Bundesrech- 1 
nungshofes durfte es der Gesellschaft nicht 
überlassen bleiben, bei den einzelnen Maß- 
nahmen wesentlich von den vorgesehenen Be- 
trägen abzuweichen. Der Bundesrechnungshof 
hat den Bundesminister aufgefordert, entspre- 
chende Regelungen in den besonderen Bewilli- 
gungsbedingungen festzulegen. Der Bundes- j 
minister hat dem entsprochen und bei der Zu- ! 
Wendung der Mittel für das Rechnungsjahr 1958 ! 
ausbedungen, daß Abweichungen von mehr als 
10 v. H. seiner Genehmigung bedürfen. 

Zinsen 

42. Die Gesellschaft hat wiederholt eigene Mittel 
vorübergehend für Maßnahmen eingesetzt, die i 
anschließend mit Bundesmitteln finanziert wor- j 
den sind. Sie hat in diesen Fällen dem Bunde 
Zinsen berechnet und diese von dem Zinsauf- 
kommen aus den für die Emsland-Erschließung 
eingesetzten Bundesdarlehen abgezogen. Da- 
durch sind, da das Zinsaufkommen wieder der 
Emsland-Erschließung dienen sollte, die für die 
Erschließungsmaßnahmen bestimmten Bundes- 
mittel vermindert worden. Die Gesellschaft hat 
die Zinsberechnung als erforderlich bezeichnet, | 
weil sich „die Verwaltungskosten der Gesell- j 
schafter um den anfallenden Zinsbetrag verrin- 
gern würden". | 
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Der Bundesrechnungshof hat die Begründung 
schon deshalb nicht anerkennen können, weil 
die Gesellschaft Eigenmittel nicht einzusetzen 
brauchte; Bundesmittel standen laufend zur 
Verfügung. Er hält das Verhalten der Gesell- 
schaft aber auch im Hinblick auf die hohen 
Aufwendungen des Bundes für die Erschließung 
des Emslandes für unbillig und hat gefordert, 
daß die einbehaltenen Zinsen für Erschlie- 
ßungsmaßnahmen eingesetzt werden. Der Bun- 
desminister hat sich neuerdings der Auffassung 
des Bundesrechnungshofes angeschlossen. Er 
hat jedoch vorgeschlagen, von einer Weiter- 
verfolgung der Angelegenheit abzusehen, weil 
sich künftig nach Einführung des Abrufverfah- 
rens in der Geldmittelversorgung ein solcher 
Fall nicht mehr ereignen könne. Der Bundes- 
rechnungshof muß an seinem Verlangen fest- 
halten, daß die zu Unrecht abgezogenen Zins- 
beträge nicht zur Deckung der Verwaltungsko- 
sten, sondern für Erschließungsmaßnahmen ver- 
wendet werden. 

Verwendung der Landesmittel 

Die seit dem Rechnungsjahr 1955 über die Ge- 
sellschaft geleiteten Landesmittel von rd. 12 
Mio DM sind zu einem erheblichen Teil nicht 
für die in den Erläuterungen des Bundeshaus- 
halts vorgesehene landwirtschaftliche Erschlie- 
ßung, sondern für sonstige Maßnahmen einge- 
setzt worden (Förderung von Krankenanstalten, 
Ausbau von Landstraßen). Der Bundesrech- 
nungshof ist der Auffassung, daß diese Landes- 
mittel gemeinsam mit den Bundesmitteln für 
Erschließungsmaßnahmen eingesetzt werden 
sollten. Er hat es daher für erforderlich ge- 
halten, daß der Bundesminister mit dem Lande 
Niedersachsen eine Klärung in diesem Sinne 
herbeiführt. 

Kraftwagenbenutzung 

Nach den Bewilligungsbedingungen werden die 
Vorschriften der Bundesverwaltung auf die Be- 
diensteten der Gesellschaft angewendet. Dazu 
gehören auch die Bestimmungen über die Be- 
nutzung von Dienstkraftwagen. 

Der Vorsitzer des Aufsichtsrats der Gesell- 
schaft hat dem Geschäftsführer gestattet, den 
Kraftwagen der Gesellschaft in besonders gela- 
gerten Fällen für Privatfahrten gegen Erstat- 
tung der Benzinkosten zu benutzen. Der Bun- 
desminister hat sich hiermit im Hinblick auf den 
Arbeitseinsatz und die Leistungen des Ge- 
schäftsführers einverstanden erklärt. Der Bun- 
desrechnungshof hält es aber nicht für vertret- 
bar, daß aus diesen Gründen besondere ma- 
terielle Vorteile gewährt werden; denn die 
Arbeitsbelastung und die Verantwortung des 
Geschäftsführers werden durch die vereinbarte 
Vergütung abgegolten. Der Bundesminister hat 
auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes mitgeteilt, daß die von ihm herausgege- 
bene Kraftfahrzeugordnung auch für die Ems- 
land-GmbH gelten soll. Danach ist die Benut- 
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zung der Dienstkraftwagen für private Zwecke 1 
nur bei begründeten Ausnahmen zugelassen; , 
der Benutzer hat in diesen Fällen außer den ; 
Reisekosten des Kraftfahrzeugführers eine an- | 
gemessene Fahrkilometervergütung zu entrich- \ 
teil. j 

Vom 22. April bis 6. Juni 1954 hat der Ge- 
schäftsführer mit dem Kraftwagen eine Reise 1 
über die Schweiz und die französische Riviera 
durch Italien bis Sizilien ausgeführt. Die Reise 
sollte dazu dienen, Erschließungsmaßnahmen in 
Italien zu besichtigen. Der Bundesrechnungshof 
hat insbesondere um Angabe der Reiseziele 
und der Ergebnisse der Besichtigungsfahrt ge- 
beten, damit die sachliche Notwendigkeit der 
Reise geklärt werden kann. 

* 

Förderung der ländlichen Siedlung 

(Kapitel 10 02 Titel 531 und 662 für das Rech- j 
nungsjahr 1956, Kapitel A 10 02 Titel 571 für j 
das Rechnungsjahr 1957, Kapitel 10 02 Titel 571 j 
für das Rechnungsjahr 1958) 

45. Die zur Förderung der ländlichen Siedlung be- ! 
reitgestellten Bundesmittel werden von der 
Deutschen Siedlungsbank treuhänderisch ver- j 
waltet. Sie gewährt nach den Richtlinien des j 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft j 
und Forsten Darlehen und Zuschüsse für Sied- 
lungsmaßnahmen. 

In den Ländern werden Siedlungsgesellschaf- 
ten als Träger der Siedlungsvorhaben tätig; sie 
erhalten die Darlehen als Zwischenkredite. Sind 
die Siedlungen fertiggestellt und an die Siedler 
übereignet, so werden die als Zwischenkredite j 
vergebenen Darlehen auf die Siedler verteilt j 
und dinglich gesichert. Zuschüsse können ge- i 
währt werden, soweit Siedlerstellen bei Berück- 
sichtigung der tragbaren Belastung nicht durch j 
Darlehen finanziert werden können. ' 

46. Der Bundesrechnungshof hat die Betätigung das j 

Bundes als Gesellschafter und die Verwendung j 
der Bundesmittel bei mehreren Siedlungsgesell- j 
schäften, an denen der Bund beteiligt ist, ge- : 
prüft. j 

In der Denkschrift vom 4. Juli 1957 habe ich j 
darauf hingewiesen, daß die Durchführung der | 
ländlichen Siedlung sehr erschwert ist, weil 
diese aus verschiedenen Quellen finanziert | 
wird und die Darlehen zu unterschiedlichen Be- j 
dingungen sowie auf verschiedenen Wegen i 
vergeben werden (Drucksache 84 — 3. Wahl- | 
Periode — S. 69 Nr. 11). Die Bedingungen für ] 
die Darlehen sind inzwischen weitgehend ein- 
ander angepaßt worden; auch haben die Ge- 
sellschaften sich in letzter Zeit verstärkt be- 
müht, die Verfahren abzuschließen. Trotzdem 
erreicht die Zahl der in einem bestimmten Zeit- 
raum abgeschlossenen Vorhaben insgesamt 
immer noch nicht die Zahl der gleichzeitigen j 
Neuzugänge. Die hierdurch bedingten Rück- 
stände bedeuten, daß zahlreiche Siedler jahre- I 


lang warten müssen, bis ihnen die Siedlerstel- 
len übereignet werden. Die Rückstände er- 
schweren die Arbeit aller an der ländlichen 
Siedlung beteiligten Stellen. Auch wird die 
dingliche Sicherung der Darlehen über Gebühr 
verzögert. Hinzu kommt, daß die Bilanzen der 
Siedlungsgesellschaften infolge der Rückstände 
aufgebläht sind. Das beeinträchtigt den Über- 
blick über ihre finanzielle Lage. Der Bundes- 
rechnungshof verkennt nicht, daß die ländliche 
Siedlung einen nicht unerheblichen Arbeits- 
und Zeitaufwand erfordert. Er ist jedoch der 
Ansicht, daß es möglich ist, die Abwicklung 
der Verfahren und dabei vor allem die Über- 
eignung an die Siedler zu beschleunigen. Er hat 
den Bundesminister gebeten, darauf hinzuwir- 
ken, daß die Gesellschaften die Verfahren 
zügiger durchführen und die Rückstände be- 
schleunigt aufarbeiten. 

47. Bei den geprüften Gesellschaften hat sich seit 
der Währungsreform erhebliches Eigenkapital 
gebildet; dieses ist in den Bilanzen nicht ausge- 
wiesen, sondern als stille Reserve insbesondere 
in dem Wert der noch nicht übereigneten Sied- 
lungsgrundstücke enthalten. So ist das Eigen- 
kapital einer Siedlungsgesellschaft, deren 
Stammkapital rd. 1,6 Mio DM beträgt, seit der 
Währungsreform bis Ende 1956 um fast 3 Mio 
DM gewachsen; in diesem Zeitpunkt stand ein 
weiterer Zuwachs von rd. 2,3 Mio DM zu er- 
warten. 

Die Bildung des zusätzlichen Eigenkapitals 
war den Gesellschaften möglich, weil sie außer 
den Siedlungsgebühren und den Zinsen aus 
dem Einsatz eigener Mittel weitere Einnahmen 
erzielt haben. Vor allem haben die Gesellschaf- 
ten die in den Siedlungsverfahren angefallenen, 
nach dem Reichssiedlungsgesetz gewährten 
Umsatzsteuerrückvergütungen zwar bei den 
Siedlungsverfahren gebucht, aber bei der Ab- 
rechnung der Verfahren nicht zugunsten der 
Siedler berücksichtigt. Dadurch entstanden für 
die Gesellschaften stille Reserven, die das 
Eigenkapital der Gesellschaften verstärkten. 
Der Landwirtschaftsminister eines Landes hat 
genehmigt, daß die Rückvergütungen der in 
seinem Bereich tätigen Gesellschaft verblei- 
ben. Die Gesamthöhe der von der Währungs- 
reform bis Ende 1956 angefallenen Rückvergü- 
tungen schwankt bei den einzelnen Gesell- 
schaften zwischen 1,0 Mio DM und 2,5 Mio DM. 

Ferner sind den Siedlungsgesellschaften da- 
durch erhebliche Einnahmen zugeflossen, daß 
sie in den Siedlungsverfahren Hypothekenge- 
winnabgaben abgelöst und die Ablösungsge- 
winne in ihren Ertragsrechnungen nachgewie- 
sen haben. Dadurch waren sie in der Lage, 
ihnen zustehende Siedlungsgebühren als stille 
Reserven in noch nicht abgerechneten Verfah- 
ren stehenzulassen. Die Erträge aus der Ab- 
lösung von Hypothekengewinnabgaben liegen 
bei den einzelnen Gesellschaften zwischen 
140 000 DM und 270 000 DM. 
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Weitere Überschüsse haben sich bei einer 
Gesellschaft dadurch ergeben, daß sie für die 
Siedlung erworbene Grundstücke zu höheren 
Preisen als den Erwerbskosten verkauft hat. 
Die Gesellschaft hat dies mit der seit dem An- 
kauf der Grundstücke eingetretenen Preisstei- 
gerung begründet. 

48. Das Verhalten der Gesellschaften, in der er- 
wähnten Weise Eigenmittel zu schaffen, hatte 
zur Folge, daß die öffentliche Hand entspre- 
chend höhere Darlehen und Zuschüsse für die 
ländliche Siedlung gewähren mußte. Nach An- 
sicht des Bundesrechnungshofes entspricht es 
jedoch nicht dem Sinn des Reichssiedlungsge- 
setzes und dem gemeinnützigen Charakter der 
Siedlungsgesellschaften, wenn auf diese Weise 
Beträge dem Eigenvermögen der Gesellschaften 
zufließen. Der Bundesrechnungshof hält es vor 
allem nicht für sachgerecht, daß die Befreiung 
von der Umsatzsteuer, die der ländlichen Sied- 
lung zugute kommen soll, sich als Einnahme- 
quelle für die Siedlungsgesellschaften auswirkt. 
Es ist nach seiner Auffassung auch nicht mit 
dem gemeinnützigen Charakter der Siedlungs- 
gesellschaften vereinbar, daß Gewinne aus der 
Ablösung der Hypothekengewinnabgabe den 
Siedlungsverfahren, in denen sie aufkommen, 
entnommen, und daß Grundstücke an die Sied- 
ler mit Gewinn veräußert werden, wenn der- 
artige bei einzelnen Verfahren auftretende Ge- 
winne nicht alsbald für andere Verfahren ein- 
gesetzt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat daher gefordert, 
daß bei der Bewilligung von Darlehen und Zu- 
schüssen in den Siedlungsverfahren anfallende 
Erträge berücksichtigt werden, damit erhöhte 
Aufwendungen der öffentlichen Hand künftig 
vermieden werden. Insbesondere hat es der 
Bundesrechnungshof nicht für vertretbar gehal- 
ten, daß die bisher erzielten Überschüsse den 
Gesellschaften zur Verstärkung ihres Eigenka- 
pitals belassen werden, zumal ihre flüssigen 
Mittel den Bedarf übersteigen. So haben die 
flüssigen Mittel einer Gesellschaft im Jahre 
1958 gegenüber einem monatlichen Bedarf von 
2,8 Mio DM durchschnittlich rd. 5,6 Mio DM 
betragen^ davon waren rd. 3,6 Mio DM als Ter- 
mingelder bei Banken angelegt. Der Bundes- 
rechnungshof hat vorgeschlagen, die vorhan- 
denen Überschüsse für Zwecke der ländlichen 
Siedlung einzusetzen, soweit sie dem einzelnen 
Verfahren nicht mehr zugeführt werden kön- 
nen. Er hat angeregt, aus den Überschüssen 
eine gebundene Ausgleichsrücklage zu bilden; 
daraus wären etwa eintretende Verluste in den 
Siedlungsverfahren zu decken, wenn die Dar- 
lehen und Zuschüsse der öffentlichen Hand ent- 
sprechend den Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes künftig knapper bemessen werden. 

49. Bei der Prüfung des Verwaltungsaufwandes der 
Gesellschaften hat der Bundesrechnungshof den 
Eindruck gewonnen, daß im allgemeinen den 
Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaft- 


lichen Geschäftsführung Rechnung getragen 
wird. Bei einer Gesellschaft ist allerdings auf- 
gefallen, daß — entgegen der allgemeinen 
Übung — drei Geschäftsführer eingesetzt sind. 
Ein sachliches Bedürfnis hierfür hat der Bundes- 
rechnungshof nicht erkennen können. 

Die Gesellschaften haben ihren Angestellten 
für die Benutzung eigener Kraftwagen zum Teil 
höhere Entschädigungen gezahlt, als die für 
den Bund oder die Länder geltenden Bestim- 
mungen es vorsehen. Der Bundesrechnungshof 
hat gefordert, daß die Gesellschaften sich im 
Rahmen dieser Bestimmungen halten. Auch den 
Aufwand für Repräsentation hat der Bundes- 
rechnungshof nicht immer als gerechtfertigt an- 
erkennen können; bei einzelnen Gesellschaften 
hat er eine Kürzung dieser Mittel für ange- 
bracht gehalten. 

50. Der Bundesminister hat sich wegen der Anre- 
gungen und Forderungen des Bundesrechnungs- 
hofes mit den beteiligten Ländern und den 
Siedlungsgesellschaften in Verbindung gesetzt. 
Der Bundesrechnungshof wird die Fragen wei- 
ter verfolgen. 

Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen 

(Kapitel 10 02 Titel 620 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1958) 

51. Der Bundesrechnungshof hat sich weiterhin mit 
der Entwicklung der Zuschüsse befaßt, welche 
die Einfuhr- und Vorratsstellen zu den Kosten 
der Vorratshaltung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse sowie zu ihren Verwaltungskosten erhal- 
ten. Die Ausgaben haben sich von rd. 201,4 Mio 
DM im Rechnungsjahr 1956 auf rd. 277,6 Mio 
DM im Rechnungsjahr 1957 erhöht. Im Rech- 
nungsjahr 1957 ist eine Haushaltsüberschrei- 
tung von rd. 71,6 Mio DM eingetreten. Sie ist 
im wesentlichen auf den erhöhten Zuschuß an 
die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und 
Futtermittel zurückzuführen. Diese Anstalt 
sollte nach den Erläuterungen des Titels 620 
im Rechnungsjahr 1957 Zuschüsse von rd. 147,2 
Mio DM erhalten; tatsächlich hat sie aber rd. 
219,5 Mio DM bekommen. 

Bereits im Rechnungsjahr 1952 waren die 
Mittel, die für die Vorratshaltung insgesamt 
zur Verfügung standen, auf Grund erhöhter Zu- 
schüsse an die Einfuhr- und Vorratsstelle über- 
schritten worden. Ich hatte zu der damaligen 
Überschreitung in einer gutachtlichen Stellung- 
nahme ausgeführt, daß die Vorratshaltung 
durch die staatlichen Maßnahmen, die sich mit 
der inländischen Versorgung und der Markt- 
regelung auf dem Getreidegebiet befassen, 
maßgebend beeinflußt wird; es müsse daher 
beachtet werden, wie sich diese Maßnahmen 
auf die öffentliche Vorratshaltung und die 
durch die Haushaltsmittel gezogenen Grenzen 
auswirkten (vgl. Drucksache 1140 — 2. Wahl- 
periode — S. 81 Nr. 210). 

52. In der Bundeshaushaltsrechnung 1957 ist die 
Überschreitung damit begründet worden, daß 
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die vorgesehene Jahresdurchschnittsmenge der ] 
Bundesreserve an Getreide um rd. 248 000 t | 
habe überschritten werden müssen. Die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle sei auf Grund der im 
Getreidepreisgesetz festgelegten Übernahme- 
pflicht gezwungen gewesen, größere Bestände > 
einzulagern; dies habe sich aus der höher aus- ; 
gefallenen Inlandsernte und der Erfüllung ! 
mehrjähriger handelsvertraglicher Verpflich- 
tungen ergeben. Darüber hinaus seien die Be- 
stände an Futtergetreide im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1957 auf Grund eines Kabinetts- 
beschlusses um 200 000 t erhöht worden (vgl. 
Bundeshaushaltsrechnung 1957 S. 2312). ! 

Nach den bisherigen Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes beruht die Entwicklung der 
Bestände in der Bundesreserve nicht auf den 
angegebenen Gründen. Die vorgesehenen Ein- j 
lagerungsmengen sind insbesondere bei Wei- 
zen überschritten worden; die Jahresdurch- 
schnittsbestände haben im Rechnungsjahr 1957 , 
gegenüber der veranschlagten Menge von 1,05 j 
Mio t fast 1,6 Mio t betragen. Der erhöhte Be- j 
stand, der im wesentlichen bereits zu Beginn 
des Rechnungsjahres vorhanden war, ist nach j 
den Erhebungen des Bundesrechnungshofes auf 
Einfuhren im Getreidewirtschaftsjahr 1956/57 ; 
zurückzuführen. Sie überstiegen die auf den ! 
handelsvertraglichen Verpflichtungen beruhen- 
den Planungen erheblich und machten eine zu- 
sätzliche Aufnahme von Weizen durch die Ein- ' 
fuhr- und Vorratsstelle erforderlich. Bei Brot- ! 
roggen sind die vorgesehenen Einlagerungs- 
mengen im Rechnungsjahr 1957 um 50 000 t 
überschritten worden. Dies ist nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes darauf I 
zurückzuführen, daß der Inlandsbedarf zu hoch 
und die Ablieferungen der Erzeuger zu niedrig 
geschätzt worden sind. Überschüsse an Brotrog- 
gen sind auch in der Folgezeit entstanden. Im | 
Wirtschaftsjahr 1958/59 hat die Einfuhr- und 
Vorratsstelle aus der Inlandsernte rd. 725 000 t | 
Brotroggen aufnehmen müssen, ihre Verkäufe 
zur Versorgung des inländischen Brotgetreide- 
marktes betrugen dagegen in dieser Zeit nur 
rd. 243 000 t Roggen. Die Überschüsse können i 
nur unter erheblichen Kosten durch Ausfuhr 
oder durch Abgabe als Futter abgebaut werden. I 
Die Futtergetreidereserve ist im Rechnungsjahr I 
1957 nicht aufgestockt worden. Statt der vor- 1 
gesehenen Durchschnittsmenge von 740 000 t j 
haben die Jahresdurchschnittsbestände nur 
430 000 t betragen. Der Bundesrechnungshof hat 
den Bundesminister gebeten, die von ihm zu I 
der überplanmäßigen Haushaltsausgabe gege- 
bene Begründung zu überprüfen. Er wird nach 
Eingang der Stellungnahme prüfen, ob eine Be- ■ 
merkung aufzustellen ist. 

53. Im Zusammenhang mit der Überschreitung hat 1 
der Bundesrechnungshof auch die abschöp- j 
fungsfreien Einfuhren an Weizen erörtert. 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle führt einen 
Preisausgleich durch, um den niedrigeren Preis 
des eingeführten Getreides dem inländischen 
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höheren Preisstand anzugleichen. Damit der Ex- 
port von Ernährungsgütern nicht behindert 
wird, ist jedoch die abschöpfungsfreie Einfuhr 
von Rohstoffen (z. B. Getreide) zugelassen, die 
für die Herstellung solcher Exportgüter (z. B. 
Mehl) verwendet werden. 

Ursprünglich hatte der Bundesminister für 
die Ausfuhr jeder Tonne Mehl die abschöp- 
fungsfreie Einfuhr von zwei Tonnen Getreide 
zugelassen. Im März und im Oktober 1957 hat 
er den Umrechnungsschlüssel geändert. Nach 
der Anordnung vom Oktober 1957 konnte für 
eine Tonne ausgeführtes Mehl je nach dem 
Aschegehalt eine Getreidemenge von 1,5 bis 
2 Tonnen eingeführt werden. Die Fünfte Durch- 
führungsverordnung zum Getreidegesetz sieht 
für die Umrechnung von Mehl in Getreide Um- 
rechnungssätze von rd. 100 bis 150 v.H. vor. 
Diese Anordnung, die für die Erhebung von 
Abgaben durch die Mühlenstelle gilt, bietet 
einen Anhalt dafür, welche Getreidemengen für 
die Herstellung der einzelnen Mehlerzeugnisse 
erforderlich sind. Selbst wenn unterstellt wird, 
daß nur sehr feine Mehle ausgeführt worden 
sind, hätte das bei dem hierfür vorgesehenen 
Schlüssel von 150 v. H. für das in den Rech- 
nungsjahren 1956 und 1957 ausgeführte Mehl 
— rd. 850 000 t — nur die abschöpfungsfreie 
Einfuhr einer Getreidemenge von rd. 1,28 Mio t 
gerechtfertigt. Tatsächlich sind aber auf Grund 
des vom Bundesminister festgesetzten Umrech- 
nungsverhältnisses rd. 1,45 Mio t Getreide ab- 
schöpfungsfrei eingeführt worden. Diese über- 
höhten Einfuhren mußten sich in einer über- 
höhten Vorratshaltung der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle auswirken; sie führten zu einer Ver- 
mehrung der Vorratshaltungskosten. Da die 
überhöhte Menge der Einfuhren abschöpfungs- 
frei blieb, minderten sich gleichzeitig die Bun- 
deseinnahmen. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Beiträge an internationale Organisationen 

(Kapitel 10 02 Titel 675 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1959) 

Die Bundesrepublik ist Mitglied einer größeren 
Anzahl internationaler Organisationen auf dem 
Gebiet der Ernährung, der Landwirtschaft und 
der Forsten. Dazu gehört auch die Europäische 
Pflanzenschutz-Organisation (EPPO) in Paris. 

Im Jahre 1953 hat der Bundesrechnungshof 
bei der Landwirtschaftskammer Rheinland in 
Bonn festgestellt, daß ein für die Europäische 
Pflanzenschutz-Organisation zugelassener Kraft- 
wagen (Opel-Olympia) zeitweilig aus Mitteln 
unterhalten worden ist, die der Bund dem 
Lande Nordrhein-Westfalen für Maßnahmen 
des Pflanzenschutzes zur Verfügung gestellt 
hatte. Der Referent für Pflanzenschutz des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hatte den Wagen im Jahre 1950 auf 
Grund einer Vereinbarung mit der Europä- 
ischen Pflanzenschutz-Organisation aus den 
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Bundesmitteln beschallt, die als Beitrag der 
Bundesrepublik zu dieser Organisation vorge- 
sehen waren. Dem Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten des Landes Nord- 
rhein-Westfalen und der Landwirtschaftskam- 
mer Rheinland in Bonn war von diesem Wagen 
nichts bekannt. Er war dem Pflanzenschutzamt 
in Bonn unmittelbar von dem Referenten zuge- 
wiesen worden. Nach zeitweiliger Benutzung 
und Unterhaltung durch das Pflanzenschutzamt 
Bonn hat der Referent selbst den Wagen so- 
wohl dienstlich als auch für private Zwecke in 
Anspruch genommen. Während dieser Zeit hat 
er nach den Ausführungen des Bundesministers 
für den . Wagen nach dessen ausschließlicher 
Ingebrauchnahme sämtliche Kosten für Ver- 
sicherung, Kraftfahrzeugsteuer, Reparaturen, 
Kraftstoff usw. aus eigenen Mitteln bestritten. 
Anfang des Jahres 1958 — etwa nach sieben- 
jährigem Gebrauch — hat er den Wagen an die 
Europäische Pflanzenschutz-Organisation zu- 
rückgegeben und ihn von dieser später zum 
Taxpreis von 750 DM erworben. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Beant- 
wortung der Prüfungsmitteilung durch den Bun- 
desminister nicht den Eindruck gewonnen, daß 
dieser alles getan hat, um zu beschleunigter 
und erschöpfender Klärung des Sachverhaltes 
beizutragen. Er hat insbesondere die Schreiben 
des Bundesrechnungshofes zum Teil erst nach 
wiederholter Anmahnung und auch nicht immer 
ausreichend beantwortet. Zu der privaten Nut- 
zung de^ Wagens und der Flöhe des von dem 
Referenten aus eigenen Mitteln bestrittenen 
Unterhaltungsaufwandes hat der Bundesmini- 
ster erst Ende Mai 1959, nach Ankündigung 
eines Denkschriftbeitrages, nähere Angaben 
gemacht. Der Referent hat dienstlich erklärt, er 
habe den Wagen, abgesehen von den Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, nicht 
nennenswert für private Zwecke benutzt. Er 
habe ferner außer sämtlichen Benzinkosten für 
alle Fahrten allein vom Sommer 1954 bis zum 
Sommer 1958 für das Fahrzeug mehr als 
5500 DM für Reparaturen, Steuern, Versiche- 
rung und Garage aus eigenen Mitteln aufge- 
wendet. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes 
hätte der Bundesminister den Wagen sogleich 
nach der Beschaffung in den Kraftfahrpark des 
Bundesministeriums übernehmen sollen. Einer 
solchen Regelung hätte die schriftliche Erklä- 
rung des Generaldirektors der Europäischen 
Pflanzenschutz-Organisation, der Wagen sei 
„für den Leiter des Pflanzenschutzdienstes“ der 
Bundesrepublik „zum persönlichen Gebrauch“ 
zugewiesen worden, nicht entgegengestanden. 
Diese Erklärung konnte nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes nur als Bereitstellung 
für dienstliche Zwecke im Interesse der Euro- 
päischen Pflanzenschutz-Organisation oder des 
Bundes angesehen werden. Eine Überlassung 
für private Zwecke durfte hierunter nicht ver- 
standen werden. Der Wagen hätte auch bei Ein- 
gliederung in den Kraftfahrpark des Bundes- 


ministeriums für Zwecke des Pflanzenschutzes 
zur Verfügung gehalten werden können. Bei 
einer solchen Regelung wäre vor allem verhin- 
dert worden, daß öffentliches Vermögen, sei es 
auch solches internationaler Organisationen, 
für persönliche Zwecke benutzt wurde. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister der Finanzen gebeten, darauf hinzu- 
wirken, daß die internationalen Organisationen 
zur Verminderung der Beitragsleistungen der 
Mitgliedstaaten künftig davon absehen, für 
deren Vertreter Kraftwagen „zum persönlichen 
Gebrauch" zu beschaffen. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird 
den Beamten darauf hinzuweisen haben, daß 
sein Verhalten mit seinen Pflichten als Vertre- 
ter der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Europäischen Pflanzenschutz-Organisation nicht 
in Einklang stand. Der Bundesrechnungshof hat 
darüber hinaus angeregt, daß die Bundesmini- 
ster allgemein ihren Vertretern bei internatio- 
nalen Organisationen untersagen, über den 
dienstlichen Bedarf hinausgehende Zuwendun- 
gen von diesen Einrichtungen anzunehmen. 

* 

Betriebsbeihilfe für die Landwirtschaft zur 
Verbilligung von Gasöl (Dieselkraftstoff) 

(Kapitel 10 02 Titel 953 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1958) 

55. Vom 1. Mai 1955 an erhält die Landwirtschaft 
auf Grund des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 für 
versteuertes Gasöl eine Betriebsbeihilfe in 
Höhe der Mineralölsteuer von 15,30 DM je 
100 Liter. In Verbindung hiermit wird der Land- 
wirtschaft vom Rechnungsjahr 1956 an im Rah- 
men der Maßnahmen des „Grünen Planes" da- 
durch eine weitere Betriebsbeihilfe gewährt, 
daß ihr der Zoll und die Umsatzausgleichsteuer 
auf Gasöl erstattet werden; diese Betriebsbei- 
hilfe hat im Kalenderjahr 1957 7,80 DM je 100 
Liter Gasöl betragen. Die für 1957 insgesamt 
gewährten Betriebsbeihilfen belaufen sich mit- 
hin auf 23,10 DM je 100 Liter Gasöl. 

Die Betriebsbeihilfen werden jeweils nach- 
träglich für das Kalenderjahr gewahrt und in 
dem ihm folgenden Rechnungsjahr ausgezahlt. 
Bisher sind aufgewendet worden: 



Betriebsbeihilfen 



nach 


Rechnungsjahr 

dem Ver- 
kehrs - 
finanz- 
gesetz 
Mio DM 

dem 
Grünen 
Plan 
Mio DM 

Summe 
Mio DM 

1956 

(1. Mai bis 

31. Dezember 1955) 

47,2 


47,2 

1957 

(1. Januar bis 

31. Dezember 1956) 

1958 

85,5 

31,9 

117,4 

(1. Januar bis 

31. Dezember 1957) 

91,7 

46,7 

138,4 


82 



Deutscher Bundestag 


Die höheren Ausgaben für die Rechnungs- 
jahre 1957 und 1953 sind auf die fortschreitende 
Technisierung der Landwirtschaft zurückzufüh- 
ren. Mit einer weiteren Zunahme — wenn auch 
nicht im bisherigen Maße — ist zu rechnen. 
Für das Rechnungsjahr 1959 ■ — also für Be- 
triebsbeihilfen vom 1. Januar bis zum 31. De- 
zember 1958 — sind insgesamt rd. 155,9 Mio 
DM vorgesehen (22,60 DM je 100 Liter Gasöl). 
Für das Kalenderjahr 1955 sind Gasölbetriebs- 
beihilfen an etwa 400 000 Betriebe, für das 
Kalenderjahr 1956 an etwa 500 000 Betriebe ge- 
zahlt worden (d. s. 1955 etwa 120 DM und 1956 
etwa 235 DM je Betrieb). Die Bewilligung und 
die Auszahlung der Beihilfen obliegt den Lan- 
desbehörden. Das Verfahren richtet sich nach 
der Rechtsverordnung vom 25. Februar 1956. 
Das für die Gewährung der Beihilfen ange- 
wandte Verfahren • — Bewilligung und Auszah- 
lung an die Letztempfänger ■ — erscheint um- 
ständlich und aufwendig. Die Notwendigkeit 
seiner Vereinfachung ist wiederholt Gegen- 
stand von Erörterungen gewesen. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat kürzlich hierfür neue Vorschläge 
gemacht, über die noch verhandelt wird. 

56. Einige Länder haben Beihilfen auch durch 
Kräfte des Wirtschaftsberatungsdienstes bear- 
beiten lassen, für den sie erhebliche Zuschüsse 
aus Bundesmitteln erhalten (Kapitel 10 02 Titel 
603). Der Bundesrechnungshof hat gegen eine 
derartige Verwendung dieser besonders quali- 
fizierten Fachkräfte Bedenken erhoben; sie soll- 
ten ihren eigentlichen Aufgaben nicht entzogen 
werden. Auch haben die Länder die Verwal- 
tungskosten für das Beihilfeverfahren selbst zu 
tragen. Auf Grund der Beanstandung des Bun- 
desrechnungshofes werden Kräfte der Wirt- 
schaftsberatung künftig nur noch herangezogen, 
wenn Zweifelsfälle zu beurteilen sind. 

57. Die Anerkennung der Beihilfeberechtigung soll 
widerrufen werden, wenn der Antragsteller 
vorsätzlich unrichtige oder unvollständige An- 
gaben gemacht hat. Verschiedene Landesbehör- 
den haben hiervon auch dann abgesehen, wenn 
auf Grund solcher Tatbestände Strafverfahren 
eingeleitet oder die Antragsteller bereits ver- 
urteilt waren. Auf Veranlassung des Bundes- 
rechnungshofes hat der Bundesminister die 
Länder darauf hingewiesen, daß es geboten ist, 
die Vorschrift streng auszulegen. 

58. Nach der Verordnung vom 25. Februar 1956 ist 
der Bezug des Gasöls durch Quittungen oder 
durch Lieferbescheinigungen zu belegen. Der 
Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß bis- 
weilen Beihilfen für nichtbeihilfefähige Mine- 
ralöle gewährt worden sind; auch ist es zu 
Doppelzahlungen gekommen, weil für diesel- 
ben Bezugsmengen sowohl Lieferbescheinigun- 
gen als auch Originalrechnungen vorgelegt 
worden sind. Der Bundesrechnungshof hat ver- 
langt, daß die zu Unrecht gewährten Betriebs- 
beihilfen zurückgefordert werden. Auf seine 
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Anregung haben der Bundesminister der Finan- 
zen und der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten den Ländern ein 
neues Muster für Lieferbescheinigungen emp- 
fohlen, dessen Verwendung derartige Miß- 
bräuche verhindern soll. 

59. Eine zuverlässige Kontrolle darüber, ob die 
Antragsteller die angemeldeten Betriebsstoff- 
mengen tatsächlich für beihilfefähige Zwecke 
verwendet haben, begegnet erheblichen Schwie- 
rigkeiten. Die Länder haben daher Richtsätze 
aufgestellt, damit sachgemäß beurteilt werden 
kann, ob sich die als Verbrauch angegebenen 
Betriebsstoffmengen in einem annehmbaren 
Rahmen halten. Der Bundesrechnungshof hat 
die Anwendung der Richtsätze für bedenklich 
gehalten, wenn sie starr als Höchst-, Mindest- 
oder Festsätze gewertet werden. Er hat 
empfohlen, durch Vergleiche innerhalb einer 
Gemeinde festzustellen, ob der angemeldete 
Verbrauch den Betriebsverhältnissen entspricht. 
Der Bundesminister der Finanzen und der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten haben darauf in dem neuen Antrag- 
muster Angaben über die bewirtschaftete 
landwirtschaftliche Nutzfläche gefordert. 

60. Nach einem Gemeinsamen Rundschreiben des 
Bundesministers der Finanzen und des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hatten die Länder die benötigten Mittel 
unter Angabe der festgestellten beihilfefähigen 
Gasölmengen zum 15. März eines jeden Jahres 
anzufordern. Für den Abruf der angeforderten 
Mittel waren besondere Bestimmungen nicht 
erlassen. Nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes hat sich die Abwicklung der Be- 
triebsbeihilfen längere Zeit hingezogen. Für 
das Kalenderjahr 1956 dauerte die Abwicklung 
beispielsweise in einem Lande bis zum Oktober 
1957. Das Land hatte die Betriebsmittel bereits 
geraume Zeit vor der Auszahlung der Beihilfen 
abgerufen. Auf Veranlassung des Bundesrech- 
nungshofes haben die beiden Bundesminister 
den Abruf der Betriebsmittel geregelt; vorzei- 
tig abgerufene Betriebsmittel sind nunmehr zu 
verzinsen. 

* 

Förderung der deutschen Eierwirtschaft 

(Kapitel 10 02 Titel 958 für die Rechnungs- 
jahre 1956 bis 1958) 

61. Auf Grund des Gesetzes zur Förderung der 
deutschen Eierwirtschaft vom 31. März 1956 
erhalten die Hühnerhalter einen Ausgleichs- 
betrag für Eier, die in den Verkehr gebracht 
und als QuaMtätseiier gekennzeichnet worden 
sind, sowie für Bruteier. Die Maßnahme hat den 
Zweck, den gegenüber den Weltmarktpreisen 
höheren inländischen Preis für Futtergetreide 
auszugleichen. Im Rechnungsjahr 1956 sind 
Ausgleichsbeträge in Höhe von rd. 23,3 Mio 
DM, im Rechnungsjahr 1957 von rd. 19,1 Mio 
DM und im Rechnungsjahr 1958 von rd. 49,8 
Mio DM gezahlt worden. 
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62. Der vom B uridesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten vierteljährlich festge- 
setzte Ausgleichsbetrag hat in den Rechnungs- 
jahren 1956 und 1957 zwischen 1,5 Pf und 2,3 
Pf je Ei gelegen; seit dem 1. Juli 1958 beträgt 
der Ausgleichsbetrag 3 Pf je Ei. Bei der Er- 
mittlung des Ausgleichsbetrages ist der Bun- 
desminister — unter Berücksichtigung des je- 
weiligen Unterschiedes zwischen den Inlands- 
und den Weltmarktpreisen für Futtergetreide 
- — von einem jährlichen Getreidebedarf je 
Henne von 32,3 kg zuzüglich des Futters für 
Junghennen auf zucht sowie einer durchschnitt- 
lichen jährlichen Legeleistung von 145 Eiern 
ausgegangen. Der Bundesrechnungshof hat auf 
Grund der in einzelnen Ländern stichproben- 
weise durch ge führten Prüfungen Zweifel ge- 
äußert, ob die zugrunde gelegte Legeleistung 
von durchschnittlich 145 Eiern jährlich richtig 
angesetzt ist. Aus den Anträgen der Hühner- 
halter geht hervor, daß die durchschnittliche 
Jahresleistung der Hennen zwischen 164 und 
175 Eiern liegt. Eine Legeleistung in dieser 
Höhe entspricht auch der in den Nachbar- 
ländern der Bundesrepublik; z. T. ist sie dort 
noch höher. Der Bundesrechnungshof hat ge- 
fordert, daß der Berechnung der Ausgleichs- 
beträge eine Legeleistung zugrunde gelegt 
wird, die rationell betriebene Hühnerhaltun- 
gen bei einer Verfütterung in Höhe der ange- 
nommenen Getreidemengen tatsächlich erzie- 
len. Der Bundesmi miste r hat bisher an seiner 
B erechnungsgrundlage f es tgehalten. 

63. Häufig hat sich — vor allem auf Grund von 
Anzeigen — der Verdacht ergeben, daß auch 
für ungekennzeichnete Eier Ausgleichsbeträge 
beantragt und gezahlt worden sind. Große Teile 
der Verbraucherschaft bevorzugen das unge- 
kennzeichnete Ei, so daß kennzeichnende Be- 
triebe solche Eier in erheblichem Umfang an 
ihre Abnehmer liefern. Es ist daher besonders 
wichtig, zu prüfen, ob die Eier gekennzeichnet 
worden sind, für die Ausgleichsbeträge in An- 
spruch genommen werden. Den Nachweis hier- 
über hat der Antragsteller am Hand seiner 
Buchführung zu erbringen, die nur an Ort und 
Stelle geprüft werden kann. Nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes sind 
diese Unterlagen vielfach unvollständig und 
nicht prüfungsfähig. Die Prüfungsberichte der 
Landesdienststellen, die der Bundes re chniungs- 
hof eingesehen hat, bestätigen dies. Es besteht 
allerdings der Eindruck, daß die Landesdienst- 
stellen nicht immer in ausreichendem Umfange 
Prüfungen durchgeführt und Folgerungen aus 
den festgestellten Mängeln gezogen haben. Der 
Bundesrechnungshof hält es für geboten, daß 
die Prüfungen verstärkt werden und daß die 
Unterlagen der etwa 1500 kennzeichnenden 
Betriebe, über die etwa 80 v. H. der Ausgledchs- 
beträge ausgezahlt werden, jährlich mindestens 
einmal geprüft werden. Ohne derartige Prü- 
fungen ist eine Gewähr dafür, daß die Mittel 
für die Förderung der Eierwirtschaft ordnungs- 
mäßig verwendet werden, nicht gegeben. Der 


Bundesrechnungshof hat ferner gefordert, daß 
als Belege über den Absatz der Eier nur Un- 
terlagen anerkannt werden dürfen, die Anga- 
ben über die Anzahl der gekennzeichneten 
Eier sowie über den Abnehmer enthalten und 
von diesem bescheinigt worden sind. Der Bun- 
desrechnungshof hat schließlich darauf hinge- 
wiesen, daß die Ausgleichsbeträge zurückzu- 
fordern sind, soweit der erforderliche Nach- 
weis nicht erbracht ist. 

Im März 1959 hat der Bundesmrinister eine 
weitere Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes zur Förderung der deutschen Eierwirt- 
schaft erlassen; dadurch wird s'i cherg es teilt, 
daß Ausgleichsbeträge nur für die als Standard- 
eier gekennzeichneten Eier in Anspruch genom- 
men werden. Der Bundesminister hat im übri- 
gen mitgeteilt, daß die Länder ihre Prüfungs- 
tätigkeit inzwischen wesentlich verstärkt haben 
und daß darüber hinaus sechs Bundesprüfer 
ausschließlich für diese Aufgabe eingesetzt 
sind. 

64. Ausgleichsbeträge für Hühnereier können 
kennzeichnende Hühnerhaltungen oder kenn- 
zeichnende Handelsbetriebe beantragen. Letz- 
tere haben die Ausgleichs'beträge am die sie 
beliefernden Hühnerhalter abzuführen. Die Zahl 
der kennzeichnenden Handelsbetriebe hat sich 
in dem bisherigen Verlauf der Förderungs- 
maßnahmen nicht wesentlich geändert. Jedoch 
sind Hühnerhalter in steigendem Umfange dazu 
übergegangen, um Zulassung zur Kennzeich- 
nung nachzusuchen und daraufhin Anträge auf 
Ausgleichs betrüge zu stellen. Dadurch wird der 
Verwaltungsaufwand wesentlich vergrößert. Es 
ist damit zu rechnen, daß sich diese Entwick- 
lung fortsetzt. Der Bundesrechnungshof hat da- 
her empfohlen, zu prüfen, ob die Zulassung 
zum Kennzeichnen auf größere Hühnerhaltun- 
gen beschränkt werden kann, zumal ein 
ordnungsmäßiger Nachweis von kleineren Hüh- 
nerhaltem nicht zu erwarten ist; diese können 
auch in den Genuß der Vergünstigung kommen, 
wenn sie ihre Eier an kennzeichnende Hiandels- 
b et ri ehe ablii ef ern . 

Die Frage wird mit dem Bundesminister noch 
erörtert. 

* 

Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

(Einzelplan 11 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Mutterschutzgesetz 

(Kapitel 11 13 Titel 610 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1958) 

65. Die Ausgaben des Bundes nach dem Mutter- 
schutzgesetz vom 24. Januar 1952 sind von Jahr 
zu Jahr gewachsen; sie haben sich von rd. 
25,7 Mio DM im Rechnungsjahr 1952 auf rd. 
85 Mio DM im Rechnungsjahr 1958 erhöht. Im 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 sind 
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90 Mio DM veranschlagt. Die Ausgaben haben 
sich vor allem deshalb erhöht, weil die Zahl 
der erwerbstätigen Frauen und der Geburten, 
aber auch der Durchschnittsverdienst in zuneh- 
mendem Maße gestiegen sind. 

Die Kosten für das nach dem Gesetz zu zah- 
lende Wochen- und Stillgeld erstattet der Bund 
insoweit, als sie die nach der Reichs versiehe- 
rungsordnung zustehenden Leistungen überstei- 
gen. Das Erstattungsverfahren ist durch die 
Rechts Verordnung vom 22. November 1955 ge- 
regelt. 

66. Der Bundesrechnungshof hat seine örtlichen 
Prüfungen wegen der großen Anzahl der Kran- 
ken versiehe rungs träger (rd. 2060) so gestaltet, 
daß dadurch eine möglichst große Breiten- und 
Tiefenwirkung erzielt wurde. Die obersten Lan- 
desbehörden haben dieses Bestreben nachhaltig 
unterstützt. Sie haben Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes, die sich mehr oder min- 
der bei allen geprüften Krankenkassen erge- 
ben haben, sämtlichen Trägern der gesetzlichen 
Krankenversicherung ihres Bereichs mitgeteilt. 
Auf diese Weise konnten allgemeine Mängel 
vielfach auf Landesebene abgestellt werden. 

67. Von den Mängeln, die der Bundesrechnungs- 
hof bei der Prüfung der einzelnen Berechnun- 
gen festgestellt hat, ist die Anforderung zu 
hoher Beträge durch zahlreiche Krank enver- 
.'Sti ch e run g str ä ger hervo r zuheben . 

Die Satzungen verschiedener Krankenkassen 
sehen vom Beginn der 7. Woche vor der Nie- 
derkunft oder auch von einem späteren Zeit- 
punkt an ein erhöhtes Krankengeld vor. Die 
Erhöhung des Krankengeldes hat nach der 
Rechtsprechung des früheren Reichsversiche- 
rungsamtes auch eine Erhöhung des Wochen- < 
geldes und des Stillgeldes zur Folge. Das nach 
den Bestimmungen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung zu zahlende Wochengeld und das 
Stillgeld sind auf die Leistungen nach dem Mut- 
terschutzgesetz anzurechnen. Bei der Ermittlung 
des vom Bund zu erstattenden Anteils mußte 
daher eine Erhöhung des Krankengeldes, die 
sich auf das als Kassenleistung zu gewährende 
Wochengeld und das Stillgeld aus wirkt, berück- 
sichtigt werden. Das hatten zahlreiche Ver- j 
sicherungsträger nicht beachtet. So haben ver- i 
schieden e Krankenkassen eines Landes rd. 
206 000 DM zu Unrecht erhalten. Der Bundes- 
rechnungshof hat verlangt, daß der Betrag dem 
Bund erstattet wird. Das ist inzwischen gesche- 
hen. Da durch das Gesetz zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfälle vom 26. Juni 1957 die bisherige 
Beziehung zum Krankengeld aufgehoben wor- 
den ist, beeinflußt eine Erhöhung des Kran- 
kengeldes das Wochengeld und das Stillgeld 
vom l. Juli 1957 an nicht mehr. Die unrechtmä- 
ßigen Belastungen des Bundes erstrecken sich 
daher nur auf Barleistungen, die bis zum In- 
krafttreten dieser neuen Vorschrift — 1. Juli 
1957 — (gewährt worden sind. 

* 


Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 1956 
bis 1958) 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung 

(Kapitel 12 03 und A 12 03 für die Rechnungs- 
jahre 1956 bis 1958) 

Bau- und Finanzierungskosten einer Staustufe 
bei Geesthacht/Elbe 

(Kapitel 12 03 Titel 714 für die Rechnungs- 
jahre 1956 bis 1958) 

68. Im Jahre 1952 hat diie Wasser- und Schiff ahrts- 
verwaltung die Vorarbeiten für den Bau der 
Staustufe Geesthacht/Elbe eingeleitet. 

Die Staustufe ist im wesentlichen geplant wor- 
den zur 

weiteren Vertiefung der Unterelhe, 
Einschränkung der durch die Vertiefung der 
Unterelbe stromaufwärts sich fortsetzenden 
Sohlenvertiefungen (Erosion) der Elbe, 

Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse für 
einen Verkehr mit vollbeladenen 1000-t- 
Schiffen während des ganzen Jahres auf der 
Strecke oberhalb Hamburgs, 

Wiede ranhebung des Grundwasserstandes 
oberhalb Geesthachts (Verbesserung der Lan- 
deskultur) , 

Sicherstellung der nötigen Wassermengen 
für den Betrieb eines Pumpspeicherwerks 
durch die Hambur gischen Elektrizitäts- Werke 
im Interesse Hamburgs. 

Ferner sollte die Anlage so errichtet werden, 
daß das Gefälle später durch ein Laufkraft- 
werk ausgenutzt werden konnte. 

Die Entwurfsbearbeitung und die Bauausfüh- 
rung sind der Wasser- und Schiff ahrtsdirektion 
Hamburg übertragen worden. Der Plan für den 
Bau der Staustufe mußte nach den Vorschriften 
des Preußischen Wassergesetzes festgestellt 
werden. Die Unterlagen für das Ausbauverfah- 
ren hat die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
im Mai 1956 den für die Planfeststellung zu- 
ständigen Behörden in den Ländern Nieder- 
sachsen und Schleswig-LIolstein zugestellt. Bis- 
her ist nur im Regierungsbezirk Lüneburg im 
Mai 1959 ein Planfeststellungsbeschluß erlassen 
worden. 

Mit dem Bau wurde im Jahre 1956 begonnen. 
Die Schleusenanlage ist im April 1959 dem Ver- 
kehr übergeben worden ? die Arbeiten am Wehr 
dauern noch an. Das auf Kosten der Hambur- 
gischen Elektrizitäts-Werke errichtete Pump- 
speicherwerk hat den Betrieb im Oktober 1958 
teilweise auf genommen. Der Bau des Lauf- 
kraftwerks, das von den Hamburgischen Elek- 
trizitäts-Werken zu errichten wäre, hat noch 
nicht begonnen. 

69. Die Anlage der Staustufe ist eng mit den In- 
teressen der Freien und Hansestadt Hamburg 
verknüpft. Der Bund und Hamburg haben im 
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April 1956 ein Abkommen über die Errichtung 
der Staustufe Geesthacht — Regierungsabkom- 
men — abgeschlossen. Wird von den damals 
vorgesehenen Zuschüssen der Hamburgischen 
Elektrizitäts-Werke und der Wertschaffenden 
Arbeitslosenhilfe abgesehen, so hatten der 
Bund zwei Drittel und Hamburg eän Drittel 
der Baukosten zu tragen. Unter Wahrung die- 
ses Betei ligungs Verhältnisses haben die beiden 
Vertragspartner als Finanzierungsgesellschaft 
die „Staustufe Geesthacht GmbH 1 ' gegründet; an 
dem Stammkapital — 150 000 DM — ist der 
Bund mit 100 000 DM beteiligt (Kapitel A 12 03 
Titel 890 Rechnungsjahr 1956). 


70. Dem Regierungsabkommen vom April 1956 
liegen Baukosten in Höhe von 41,5 Mio DM 
zugrunde. Der Bauentwurf vom Dezember 1953 
wurde vom Bundesminister für Verkehr im 
Januar 1956 genehmigt. Obwohl in der Zeit von 
1953 bis 1956 erhebliche Preissteigerungen ein- 
getreten waren, ist der Kostenbetrag im Ent- 
wurf nicht erhöht worden. Die Kosten sollten 
von folgenden Stellen aufgebracht werden: 


Zuschuß der Hamburgischen 
Elektriiziitäts- Werke . . . 

Zuschuß der Wer tisch aff en- 
den Arbeitslosenhilfe . . . 

Anteil Hamburg 

Anteil Bund 


3,0 Mio DM 

2,5 Mio DM 

12.0 Mio DM 

24.0 Mio DM 
41,5 Mio DM 


Nach dem Entwurf vom November 1957, den 
der Bundesminister für Verkehr genehmigt hat, 
haben sich die Baukosten tauf rd. 61,89 Mio DM 
erhöht. Die Mehrkosten von 20,39 Mio DM set- 
zen sich wie folgt zusammen: 


Lohn- und Stoffpreissteige- 
rungen während des Zeit- 
raumes von 1953 bis 1957 . 9,00 Mio DM 

Planänderungen 6,00 Mio DM 

(Errichtung der bis dahin 
nicht geplanten Tief bau teile 
der Häupter für eine später 
zu errichtende 2. Schleusen- 
kammer und der Tiefbau- 
teile für die Schleusenmit- 
telmauer zwischen der 1 . 
und 2. Schleusenkammer) 

Erhöhung der Kostenansätze 
für eine infolge unvorh er- 
sehbarer Strömungs Verhält- 
nisse notwendig gewordene 
umfangreichere Umspun- 
dung und W as s e rhal tun g 
der Wehrbaugrube und eine 
dadurch verursachte längere 


Bauzeit 3,59 Mio DM 

Maßnahmen im Staubereich 1,80 Mio DM 


( U f e rs ch u tzm a ßn ah m en , Auf - 
höhungen aus Uferabgra- 
bungen zur Erhaltung def 
Nutzung der Vorländereien) 

20,39 Mio DM 


71. Der Entwurf vom Dezember 1953/Januar 1956 
sowie die Denkschrift der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion Hamburg „Die Staustufe Geest- 
hacht" vom Januar 1955 gehen von einer Ver- 
besserung der landeskulturellen Verhältnisse 
durch den Anstau der Elbe aus. Trockenschä- 
den, die in den Elbniederungen oberhalb Geest- 
hacht aufgetreten waren, sollten im Rahmen 
des Bauvorhabens durch Anhebung der Grund- 
wasserstände behoben werden. Auch in den 
Unterlagen, die die Wasser- und Schiffahrts- 
direktion im Mai 1956 aufgestellt und dem Re- 
gierungspräsidenten Lüneburg wegen der Plan- 
feststellung zugeleitet hatte, wird dies zum 
Ausdruck gebracht. Der Beschluß ansschuß für 
den Regierungsbezirk Lüneburg hat dagegen im 
Mai 1958 dargelegt, daß für das niedersächsi- 
sche Gebiet des Staubereichs keine landeskul- 
turellen Verbesserungen, sondern Nachteile 
durch zu hohe Wasser stände auf treten würden. 
Der zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
einerseits sowie dem Lande Niedersachsen und 
dem Wasserverband Ilmenau-Niederung ande- 
rerseits abgeschlossene Vertrag vom 16. April 
1959 verpf lichtet den Bund, einen Pauschbetrag 
von 7,9 Mio DM an den Wasserverband zu 
zahlen. Dieser Betrag wird vom Verband benö- 
tigt, um Maßnahmen zur Verhinderung von 
nachteiligen Wirkungen der Staustufe auf die 
Landeskultur durchzuführen. Außerdem muß 
der Bund selbst noch Maßnahmen außerhalb 
deis Verbandsgebietes mit einem Kostenauf- 
wand von rd. 100 000 DM durchführen, um dort 
Schäden für die Landeskultur zu verhüten. 

72. Die den Entwürfen zugrunde gefegten Kosten- 
berechnungen sind damit überholt. Nach der 
unerwartet geringen Beschäftigung von Arbeits- 
losen auf der Baustelle ist ferner nur ein Zu- 
schuß der Wertschaffenden Arbeitslosenhilfe 
von 0,5 Mio DM anstatt, wie vorgesehen, von 
2,5 Mio DM zu erwarten. 

Die Gesamt- 
kosten betragen 
(61,89 + 7,9 

+ 0,1 Mio DM) = 69,89 Mio DM 

davon werden 
aufgebracht 
als Zuschuß der 
Hiambur gis eben 
Elektrizitäts- 
werke 3,0 Mio DM 

als Zuschuß der 
Wertschaffen- 
den Arbeitslo- 
senhilfe 0,5 Mio DM 3,50 Mio DM 

mithin bleiben 66,39 Mio DM. 

Der Bund und Hamburg müssen also nicht die 
auf Grund des Entwurfs vom Dezember 1953/ 
Januar 1956 ermittelten Kostenanteile von zu- 
sammen 36 Mio DM, sondern nunmehr 66,39 
Mio DM aufbringen. 

73. Uber die Aufbringung dieses Betrages haben 
zwischen Bund und Hamburg Meinungsver- 
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schi-edenheiten bestanden. Der Bund übernimmt 
neuerdings 47,9 Mio DM und Hamburg 18,49 
Mio DM. 

Das bisherige Beteiligungsverhältnis zwi- 
schen Bund und Hamburg hat sich danach von 
66 2 / 3 v. H. und 33 Vs v. H. auf rd. 72 v. H. und 
rd. 28 v. H. zuungunsten des Bundes verschoben. 

74. Die Wasser- und Schiiffahrtsdirektion und die 

Harnbur gischen Elektrizitäts- Werke haben am 
19. April 1956 einen Nutzungsvertrag für das 
Pumpspeicherwerk abgeschlossen, den der Bun- 
desminister für Verkehr an demselben Tage 
genehmigt hat. Nach § 2 deis Vertrages ge- 
währleistet die Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung den Hamburgischen Elektrizitäts- Werken 
am Wehr der Staustufe eine Stauhaltung i 

von 3,50 m über Normalnull vom 1. Oktober ' 

1958 an, 

von 4,00 m über Normalnull vom 1. Oktober j 

1959 an und 

von 5,00 m über Normalnuli vom 1. Oktober 

1961 an. 

Die zum i. Oktober 1958 gewährleistete Stau- 
höhe von 3, 50 m über Normalnull ist nicht 
erreicht worden, weil die Beinarbeiten sich ver- 
zögert haben. Rücksichten auf die Landeskul- 
tur werden nicht zulassen, den Stau von 
5,00 m über Normalnull in absehbarer Zeit zu 
erreichen. 

Um Schadensersatzansprüchen vorzubeugen, ! 
hat die Wasser- und Schiff ahrtsverwaltung mit ! 
den Hamburgischen Elektrizitäts-Werken mit i 
dem Ziel verhandelt, die Verpflichtung zur Er- | 
richtung eines Staues von 5,00 m auf 4,00 m 
über Normalnull zu ändern. Die Hamburgischen 
Elektrizitäts-Werke haben erklärt, sie müßten 
Schäden an den Pumpen und Turbinen wegen 
der niedrigen Waisserstände befürchten. Sie j 
■streben an, daß dieses Risiko bei der Änderung j 
des Nutzungsvertrages noch berücksichtigt : 
wird. Die Verhandlungen sind noch nicht abge- , 
schlossen. 

75. Im übrigen hat die Sowjetzone im Zusammen- 

hang mit dem Bau der Staustufe Geesthacht 
Schadensersatzansprüche geltend gemacht. Sie 
erhebt zur Abgeltung angeblicher landeskul- 
tureller und sonstiger Schäden im Zonengebiet 
seit Mai 1958 Wassers traßenbenutzungsgebüh- ; 
ren von den Schiff ah rtt reibenden für den Ver- 
kehr zwischen der Bundesrepublik und Berlin 
(West) sowie zwischen Hamburg und dem übri- 
gen Bundesgebiet (Elbe-Mittellandkanal). Diese 
Gebühren in Hohe von 1,5 bis 2,0 Mio DM 
monatlich werden den Abgabepflichtigen vom 
Bund erstattet. Diie Ausgaben wurden zunächst 
außerplanmäßig bei Kapitel 12 03 Titel apl. 
714a nachgewiesen. Im Rechnungsjahr 1959 
werden die Gebühren von dem Bundesmiinister 
für gesamtdeutsche Fragen aus Kapitel 27 01 
Titel 604 erstattet; dies wird zu einer wesentli- 
chen Überschreitung des Ansatzes führen. ; 


1 76. Der Bundesrechnungshof hat folgende Bean- 
' standungen erhoben: 

a) Der Bau ist begonnen worden, ohne daß das 
Planfeststellungsverfahren beendet war. Die 
nicht rechtzeitige Durchführung des Planfest- 
stellungsverfahrens ist ein grober Verstoß 
gegen gesetzliche Vorschriften. 

Zweck der Planfeststelliung ist es, alle 
sonst notwendigen Genehmigungen, Verlei- 
hungen, Erlaubnisse und Zustimmungen zu 
ersetzen und die gesamten durch das Vor- 
haben berührten öffentlich-rechtlichen Be- 
ziehungen zwischen dem Träger des Aus- 
baues und den durch den Plan Betroffenen 
rechts gestaltend zu regeln. Für dieses Ver- 
fahren ist bei der Planung genügend Zeit 
vorzusehen. Die Kostenberechnung für ein 
Bauvorhaben ist mit der erforderlichen Si- 
cherheit nur möglich, wenn das Planfeststel- 
lungs verfahren dem Baubeginn voramgeht. 

b) Die Auffassung über die günstigen Auswir- 
wirkungen auf die Landeskultur im Stau- 
bare ich, die in dem Entwurf vom Dezember 
1953, in der Denkschrift der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion vom Januar 1955 und 
auch noch ln den Unterlagen des Ausbau- 
verfahrens vom Mai 1956 vertreten wird, 
ist nicht vereinbar mit der Entscheidung des 
Beschlußausschusses des Regierungsbezirks 
Lüneburg vom 21. Mai 1958. Die Zusammen- 
arbeit zwischen den Dienststellen der Lan- 
deskultur und denen der Wusser- und 
Schiiffahrtisverwaltung Ist unzureichend ge- 
wesen. Wäre das Planfeststellungsverfahren 
ordnungsmäßig vor Baubeginn durchgeführt 
worden, hätte Klarheit über die Auswir- 
kungen auf die Landeskultur von Anfang -an 
bestanden. Die Erhöhung der Kosten wäre 
in dem Gesamtkostenanschlag zum Aus- 
druck gekommen. Die Verhandlungen mit dem 
Land Hamburg über dessen finanzielle Be- 
teiligung wären alsdann von vornherein 
über den richtigen Kostenansatz geführt 
worden. 

c) Den zwischen der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion und den Hamburgischen Elektri- 
zitäts-Werken abgeschlossenen Nutzungs- 
vertrag hat der Bundesminister für Verkehr 
genehmigt, ohne daß die erforderliche Zu- 
stimmung des Bundesminiisters der Finanzen 
nach § 45b der Reichshaushaltsordnung vor- 
lag. Dieser hatte bereits vor dem Abschluß 
des Vertrages darauf hingewiesen, daß der 
Bund nach § 2 des Vertragsentwurfs über 
mehrere Rechnungsjahre hinaus verpflichtet 
werden sollte. Der Bundesmimster der Fi- 
nanzen hat die Erfüllung dieser Verpflich- 
tung nicht als finanziell gesichert angesehen 
und es zunächst abgelehnt, dem Vertrag 
zuzustimmen. Um aber den Vertragsab- 
schluß nicht unnötig zu verzögern, hat er 
empfohlen, das Abkommen nur mit dem 
Vorbehalt seiner späteren Genehmigung 
abschließen zu lassen. Diesen Vorbehalt hat 
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aber der Rundesmindster für Verkehr in den 
trag nicht aufgenommen, 

d) Der Bundesminister für Verkehr hat die im 
Laufe des Jahres 1953 ermittelten Gesamt- 
kosten von 41,5 Mio DM noch in den Vor- 
anschlag für das Rechnungsjahr 1956 unver- 
ändert übernommen. Die Steigerung des 
Baukostenindex in der Zeit von 1953 bis 
1955 um rd. 13 v. H. hat er nicht berücksich- 
tigt. Außerdem sind die Kosten der Plan- 
änderungen — vorbereitende Maßnahmen 
für den Bau der 2. Schleuse, Mehrkosten der 
Wehrbaugrube, Kosten für die Maßnahmen 
im Staubereich — so beträchtlich, daß der 
Entwurf vom Dezember 1953/Januar 1956 als 
unzureichend angesehen werden mußte. 
Auch in den Bundeshaushaltsplänen für die 
Rechnungsjahre 1957 und 1958 sind die Ge- 
samtkosten in den Erläuterungen des Titels 
714 entsprechend dem Bauentwurf vom De- 
zember 1953/Januar 1956 noch mit 41,5 Mio 
DM angegeben. Erstmals in den Erläuterun- 
gen für das Rechnungsjahr 1959 werden die 
höheren Gesamtkosten erwähnt. 

Für eine Einstellung der Ausgaben in den 
Haushaltsplan des Rechnungsjahres 1956 
waren die Voraussetzungen nach § 14 der 
Reichshaushaltsordnung nicht gegeben. Der 
Bauentwurf ist nicht sorgfältig genug bear- 
beitet worden. Bei Veranschlagung der Ko- 
sten für das Rechnungsjahr 1956 stand fest, 
daß der Gesamtkostenbetrag von 41,5 Mio 
DM wesentlich überschritten werden mußte. 
Die Angabe eines zu niedrigen Betrages ist 
geeignet, die Bewilligung durch die gesetz- 
gebenden Organe leichter zu erreichen. 

Neubau der Staustufe Offenbach 

(Kapitel 12 03 Titel 762 für das Rechnungsjahr 
1956) 

77. Die alte, aus dem vorigen Jahrhundert stam- 
mende Stauanlage bei Offenbach am Main, die 
noch ein Nadel wehr hatte, war baufällig und 
mußte durch ein neues Wehr ersetzt werden. 
Die Vorarbeiten für den Umbau, der die alte 
Stauhöhe vorsah, waren 1939 abgeschlossen. 
Mit den Bauarbeiten wurde aber erst 1949 be- 
gonnen, da der zweite Weltkrieg eine Ver- 
wirklichung des Planes nicht zuließ. Das Bau- 
vorhaben war 1949 besonders dringlich, weil 
das alte Wehr zusammenzubrechen drohte. Der 
1958 vollendete Neubau der Staustufe hat, von ; 
Beiträgen Dritter abgesehen, Aufwendungen i 
des Bundes in Höhe von rd. 17 Mio DM er- ! 
fordert; er ist nunmehr unter Änderung der 
alten Planung so ausgeführt, daß der bisherige 
Stau von 94,21 m über Normalnull um 2,35 m 
auf 96,56 m über Normalnull erhöht werden 
kann. Der ursprüngliche Stau von 94,21 m über j 
Normalnull besteht nach wie vor weiter. 

Gegen die Erhöhung des Staues auf 96,56 m j 
haben die hauptsächlich betroffenen Städte 
Frankfurt am Main, Hanau und Offenbach Ein- ; 
Wendungen erhoben; auch andere Anlieger i 


haben Einspruch eingelegt. Das gesetzlich vor- 
geschriebene Planfeststellungsverfahren, durch 
das die Einwendungen hätten geklärt werden 
können, ist weder bei der Änderung der ur- 
sprünglichen Planung noch danach eingeleitet 
worden. Nach der Darstellung des Bundes- 
ministers für Verkehr besteht eine hohe Wahr- 
scheinlichkeit dafür, daß der Stau nur bis auf 
95,50 m über Normalnull erhöht werden kann, 
da sonst die Stauschäden in der Landwirtschaft 
und an kommunalen Abwässeranlagen unver- 
hältnismäßig hoch werden würden. Wenn das 
zutrifft, ist die Stauhöhe um mindestens 1 ,06 m 
zu hoch vorgesehen und Wehr und Schleuse 
sind in zu großen Abmessungen gebaut worden. 
Neben den einmaligen Mehrkosten des Raues 
muß laufend mit höheren Unterhaltungskosten 
gerechnet werden. Endgültig lassen sich diese 
Kosten erst ermitteln, wenn durch das Plan- 
feststellungsverfahren festgestellt ist, bis zu 
welcher Höhe der Stau angespannt werden 
kann. 

Die Verwaltung hat geltend gemacht, daß sie 
wegen des schlechten Zustandes der alten Stau- 
anlage unter Zeitdruck gestanden habe und es 
ihr bei den in den Jahren 1948 und 1949 herr- 
schenden ungewöhnlichen Verhältnissen nicht 
möglich gewesen sei, die für eine abschließende 
Beurteilung erforderlichen Untersuchungen an- 
zustellen. Im übrigen würden die Mehrkosten 
zum Teil durch Einsparungen bei der Umkana- 
liisierung der Mainstrecke Offenbach - — Aschaf- 
fenbuirg ausgeglichen. 

Der Bundesrechnungshof erkennt die Gründe 
der Verwaltung für die sofortige Aufnahme der 
Arbeiten im Jahre 1949 an. Er hat aber bean- 
, standet, daß weder vor Änderung der Stauhöhe 
für das Bauvorhaben noch in der Folgezeit ein 
Planfeststellungsverfahren eingeleitet worden 
ist. Die Bauwerke sind nach nur ungefährer 
Schätzung der erforderlichen und möglichen 
Stauhöhe in einem Umfang errichtet worden, 
der nach dem zu erwartenden Ergebnis des Plan- 
feststellungsverfahrens nicht notwendig sein 
wird. 

* 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 12 10 für die Rechnungsjahre 1956 und 
1958, Kapitel A 12 10 für die Rechnungsjahre 
1957 und 1958) 

Vorprüfung 

78. Die Vorprüfung gewinnt wegen der starken 
Zunahme der Ausgaben für Bundesferns fraßen 
immer mehr an Bedeutung. Eine möglichst voll- 
ständige Vorprüfung der Rechnungen der Bun- 
de sfernstraßen ist deshalb unerläßlich, weil der 
Bundesrechnungshof nur in einem nach Zeit- 
aufwand und Umfang beschränkten Rahmen 
prüfen kann, Mit Rücksicht auf das Vierjahres- 
programm für Bundesfernstraßen ist die Ver- 
stärkung des Personals der Vorprüfungsstellen 
notwendig. 
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Seit Jahren muß jedoch der Bundesrechnungs- 
hof beanstanden, daß die Vorprüfungsstellen 
der Länder die Einnahmen und Ausgaben für 
die Bundesfernstraßen nicht ausreichend vor- 
prüfen (vql. Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — 

S. 73 Nr. 25). 

Trotz aller Bemühungen äst bei einzelnen 1 
Auftragsverwaltungen bis jetzt noch keine ent- 
scheidende Besserung eingetreten. So äst die , 
technische Vorprüfung in einem Regierungsbe- 
zirk seit acht Jahren unterblieben, weil die j 
Auftragsverwaltung den erforderlichen Be am- j 
ton des gehobenen technischen Dienstes nicht 
zur Verfügung gestellt hat. Erst am 1. Dezem- 
ber 1958 ist ein technischer Angestellter der 
Vorprüfungsstelle zugeteilt worden. In einem 
anderen Regierungsbezirk waren imRechnungs- ; 
jahr 1954 die für die Vorprüfungsstelle bewil- 
ligten Planstellen zur Hälfte für andere Ver- 
waltungszweige in Anspruch genommen. Auf , 
die Beanstandung des Bundesrechnungshofes ! 
ist zwar der Vorprüfungsdienst verstärkt wor- 
den, jedoch fehlen dieser Vorprüfungsstelle 
heute noch einige Beamte und Angestellte. Im 
Bereich eines weiteren Landes iist die Vorprü- i 
fung seit drei Jahren ausgesetzt. 

Im übrigen werden die Rechnungen in fast j 
allen Ländern nur z. T. vorgeprüft, obwohl die ! 
dazu erforderliche Zustimmung des Bundes- | 
rechnungshofes nicht immer vorliegt. Einzelne 80. 
Teile der Baurechnung werden nach Auffassung i 
des Bundesrechnungshofes auffallend wenig 
vorgeprüft; dies dst z. B. bei den Kosten des 
Grunderwerbs der Fall. Der Grunderwerb ist , 
finanziell und wirtschaftlich von besonderer Be- 1 
deutung, er wird in der Durchführung immer 
schwieriger. 

Der Anteil der Bundesstraßenmittel am Ge- 
samtstraßenbauvolumen äst bei den einzelnen 
Landesstraßenbauverwaltungen verschieden 
hoch, aber allgemein sehr bedeutend; in einem 
Lande hat dieser Anteil z. B. im Rechnungsjahre 
1956 etwa zwei Drittel der Straßenbaumittel be- 
tragen. Der Zeitaufwand für die Vorprüfung der 
Bundes st raßenTechnung und die Ergebnisse die- 
ser Prüfung stehen im Vergleich zu der Prüfung , 
der Landesstraßenrechnung nicht immer im an- 
gemessenen Verhältnis zur Bedeutung der 
Rechnung. 

Die seit Jahren auf eine Besserung der Ver- 
hältnisse gerichteten Bemühungen des Bundes- 
ministers für Verkehr und des Bundesministers 
der Finanzen sowie des Bund es rechnungshofes 
waren bisher nur teilweise erfolgreich. Es ist 
daher geboten, nochmals auf diese Umstände j 
hinzuweisen, zumal der Bundesrechnungshof auf 
dem Gebiet des Straßenbaues bei seinen P.rü- | 
fungen nicht unerhebliche Mängel festgestellt \ 
hat (Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — S. 15, 1 
S. 17, S. 72/75; Drucksache 554 — 3. Wahl- 
periode — S. 17/21, S. 75/76). 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

79. Beim Neubau oder Ausbau bestehender Bun- \ 
desfernstraßen sind häufig Gebäude zum Ab- 


bruch zu erwerben, Einfriedigungen, Garten- 
mauern oder ähnliche Anlagen niederzureißen 
und an anderen Stellen wiieder zu errichten so- 
wie Hofbrunnen durch den Anschluß <a n das 
Wasserversorgungsnetz zu ersetzen. Die Eigen- 
tümer der Grundstücke fordern nicht selten, daß 
der Träger der Straßenbaulast Ersatzbauten er- 
richtet, Wasserversorgungsanlagen an Stelle 
handbetriebener Hofpumpen installiert oder 
überhöhte Preise zahlt, in denen die Kosten 
für Neubauten enthalten sind. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt fest- 
gestellt, daß die Straßenbauverwaltungen diese 
unberechtigten Forderungen weitgehend erfül- 
len und vielfach nicht berücksichtigen, daß die 
Eigentümer Wertvorteile erlangen. Die Eigen- 
tümerhaben aber weder Anspruch auf Herstellung 
von Ersatzbauten noch auf Zahlung eines Kauf- 
preises, der die Kosten neuer Bauanlagen voll 
deckt. Der Kaufpreis richtet sich nach dem Ver- 
kehrswert der Grundstücke; übersetzte Ent- 
schädigungsforderungen dürfen nicht anerkannt 
werden. Die Entschädigung ist unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 
und der Beteiligten zu bestimmen (Artikel 14 
Abs. 3 GG); Wertverbesserungen gegenüber 
dem bisherigen Zustande sind vom Grund- 
eigentümer zu tragen. 

Eine Straßenbauverwaltung hat z. B. zwei sehr 
alte, in mangelhaftem Bauzustand befindliche 
Scheunen zum Abbruch erworben, um eine un- 
übersichtliche Kurve begradigen zu können. Das 
Staatshochbanaimt hat den Verkehrswert beider 
Scheunen auf 37 100 DM geschätzt. Die Stra- 
ßenbauverwaltung hat sich aber nicht an diesen 
Betrag gehalten, sondern dem Eigentümer wei- 
tere 34 300 DM gezahlt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gefordert, daß der überzahlte Betrag 
dem Bund erstattet wird. 

81. In einem ähnlichen Fall hat eine Landesbehörde 
für den Neubau einer Autobahnstrecke ein 
Hausgrundstück gekauft. Ein vereidigter Sach- 
verständiger hatte den Verkehrswert auf 16 000 
DM geschätzt. Die Verwaltung hat jedoch 30 000 
DM gezahlt. Auch hier hat der Bundesrech- 
nungshof verlangt, daß der überzahlte Betrag 
erstattet wird. 

82. Eine Straßenbauverwaltung (Land Schafts ver- 
band) hat im Dezember 1956 für die Anlage 
einer Straßenmeisterei Grundstücke in einer 
Größe von 24 524 qm für die Bundesrepublik 
Deutschland - — Bund es Straßen Verwaltung — ge- 
kauft; als Kaufpreis hat sie 4 DM für den qm 
— insgesamt 98 096 DM — vereinbart. Als 
Eigentümer der Grundstücke ist aber nicht die 
Bundesrepublik Deutschland, sondern der Land- 
schaftsverband in das Grundbuch eingetragen 
worden. In einem weiteren Vertrag, den die 
Verwaltung ebenfalls im Dezember 1956 ab- 
schloß, hat sie dem Verkäufer zusätzlich als 
Entschädigung für den Verlust künftigen Kipp- 
geländes für Abraum (das Grundstück liegt im 
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Industriegebiet) 190 000 DM — ebenfalls zu 
Lasten des Bundes — zugestanden. Das nach 
einem Erlaß des Bundesministers für Verkehr 
erforderliche baufachliche Gutachten über die 
Eignung des Grundstückes für eine Straßenmei- 
sterei lag nicht vor. 

Bei einer örtlichen Prüfung im Sommer 1957 
hat der Bundesrechnungshof festgestellt, daß die 
Bauairbeiten bereits im Gange waren. In dem 
vom Bundesminister genehmigten Entwurf für 
den Ausbau der Bundesstraße war aber die 
Straßenmeisterei nicht vorgesehen; auch waren 
keine Haushaltsmittel für den Grunderwerb 
und für den Bau der Straßenmeisterei bewilligt. 
Durch das Eingreifen des Bundes re chniungshof es ; 
hat verhindert werden können, daß Bundes- 
mittel für den Grunderwerb und die Baiuko- . 
sten in Anspruch genommen worden sind. Da- 
gegen hat die Auftrags Verwaltung die Grund- 
erwerbsteuer von rd. 6900 DM zu Lasten des 
Bundes gezahlt und den Betrag erst auf eine 
Beanstandung des Bundesrechnungshofes hin 
den Bundesmitteln wieder zugeführt. 

83. Bei der Änderung einer Kreuzung mehrerer i 
öffentlicher Straßen haben die Träger der Stra- ! 
ßenbaulast die Kosten im Verhältnis der Fahr- 
bahnbreiten zu tragen, soweit die Änderung 
durch die Überschneidung des Verkehrs nötig 
wird (§ 12 Abs. 3 des Bundesfemstraßengeset- 
zes). In gleicher Weise sind die Kosten zu tei- 
len, die durch Wiederherstellung von Kreu- 
zungsbauwerken im Falle der Zerstörung durch 
höhere Gewalt entstehen (§ 13 Abs. 4 des Bun- 
desfernstraßengesetzes) . 

* Ein Autobahnamt hat iim Jahre 1955 drei i 
im Kriege zerstörte Kreuzungsbauwerke im 
Zuge der Bundesautobahnen wiederhergestellt. 
Zu den Kosten von zusammen rd. 300 000 DM 
hat es die anderen Träger der Baulast nicht 
herangezogen. Der Bundesrechnungshof hat ge- 
fordert, daß diese die anteiligen Kosten dem 
Bund erstatten. 

* 

Bundesminister für Verteidigung 

(Einzelplan 14 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Werterstattungshilfe 

84. Die Vereinigten Staaten von Amerika unterstüt- 

zen die Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
des Regierungsabkommens vom 8. Oktober 1956 
bei der Ausbildung militärischen Personals und ! 
liefern militärische Ausrüstungsgegenstände j 
(Werterstattungshilfe). Wird ein Angebot für 
derartige Leistungen angenommen, so hat 
der Bund sofort 40 v. H. des Auftragswertes 
zu zahlen, davon 15 v. H. als Anzahlung auf 
ein Treasury-Konto bei der Federal Reserve 
Bank of New York und 25 v. H. auf ein Garan- 
tiekonto beii der Deutschen Bundesbank. Fer- 


ner ist vereinbarungsgemäß der volle Auftrags- 
wert auf das Treasury-Konto einzuzahlen, so- 
bald die amerikanische Seite ihre Leistungs- 
bereitschaft erklärt hat. 

Wie die Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes ergeben haben, standen am 30. Septem- 
ber 1958 auf dem Garantiekonto rd. 274 Mio 
DM mehr, als nach dem Abkommen erforder- 
lich war. Der Bundesrechnungshof hat gefordert, 
daß dieser Betrag dem Bundeishaushalt zugeführt 
wird. Am 31. März 1959 hat der Bundesminister 
der Finanzen dem Garantiekonto, das an diesem 
Tage mit rd. 303,8 Mio DM überdeckt war, im 
Einvernehmen mit dem Bundesmiinister für Ver- 
teidigung 300 Mio DM entnommen und diese 
zunächst bei den Verwahrungen nachgewiesen. 
Der Betrag von 303,8 Mio DM ist nunmehr in 
den Haushaltsplan 1959 bei Kapitel 32 08 (In- 
anspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen) Titel 990 (Rückzahlung der 
Deutschen Bundesbank aus dem Garantiekonto 
für Rüstungskäufe im Ausland) als Mitider- 
'ausgabe eingestellt worden; das Verwahrungs- 
konto ist entsprechend abgewickelt worden. Der 
Bundesrechnungshof hat den Bundesminister für 
Verteidigung darauf hingewiesen, daß die rd. 
303,8 Mio DM schon im Rechnungsjahr 1958 
zu vereinnahmen waren, und zwar beim Binzel- 
plan 14 durch Absetzen von den Ausgaben. 
Eine weitere Stellungnahme hat er sich Vor- 
behalten. 

Auf dem Treasury-Konto waren, wie der 
Bundesrechnungshof festgestellt hat, am 30. 
September 1958 rd. 188 Mio DM mehr vor- 
handen, als den Werten der bis dahin erteil- 
ten Aufträge entsprach. Der Bundesrechnungs- 
hof hat den Bundesminister gebeten, wegen 
eines Ausgleichs mit dem Treasurer der Ver- 
einigten Staaten zu verhandeln. Der Bundes- 
minister ist um eine Lösung der Angelegenheit 
bemüht. 

Nach dem Abkommen kann der Treasurer 
der Vereinigten Staaten Guthaben auf dem 
Treasury-Konto, die nicht für die Bezahlung 
von Lieferungen und Leistungen benötigt wer- 
den, vorübergehend in verzinslichen Schatz- 
anweisungen anlegen. Zinsen und Kursgewinne 
werden dem Konto gutgeschrieben. Für die 
Zeit vom 1. Januar 1957 bis 31. August 1958 
beliefen sich die Gutschriften auf rd. 13 Mio 
DM. Der Bundes rechnungshof hat gefordert, daß 
die Gutschriften, die sich bis zum 15. März 1959 
auf rd. 16,8 Mio DM erhöht haben, als Ein- 
nahmen des Bundes (Einzelplan 14) behandelt 
werden. Im April 1959 hat der Bundesminister 
zunächst rd. 15 Mio DM als Einnahmen nach- 
weisen lassen. Der Bundesrechnungshof wird die 
A n g e legen heit ü be r wa eben . 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Abrechnungsarbeiten für die Lieferungen 
und Leistungen erheblich im Rückstand sind. 
Er hat verlangt, daß die Abrechnungsarbeiten 
beschleunigt durchgeführt werden. Der Bundes- 
minister hat dies zugesagt. 
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Entwicklung und Beschaffung von Schützen- 
panzerwagen 

85. Der Bundesrechnunigshof hat sich seit 1957 mit 
dem Komplex der Entwicklung und der Lie- 
ferung von Schützenpanzerwagen des Modells 
Hispano-Suiza befaßt. Er hat zu Verträgen Stel- 
lung genommen und die Angelegenheit später 
■auch -im Rahmen der Rechnungsprüfung behan- 
delt. Die Untersuchungen sind noch nicht abge- 
schlossen. über die Ergebnisse kann ich hier 
nicht berichten. 

Organisation und Personalausstattung der 
Abteilung Wehrtechnik des Bundesministers 

86. Ich habe die Organisation und diie Personalaus- 
statturug der Abteilung Wehrtechnik (T) des 
Bundesmimsters prüfen lassen. In dieser Denk- 
schrift muß ich mich darauf beschränken, über 
einige Ergebnisse der Untersuchungen zu be- 
richten. 

Die Abteilung T ist vor allem iür Angelegen- 
heiten der wehrtechnischen Forschung, Entwick- 
lung und Erprobung zuständig. Auf dem Gebiet 
der Forschung erteilt die Abteilung T die Auf- 
träge und wertet auch die Ergebnisse selbst 
aus. Dagegen beschränkt sich ihre Arbeit auf 
den anderen Gebieten auf die Lenkung und 
Überwachung, während die Durchführung dem 
Bundesamt für Wehrtechnik -und Beschaffung in 
Koblenz obliegt. Bei den Untersuchungen ist 
auf eine klare Aufgabenabgrenziung zwischen 
dem Ministerium und dem Bundesamt Wert 
gelegt worden. Darauf 'ist auch der Vorschlag 
für die Neugliederung und die Perso-nalausstat- 
tung ab gestellt. 

Die Abteilung T war bisher entsprechend der 
Verwendung von Waffen -und Geräten in der 
Truppe gegliedert. Das -erschien nicht zweck- 
mäßig. Die vorgeschlagene Neugliederung geht 
von der Zugehörigkeit der Waffe und des Ge- 
räts zu einem technischen Bereich aus und faßt 
artverwandte Aufgabengebiete zusammen. Da- 
durch können die Referate straffer gegliedert 
und der Personaleinsatz wirtschaftlicher gestal- 
tet werden; Spezialkräfte derselben technischen 
Fachrichtung brauchen nicht an verschiedenen 
Stellen vorgesehen zu werden. 

Statt der bisherigen acht Unterabteilungen 
sind noch sechs vorgesehen. Eine Unterabtei- 
lung, in der in drei Referaten die allgemeinen 
Aufgaben erledigt und auch die Angelegen- 
heiten der internationalen Zusammenarbeit ko- 
ordiniert werden, ist als besondere Organisa- 
tion.sein.heit entbehrlich; ich habe mich dafür 
ausgesprochen, daß diese Referate unmittelbar 
dem Abteilungsleiter unterstellt werden. Die 
Aufgaben der Unterabteilung „Motorisierung" 
rechtfertigen nach Ausgliederung der dem 
Bundesamt zufallendon Arbeiten keine Unter- 
abteilung mehr; die verbleibenden ministeriel- 
len Aufgaben sollten einer anderen Unter- 
abteilung zugöwiesen werden, in die sie ihrem 
technischen Zusammenhang nach gehören. 


Für die Beurteilung der wissenschaftlichen 
und mathematisch-technischen Probleme, die in 
der neuzeitlichen Verteidigungstechnik eine 
besondere Rolle spielen, sieht der Vorschlag 
je Unterabteilung ein besonderes Referat vor. 
Die Zahl der Referate soll gleichwohl von 47 
auf 40 verringert werden. Die Gesamtzahl der 
Arbeitskräfte (Soll 1958: 294) wird sich infolge 
der Prüfung kaum mindern; nach der Unter- 
suchung sind 285 Kräfte erforderlich. Dagegen 
haben sich wesentliche Änderungen bei der 
Dienstpostenbewertung ergeben. Eine Reihe 
von Planstellen für Beamte des höheren tech- 
nischen Dienstes (DipLom-Ingenieure) kann in 
Planstellen des gehobenen technischen Dien- 
stes (vor allem HTL-Ingenieure) umgewandelt 
werden; entsprechend wäre bei einer Anzahl 
von Dienstposten für technische Angestellte zu 
verfahren, bei denen nach der Art der Tätig- 
keit Kräfte mit abgeschlossener Hochschulbil- 
dung nicht erforderlich sind. Die Zahl der 
Kräfte des höheren technischen Dienstes kann 
von 188 auf 131 herabgesetzt werden, die des 
gehobenn technischen Dienstes sollte dagegen 
von 66 auf 105 erhöht werden. Im Verhältnis 
zu den technischen Abteilungen anderer Mini- 
sterien ist die Zahl der im höheren Dienst Be- 
schäftigten immer noch hoch. Das erklärt sich 
jedoch durch die größere Zahl und Vielfältig- 
keit der technischen Bereiche, den rascheren 
Wechsel technischer Au-s führungsformen der 
Waffen und Geräte und den stärkeren inter- 
nationalen Einfluß auf die wehr technische Ent- 
wicklung. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister 
über die Vorschläge zur Neugliederung der 
Abteilung sind noch nicht abgeschlossen. 

Organisation der Freiwilligenannahme 

87. Auf Veranlassung des Verteidigungsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages hat der Bundes- 
rechnungshoif während der Haushaltsberatun- 
gen für das Rechnungsjahr 1958 die Frage 
untersucht, ob neben der zivilen Wehrersatz- 
verwaltung eine selbständige militärische Or- 
ganisation für die Annahme freiwilliger Solda- 
ten erforderlich ist. Der Bundes rechnungshof 
hat die Frage verneint und darauf hingewie- 
sen, daß eine Dcppelgleisigkeit bei der Erledi- 
gung von Aufgaben, die ihrem Wesen nach 
gleichartig sind, zu einem Mehraufwand an 
Personal führen muß. Um jedoch der militäri- 
schen Forderung Rechnung zu tragen, daß die 
freiwilligen Bewerber durch erfahrene Trup- 
penoffiziere ausgewählt werden, hat der Bun- 
dosrechnungshof vorgeschlagen, lediglich die 
Prüfgruppen der militärischen Annahmeorga- 
rvsation beizubeh alten, diese aber den Dienst- 
stellen der Wehrersatzverwaltung anzuglie- 
dem. 

Der Bundesministcr hatte zunächst erklärt, 
daß er die Eignungsprüfstellen für Unteroffi- 
ziere und Mannschaften den an ihrem Dienst- 
ort befindlichen Kreiswehrersatzämtern vom 
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Rechnungsjahr 1959 an wirtschaftlich anglie- 
dern werde. In den Haushalt des Rechnungs- 
jahres 1959 konnten deshalb 192 Dienstposten 
für Soldaten, Beamte und Angestellte weniger 
eingestellt werden. 

Die Angliederung ist aber nicht durchgeführt 
worden. Vielmehr hat der Bundesminister im 
Oktober 1959 das Annahmeverfahren neu ge- 
regelt, die Annahmeorganisation umgegliedert 
und nahezu sämtliche Aufgaben, die bisher von 
der Wehrersatzverwaltung geleistet wurden, 
auf die Annahmeorganisation übertragen. Damit 
soll eine wirksamere Freiwilligenwerbung und 
ein schnellerer Ablauf des Annahmeverfahrens 
erreicht werden. 

Die Umorganisation läßt Stellenvermehrun- 
gen in der Annahmeorganisation und Stellen- 
minderungen bei der Wehrersatzverwaltung er- 
warten; dabei dürften die Stellenvermehrungen 
überwiegen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung 
beobachten. 

Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 

88. Zahlreiche Dienststellen und Einheiten der Bun- j 
deswehr sind mit den Vorschriften über die Be- j 
wirtschaftung der Haushaltsmittel noch immer 
nicht hinreichend vertraut (vgl. Drucksache 554 
— 3. Wahlperiode — S. 76 Nr. 101). Zum Teil 
waren auch Bestimmungen noch nicht erlassen 
oder bestehende Regelungen unvollständig. 

So hat ein Korps die ihm unterstellten Trup- 
pen im Januar 1958 angehalten, rechtzeitig alle 
zugewiesenen Haushaltsmittel auszunutzen. Da- 
bei hat es darauf hingewiesen, eine Über- 
tragung der Reste auf das neue Rechnungsjahr 
sei nicht zu erwarten, und es bestehe die Ge- 
fahr, daß die Mittel im Rechnungsjahr 1958 nach 
den tatsächlichen Ausgaben des Rechnungs- 
jahres 1957 bemessen und erheblich gekürzt 
würden. Der Bundesrechnungshof hat solche 
Anordnungen mißbilligt, weil sie geeignet sind, 
einer unsachgemäßen Ausgabewirtschaft Vor- 
schub zu leisten. j 

Tatsächlich sind die Ausgaben bei Truppen- j 
teilen dieses Korps in den Monaten Februar j 
und März 1958 ganz ungewöhnlich hoch ge- j 
wesen; verschiedentlich haben sie ein Vielfaches 1 
der Ausgaben der ersten zehn Monate des ! 
Rechnungsjahres 1957 betragen. Dies mag zum : 
Teil auf die verspätete Zuweisung von Haus- i 
haltsmitteln zurückzuführen sein, sicherlich aber ; 
auch auf das Bestreben, diese nicht verfallen zu 1 
lassen. Inwieweit dabei im einzelnen unwirt- i 
schaftliche Ausgaben geleistet und in unzu- 
lässiger Weise Vorräte angelegt worden sind, 
wird noch geprüft. 

Personalausgaben 

I 

89. Die Wehrbereichsgebührnisämter sind mit der ' 
Berechnung und der Anweisung der Dienst- j 
bezüge für Soldaten, Beamte und Angestellte ■ 


nunmehr nahezu auf dem laufenden. Mit dem 
rechnungsmäßigen Nachweis der zustehenden 
und der gezahlten Beträge sind sie aber immer 
noch im Rückstand. Der Nachweis bereitet des- 
wegen besondere Schwierigkeiten, weil zahl- 
reiche Überzahlungen offenstehen; die zu ihrem 
Ausgleich geleisteten Zahlungen sind durch die 
vielen Versetzungen zum Teil an unzuständige 
Kassen überwiesen worden. Der Bundesrech- 
nungshof wird darüber wachen, daß die fehl- 
geleiteten Zahlungen ordnungsmäßig abge- 
wickelt werden und daß der rechnungsmäßige 
Nachweis bald erbracht wird (vgl. Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — S. 77 Nr. 105). 
Künftig dürften Fehler in dem bisherigen Um- 
fang nicht mehr auftreten, da die zustehenden 
und die gezahlten Dienstbezüge seit dem 
1. April 1958 monatlich statt bisher jährlich ab- 
gestimmt werden. Dadurch können Fehler- 
quellen frühzeitig erkannt werden; auch wird 
der rechnungsmäßige Nachweis vereinfacht. 

90. Bei der Gewährung von Trennungsentschädi- 
gung und Beschäftigungsvergütung sowie von 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüssen 
haben die Dienststellen nicht immer sorgfältig 
verfahren (vgl. Drucksache 554 — 3. Wahl- 
periode — S. 78 Nr. 106). Vor allem sind die 
Zahlungen in zahlreichen Fällen nicht rechtzeitig 
eingestellt worden. Der Bundesrechnungshof hat 
verlangt, daß zuviel gezahlte Beträge zurück- 
gefordert werden. 

Einige Dienststellen haben ihren Personal- 
bedarf nicht durch ortsansässige Angestellte 
und Arbeiter gedeckt, die die Arbeitsämter hät- 
ten vermitteln können. Dadurch sind unnötige 
Ausgaben für Trennungsentschädigung erfor- 
derlich geworden. Der Bundesrechnungshof hat 
die Dienststellen darauf hingewiesen, daß orts- 
ansässigen Kräften der Vorzug zu geben ist. 

Bildungswesen 

91. In einer Reihe von Fällen haben Dienststellen 
Ausgaben geleistet, die durch die Zweckbestim- 
mung nicht gedeckt waren. So sind aus den Mit- 
teln für den staatsbürgerlichen und völkerrecht- 
lichen Unterricht Eintrittskarten zu sportlichen 
Veranstaltungen und für Theaterbesuche sowie 
Bergfahrten und illustrierte Zeitungen bezahlt 
worden. Sogar Reisekosten für den Besuch der 
Automobilausstellung in Frankfurt am Main 
sind zu Lasten dieser Mittel gebucht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister empfohlen, der Truppe Richtlinien für 
die Bewirtschaftung der Mittel zu geben, damit 
eine zweckentsprechende und sinnvolle Ver- 
wendung sichergestellt wird. Der Bundesminister 
hat dieser Empfehlung inzwischen entsprochen. 

92. Auch die Verwendung der Mittel für die Ge- 
staltung der Freizeit gibt häufig zu Bedenken 
Anlaß. Einige Kommandeure haben in der Vor- 
stellung, daß sie über die Mittel nach freiem 
Ermessen für ihre Soldaten verfügen können, 
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Ausgaben leistem lassen, die weder mit der j 
Zweckbestimmung der Mittelbewilligung noch ; 
mit den Richtlinien, die der Bundesminister er- 
lassen hat, zu vereinbaren waren (vgl. Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — S. 77 Nr. 102). i 
In einem Fall hat der Bundesrechnungshof eine j 
Bemerkung aufgestellt (S. 24 Nr. 22). 

Mehrere Truppenteile haben Soldaten, die 
Theatervorstellungen besuchten, wiederholt die j 
vollen Kosten für die Eintrittskarten erstattet; 
nach den Richtlinien dürfen für den Besuch kul- 
tureller Veranstaltungen aber nur Zuschüsse 
gewährt werden. Mehrfach ist nicht beachtet i 
worden, daß mit den Mitteln das berechtigte | 
Interesse eines möglichst großen Kreises von 
Soldaten und nicht nur Sonderwünsche einzel- ; 
ner befriedigt werden sollen. Z. B. haben Trup- 
penteile entgegen den bestehenden Weisungen . 
Filmkameras und Filmvorführapparate nebst j 
Zubehör sowie Filme beschafft. Auch sind die j 
Mittel zur Ausstattung von Gemeinschafts- 
räumen verwendet worden; solche Ausgaben 
sind jedoch aus dem Kantinenfonds oder aus 
Haushaltsmitteln für die Unterbringung zu be- 
streiten. 

öfters haben Truppenteile Bücher für die Sol- 
datenbüchereien — wenn die dafür vorgesehe- 
nen Mittel erschöpft waren — zu Lasten der 
Mittel gekauft, die lediglich für militärische 
Fachbüchereien bestimmt waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die unzulässigen 
Ausgaben beanstandet und die Truppenteile an- 
gehalten, künftig bestimmungsgemäß zu ver- 
fahren. In einigen Fällen hat er gefordert, daß 
die zu Unrecht geleisteten Ausgaben dem Bun- ! 
deshaushalt wieder zugeführt werden. 

j 

Unterbringung 

93. Mit der Prüfung der Ausgaben für Bauten der 
Bundeswehr ist der Bundesrechnungshof laufend j 
befaßt, über die Ergebnisse werde ich in der 
nächsten Denkschrift ausführlich berichten. Auf j 
einige wesentliche Feststellungen sei schon hier 
hingewiesen: j 

Bei der Planung und dem Bau neuer Kasernen 
werden die besonderen militärischen Erforder- ; 
nisse und Zweckmäßigkeiten nicht immer im 
notwendigen Umfange berücksichtigt und öfters, 
insbesondere bei Einschaltung freischaffender 
Architekten, zugunsten architektonischer An- 
liegen vernachlässigt. 

Treppenhäuser und Lehrsäle erhalten z. B. 
überdimensionierte Fenster mit großen, unge- 
teilten Scheibenflächen. Die Fenster werden aus 
architektonischen Gründen ohne Mauerbrüstun- 
gen ausgeführt und sind zum Teil nicht zu öff- 
nen. Ihre Außenreinigung ist nur mittels langer 
Gebäudeleitern möglich, die nicht überall zur 
Verfügung stehen und deren Beschaffung sehr 
kostspielig ist; bei Beschädigungen entstehen 
hohe Reparaturkosten. Auch sind Fenster mit , 
großen Glasflächen wärmetechnisch unwirt- ; 
schaftlich; das wirkt sich auf die Herstellungs- , 


und Betriebskosten für die Heizungsanlage un- 
günstig aus. 

Die Treppenhäuser werden von den Fluren 
oft durch zweiflügelige Türen getrennt, deren 
Flügel aus Glas in Holz- oder Stahlrahmen be- 
stehen. Bei dem starken Personenverkehr in 
den Fluren und Treppenhäusern treten, vor 
allem in Alarmfällen, Schäden an den Glas- 
flächen ein, deren Beseitigung laufend Kosten 
verursacht. Eine Kasernenverwaltung will die 
Türen zur Vermeidung ständiger hoher Repara- 
turkosten aushängen lassen. 

Kasernenbauten erhalten vielfach aus archi- 
tektonischen Gründen Flachdächer mit Gefälle 
zur Gebäudemitte und mit Innenentwässerung. 
Da die Gebäude aus Tarnungsgründen von zahl- 
reichen höheren Bäumen umgeben sind, besteht 
die Gefahr, daß Laub und Baumnadeln die 
Regenwassereinläufe verstopfen und erhebliche 
Wasserschäden innerhalb der Gebäude ver- 
ursachen. 

Die Baudienststellen haben sich offenbar in 
vielen Fällen freischaffenden Architekten gegen- 
über nicht durchsetzen sowie unzweckmäßige 
Planungen und Bauausführungen nicht verhin- 
dern können. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
über die Mängel unterrichtet und ihn gebeten, 
auf eine den militärischen Belangen entspre- 
chende Planung zu achten sowie eine zweck- 
mäßige Entwurfsbearbeitung und Bauausfüh- 
rung der Kasernenanlagen sicherzustellen. 

94. Der Verbrauch von elektrischem Strom und 
Wasser in Truppenunterkünften und sonstigen 
Anlagen ist oft sehr hoch. Vielfach ist nicht 
sparsam gewirtschaftet worden. Auf Flugplätzen, 
die die Luftwaffe von den Stationierungsmäch- 
ten übernommen hat, war der hohe Stromver- 
brauch allerdings auch auf die aufwendigen 
Beleuchtungsanlagen zurückzuführen. 

Der Bundesrechnungshof hat daher gefordert, 
daß bei den übernommenen Anlagen über- 
flüssige Brennstellen stillgelegt und Zentral- 
schaltungen in Einzelschaltungen umgebaut 
werden. Zum Teil ist das schon geschehen. Dar- 
über hinaus hat der Bundesrechnungshof ver- 
langt, die Angehörigen der Bundeswehr allge- 
mein zum sparsamen Verbrauch von Strom und 
Wasser anzuhalten und den Verbrauch laufend 
zu überwachen. 

95. Der Bundesminister beabsichtigt, die Ausstat- 
tung der Bundeswehrdienststellen mit Ver- 
schlußraum (z. B. Panzerschränken) zu regeln. 
Der Bundesrechnungshof hat bei mehreren 
Dienststellen Erhebungen über Art und Umfang 
der dafür notwendigen Beschaffungen ange- 
stellt. Danach werden die zunächst vorgesehe- 
nen Aufwendungen wesentlich gekürzt und 
mehrere Mio DM eingespart werden können. 
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96. Auf Grund einer Empfehlung des zuständigen 
Modellausschusses beabsichtigt der Bundes- 
minisLer bei der Truppe an Stelle von Matratzen 
mit Palmfasenüllung Kapokmatratzen einzu- 
führen; die Kapokmatratzen werden etwa 
30 DM teurer als die Palrnfasermatratze sein. 
Für die Empfehlung cles Modeüausschusses soll 
maßgebend gewesen sein, daß Kapokmatratzen 
im Truppengebrauch haltbarer als Palmfaser- 
matratzen seien. Mit dreiteiligen Palmfaser- 
matratzen sind bei der Truppe aber gute Er- 
fahrungen gemacht worden. ln einem großen 
SLandort der Bundeswehr waren Ende 1958 bei 
etwa 9000 Palmfasermatratzen keine wesent- 
lichen Mängel festzustellen. Von anderen Stand- 
orten liegen ähnliche Ergebnisse vor. Auch der 
Bundesgrenzschutz hat mit dreiteiligen Palm- 
fasermatratzen keine nachteiligen Erfahrungen 
gemacht. Ferner sind Anhaltspunkte dafür be- 
kannt, daß Palmfasermatratzen mindestens von 
gleicher Haltbarkeit sind wie Kapokmatratzen 
und zudem in anderer Hinsicht für den Trup- 
pengebrauch Vorteile haben. 

Die Einführung der Kapokmatraize würde für 
die Endstärke der Bundeswehr, also ohne Be- 
rücksichtigung späterer Ersatzbeschaffungen, 
Mehrausgaben von fast 10 Mio DM erfordern. 
Die Untersuchungen des Bundesrechnungshofes 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Quartiermeisterwesen 

97. Die Mittel für Betriebsstoffe sind nicht immer 
mit der gebotenen Sparsamkeit bewirtschaftet 
worden. Es sind Fahrten durchgeführt worden, 
für die keine dienstliche Notwendigkeit bestand 
oder die der Bequemlichkeit oder privaten 
Zwecken dienten. So hat die Stabskompanie 

. einer Grenadierdivision täglich einen Omnibus 
für eine Fahrstrecke von 60 km eingesetzt, um 
Angehörige des Stabes von bestimmten Punk- 
ten im Stadtgebiet abzuholen und sie nach 
Dienstschluß wieder dorthin zu bringen, obwohl 
öffentliche Verkohrsverbindungen in unmittel- 
barer Nähe der dienstlichen Unterkunft zur 
Verfügung standen. Der Bundesrechnungshof 
hat die Einstellung dieser Fahrten veranlaßt. 

Häufig enthielten die Fahrbefehle keine 
näheren Angaben über den Zweck der Fahrt, 
sondern nur den Vermerk „Dienstfahrt“; es 
konnte deshalb nicht geprüft werden, ob 
die Fahrten notwendig waren. Vorgefundene 
Blankounterschriften für Fahrbefehle verstärk- 
ten den Eindruck, daß es bei dar Benutzung 
der Dienstkraftfahrzeuge vielfach an der nöti- 
gen Diensta ui sicht gefehlt hat. 

Auf Grund der Prüfungsmitteilungen des 
Bundesrechnungshofes hat bereits der Inspek- 
teur des Heeres alle ihm unterstellten Truppen- 
teile und Dienststellen erneut auf die Notwen- 


98. Nach der Kraftfahrvorschrift für die Bundeswehr 
können in entlegenen Standorten Dienstfahrten 
zur kulturellen Betreuung der Truppe und zu 
sportlichen Veranstaltungen angeordnet wer- 
den. Einige Truppenteile haben davon in unan- 
gemessener Weise Gebrauch gemacht. So sind 
von einem Standort aus zahlreiche Fahrten über 
300 bis 500 km für den Besuch von Fußball- 
spielen und Ausflugszielen durchgeführt wor- 
den. In anderen Fällen sind für den Besuch 
einer Sportveranstaltung 900 km und für den 
Besuch der Automobilausstellung in Frankfurt 
am Main mehr als 1000 km zurückgelegt wor- 
den. Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister gebeten, die Kraftfahrvorschrift zu 
überprüfen, damit solche und ähnliche Fahrten 
auf ein vertretbares Maß zurückgeführt werden. 

99. Für die Rechnungsjahre 1958 und 1959 hat der 
Bundesminister bei der Anforderung der Haus- 
haltsmittel für Betriebsstoff je Radkraftfahr- 
zeug einen monatlichen Bedarf von zehn — 
statt bisher sieben — Betriebssloffsäizen zu- 
grunde gelegt (ein Betriebsstoffsatz entspricht 
dem Betriebsstoff, der je Kraftfahrzeug für 
100 km Fahrt auf fester, ebener Straße bei nor- 
maler Geschwindigkeit erforderlich ist). Der 
Mehrbedarf ist im wesentlichen damit begrün- 
det worden, daß der Betriebsstoffverbraucli der 
Radkraftfahrzeuge durch größeren Einsatz ge- 
stiegen sei. 

Bei der Bewilligung der Haushaltsmittel ist 
der angenommene Mehrbedarf an Betriebsstoff 
für Radkraftfahrzeuge berücksichtigt worden 
(Kapitel 14 17 Titel 303). 

Der Bundesrechnungshof hat sich auf Grund der 
ihm vorliegenden Unterlagen nicht davon über- 
zeugen können, daß für Radkraftfahrzeuge tat- 
sächlich monatlich zehn Betriebsstoffsätze be- 
nötigt werden. Er hat den Bundesminister ge- 
beten, künftig die erforderliche Zahl von Fahr- 
kilometern für die einzelnen Ausbildungs- 
absdinitlo sowie für Wirtschaftsfahrten zu er- 
mitteln und entsprechende Verbrauchsgrenzen 
festzuselzen. Damit soll erreicht werden, daß 
die Haushaltsmittel nur in der unbedingt erfor- 
derlichen Höhe angeforderl werden und daß 
zugleich die Verbrauchsstellen gezwungen wer- 
den, mit dem Betriebsstoff sparsamer zu wirt- 
schaften. 

Der Buiidesminister hat nunmehr die Be- 
triebsstoffsätze wesentlich herabgesetzt und 
dies bei seinen Mittelanforderungen für das 
Rechnungsjahr 1960 berücksichtigt, über die 
Einführung von Vorbrauchsgrenzen will er sich 
ersL schlüssig werden, wenn der Aufbau der 
Bundeswehr beendet ist und Ausbildung sowie 
Ausstattung der Truppe nicht mehr wie bisher 
vielfachen Änderungen unterworfen sind. Der 
Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß die 
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Regelung der Verbrauchsgrenzen beschleunigt 
in Angriff genommen werden soll Le. 

Indienst- und Instandhaltung von Flugzeugen 

100. Der Bundesminister hat im Rechnungsjahr 1958 
eine Reihe von Segelflugzeugen und Motorflug- 
zeugen aus Mitteln des Kapitels 14 19 Titel 965 
beschaffen lassen. Die Flugzeuge sind für Luft- 
waffensportfluggruppen bestimmt, die zunächst 
auf sechs Fliegerhorsten, später auch bei anderen 
Dienststellen der Luftwaffe gebildet werden. ■ 
Die Sportfluggruppen sollen für die fliegerische j 
Laufbahn werben und der sportlichen Ertüchti- j 
gung dienen; beitreten können Soldaten, Be- j 
amte und Angestellte der Bundeswehr. Die Be- i 
tätigung innerhalb der Sportfluggruppen ist ; 
freiwillig und gilt als außerdienstlicher Sport. 

Der Plan, durch Segel- und Motorflugsport , 
fliegerischen Nachwuchs zu gewinnen, ist för- | 
derungswürdig. Mittel für die Ausstattung und , 
die Unterhaltung von Sportfluggruppen waren ; 
jedoch bisher nicht bereitgestellt. Zu Lasten der 
Mittel, die für die Beschaffung von Flugzeugen : 
und Flugkörpern bereitgestellt sind, durften die = 
Flugzeuge nicht gekauft werden; diese Mittel 
sind nur für die Ausstattung der fliegerischen 
Verbände bestimmt. Der Bundesminister hätte 
die Ausgaben im Rechnungsjahr 1958 außer- 
planmäßig nachweisen lassen müssen. 

Im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 
sind Mittel für die Ausstattung der Sportflug- 
gruppen bei Kapitel 14 19 Titel 966 veran- 
schlagt. Auf Veranlassung des Bundesrech- 
nungshofes hat der Bundesminister die Titel- 
verwechselung im Rechnungsjahr 1959 ausge- 
glichen. 

Vertragsstrafen bei Beschaffungen 

101. Der Bundesminister hat — ergänzend zum 
Teil B der Verdingungsordnung für Leistungen 
— für die Lieferung verschiedener Erzeugnisse 
besondere Bedingungen erlassen, die regel- 
mäßig zum Vertragsinhalt gemacht werden. In 
den besonderen Bedingungen ist folgende Be- 
stimmung enthalten: 

„Bei Verzug des Auftragnehmers kann der 
Auftraggeber für jede vollendete Woche des 
Verzugs Vs v. H. des Wertes des nicht fertig- 
gestellten Teiles der Lieferung als Vertrags- 
strafe fordern. Dieses Recht bleibt auch dann 
bestehen, wenn es bei der Annahme der Er- 
füllung (§ 341 Abs. 3 BGB) nicht Vorbehalten 
worden ist." 

In den meisten Fällen sind jedoch bei Verzug 
der Auftragnehmer weder Vertragsstrafen ge- 
fordert noch ist ihr Erlaß erwogen worden. Der 
Bundesminister hat die Meinung vertreten, es 
stehe im Ermessen des Auftraggebers (d. h. in 
seinem Ermessen), den Anspruch auf Vertrags- 
strafe geltend zu machen. Werde der Anspruch 
nicht geltend gemacht, so entfalle auch ein Er- 
laß der Vertragsstrafe. 


Der Bundesrechnungshof hat demgegenüber 
darauf hingewiesen, daß die Vertragsstrafe ver- 
wirkt ist, sobald der Auftragnehmer in Verzug 
gerät; er kommt in Verzug, wenn er innerhalb 
der im Vertrag festgesetzten Frist schuldhaft 
nicht liefert. Allein dadurch entsteht der An- 
spruch des Bundes auf Zahlung der Vertrags- 
strafe; er erlischt nach den Besonderen Ver- 
tragsbestimmungen auch nicht etwa mit der 
späteren Annahme der Leistung. Die Vertrags- 
strafe hat die auftraggebende Behörde regel- 
mäßig geltend zu machen. Werden Vertrags- 
strafen nicht geltend gemacht, so büßt deren 
Vereinbarung ihre Bedeutung und auch ihren 
erzieherischen Wert ein. Im übrigen hat der 
Bundesrechnungshof empfohlen, Vertragsstrafen 
nur vorzusehen, wenn es auf eine fristgerechte 
Lieferung entscheidend ankommt. 

Der Bundesminister hat sich der Auffassung 
des Bundesrechnungshofes angeschlossen und 
entsprechende Richtlinien für die Beschaffung 
erlassen. 

* 

Bundesminister für Wohnungsbau 

(Einzelplan 25 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige 
des Bundes 

(Kapitel 25 03 Titel 830 und Kapitel A 25 03 
Titel 830 für die Rechnungsjahre 1956 bis 1958) 

Allgemeines 

102. Erhebliche Mängel, die sich auch nach neueren 
Prüfungsergebnissen des Bundesrechnungshofes 
immer wieder zeigen, haben mich veranlaßt, die 
Wohnungsfürsorge in dieser Denkschrift erneut 
zu behandeln. 

103. Im August 1955 hat der Bundesminister für 
Wohnungsbau die „Vorläufigen Richtlinien für 
die Gewährung von Bundesdarlehen an Ver- 
waltungsangehörige des Bundes zum Bau von 
Eigenheimen und zum Erwerb von Wohnungs- 
eigentum" erlassen. Die neuen Richtlinien sind 
gegenüber den früheren Bestimmungen vom 
25. Oktober 1950 für die Verwaltungsangehöri- 
gen wesentlich günstiger. Die Darlehnssätze 
sind höher als bisher; auch wird für eine län- 
gere Zeit ein niedriger Festzins erhoben. 

Der Bundesminister hat die neuen Richtlinien 
im Raume Bonn in zahlreichen Fällen bereits 
längere Zeit vor ihrer Bekanntgabe angewen- 
det. Dadurch ist ein Kreis von Bundesbedien- 
steten — großenteils Angehörige höherer Be- 
soldungs- und Vergütungsgruppen — bevor- 
zugt behandelt worden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dieses Verfahren beanstandet und ge- 
fordert, daß alle Bediensteten im Rahmen der 
Wohnungsfürsorge gleichmäßig behandelt wer- 
den. 
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104. Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes sind in den Baunebenkosten vielfach 
außer den Aufwendungen für Richtfeste weitere 
Kosten für Bewirtungen enthalten. Es handelt 
sich zuweilen um erhebliche Beträge; sie sind 
im Anschluß an die Richtfeste oder bei späte- 
ren Besichtigungen, an denen Verwaltungs- 
angehörige des Bundes beteiligt waren, ausge- 
geben worden und haben oft ein Vielfaches der 
als angemessen anzuerkennenden Richtfest- 
kosten betragen. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Ausgaben für derartige Veranstaltungen auf 
die Baunebenkosten übernommen worden sind. 
Nach seiner Auffassung ist die Teilnahme von 
Bundesbediensteten an solchen Veranstaltungen 
auch geeignet, das Ansehen der Verwaltung zu 
schädigen und künftige Entscheidungen gegen- 
über den Bauherren zu beeinflussen. Er hat den 
Bundesminister gebeten, Richtlinien über die 
Teilnahme von Verwaltungsangehörigen des 
Bundes an Richtfesten zu erlassen. Der Bundes- 
minister hat dem entsprochen. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Baunebenkosten für die Festsetzung der 
Bundesdarlehen um die beanstandeten Bewir- 
tungskosten gekürzt werden. 

105. Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster auf Grund verschiedener Mängel und Un- 
regelmäßigkeiten bei den Oberfinanzdirektionen 
darauf aufmerksam gemacht, daß die Fachauf- 
sicht durch das Ministerium verstärkt werden 
muß. Der Bundesminister hat die Notwendigkeit 
einer stärkeren Aufsicht anerkannt, jedoch ge- 
fordert, daß seine beiden Wohnungsfürsorge- 
referate mehr Personal erhalten. Der Bundes- 
rechnungshof hat das Anliegen des Bundesmini- 
sters in dem gebotenen Umfange unterstützt. 
Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1959 sind bei Kapitel 25 01 Planstellen für zwei 
Hilfsreferenten (Besoldungsgruppe A 13 — kw — ) 
und Mittel für sechs Angestellte (Vergütungs- 
gruppen II und III der Tarifordnung A — kw — ) 
durch Übertragung von Kapitel 08 04 ausge- 
bracht worden. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

106. In meiner Denkschrift vom 4, Juli 1957 habe ich 
über Mängel und Unregelmäßigkeiten bei den 
Schlußabrechnungen von Bauten berichtet, die 
mit Darlehen aus Wohnungsfürsorgemitteln des 
Bundes finanziert worden sind (Drucksache 84 
— 3. Wahlperiode — S. 82 Nr. 70). Die Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes haben zu 
Ermittlungsverfahren gegen Angehörige fünf 
größerer Wohnungsunternehmen und zu Ver- 
fahren der Preisbehörden gegen Angehörige 
weiterer Unternehmen geführt. Der Inhaber 
eines Wohnungsunternehmens ist inzwischen 
zu einer Geldstrafe von 36 000 DM verurteilt 
worden. In einem außergerichtlichen Vergleich 
hat er sich verpflichtet, rd. 500 000 DM zuviel er- 
haltene Bundesdarlehen zurückzuzahlen. In den 


Strafverfahren, die gegen Verwaltungsangehö- 
rige des Bundes eingeleitet waren, sind bis- 
her zwei Bedienstete der Oberfinanzdirektion 
wegen passiver Bestechung im Zusammenhang 
mit der Darlehnsbewflligung in erster Instanz 
verurteilt worden. Die gegen sie eingeleiteten 
Dienststrafverfahren sind noch anhängig. Die 
vom Bundesrechnungshof geforderte nochmalige 
Prüfung der Schlußabrechnungen ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Der Umfang des der öffentlichen Hand ent- 
standenen Schadens kann erst im Anschluß an 
den Ausgang der noch schwebenden Verfahren 
geklärt werden. 

I' V 

j 107. In einem anderen Falle, der in der Denkschrift 
I vom 29. Juni 1956 (Drucksache 2660 — 2. Wahl- 

i periode — S. 37 Nr. 110) behandelt ist, hatte 

I eine Wohnungsbaugesellschaft mbH Darlehen 

aus Wohnungsfürsorgemitteln in unzulässiger 
Höhe und zu ungewöhnlich günstigen Bedingun- 
gen erhalten. Geschäftsführer waren zunächst 
| der Vater des Wohnungsfürsorgereferenten der 

beteiligten Oberfinanzdirektion, später auch er 
| selbst und seine Ehefrau. Im Jahre 1958 hat 
sich die Gesellschaft in einem Vergleich u. a. 
verpflichtet, etwa ein Zehntel (75 000 DM) der 
insgesamt gewährten Baudarlehen zurückzu- 
zahlen. 

Auf. Grund der Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes hat die Staatsanwaltschaft 
| gegen den Referenten und einen seiner Mit- 
arbeiter — einen Verwaltungsangestellten — im 
Jahre 1958 ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Dieses Verfahren ist ausgesetzt worden, bis über 
die Berufung entschieden ist, die der Referent 
gegen das Urteil im Dienststrafverfahren einge- 
legt hat, durch welches er wegen Dienstverge- 
hens mit der Entfernung aus dem Dienst be- 
I straft worden ist. Außerdem schwebt ein Diszi- 
plinarverfahren gegen den Abteilungsleiter, der 
Vorgesetzter der Referenten war. T)er Verwal- 
tungsangestellte ist inzwischen ausgeschieden. 

108. Der Bundesminister hat einigen Oberfinanzdi- 
rektionen ein größeres Wohnungsunternehmen 
als Bauträger empfohlen. In einem Falle ist 
am 8. Mai 1957 mündlich angeordnet worden, 
daß das Unternehmen mit den Bauarbeiten zu 
| beginnen und dem Ministerium die Planungs- 
unterlagen spätestens nach Fertigstellung des 
| Erdgeschosses vorzulegen habe. Mit der Aus- 
führung des Bauvorhabens, das aus 116 Woh- 
: nungen und 19 Garagen besteht, ist am 18. Mai 

1957 begonnen worden. Im Dezember 1957 
| waren die Wohnungen bezugsfertig. Nach dem 

Stande vom 8. Januar 1958 hatte die Ober- 
finanzdirektion der Gesellschaft zur Baufinan- 
zierung rd. 2,5 Mio DM aus Darlehensmitteln 
j zur Verfügung gestellt. 

Die Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
| im Juni 1958 hat ergeben, daß das Unterneh- 

I men bis zu diesem Zeitpunkt die Bedingungen 
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des Darlehensvorbescheides nicht anerkannt 
hatte; auch war der Darlehensvertrag nicht unter- 
zeichnet. Die Vertreter des Unternehmens 
hatten sich mit der Oberfinanzdirektion über 
wesentliche Punkte in dem Darlehensvorbescheid 
sowie über einzelne Bestimmungen des Darle- 
hensvertrages nicht einigen können. Gleichwohl 
hat die Oberfinanzdirektion laufend Teilbeträge 
des Bundesdarlehens auszahlen lassen. Ähnliche 
Schwierigkeiten haben sich mit diesem Woh- 
nungsunternehmen auch bei anderen Ober- 
finanzdirektionen ergeben. 

Nach den Wohnungsfürsorgebestimmungen 
ist der Darlehensvorbescheid nach der Prüfung 
aller Antragsunterlagen zu erteilen. Der Bau- 
herr hat die Bedingungen des Darlehensvor- 
bescheides, der Bestandteil des Darlehens- 
vertrages ist, anzuerkennen. Danach ist der 
Dailehensvertrag abzuschließen und die Schuld- 
urkunde zu errichten. Erst wenn diese Voraus- 
setzungen gegeben sind, wenn weiter die Rechte 
des Bundes im Grundbuch eingetragen sind 
und mit den Bauarbeiten begonnen worden ist, 
darf der erste Teilbetrag des Bundesdarlehens 
ausgezahlt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren 
beanstandet. Er hat nicht verkannt, daß es dem 
Bundesminister allein darauf ankam, beschleunigt 
Wohnungen zu schaffen. Dieser Umstand recht- 
fertigt aber nicht das hier eingeschlagene Ver- 
fahren. Der Bundesrechnungshof hat gefordert, 
daß die Wohnungsfürsorgebestimmungen künf- 
tig beachtet werden. Ferner hat er empfohlen, 
eingehend zu prüfen, ob es vertretbar ist, dem 
Wohnungsunternehmen weitere Aufträge zu 
erteilen. 

Der Bundesrechnungshof ist im übrigen der 
Auffassung, daß die Auswahl der Bauträger den 
Oberfinanzdirektionen überlassen werden sollte, 
soweit nicht besondere Gründe eine Ausnahme 
rechtfertigen. 

109. Eine Oberfinanzdirektion hat zwei Wohnungen 
für Angehörige der Zollverwaltung mit Dar- 
lehen aus Wohnungsfürsorgemitteln finanziert. 
Die Baubeschreibung, die der Bauträger ihr vor- 
gelegt hatte, enthielt keine Angaben über die 
Wasserversorgung der Wohnungen. Der Bau- 
träger hatte den Bauunterlagen lediglich ein 
Gutachten über die Güte des Wassers einer 
vorhandenen Quelle beigefügt. Die Landesbau- 
abteilung der Oberfinanzdirektion hat bei der 
fachtechnischen Prüfung des Darlehensantrages 
zu der Wasserversorgung nicht Stellung genom- 
men. Erst kurz bevor die Wohnungen bezugsfer- 
tig waren, hat der Bauträger auf die Schwierig- 
keiten der Wasserversorgung hingewiesen. 
Diese hat erst nach langwieriger Verhandlung 
und mit einem weiteren Bundesdarlehen sicher- 
gestellt werden können. Die Wohnungen sind 
infolgedessen erst 19 Monate später bezogen 
worden. Während dieser Zeit mußte die Tren- 
nungsentschädigung für die beiden Zollbeamten 
weitergezahlt werden; das hat vermeidbare 


Ausgaben von rd. 5800 DM verursacht. Der 
Bundesrechnungshof hat die unzureichende 
Prüfung der Bauunterlagen beanstandet und zu- 
nächst gefordert, daß die hierfür Verantwort- 
lichen festgestellt werden. 

110. Die Landesvermögens- und Bauabteilung einer 
Oberfinanzdirektion hat bei der fachtechnischen 
Prüfung der Darlehensanträge wiederholt zu 
hoch veranschlagte Baukosten festgestellt. Sie 
hat jedoch die Ansätze nicht herabgesetzt, son- 
dern lediglich vermerkt, der Nachweis der tat- 
sächlichen Kosten sei in der Schlußabrechnung 
zu erbringen. Infolge dieser unzulässigen Be- 
handlung sind in einer größeren Anzahl von 
Fällen zu hohe Bundesdarlehen, im Einzelfalle 
bis zu 76 000 DM, gewährt worden. 

Durch das Versäumnis der Verwaltung wer- 
den erhebliche Mittel für längere Zeit ohne 
Grund gebunden und damit einer Verwendung 
für andere Bauvorhaben entzogen. Der Bundes- 
rechnungshof hat das Verfahren beanstandet 
und gefordert, daß die überzahlten Beträge be- 
sonders verzinst werden. Die Angelegenheit 
schwebt noch. 

111. Im Einzelplan des Bundesministers für Vertei- 
digung sind Mittel für Maßnahmen zur Unter- 
bringung der nichtkasernierten Angehörigen 
der Bundeswehr und der Angehörigen der Bun- 
deswehrverwaltung veranschlagt (Kapitel 14 12 
Titel 830 für die Rechnungsjahre 1956 bis 1958). 
Soweit diese Mittel für den Wohnungsbau 
verwendet werden, bewirtschaftet sie der 
Bundesminister für Wohnungsbau (§ 22 Abs. 1 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes). 

Mehrere Oberfinanzdirektionen haben die 
Bestimmungen über die Wohnungsgrößen bei 
der Planung von Wohnungsbauten für Ange- 
hörige der Bundeswehr und der Bundeswehr- 
verwaltung nicht beachtet. Die festgesetzten 
Wohnflächen sind insbesondere für einkom- 
mensschwache Bedienstete wiederholt erheblich 
überschritten worden. Die Überschreitungen 
betragen mehrfach bis zu 10 qm für die Woh- 
nung. Die Mehraufwendungen der Öffentlichen 
Hand liegen bei den vom Bundesrechnungshof 
geprüften Bauvorhaben zwischen rd. 23 000 und 
rd. 170 000 DM. 

Der Bundesrechnungshof hat die bestimmungs- 
widrigen Planungen beanstandet. Er hat den 
Bundesminister darauf aufmerksam gemacht, 
daß hierdurch erhöhte Bundesmittel in An- 
spruch genommen und einer anderweitigen 
Verwendung entzogen werden. Er hat ferner 
darauf hingewiesen, daß die überhöhten Woh- 
nungsgrößen zu einer Belastung der einkom- 
mensschwachen Bediensteten führen, die durch 
die Begrenzung der Wohnflächen gerade ver- 
mieden werden sollte. Der Bundesrechnungshof 
hat die Oberfinanzdirektionen angehalten, die 
Bestimmungen künftig zu beachten. 

* 
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Bundesschuld 

(Emzelplan 32 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Ausstattung der Berliner Altbanken mit 
Ausgleichsforderungen 

(Kapitel 32 05 Titel 680) 

112. Die Berliner Altbanken haben nach der im | 
Jahre 1953 getroffenen gesetzlichen Regelung j 
einen Anspruch gegen den Bund auf Ausgleich , 
des durch die bestätigte Altbankenrechnung 1 
ausgewiesenen Fehlbetrages. Sie erhalten fer- 
ner Ausgleichsforderungen zur Deckung der 
Abwicklungskosten und als vorläufiges Eigen- 
kapital. Die Feststellungsbescheide über die 
Ausgleichsforderungen erteilt die Berliner Bank- I 
aufsichtsbehörde. Die Ausgleichsforderungen 
sind verzinslich; für etwa 170 Mio DM Forde- 
rungen sind 3 v. H., für etwa 50 Mio DM Forde- 
rungen 4,5 v. H. Zinsen aufzubringen. Vom 
Jahre 1956 an werden sie nach dem Gesetz über j 
die Tilgung der Ausgleichsforderungen halb- 
jährlich mit 0,5 v. H. des gewährten Betrages — | 
zuzüglich der durch die fortschreitende Tilgung 
ersparten Zinsen — getilgt. Im Rechnungsjahr 
1956 waren bei Kapitel 32 05 Titel 680 6,45 Mio j 
DM, im Rechnungsjahr 1957 8,35 Mio DM für ' 
Zinsen veranschlagt, in den Rechnungsjahren | 
1958 und 1959 sind bei der gleichen Haushalts- ; 
stelle 9,55 Mio DM für Zinsen und Tilgungs- ! 
raten veranschlagt worden. 

Bei der Aufstellung der Altbankenrechnung 
waren zahlreiche Zweifelsfragen zu lösen. Der 
Bundesminister der Finanzen hat daher im 
Rechnungsjahr 1955 angeregt, in Berlin aus 
Beauftragten des Berliner Senats, des Bundes- 
finanzministeriums und des Bundesrechnungs- 
hofes einen Arbeitsstab zu bilden, der die Be- 
willigung der aus den Altbankenrechnungen 
ermittelten Ansprüche gegen den Bund auf 
Ausgleichsforderungen vor der Bestätigung 
durch die Bankaufsichtsbehörde prüfen sollte. 
Der Bundesrechnungshof hat dieser Anregung 
zugestimmt. Das Verfahren hat sich bewährt. 

Die Prüfung der Beauftragten, von der bis 
Ende September 1959 101 Rechnungen von ins- 
gesamt 156 Bankinstituten erfaßt worden sind, 
hat erhebliche Fehler und Mängel ergeben. 
Deren Bereinigung ist dadurch erleichtert wor- 
den, daß die Prüfung in einem Zeitpunkt statt- 
fand, in dem die Feststellungsbescheide der 
Bankaufsichtsbehörde über die Ausgleichsforde- 
rungen noch nicht ergangen waren. 

* 

Inanspruchnahme des Bundes aus Bürgschaften, 

Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 

(Kapitel 32 08 Titel 525) 

113. Nach dem Gesetz vom 26. August 1949 ist der 
Bund zur Übernahme von Bürgschaften und 
Garantien im Ausfuhrgeschäft ermächtigt. Der 
Bundesrechnungshof hat das Verfahren der 


Übernahme solcher Bürgschaften und Garantien 
beim Bundesminister für Wirtschaft und beim 
Bundesminister der Finanzen sowie bei den 
Mandataren des Bundes (Hermes Kreditver- 
sicherungs-AG und Deutsche Revisions- und 
Treuhand AG — Treuarbeit) geprüft. 

Die Prüfung hat die Ordnungsmäßigkeit des 
Verfahrens und der Verwaltung der Bürg- 
schaften und Garantien ergeben. Auch die Prü- 
fung der Fälle, die zu einer Inanspruchnahme 
des Bundes geführt haben, ist ohne Beanstan- 
dung verlaufen. 

Der Bundesrechnungshof hat Vorschläge zur 
Vereinfachung des Genehmigungsverfahrens 
gemacht. Er hält insbesondere eine Entlastung 
des Interministeriellen Ausschusses für drin- 
gend notwendig. Dieser Ausschuß hatte bisher 
in jeder seiner halbmonatlich stattfindenden 
Sitzungen über durchschnittlich etwa 125 Bürg- 
schafts- und Garantieanträge zu entscheiden. 
Damit die sachliche Arbeit des Ausschusses 
nicht weiterhin durch Überlastung beeinträch- 
tigt wird, hat der Bundesrechnungshof empfoh- 
len, die Zuständigkeit des Ausschusses auf 
Anträge mit Deckungswerten von mehr als 
1 Mio DM zu beschränken und zugleich die 
Belastung des Bundesministers für Wirtschaft 
und des Bundesministers der Finanzen durch 
Erweiterung der Entscheidungsbefugnisse der 
Mandatare zu vermindern. 

Beide Bundesminister halten eine Änderung 
ebenfalls für erforderlich; die endgültige Rege- 
lung steht jedoch noch aus. 

Auf Vorschlag des Bundesrechnungshofes ist 
inzwischen der Teilnehmerkreis des Intermini- 
steriellen Ausschusses beträchtlich verkleinert 
worden. Im Hinblick auf § 45c Abs. 1 RHO ist 
sichergestellt worden, daß der Bundesminister 
der Finanzen in den Ausschußsitzungen in Zu- 
kunft stets vertreten ist. 

Der Bundesrechnungshof hat auch eine we- 
sentliche Vereinfachung der laufenden Prüfun- 
gen des Bundesministers für Wirtschaft bei den 
Mandataren vorgeschlagen; dieser wird den 
Vorschlag berücksichtigen. 

Die Mandatare haben in ihrer in Bonn unter- 
haltenen Ausfuhrgarantieabteilung auf An- 
regung des Bundesrechnungshofes Personal 
einsparen können. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, 
die Vergütungen der Mandatare zu überprüfen. 
Dies ist inzwischen geschehen. Der Bund erspart 
seitdem jährlich mindestens 500 000 DM. 

* 

Versorgung 

(Einzelplan 33 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

1 14. Zahlreiche Versorgungsempfänger beziehen 
neben der beamtenrechtlichen Versorgung noch 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
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gen. Es handelt sich dabei meist um Personen, 
die erst im vorgeschrittenen Alter in das 
Beamtenverhältnis berufen worden sind, oder 
ihre Hinterbliebenen. Die von diesen Bedien- 
steten im privatrechtlichen Vertragsverhältnis 
zurückgelegten Dienstzeiten werden nach den 1 
beamtenrechtlichen Vorschriften in der Regel 
als ruhegehaltfähig berücksichtigt; sie wirken 1 
außerdem in den gesetzlichen Rentenversiche- j 
rungen rentensteigernd. Nach Eintritt des Ver- j 
sorgungs- und Versicherungsfalles erhalten j 
daher solche Beamten oder ihre Hinterbliebenen 
für einen Teil der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
eine doppelte Versorgung. Das trifft besonders 
bei den Betriebsverwaltungen Bundesbahn und j 
Bundespost zu, bei denen die Mehrzahl der 1 
Beamten des einfachen und mittleren Dienstes 
zunächst jahrelang als Arbeiter oder Angestellte 
dieser Verwaltungen beschäftigt gewesen sind, j 
Eine Doppelversorgung kommt ferner für die ■ 
verhältnismäßig große Gruppe von Beamten in | 
Betracht, die nach dem 8. Mai 1945 ihr Amt aus | 
anderen als beamtenrechtlichen Gründen ver- j 
loren hatten und zeitweise als Arbeiter oder ! 
Angestellte tätig gewesen sind und aus dieser . 
Beschäftigung einen zusätzlichen Anspruch auf ! 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun- | 
gen erworben haben. Auch in zahlreichen son- j 
stigen Fällen tritt eine Doppelversorgung ein, 
insbesondere dann, wenn auf Grund der beam- 
tenrechtlichen Bestimmungen Vordienstzeiten, 
die nicht im öffentlichen Dienst verbracht sind, 
als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. 

Nach den versorgungsrechtlichen Vorschriften 
können in den erörterten Fällen die Renten 
nicht oder nur in sehr beschränktem Umfang 
auf die Versorgungsbezüge angerechnet wer- 
den. Infolgedessen erhalten vor allem seit dem 
Inkrafttreten der Renten-Neuregelungsgesetze 
Beamte oftmals eine Gesamtversorgung, die 
nicht nur das nach dem Beamtenrecht für das 
zuletzt bekleidete Amt in Betracht kommende 
Höchstruhegehalt, sondern häufig sogar die 
zuletzt bezogenen Dienstbezüge erheblich über- 
steigt. 

Der Bundesrechnungshof hat ebenso wie die 
Bundespost und die Bundesbahn diese auch in 
finanzieller Hinsicht nicht zu vertretende Rege- 
lung zum Anlaß genommen, beim Bundesmini- 
ster des Innern eine Prüfung anzuregen, ob 
nicht durch Änderung der Vorschriften die An- 
rechnung von Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen auf die beamtenrecht- 
lichen Versorgungsbezüge in größerem Um- 
fange als bisher vorgeschrieben oder die Be- 
rücksichtigung von nicht im Beamtenverhältnis 
verbrachten Zeiten als ruhegehaltfähige Dienst- 
zeit eingeschränkt werden sollte. Der Bundes- 
minister des Innern hat Untersuchungen zur 
Lösung der Frage der Doppelversorgung ein- 1 
geleitet. Bei der Bedeutung dieses Problems 
hält der Bundesrechnungshof gesetzgeberische 
Maßnahmen für erforderlich, damit die gegen- 
wärtigen unbefriedigenden Auswirkungen des j 


Versorgungsrecbts möglichst bald beseitigt 
werden. 

* 

15. Berufsunteroffiziere der früheren Wehrmacht, 

— die am 8. Mai 1945 im Dienst waren und bis zu 

16. diesem Zeitpunkt eine Dienstzeit von weniger 
als 12 Jahren abgeleistet haben, sind nach dem 
Bundesgesetz zu Artikel 131 GG * — G 131 — 
versorgungsberechtigt, wenn sie am 8. Mai 1945 
infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung, die sie sich ohne grobes Ver- 
schulden bei Ausübung oder aus Veranlassung 
des Dienstes zugezogen haben, dienstunfähig 
waren. Bei Berufssoldaten ist Dienstunfähigkeit 
— abweichend vom Beamtenrecht — dann an- 
zunehmen, wenn ihre Erwerbsfähigkeit dauernd 
um wenigstens zwei Drittel gemindert ist. 

Die Pensionsbehörde eines Landes hat mit Zu- 
stimmung ihrer obersten Dienstbehörde Berufs- 
unteroffiziere allgemein schon dann als dienst- 
unfähig angesehen, wenn der Nachweis erbracht 
war, daß sie am 8. Mai 1945 mit „a. v." (arbeits- 
verwendungsfähig) beurteilt waren. Die Be- 
hörde ist in solchen Fällen ohne weiteres davon 
ausgegangen, daß der Berufsunteroffizier am 
8. Mai 1945 im Sinne des G 131 dienstunfähig 
war, auch wenn der Versorgungsarzt ausdrück- 
lich festgestellt hatte, daß eine dauernde Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
zwei Drittel nicht vorlag. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren 
beanstandet. Der Begriff „arbeitsverwendungs- 
fähig" kann mit dem Begriff „dienstunfähig" 
nicht gleichgesetzt werden. Er kann als Maßstab 
für die Beurteilung der Dienstunfähigkeit auch 
deswegen nicht dienen, weil er lediglich einen 
bestimmten Grad der Verwendungsfähigkeit im 
Kriegsdienst bezeichnet. Die oberste Dienst- 
behörde des Landes hat sich zur Stützung ihrer 
Ansicht auf das Ergebnis einer Besprechung der 
Versorgungsreferenten der Länder berufen. Das 
bestimmungswidrige Verfahren kann damit 
nicht gerechtfertigt werden. Der Bundesrech- 
nungshof hat in anderen Ländern eine gleiche 
Handhabung bisher auch nicht festgestellt 

Die oberste Dienstbehörde des Landes hat 
sich nach längeren Verhandlungen nunmehr der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes ange- 
schlossen. Sie hat mitgeteilt, daß sie die Pen- 
sionsbehörde angewiesen habe, bei der Be- 
arbeitung der in Frage kommenden Versor- 
gungsfälle die entsprechenden Folgerungen zu 
ziehen. Der Bundesrechnungshof wird die Durch- 
führung überwachen. 

* 

17. Die Länder verfahren bei der Festsetzung der 
Versorgungsbezüge ehemaliger mittlerer und 
höherer Führer des Reichsarbeitsdienstes — 
RAD — nicht einheitlich. Die meisten Länder 
haben die Ernennung zum Arbeitsführer (be- 
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soldungsrechtlich: Regierungsrat) als Regel- ’ 
Beförderung innerhalb einer durchgehenden 
Laufbahn behandelt. Sie sind daher bei der : 
Bemessung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
von der Anstellung als mittlerer RAD-Führer 
(Feldmeister) ausgegangen und haben nach der 
Vorschrift, daß für je sechs Dienstjahre seit der ■ 
Anstellung höchstens eine Beförderung anzu- 
erkennen ist, die Beförderung zum Arbeitsführer J 
nur dann berücksichtigt, wenn 18 anrechnungs- 
fähige Dienstjahre nachgewiesen waren (1. Be- : 
förderung; Oberfeldmeister; 2. Beförderung: 
Oberstfeldmeister; 3. Beförderung: Arbeits- | 
führer). Drei Länder haben dagegen die Beför- ! 
derung zum Arbeitsführer bei der Bemessung 1 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge ohne Rück- 
sicht auf den Beförderungsschnitt in jedem Falle 
anerkannt. Sie haben diese Beförderung näm- ; 
lieh als eine im Rahmen einer regelmäßigen 
Dienstlaufbahn liegende Aufstiegsbeförderung ! 
in die Laufbahngruppe der höheren RAD-Führer j 
angesehen. \ 

Nach dem G 131 gelten für die berufs- j 
mäßigen Angehörigen des früheren RAD die ' 
auf Berufssoldaten anzuwendenden Vorschriften i 
entsprechend; dabei sind die mittleren und 
höheren RAD-Führer wie Berufsoffiziere zu be- ! 
handeln. Die Erste Verordnung zur Durchfüh- j 
rung des G 131 bestimmt außerdem, daß bei 
höheren und mittleren RAD-Führern die Ernen- ! 
nung zum Feldmeister als Anstellung im Sinne | 
des Beförderungsschnitts gilt. Bei den mittleren ; 
und höheren RAD-Führern ist daher von einer 
Einheitslaufbahn wie bei der Offizierslaufbahn, 
in der die Beförderung zum Major (besoldungs- 
rechtlich: Regierungsrat, Eingangsgruppe des 
höheren Dienstes für Beamte) ebenfalls nicht 
als Aufstiegsbeförderung angesehen wird, aus- 
zugehen. Der Bundesrechnungshof hat das in 
den drei Ländern geübte Verfahren beanstandet 
und den Bundesminister des Innern gebeten, 
für eine einheitliche Handhabung im Sinne sei- 
ner Auffassung Sorge zu tragen. 

* 

Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt nichtdeutscher Streit- 
kräfte 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

118. Auf dem Gebiet der Verteidigungslasten hat 
der Bundesrechnungshof seine Aufmerksamkeit 
weiterhin den Besatzungs- und Stationierungs- 
schäden zugewendet (vgl. Drucksache 554 • — 

3. Wahlperiode — S. 83 Nr. 122). Die Behörden 
der Verteidigungslastenverwaltung haben noch 
eine erhebliche Zahl von Schadensfällen zu be- 
arbeiten. 

Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrech- 
nungshof Fälle größerer finanzieller Bedeutung 
möglichst schon vor Abschluß des Entschädi- 
gungsverfahrens untersucht, da unanfechtbar 
gewordene Bescheide meist nicht mehr geändert 


und überzahlte Beträge von den Empfängern 
nicht mehr zurückgefordert werden können. Er 
hat dadurch die Gewährung überhöhter Ent- 
schädigungen verhindert. 

Ein Verteidigungslastenamt beabsichtigte z. B. 
für einen Gebäudeschaden eine Entschädigung 
in Höhe von 74 576 DM festzusetzen. Es hatte 
dabei, wie der Bundesrechnungshof festgestellt 
hat, Werterhöhungen nicht berücksichtigt, die 
durch bauliche Maßnahmen während der Inan- 
spruchnahme eingetreten waren. Die Nachprü- 
fung durch die Baubehörde hat ergeben, daß die 
Werterhöhungen die Schäden überstiegen und 
deshalb eine Entschädigung gar nicht festzu- 
setzen war. 

In einem anderen Fall wollte ein Verteidi- 
gungslastenamt wegen eines Grundstücksscha- 
dens eine Teilentschädigung von 300 000 DM 
zubilligen; der Antragsteller hatte daneben 
noch weitere Schäden in Höhe von mehr als 
100 000 DM geltend gemacht. Der Bundesrech- 
nungshof hat veranlaßt, daß die Bewertungs- 
unterlagen der Bundesvermögensverwaltung, 
die das beschädigte Grundstück für den Bund 
erwerben wollte, herangezogen worden sind. 
Die Gesamtentschädigung, die das Verteidi- 
gungslastenamt danach endgültig festgesetzt 
hat, belief sich nur noch auf 251 735,37 DM. 

119. Bei einem Verteidigungslastenamt hat der Bun- 
desrechnungshof in zahlreichen Fällen die Fest- 
setzung von Entschädigungen beanstandet. 
Mehrere Bedienstete dieses Amtes hatten im 
Zusammenwirken mit Antragstellern ganz oder 
teilweise unberechtigte Entschädigungsleistun- 
gen festgesetzt. Sie sind inzwischen in erster 
Instanz wegen schwerer Bestechlichkeit, Rechts- 
beugung, Betrug, Untreue, Urkundenbeseitigung 
zu hohen Zuchthaus- und Gefängnisstrafen ver- 
urteilt worden. Der Bundesrechnungshof hat 
darauf hingewirkt, daß die Festsetzungs- 
bescheide aufgehoben und zu Unrecht gezahlte 
Entschädigungsbeträge zurückgefordert werden. 
Bisher sind rd. 700 000 DM zurückgefordert 
worden. Der Bundesminister der Finanzen wird, 
soweit dem Bund ein Schaden entstanden ist, 
die Frage des Schadensersatzes mit dem Lande 
und der Anstellungskörperschaft der Bedienste- 
ten zu klären haben. Der Bundesrechnungshof 
wird die Angelegenheit weiter überwachen. 

Bei einem anderen Amt der Verteidigungs- 
lastenverwaltung (Landesentschädigungsamt) 
hat der Bundesrechnungshof in einer großen 
Anzahl von Fällen die Bemessung der Entschä- 
digungen beanstandet, die auf Grund von Kraft- 
fahrzeugunfällen gewährt worden sind. Die 
Staatsanwaltschaft hat wegen des Verdachts, 
den Bund vorsätzlich geschädigt zu haben, 
gegen einen inzwischen ausgeschiedenen Be- 
diensteten und mehrere Antragsteller vor kur- 
zem Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

120. Die ausländischen Streitkräfte haben an zahl- 
reichen Grundstücken, die sie freigegeben haben, 
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bauliche Veränderungen vorgenommen. In 
vielen Fällen haben sich daraus für die Eigen- 
tümer Wertverbesserungen von zum Teil be- 
trächtlichem Umfange ergeben. Soweit die 
Wertverbesserungen nicht mit Schäden ausge- 
glichen werden konnten, steht die Regelung der 
Ausgleichsansprüche zum größten Teil noch 
aus. Diese Fälle können erst erledigt werden, 
wenn das vorgesehene Gesetz über die Vor- 
teilsausgleiche ergangen ist. Da die Grund- 
stücke zum Teil schon seit Jahren freigegeben 
sind und es sich bei den Wertverbesserungen 
um Beträge von vielen Millionen handeln 
dürfte, bedeutet das Fehlen der gesetzlichen 
Regelung einen empfindlichen Mangel, auf den 
der Bundesrechnungshof die beteiligten Ressorts 
wiederholt aufmerksam gemacht hat. 

Für die Geltendmachung der Ausgleichs- 
ansprüche müssen genaue Angaben über die 
während der Dauer der Inanspruchnahme durch- 
geführten baulichen Maßnahmen und über den 
Zustand des Grundstücks im Zeitpunkt der Frei- 
gabe vorliegen. Die Unterlagen der Verteidi- 
gungslastenämter sind jedoch oft unzulänglich. 
Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewie- 
sen, daß es notwendig ist, diese Unterlagen zu 
vervollständigen; er hat verlangt, daß auch die 
für Werterhöhungen maßgebenden Angaben in 
die Berichte aufgenommen werden, die über die 
Begehung der Grundstücke anläßlich der Frei- 
gabe zu fertigen sind. 

121. Mit der Regelung der Rechtsverhältnisse an un- 
bebauten Grundstücken, die für die ausländi- 
schen Streitkräfte weiterhin benötigt werden, 
haben die Behörden der Verteidigungslasten- 
verwaltung und der Bundesvermögensverwal- 
tung noch in erheblichem Umfange zu tun. 
Soweit die Gebrauchsüberlassung (z. B. durch 
Abschluß von G es tattungs Verträgen) nicht aus- 
reicht, müssen die Grundstücke für den Bund 
angekauft oder notfalls enteignet werden. Bis 
zum 30. Juni 1959 hat der Bund 21 955 Grund- 
stücke mit einer Gesamtfläche von 23 138 ha 
für insgesamt 443 948 671 DM erworben. Wei- 
tere Fälle mit einer Grundstücksfläche von 
77 040 ha sind noch in Arbeit. 

Da bei diesen Käufen die für unbebaute 
Grundstücke noch geltenden Preisvorschriften 
nach der Rechtslage nicht angewendet zu wer- 
den brauchen, wirkt der Bundesrechnungshof 
darauf hin, daß keine unangemessen hohen 
Preise bezahlt werden. 

* 

122. Bei der Prüfung der Baumaßnahmen für die 
ausländischen Streitkräfte hat der Bundesrech- 
nungshof wiederum viele Fälle festgestellt, in 
denen zu hohe Preise berechnet oder sonst Un- 
regelmäßigkeiten vorgekommen sind (vgl. 
Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — S. 83 
Nr. 124). Als Beispiele werden angeführt: 


! 123. Ein Sonderbauamt eines Landes hat in einer 
! Stadtgemeinde für die amerikanischen Stationie- 
; rungstreitkräfte eine größere Anzahl Wohn- 
j gebäude errichtet. Die Anliegerbeiträge für die 
Erschließungsstraßen werden nach der Orts- 
satzung erst fällig, wenn die Straßen ausgebaut, 
j die anliegenden Grundstücke bebaut und die 
tatsächlichen Straßenherstellungskosten festge- 
j stellt sind. Die Stadt hat die Anliegerbeiträge 
! — entgegen der Ortssatzung — schon vor dem 

Ausbau der Straßen gefordert. Sie ist dabei von 
geschätzten Herstellungskosten ausgegangen, 
die, wie der Bundesrechnungshof festgestellt 
hat, erheblich über den tatsächlichen Kosten 
| lagen. Das Sonderbauamt hat die von der Stadt 
geforderten Beträge jeweils sogleich gezahlt. 
Auch die Baukostenbeiträge für die städtischen 
Gas-, Wasser- und Stromversorgungsanlagen 
haben die Städtischen Werke entgegen den 
i Versorgungsbedingungen vorzeitig auf der 

| Grundlage zu hoch geschätzter Beträge ein- 

gezogen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zahlung 
! beanstandet und gefordert, daß die über die 

tatsächlichen Baukosten hinaus gezahlten Be- 
j träge zuzüglich Zinsen zurückgezahlt werden, 

i Bis Januar 1959 sind dem Bund rd. 280 000 DM 

erstattet worden. Dieser Betrag wird sich noch 
| erhöhen. 

j 124. Ein Bauunternehmen hat auf einem Flugplatz 
i Splitterschutzdämme für Flugzeuge errichtet, 

j Der für die Dammschüttungen erforderliche 

Boden sollte nach der Leistungsbeschreibung 
zum größten Teil durch die Baufirma angeliefert 
und der Rest aus einigen auf der Baustelle vor- 
handenen Bodenmieten entnommen werden. 

Bei dem Bodenabtrag zur Herstellung des 
Planums, der besonders vergütet worden ist, 
sind erhebliche Massen an überschüssigem 
Boden angefallen. Die Baufirma hat diesen 
Boden überwiegend für die Dammschüttungen 
verwendet, ihn aber gleichwohl mit dem Preis 
in Rechnung gestellt, der für zur Baustelle ge- 
lieferten Boden vorgesehen war. Das durfte sie 
nicht, da sie die Erdmassen nicht angeliefert, 
sondern den örtlich gewonnenen Boden nur ein- 
gebaut hatte. Für diese Leistung konnte sie nur 
den Preis fordern, der für den Einbau des 
bereits auf der Baustelle lagernden Boden- 
materials ausgemacht war. Er ist um 4,20 DM 
je Kubikmeter niedriger als der in Rechnung 
gestellte Preis. Nach überschläglicher Berech- 
: nung hat die Firma etwa 120 000 DM zuviel 

erhalten. 

Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
die Abrechnung der Firma nochmals geprüft 
| und der danach zu Unrecht gezahlte Betrag 
zurückgefordert wird. 

| 125. Bei dem Bau eines Flugplatzes sollten die zur 
! Aufnahme der Laufschienen für die Straßen- 
fertiger-Maschine gelegten Betongrundschwel- 
len nach dem Betonieren der Straßen mit einem 
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Kompressor herausgebrochen und die anfallen- 
den Betonbrocken abgefahren oder vergraben 
werden. Die mit der Ausführung der Bauarbei- 
ten beauftragte Arbeitsgemeinschaft hat für das 
Herausbrechen von 63 292,23 m Betongrund- 
schwellen 51 266,71 DM berechnet. Das Finanz- 
bauamt hat die Forderung der Arbeitsgemein- 
schaft in voller Höhe anerkannt und vergütet. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seiner Prü- 
fung durch Aufgrabungen festgestellt, daß sich 
der überwiegende Teil der Betongrundschwellen 
noch unversehrt in der unterhalb der Fahrbahn- 
decken eingebrachten Kiesbettung befand. Der 
Arbeitsgemeinschaft sind demnach Leistungen 
vergütet worden, die sie gar nicht ausgeführt 
hat. Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
der überzahlte Betrag von rd. 50000 DM zurück- 
gefordert wird. Er hat ferner gefordert, daß die 
Arbeitsgemeinschaft für Schäden haftbar ge- 
macht wird, die sich aus der ungünstigen Auf- 
lagerung der Betonplatten auf die Betongrund- 
schwellen ergeben können. 

126. Eine Wohnungsbaugesellschaft hat bei der Er- 
richtung einer größeren Wohnsiedlung die 
Zement- und Tonrohre für den Bau der Schmutz- 
und Regenwasserkanalisation selbst beschafft 
und sie den beauftragten Bauunternehmern zur 
Verfügung gestellt. 

Der Bundesrechnungshof hat die von den 
Unternehmern eingebauten Rohrmengen nach- 
geprüft und festgestellt, daß nur ein Teil der 
Rohre für die Kanäle der Wohnsiedlung ver- 
wendet worden ist. Die restlichen Rohre im 
Werte von rd. 20 000 DM sind in einem zur 
gleichen Zeit ausgeführten städtischen Kanal- 
abschnitt eingebaut worden, ohne daß die Stadt 
dafür eine Zahlung geleistet hat. 

Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
der Betrag von der Stadt erstattet wird. 

127. Einer amerikanischen Dienststelle genügte die 
ortsübliche Beleuchtung einer Wohnsiedlung 
durch Leuchten auf Holzmasten mit Freileitun- 
gen nicht. Sie hat die Stadt veranlaßt, Erdkabel 
zu verlegen und abwechselnd beiderseits der 
Straßen Stahl-Kandelaber aufzustellen. Die 
Städtischen Werke haben für 28 Kandelaber 
mit den zugehörigen Kabelleitungen einen Ge- 
samtpreis von 28 000 DM berechnet. Abzüglich 
der Kosten für eine ortsübliche Ausführung in 
Höhe von 12 000 DM sind an die Werke 16 000 
DM gezahlt worden. 

Die Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
hat ergeben, daß die Beleuchtung nur auf einer 
Straßenseite mit insgesamt 17 Kandelabern 
erstellt worden ist. Die Städtischen Werke 
haben also 11 Stahl-Kandelaber und die zuge- 
hörigen Erdkabel nicht eingebaut und demnach 
etwa 6285 DM zu Unrecht erhalten. 

Der Betrag ist inzwischen auf Veranlassung 
des Bundesrechnungshofes zurückgezahlt wor- 
den. 

* 


Soziale Kriegsfolgeleistungen 

(Einzelplan 40 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 

Kriegsfolgenhilfe, Umsiedlung und 
Auswanderung 

(Kapitel 40 03 und 40 04 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1958) 

Allgemeines 

128. Zu den Ausgaben, die als Folgen des Krieges 
von den öffentlichen Haushalten zu tragen sind, 
gehören die Aufwendungen für die Kriegs- 
folgenhilfe. Hierzu rechnen die Fürsorgekosten 
für bestimmte Personengruppen, deren Not- 
stände durch den Krieg verursacht worden sind 
(Kriegsfolgenhilfe-Empfänger), die Aufwendun- 
gen für die Umsiedlung, die Auswanderung und 
die Rückführung von Deutschen sowie die 
Kosten der Grenzdurchgangslager. 

Die einzelnen Maßnahmen haben die Länder 
(nach Maßgabe der Landesgesetze auch die 
Gemeindeverbände und Gemeinden) zunächst 
in eigener Verantwortung und auf eigene 
Kosten durchgeführt. Das Grundgesetz (Artikel 
120) hat dem Bund die Aufwendungen für die 
inneren und äußeren Kriegsfolgelasten — und 
damit auch die Kriegsfolgenhilfe — nach nähe- 
rer Bestimmung eines Bundesgesetzes übertra- 
gen. Nach dem Ersten Uberleitungsgesetz sind 
die Aufwendungen für die Kriegsfolgenhilfe 
vom 1. April 1950 an auf den Bund übergegan- 
gen. Die Länder hatten zunächst noch eine Inter- 
essenquote von 25 v. H. zu tragen, die später 
auf 15 v. H. herabgesetzt worden und schließ- 
lich ganz weggefallen ist; nur hinsichtlich der 
Fürsorgekosten für Zugewanderte ist ein 
Länderanteil von 20 v. H. bestehengeblieben. 

Die verwaltungsmäßige Durchführung der 
Kriegsfolgenhilfe war also weiterhin Aufgabe 
der Länder, die Mittel waren jedoch vom Bund 
aufzubringen. Die Höhe seiner Ausgaben rich- 
tete sich wesentlich danach, wie andere Körper- 
schaften, die seinen gesetzgebenden Organen 
haushaltsmäßig nicht verantwortlich waren, die 
Mittel bewirtschafteten. Auf die Problematik, 
die sich aus der Aufteilung der finanziellen und 
der verwaltungsmäßigen Verantwortung zwi- 
schen dem Bund und den Ländern ergibt, habe 
ich bereits in meinen Denkschriften vom 
31. Oktober 1955 und vom 19. August 1958 — 
jeweils in dem Abschnitt Kriegsopferversorgung 

— hingewiesen (Drucksache 1892 — 2. Wahl- 
periode — S. 115 Nr. 142 und Drucksache 554 

— 3. Wahlperiode — S. 62 Nr. 40). Während 
die Aufwendungen der Kriegsopferversorgung 
nach Grund und Höhe durch die bestehenden 
Vorschriften weitgehend festgelegt sind, hatten 
die Fürsorgeträger einen verhältnismäßig wei- 
ten Ermessensspielraum, weil ihre Leistungen 
den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles 
anzupassen waren. Hinzu kommt, daß die Bun- 
desregierung die Erste Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Uberleitungsgesetz, die die 
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Personengruppen und die Fürsorgekosten näher 
bestimmt, erst etwa fünf Jahre nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes erlassen hat. Die 
Trennung von Verwaltungsverantwortung und 
Finanzverantwortung hat gerade bei der Kriegs- 
folgenhilfe bewirkt, daß die Bundesmittel nicht 
immer mit der gebotenen Wirtschaftlichkeit 
ausgegeben worden sind. Die Länder haben die 
Bundesmittel in einem Umfang in Anspruch ge- 
nommen, der sachlich nicht immer gerechtfertigt 
gewesen ist, 

Pauschalierung der Kriegsfolgenhilfe 

129. Die Ausgaben des Bundes für die Kriegsfolgen- 
hilfe waren in den Rechnungsjahren von 1950 
bis 1954 sehr hoch; sie haben sich zwischen 
530 Mio DM und 760 Mio DM jährlich bewegt. 

Es war daher geboten, die Länder und die Für- 
sorgeträger in die finanzielle Verantwortung 
einzuschalten. Von mehreren möglichen Lösun- 
gen haben sich die gesetzgebenden Organe im 
Vierten Überleitungsgesetz dafür entschieden, 
die Leistungen des Bundes vom 1, April 1955 an 
zu pauschalieren. Diese Regelung hat die 
Finanzverantwortung beim Bund belassen und 
ihn dabei von der individuellen Ausgaben- 
gebarung der mittelverwaltenden Stellen unab- 
hängig gemacht. Durch die Verantwortung für 
die Einzelausgaben wird die gemeindliche 
Selbstverwaltung gestärkt und eine Verein- 
fachung der Verwaltung durch Wegfall von 
Abrechnungen, Prüfungen und statistischen 
Erhebungen erreicht. 

Bei der Pauschalierung werden die Aufwen- 
dungen der Länder für die Kriegsfolgenhilfe 
nicht mehr einzeln abgerechnet, sondern durch 
feststehende, von der tatsächlichen Höhe der 
Ausgaben unabhängige Pauschbeträge abge- 
golten. Der einem Land zustehende Pausch- 
betrag wird nach einem Grundbetrag errechnet; 
dieser ergibt sich aus der Summe der Aufwen- ! 
düngen, die in dem Bezugszeitraum (1. Juli 1953 | 
bis 30. Juni 1954) entstanden und zu Recht ab- j 
gerechnet worden sind. Der Gesetzgeber ist 
weiter davon ausgegangen, daß die Aufwen- ; 
düngen der Länder im Laufe der Jahre zurück- 
gehen werden, weil die Zahl der Empfänger i 
abnehmen wird; er hat sich auch davon leiten ! 
lassen, daß die Fürsorgemaßnahmen der Kriegs- 
folgenhilfe den Charakter der Kriegsfolgelast 
immer mehr verlieren und allmählich in die 
normale Fürsorge übergehen werden. Das Ge- 
setz sieht deshalb vor, daß die Pauschbeträge 
sich jährlich vermindern; der letzte Pausch- 
betrag wird im Rechnungsjahr 1968 in Höhe 
von 15 v. H. des Grundbetrages fällig werden. 
Da es auf Schwierigkeiten gestoßen ist, die 
Grundbeträge alsbald und zutreffend zu ermit- 
teln, hat die Bundesregierung die Pausch- 
beträge durch die Zweite Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Überleitungsgesetz zunächst 
vorläufig festgesetzt; für das Rechnungsjahr 
1955 haben sie insgesamt rd. 580 Mio DM 
betragen. 


Der Bundesrechnungshof hat die Grund- 
beträge geprüft. Sie bilden die Grundlage für 
alle künftigen Zahlungen. Der Bund wird bis 
zum Auslaufen der Pauschalierung im Rech- 
nungsjahr 1968 insgesamt etwa das Neunfache 
der Grundbeträge, also rd. 5 Mrd. DM, aufzu- 
bringen haben. Vor allem hat der Bundesrech- 
nungshof bei seinen Prüfungen für die Rech- 
nungsjahre 1953 und 1954 untersucht, ob die in 
dem Bezugszeitraum von den Ländern verrech- 
neten Aufwendungen den tatsächlich entstande- 
nen Aufwendungen entsprachen. Dabei haben 
sich Zweifelsfragen ergeben, die der Bundes- 
rechnungshof — soweit möglich — in unmittel- 
barem Einvernehmen mit den Ländern geklärt 
hat. Auf diese Weise ist insbesondere festgelegt 
worden, welche Aufwendungen der Ermittlung 
des Grundbetrages für den Bezugszeitraum zu- 
grunde zu legen und nach welchen Gesichts- 
punkten die Einnahmen und Ausgaben beim 
Übergang von der Einzelberechnung zur Pau- 
schalabgeltung dem Bundeshaushalt oder den 
Länderhaushalten zuzuordnen sind. 

Die Fragen, die nicht durch unmittelbare 
Verhandlungen geklärt werden konnten, haben 
der Bundesminister des Innern und der Bundes- 
minister der Finanzen unter Beteiligung des 
Bundesrechnungshofes im Herbst 1958 mit Ver- 
tretern der Länder erörtert und geregelt. Nun- 
mehr dürfte nichts mehr im Wege stehen, die 
Pauschbeträge endgültig festzusetzen. 

Nach dem Ergebnis der vom Bundesrech- 
nungshof durchgeführten Prüfungen werden sich 
die Pauschbeträge für das Rechnungsjahr 1955 
bei ihrer endgültigen Festsetzung um rd. 12 Mio 
DM senken. Für den gesamten Zeitraum der 
Pauschalierung werden die Bundesausgaben 
dadurch um etwa das Neunfache dieses Betra- 
ges, d. h. um mehr als 100 Mio DM, niedriger 
liegen. 

Weitere Pauschalierungsmaßnahmen 

130. Von der Pauschalierung ausgenommen sind die 
individuelle Fürsorge für Zugewanderte sowie 
bestimmte Sachgebiete der sozialen Fürsorge 
für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene. 
Die Aufwendungen hierfür waren so schwan- 
kend und so wenig übersichtlich, daß keine an- 
nehmbare Grundlage für eine Pauschalierung 
gefunden werden konnte. Hier ist es zunächst 
bei der Einzelabrechnung geblieben. Auf diese 
Fälle beschränkt sich die Rechnungsprüfung 
durch den Bundesrechnungshof seit der Pauscha- 
lierung. Da die Leistungen im Rahmen der 
Kriegsfolgenhilfe überwiegend nicht von den 
Landesbehörden, sondern von etwa 600 Landes- 
und Bezirksfürsorgeverbänden festgesetzt wer- 
den, stößt die Prüfung auf Schwierigkeiten, Bis 
zur Pauschalierung und auch danach hat nur 
ein kleiner Teil der Fürsorgeverbände örtlich 
geprüft werden können. Gleichwohl haben die 
Prüfungen dazu geführt, daß der Bund beacht- 
liche Rückforderungen gegen die Länder geltend 
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gemacht hat. Bisher haben diese folgende 
Beträge erstattet: 


im Rechnungsjahr 1953 
im Rechnungsjahr 1954 
im Rechnungsjahr 1955 
im Rechnungsjahr 1956 
im Rechnungsjahr 1957 
im Rechnungsjahr 1958 


rd. 1,5 Mio DM, 
rd. 5,8 Mio DM, 
rd. 13,8 Mio DM, 
rd. 6,0 Mio DM, 
rd. 9,7 Mio DM, 
rd. 5,6 Mio DM. 


Die nach der Pauschalierung durchgeführten 
Prüfungen zeigen, daß Fürsorgeträger die Ver- 
rechnungsbestimmungen nicht immer zutreffend 
handhaben. Auch in Zukunft sollte — nicht zu- 
letzt unter dem Gesichtspunkt einer weiteren 
Vereinfachung der Verwaltung — geprüft wer- 
den, ob diese Aufwendungen der Kriegsfolgen- 
hilfe pauschaliert werden können. 


* 


Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958) 


Hypothekengewinnabgabe 

(Kapitel 60 01 Titel St 41 für die Rechnungs- 
jahre 1956 bis 1958) 


131. Die Annahme, daß die Veranlagung zur Hypo- 
thekengewinnabgabe im wesentlichen bis zum 
31. Dezember 1957 durchgeführt sein werde, hat 
sich nicht erfüllt (vgl. Drucksache 2660 — 
2. Wahlperiode — S. 49 Nr. 146). Die Veran- 
lagung war wegen des großen Umfangs der da- 
mit verbundenen Arbeit in der Regel erst am 
Ende des Kalenderjahres 1958 so weit fortge- 
schritten, daß nur in schwierigen Fällen noch 
kein Abgabebescheid erteilt war. 


Wie sich aus der folgenden Übersicht ergibt, 
ist das Aufkommen bis zum Rechnungsjahr 1955 
jährlich gestiegen; danach hat es sich erheblich 
vermindert. 


Haushalts- 

Aufkommen ansatz 


Rechnungsjahr 1953 
Rechnungsjahr 1954 
Rechnungsjahr 1955 
Rechnungsjahr 1956 
Rechnungsjahr 1957 
Rechnungsjahr 1958 
Rechnungsjahr 1959 


478 Mio DM 
582 Mio DM 
697 Mio DM*) 
426 Mio DM 
340 Mio DM 
362 Mio DM 


320 Mio DM 
350 Mio DM 
440 Mio DM 
435 Mio DM 
425 Mio DM 
310 Mio DM 
300 Mio DM 


Die Untersuchungen des Bundesrechnungs- 
hofes über das Aufkommen haben folgendes er- 
geben: 


*) In der Bundeshaushaltsrechnung 1955 (S. 1658/59) sind 
rd. 799 Mio DM nachgewiesen. Bei dem Mehrbetrag 
von rd. 102 Mio DM handelt es sich um den nachträg- 
lichen rechnungsmäßigen Nachweis von Abgabelei- 
stungen, die im wesentlichen bis zum 31. März 1952 
erbracht und den beteiligten Ländern als Darlehen 
belassen waren. 


| 132. Bis zum Ende des Rechnungsjahres 1955 hat das 
| Aufkommen an Hypothekengewinnabgabe die 

Haushaltsansätze erheblich überstiegen. Die Zu- 
! nähme des Aufkommens in den Rechnungsjah- 
ren 1953 bis 1955 beruht hauptsächlich auf den 
in diesen Jahren vorgenommenen Ablösungen 
noch nicht fälliger Leistungen. Der dann fol- 
! gende erhebliche Rückgang des Aufkommens 

ist vornehmlich darauf zurückzuführen, daß die 
Ablösungen merklich zurückgegangen sind, weil 
der Kreis der Abgabeschuldner, die zur Ab- 
lösung bereit und auch in der Lage waren, sich 
wesentlich verkleinert hatte. Von den bei In- 
krafttreten des Lastenausgleichsgesetzes vor- 
handenen Abgabeschulden sind bis zum 31. De- 
zember 1958 etwa 20 v. H. abgelöst worden; die 
I Ablösungen in mehr als 350 000 Fällen haben 
i 739 Mio DM erbracht. Im Rechnungsjahr 1959 
haben die Ablösungen wieder zugenommen, 
weil die Flüssigkeit des Geld- und Kapital- 
: marktes und das allgemein niedrige Zinsniveau 

i genügend Anreiz zur Ablösung bieten, über- 
dies wird eine Senkung des Ablösungszinssatzes 
| erwartet, wodurch sich der Ablösungswert er- 

: höhen wird. 

; 133. Die Entwicklung des Aufkommens an Hypothe- 
kengewinnabgabe ist auch durch andere Ur- 
sachen beeinflußt worden. Erhebliche Tragweite 
hatten Vergünstigungen, die das Lastenaus- 
! gleichsgesetz gegenüber dem vorausgegangenen 

Hypothekensicherungsgesetz gebracht hat. Hier- 
j zu gehören die Ausnahmen von der Abgabe- 

| pflicht z. B. bei Verbindlichkeiten eines gewerb- 

i liehen Betriebs, welcher der Kreditgewinnab- 

gabe unterliegt, oder bei Verbindlichkeiten 
zwischen Personen, bei denen die Vorausset- 
zungen für eine Zusammenveranlagung zur Ver- 
mögensteuer für das Kalenderjahr 1949 Vorge- 
legen haben. Ferner ist die Abgabeschuld bei 
den im Rahmen der öffentlichen Wohnungsfür- 
sorge gewährten zinsverbilligten Darlehen (z. B. 
Hauszinssteuerhypotheken, Reichsbaudarlehen) 
niedriger als die entsprechende nach dem Hypo- 
thekensicherungsgesetz entstandene Umstel- 
lungsgrundschuld. Auch die gegenüber dem 
Hypothekensicherungsgesetz für den Abgabe- 
pflichtigen vorteilhaftere Berücksichtigung der 
Kriegsschäden führt zu einer niedrigeren Ab- 
gabeschuld. Außerdem sind die Abgabeschulden 
im Lande Berlin um ein Drittel gemindert wor- 
den. Die Vergünstigungen haben besonders in 
den Rechnungsjahren 1956 bis 1958 zu dem 
Rückgang des Aufkommens beigetragen. Weiter 
ist die Veranlagung zur Hypothekengewinnab- 
gabe im wesentlichen in diesen Jahren vorge- 
nommen worden. In ihrer Folge waren im er- 
heblichen Umfange Vorauszahlungen, die sich 
nach der Veranlagung als überhöht herausge- 
stellt hatten, zu erstatten. 

134. Für die Entwicklung des Aufkommens ist ferner 
von Bedeutung gewesen, wie die Vorschriften 
über den Erlaß der Hypothekengewinnabgabe 
durchgeführt worden sind. Die Abgabeleistun- 
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gen sind zu erlassen, wenn der Ertrag des be- 
lasteten Grundstücks die Leistungen aus der 
Hypothekengewinnabgabe nicht deckt (Ertrags- 
lageerlaß) oder wenn sich der Abgabepflichtige 
in wirtschaftlicher Bedrängnis befindet (Härte- 
erlaß). Die Finanzämter haben die Erlaßver- 
fahren für die zu einem Erlaßzeitraum zusam- 
mengefaßten Kalenderjahre 1953 bis 1955 in 
der Masse in den Jahren 1956 bis 1958 durch- 
geführt. Dabei waren einem großen Teil der 
Abgabeschuldner Leistungen, die für drei Jahre j 
entrichtet waren, in einer Summe zu erstatten, j 
Auch hierdurch hat sich das Aufkommen in den 
Rechnungsjahren 1956 bis 1958 nicht unerheb- j 
lieh vermindert. 

135. Beim Ertragslageerlaß für den Erlaßzeitraum 

1953/1955 haben viele Grundstückseigentümer, 
die für frühere Erlaßzeiträume nur einen Teiler- j 
laß erreichen konnten, einen Vollerlaß erlangt. « 
Dies ist zu einem wesentlichen Teil darauf zu- ; 
rückzuführen, daß die bei der Ermittlung des | 
Grundstücksüberschusses ertragmindernd zu be- j 
rücksichtigenden Instandhaltungskosten ihrem j 
Betrag nach nicht begrenzt sind und des- ) 
halb Abgabeschuldner in zunehmendem Maße j 
hohe Beträge für die Instandhaltung aufgewen- ! 
det haben, die zur Erhaltung des Grundstücks'/f 
angeblich notwendig waren. § 

136. Die Abgabeleistungen können soweit erlas- i 

sen werden, daß dem Abgabepflichtigen der für j 
eine bescheidene Lebensführung unerläßliche 
Betrag verbleibt (Härteerlaß). Vom Kalender- ; 
jahr 1953 an hat der Bundesminister der Finan- 
zen diesen Betrag auf 3000 DM jährlich für den 
Abgabeschuldner und 900 DM «für seinen Ehe- | 
gatten festgesetzt (gegenüber 2160 DM und I 
480 DM im Kalenderjahr 1952). Dadurch hat 
ein größerer Personenkreis als vorher einen 
Härteerlaß erlangen können. Soweit erstmalig 
ein Härteerlaß gewährt worden ist, haben die 
für die Jahre 1953 bis 1955 zuviel erbrachten 
Leistungen in einer Summe erstattet werden j 
müssen. j 

Von der im Gesetz ebenfalls vorgesehenen | 
Möglichkeit, fällige Leistungen wegen Wirt- j 
schaftlicher Bedrängnis anstatt zu erlassen nur I 
zu stunden, läßt der Bundesminister — von I 
einem selten vorkommenden Sachverhalt abge- ; 
sehen — wegen der zu erwartenden Verwal- 
tungserschwerung keinen Gebrauch machen. 
Der Bundesrechnungshof hat dagegen Bedenken 
erhoben. 

137. In den Regelfällen des Härterlasses, in denen 
die Ertragsberechnung für das belastete Grund- 
stück die Grundlage für die Entscheidung bil- 
det, werden die Abschreibung und die Verzin- 
sung des Eigenkapitals berücksichtigt, obwohl 
es sich im Erlaßzeitraum dabei nicht um tat- 
sächliche Ausgaben handelt. Soweit diese Be- 
träge nicht für die planmäßige Tilgung von 
Belastungen verwendet werden, stehen sie dem 


Abgabepflichtigen zusätzlich zuden Pauschbeträ- 
gen von 3000 DM und 900 DM für seinen per- 
sönlichen Bedarf zur Verfügung. 

Der Bundesrechnungshof hält diese Regelung 
nicht für gerechtfertigt, weil sie dem Abgabe- 
pflichtigen mehr beläßt, als »er „für eine be- 
scheidene Lebensführung'' benötigt. Der Bun- 
desminister ist seit langem vom Bundesrech- 
nungshof und von einigen Ländern »darauf auf- 
merksam gemacht worden, daß eine Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes geboten ist. Er hat 
jedoch erst nach dem Ablauf des Erlaßzeitrau- 
mes 1956/1958 die entsprechende Änderung des 
Gesetzes vorbereitet. In dem Entwurf eines 
Zwölften Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes ist vorgesehen, daß die Ge- 
setzesänderung erst vom Kalenderjahr 1959 ab 
anzuwenden ist. 

138. Nach dem Entwurf des Lastenausgleichsgeset- 
zes sollte der Härteerlaß nur einem Abgabe- 
pflichtigen gewährt werden, der bereits nach 
den Verhältnissen am Währungsstichtag Ab- 
gabeischuldner war; bei «den parlamentarischen 
Beratungen ist diese Bestimmung gestrichen 
und der Bundesminister ermächtigt worden, das 
Nähere zum Härteerlaß zu bestimmen. Er hat 
zwar in seiner Verwaltungsanordnung beim 
Wechsel des Eigentums nach dem Währungs- 
stichtag einen Härteerlaß nur ausnahmsweise 
zugelassen, jedoch keine ausdrückliche Bestim- 
mung für den Fall getroffen, daß nach dem 
Währungsstichtag ein Nießbrauch oder ein 
nießbrauchähnliches Verhältnis an dem be- 
lasteten Grundstück oder an einem Anteil eines 
Miteigentümers begründet wird. Die Finanz- 
ämter haben z. B. Witwen, die neben ihren 
nicht hilfsbedürftigen (erwachsenen) Kindern 
Miteigentümer eines mit Hypothekengewinn- 
abgabe belasteten Grundstücks sind, auch den 
Anteil der fälligen Abgabeleistungen erlassen, 
der auf die anderen Miteigentümer entfällt. Die 
Finanzämter haben sich dabei in der Regel mit 
der bloßen Angabe der Beteiligten begnügt, 
daß der Witwe die Einnahmen aus dem Grund- 
stück zuflössen und sie allein »die Lasten trage. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausdehnung 
der Vorschriften über «den Härteerlaß auf der- 
artige Sachverhalte beanstandet. Die Erörte- 
rungen mit dem Bundesminister sind noch nicht 
abgeschlossen. 

139. Mit dem Erlaß für den Erlaßzeitraum 1953/1955 
haben die Finanzämter von Amts wegen gleich- 
zeitig die im Erlaßzeitraum 1956/1958 fällig 
werdenden Leistungen vorläufig bis zum 
30. Juni 1959 gestundet. Sie haben die Stun- 
dung in der Regel in demselben Umfange aus- 
gesprochen, wie die Abgabeleistungen für 
1953/1955 erlassen »worden sind. Dabei haben 
sie aber oft nicht berücksichtigt, daß sich die 
dem Erlaß zugrunde liegenden Verhältnisse 
ändern könnten oder sich schon geändert hat- 
ten. Z. B. fallen hohe Instandhaltungskosten 
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nicht in jedem Erlaßzeitraum in gleicher Höhe 
an. Auch sind die Grundstückserträge infolge 
der nach dem Ersten Bundesmietengesetz zu- 
lässigen Mieterhöhung gestiegen. Ferner sind 
die Auswirkungen der Rentenreform unbeach- 
tet geblieben. Durch die schematische Voraus- 
stundung ist die Fälligkeit der Zahlungen, die 
in den Jahren 1956 bis 1958 zu erbringen wa- 
ren, auf das Jahr 1959 und später verschoben 
worden. 

Der Bundes rechnungshof hat darauf hinge- 
wirkt, daß vor einer Stundung künftig fällig 
werdender Leistungen die Voraussetzungen 
sorgfältig geprüft und unbegründete Voraus- 
stundungen aufgehoben werden. Die Finanz- 
ämter sind entsprechend angewiesen worden. 

* 

Leistungen des Bundes nach dem Bundesgesetz 
zur Entschädigung für Opfer der nationalsozia- 
listischen Verfolgung (BEG) 

(Kapitel 60 04 Titel 31 1 für die Rechnungsjahre 
1956 bis 1958) 

140. Die vermögensrechtliche Wiedergutmachung um- 
faßt die Rückerstattung und die Entschädigung. 
Die Rückerstattung stellt frühere, dem Verfolg- 
ten entzogene Rechte durch die Rückgabe von 
feststellbaren Vermögensgegenständen oder 
durch deren Ersatz wieder her. Die Entschädi- 
gung soll diejenigen Schäden an Lebensgütern 
und Vermögen, die nicht durch Rückerstattung 
eines Vermögensgegenstandes oder Gewährung 
eines Ersatzanspruches ausgeglichen werden 
können, durch Gewährung 'eines in Geld zu be- 
rechnenden Anspruches wiedergutmachen. Die 
folgenden Ausführungen befassen sich nur mit 
der Durchführung der Entschädigung. 

141. Auf dem Gebiet der Entschädigung, dessen Re- 
gelung von den früheren Besatzungsmächten 
dem deutschen Gesetzgeber überlassen worden 
war, hatten zunächst die Länder Entschädi- 
gungsgesetze erlassen. Da diese unterschiedlich 
waren, hat der Bund von seiner Gesetzgeibungs- 
kompetenz Gebrauch gemacht. Das Bundes- 
ergänzungsgesetz vom 18. September 1953 hat 
die Rechtseinheit unter Wahrung des Besitz- 
standes der nach früherem Landesrecht Berech- 
tigten hergestellt. Das Rundesentschädigungs- 
gesetz — BEG — (in der Fassung des Dritten 
Änderungsgesetzes vom 29. Juni 1956) hat den 
Kreis der Berechtigten erweitert und die An- 
sprüche durch Wegfall von begrenzenden Vor- 
schriften und Erhöhung der Einzelleistungen 
günstiger gestaltet; ferner hat es das Verfahren 
durch die Einführung pauschaler Berechnungen 
und Abgeltungen vereinfacht und beschleunigt. 
Das Bundesentschädigungsgesetz hat vom 
1. April 1956 an die Lasten für den Entschädi- 
gungsaufwand in der Weise verteilt, daß die 
Aufwendungen je zur Hälfte vom Bund und 
der Gesamtheit der Länder getragen werden. 


Für Berlin besteht eine Sonderregelung. Der 
Bund hat seit dem 1. April 1956 an Ausgaben 
geleistet: 

im Rechnung sjuhr 1956 rd. 565 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1957 rd. 895 Mio DM, 

im Rechnungsjahr 1958 rd. 809 Mio DM. 

Für das Rechnungsjahr 1959 sind im Bundes- 
haushalt 1,3 Mrd. DM veranschlagt. 

Der Bundesrechnungshof prüft gemeinsam 
mit den Landesrechnungshöfen die Entschädi- 
gungsaufwendungen der Länder und ihre Ab- 
rechnung mit dem Bund. 

Die Länder führen das Bundesentschädigungs- 
gesetz als eigene Angelegenheit aus (Artikel 83 
GG). Sie haben die Ressortzuständigkeit und 
den Behördenaufbau verschieden geregelt. Un- 
terschiedlich nach Zahl und Qualität ist auch 
die Personalausstattung. 

Die Arbeit der Entschädigungsbehörden steht 
unter Zeitdruck, da die Verfahren bis zum 
31. März 1963 abzu wickeln sind. Eine Verbesse- 
rung der Personallausstattung ist in einigen 
Ländern erforderlich. 

142. Die Länder waren vor die Aufgabe gestellt, in 
kürzester Frist vorhandene Dienststellen zu er- 
weitern oder neue Entschädigungsbehörden 
aufzubauen, ohne daß immer Kräfte zur Ver- 
fügung standen, die über hinreichende allge- 
meine Verwaltungserfahrungen verfügten. Die 
sachliche und rechtliche Schwierigkeit der Ma- 
terie macht es mehr als auf anderen Gebieten 
erforderlich, daß die örtlichen Dienststellen von 
den übergeordneten Behörden beaufsichtigt, ge- 
lenkt und unterstützt werden. Dies gilt beson- 
ders für Grenzfälle und Fragen von hoher Pro- 
blematik. 

Da sich die Richtlinien der obersten Landes- 
behörden auf den Bereich des jeweiligen Lan- 
des beschränken, hat dies zu einer unterschied- 
lichen Anwendung des Gesetzes geführt. Die 
Länder bemühen sich, durch regelmäßige Zu- 
sammenkünfte ihrer Referenten eine einheit- 
liche Rechtsanwendung zu erreichen. Jedoch ist 
bisher eine übereinstimmende Anwendung der 
Vorschriften vielfach noch nicht erzielt worden. 

143. Bei der Eigenart der Lastenverteilung verfügt 
jedes Land bei der Entscheidung über einen Ent- 
schädigungsanspruch im Ergebnis über Mittel 
des Bundes und der anderen Länder. Die Er- 
fahrung auf anderen Gebieten (z. B. bei der 
Kriegsfolgenhilfe und der Kriegsopferversor- 
gung) hat gezeigt, daß die Trennung der Ver- 
waltungsverantwortung von der Finanzverant- 
wortung der wirtschaftlichen Ausgabengestal- 
tung nicht förderlich gewesen ist. Die Besonder- 
heit auf dem Gebiet der Entschädigungsaufwen- 
dungen liegt darin, daß Verwaltungsverant- 
wortung und Finanz Verantwortung hier nicht, 
wie sonst, zwischen dem Bund und nur einem 
der Bundesländer, sondern in jedem einzelnen 
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Entschädigungsfall auch zwischen dem zustän- 
digen Land und der Gesamtheit der Bundes- 
länder aufgeteilt sind, ohne daß der Bund und 
die Bundesländer gegenseitige Einflußmöglich- 
keiten auf die Aufwendungen haben. Auch die- 
ser Umstand erschwert nach dem Ergebnis der 
Rechnungsprüfung die einheitliche Auslegung 
der Vorschriften und die gesetzestreue Arbeit. 

144. Eine übereinstimmende Rechtsanwendung ist 
nicht nur eine verwaltungsmäßige Forderung. 
Die Verfolgten müssen in allen Ländern die 
Entschädigung nach gleichen Grundsätzen und I 
unter gleichen Voraussetzungen erhalten. Die 
Bundesregierung sollte sich angelegen sein las- j 
sen F trotz der nicht zu verkennenden Schwie- j 
rigkeiten durch Erlaß 'allgemeiner Verwaltungs- ! 
Vorschriften und durch Ausübung der Rechts- I 
aufsicht auf eine übereinstimmende Anwen- 
dung des Gesetzes in den Ländern hinzuwir- 
ken (vgl. Art. 84 GG). 

* 


Bundeshilfe für Berlin 

(Kapitel 60 05 für die Rechnungsjahre 1956 bis 
1958 r Kapitel A 60 05 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1958) 

1 45. Der Bundesrechnungshof hat auf Antrag des 
Bundesministers der Finanzen und mit Zustim- 
mung des Regierenden Bürgermeisters von i 
Berlin für die Rechnungsjahre 1954 bis 1957 
Untersuchungen über die Haushaltslage Berlins ! 
zur Bemessung der Bundeshilfe nach § 16 des i 
Dritten Überleitungsgesetzes durchgeführt (vgl. . 
Drucksache 2660 — 2. Wahlperiode — S. 47 ! 
Nr. 140 und Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — 

S. 86 Nr. 80). Wegen des Berliner Fehlbedarfs 
und wegen der beengten Leistungsfähigkeit des 
Bundeshaushalts hat es der Bundesminister der 
Finanzen auch für das Rechnungsjahr 1958 für 
erforderlich gehalten, die Voraussetzungen für j 
die Höhe der Bundeshilfe vom Bundesrech- ! 
nungshof ermitteln zu lassen. Den Entwurf des | 
Haushaltsplans des Landes Berlin für 1958 habe j 
ich schwerpunktmäßig geprüft. Die Unter- j 
suchung hat sich sowohl auf den allgemeinen ; 
Zuschuß zur Deckung des Fehlbedarfs, der auf 
die Steuerschwäche Berlins und seine Sonder- 
belastungen zurückzuführen ist, wie auf den 
besonderen Zuschuß erstreckt, der daneben im 
ordentlichen Haushalt für die Ausgaben zur 
Vorbereitung auf die Hauptstadtfunktionen 
(Aufbauplan) vorgesehen war; sie hat auch die 
im außerordentlichen Haushalt für den Wieder- 
aufbau Berlins veranschlagten Objekte erfaßt, 
für die das Land Berlin Bundesdarlehen an- 
strebte. Das Ergebnis meiner Untersuchungen 
ist als Grundlage bei der politischen Entschei- 
dung über die Berlinhilfe verwertet worden. 

* 


Beiträge der Bundesrepublik Deutschland an 
internationale Behörden und Dienststellen und 
Rechnungsprüfung dieser Gemeinschaften 

146. Die Bundesrepublik Deutschland gehört einer 
größeren Anzahl politischer, wirtschaftlicher 
und kultureller Zusammenschlüsse an, die sich 
vor allem nach dem zweiten Weltkrieg im 
europäischen Raum und über die Grenzen 
Europas hinaus gebildet haben. Durch die Mit- 
gliedschaft in diesen Einrichtungen entstehen 
laufende und einmalige Ausgaben von beacht- 
licher Höhe. Wie sich aus der Vorlage des Bun- 
desministers der Finanzen an 'den Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun- 
destages vom 10. März 1959 ergibt, wird die 
Bundesrepublik im Rechnungsjahr 1959 rd. 
445,9 Mio DM an Finanzbeiträgen leisten. Da- 
von werden Beiträge 

a) über 100 000 DM im Einzelfall 

an 9 europäische Organi- 
sationen in Höhe von . . rd. 368,3 Mio DM 

sowie 

an 13 sonstige internatio- 
nale Organisationen in 
Höhe von rd. 76,8 Mio DM 

b) bis zu 100 000 DM im Ein- 

zelfall an 47 europäische 
und sonstige internatio- 
nale Organisationen in 
Höhe von rd. 0,8 Mio DM 

zusammen rd. 445,9 Mio DM 

fließen. 

Die Finanzbeiträge beruhen auf rechtlichen 
Verpflichtungen. Ihre Höhe im einzelnen ergibt 
sich oftmals aus der Vereinbarung bestimmter 
Aufbringungsschlüssel. Unter diesen Umstän- 
den hat die Prüfung der für Finanzbeiträge ge- 
leisteten Ausgaben durch den Bundesrechnungs- 
hof im wesentlichen einen formellen Charakter. 
Die Prüfung von Organisations- und Wirt- 

schaftlichkeitsfragen ist dem Bundesrechnungs- 
hof insoweit aus Rechtsgründen regelmäßig 

nicht möglich. Sie obliegt den diesen Einrich- 
tungen zugeordneten besonderen Organen der 
Finanzkontrolle, sofern ihnen die Befugnis 
hierzu durch Vereinbarung oder Statut einge- 
räumt ist. Für die Wirksamkeit der Finanzkon- 
trolle ist es von entscheidender Bedeutung, daß 
den internationalen oder supranationalen Or- 
ganen der Rechnungsprüfung solche Befugnisse 
zuerkannt werden. Mindestens ebenso wichtig 
ist es aber, daß die Rechnungsprüfung von in 
der Finanzkontrolle besonders erfahrenen und 
in ihrer Urteilsbildung in jeder Hinsicht 
unabhängigen Kräften ausgeübt wird. Im Hin- 
blick auf die finanziellen Belastungen des Bun- 
des habe ich daher bereits in einem Rund- 
schreiben vom 29. Juli. 1953 die obersten Bun- 
desbehörden gebeten, in allen Fällen, in denen 
die Bundesrepublik an internationalen oder 
supranationalen Einrichtungen durch sachliche 
Mitarbeit und finanzielle Leistungen mitwirkt, 
mich rechtzeitig zu beteiligen, damit ich sach- 
dienliche Vorschläge sowohl für die Gestaltung 
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der Kontrollfunktionen als auch für die Aus- 
wahl der mit diesen zu beauftragenden deut- 
schen Vertreter unterbreiten kann. 

Die Bundesrepublik wird im Rechnungsjahr 
1959 an die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) und die Europäische Atom- 
gemeinschaft (EAG) voraussichtlich insgesamt 
rd. 222 Mio DM zu leisten haben. Der Benen- 
nung eines deutschen Mitgliedes für den im 
Frühjahr 1959 gebildeten Kontrollausschuß die- 
ser Gemeinschaften kam deshalb eine beson- 
dere Bedeutung zu. Ich habe in Schreiben an 
den Bundesminister der Finanzen wiederholt 
zum Ausdruck gebracht, daß als deutscher Rech- 
nungsprüfer bei diesen Gemeinschaften in 
erster Linie ein Beamter der Finanzkontrolle in 
Betracht gezogen werden sollte. Hierbei habe 
ich mich von dem Gedanken leiten lassen, daß 
ein solcher Beamter neben seinen besonderen ! 
Kenntnissen auf dem Gebiet des öffentlichen | 
Rechnungsprüfungswesens insbesondere die im 
Artikel 206 Abs. 1 des EWG-Vertrages, Arti- ! 
kel 180 Abs. 1 des EAG- Vertrages geforderte 
Gewähr für volle Unabhängigkeit bieten 
würde. 

Der Bundesminister der Finanzen hatte zu- 
gesagt, auf meine Vorschläge für das deutsche 
Mitglied des Kontrollausschusses der EWG/EAG 
zurückzukommen, sobald mit einer personellen 
Entscheidung zu rechnen sei. Entgegen dieser 
Zusage hat er, und ohne mir Gelegenheit zu 
einer Stellungnahme zu geben, im März 1959 
einen höheren Beamten des Bundeswirtschafts- 
ministeriums als deutsches Mitglied des Kon- 
trollausschusses der EWG/EAG benannt. Der 
Beamte ist von der EWG/EAG auf die Dauer j 
von 5 Jahren als (nebenamtlicher) Rechnungs- i 
prüfer bestellt worden, übt aber weiterhin 
sein Hauptamt in der ßundeawirtschaftsverwal- 
tung aus, die mit der EWG enger als andere 
Ressorts verflochten ist. 

Die Benennung war nur dadurch möglich, 
daß das unter Zustimmung des deutschen Mit- 
gliedes von den Räten beschlossene Personal- 
statut des Kontrollausschusses entgegen dem 
ursprünglichen Entwurf nicht mehr verlangt, 
daß der Rechnungsprüfer über besondere Er- 
fahrungen auf dem Gebiet der öffentlichen 
Rechnungsprüfung verfügen muß. Die Wahl der 
Rechnungsprüfer aus Beamten der nationalen 
Finanzkontrolle sollte aber allgemein ange- 
strebt werden. 

Die strengeren Anforderungen an die Berufs- 
erfahrungen als Rechnungsprüfer und an seine 
sachliche Unabhängigkeit müssen bei der Be- j 
nennung des deutschen Rechnungsprüfers be- 
rücksichtigt werden. Es sollte darauf hinge- ; 
wirkt werden, daß in den internationalen Gre- 
mien entsprechende Änderungen der Vorschrif- 
ten beschlossen werden. Ich beziehe mich auch 
auf das besondere Interesse, das der Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages an 
der Finanzgebarung und an der Finanzkon- 
trolle bei der EWG/EAG bekundet hat (vgl. ; 


I u. a. den stenographischen Bericht über die 
73. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
| 10. Juni 1959 S. 3958 C ff.). 

I * 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 
Verplanungsreste 

| 147. In den Wirtschafts- und Finanzplänen des Aus- 
gleichsfonds sind die verplanten Ausgaben 
nicht in vollem Umfange durch die verplanten 
Einnahmen gedeckt. Bei gewissen Ausgaben 
besteht zwar ein Bedürfnis für die Ausgabe- 
ermächtigung, es kann aber mit Sicherheit da- 
mit gerechnet werden, daß die Ausgaben nicht 
mehr im laufenden Rechnungsjahr geleistet zu 
werden brauchen. Dieses Verfahren ist deshalb 
für gerechtfertigt gehalten worden, weil das 
Bundesausgleichsamt und die Landesausgleichs- 
ämter rechtzeitig auch über Ausgabemittel ver- 
fügen müssen, die erst im kommenden Rech- 
nungsjahr zu Zahlungen Jühren. Von der Mög- 
lichkeit, Bindungsermächtigungen zu erteilen, 
ist seit dem Rechnungsjahr 1954 kein Gebrauch 
mehr gemacht worden. 

Seit dem Beginn des Lastenausgleichs ist bei 
den Ausgaben ein beinahe stetiges Ansteigen 
der auf das folgende Rechnungsjahr übertra- 
genen Verplanungsreste festzustellen. Am Ende 
des Rechnungsjahres 1958 haben die Reste 
1431 Mio DM betragen. In dieser Höhe über- 
steigen sie die Einnahmen im Rechnungsjahr 

1958 von 4233 Mio DM um mehr als ein Drit- 
tel. Bei einigen Leistungsarten — der Haupt- 
entschädigung, den gewerblichen und den land- 
wirtschaftlichen Aufbaudarlehen sowie der 
Heimförderung — sind die Verplanungsreste 
am 31. März 1959 sogar höher als die im Rech- 
nungsjahr 1958 geleisteten Ausgaben. Diese 
Verplanungsreste dürften im Rechnungsjahr 

1959 — die Hauptentschädigung ausgenommen 
— selbst dann nicht voll verausgabt werden, 
wenn neue Verplanungen für dieses Rechnungs- 
jahr nicht vorgesehen worden wären. 

j 148. Gegen diese Entwicklung der Verplanungsreste 
hat der Bundesrechnungshof Bedenken geltend 
gemacht. In dem Wirtschafts- und Finanzplan 
! des Ausgleichsfonds sollten grundsätzlich nur 
* solche Mittel veranschlagt werden, die erfor- 
derlich sind, um die Aufgaben und die Ver- 
pflichtungen im laufenden Rechnungsjahr zu 
erfüllen. Ansätze für Ausgaben, die erst in 
einem späteren Rechnungsjahr geleistet werden 
können, sollten nur dann ausgebracht werden, 
wenn eine langfristige Planung es erfordert, 
schon im laufenden Rechnungsjahr Bindungen 
einzugehen. Ein weiteres Bedürfnis, Mittel vor- 
zeitig zu verplanen, liegt — auch bei Anerken- 
nung der besonderen Funktionen des Wirt- 
schafts- und Finanzplans — nicht vor. Zu hohe 
Ansätze verleiten leicht dazu, daß die Mittel in 
unzulässiger Weise oder unwirtschaftlich ver- 
wendet werden. 
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149. Art und Umfang der Verplanungsreste können 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
noch andere, für den Ausgleichsfonds weit be- 
deutsamere Auswirkungen haben. 

Nach dem Lastenausgleichsgesetz sind Mittel 
für die Gewährung von Wohnraumhilfe und 
von Aufbaudarlehen vom Rechnungsjahr 1966 
an nicht mehr bereitzustellen. Für gewerbliche 
Aufbaudarlehen gilt dasselbe schon vom Rech- 
nungsjahr 1964, für den Härte fonds und für 
sonstige Förderungsmaßnahmen vom Rech- 
nungsjahr 1963 an. Falls die Verplanungsreste 
bis zum Beginn dieser Rechnungsjahre nicht 
wesentlich vermindert sein sollten, besteht die 
Gefahr, daß in diesen und 'den folgenden Rech- 
nungsjahren Ausgaben geleistet werden, die 
mit den gesetzlichen Bestimmungen nicht ver- 
einbar sind. 

Die in den voraufgegangenen Rechnungsjah- 
ren verplanten („bereitgestellten“) Mittelan- 
sätze brauchen zwar nicht bis zu deren Ablauf 
auch kassenmäßig verausgabt zu werden; je- 
doch dürfen Mittel nur in einem Umfang bereit- 
gestellt werden, der ausreicht, um einen vor 
den Endzeitpunkten der einzelnen Hilfen be- 
reits vorhandenen Bedarf zu decken. Dies er- 
gibt sich nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes besonders aus dem Zweck, den der Ge- 
setzgeber mit der zeitlichen Beschränkung der 
Mittelbereitstellung verfolgt. Mit Ablauf der 
Zeiträume sollen die einen sozialen Charakter 
tragenden Hilfen des Ausgleichsfonds zugun- 
sten der eigentlichen Entschädigungsleistungen 
beendet sein. Für die Aufbaudarlehen und den 
Härtefonds ist dies schon daraus zu schließen, 
daß die für diese Zwecke bereitgestellten Mittel 
Höchstbeträge sind, die sich zudem für Aufbau- 
darlehen Jahr für Jahr jeweils um 72 Mio DM 
ermäßigen. Mit dem Willen des Gesetzgebers 
ist es nicht vereinbar, unter langjähriger Aus- 
nutzung der im Gesetz vorgesehenen Höchst- 
beträge einen Bestand an Verplanungsresten 
zu sammeln, um hieraus nach Ablauf der ange- 
gebenen Zeiträume noch neue Hilfen zu gewäh- 
ren. Eine solche Handhabung würde einer Aus- 
weitung der vom Gesetzgeber für einen be- 
schränkten Zeitraum vorgesehenen Maßnah- 
men gleichkommen. Sie -würde zu einer Ver- 
kürzung der Mittel führen, die für die Leistun- 
gen zur Verfügung stehen, auf die ein Rechts- 
anspruch besteht; auch könnten weitere kost- 
spielige Vorfinanzierungen des Lastenaus- 
gleichs notwendig werden. 

450. Der Bundesrechnungshof hat den Präsidenten 
des Bunde sausgleichsamtes auf diese Bedenken 
hingewiesen. Er hat ihn gebeten, anzustreben, 
die Neuverplanungen in den Wirtschafts- und 
Finanzplänen des Ausgleichsfonds zusammen 
mit den Verplanungsresten auf den jeweils für 
ein Rechnungsjahr erforderlichen Bedarf zu be- 
schränken und dabei rechtzeitig zu berücksich- 
tigen, daß die Bereitstellung von Mitteln für 
die oben genannten Leistungen zeitlich be- 
grenzt ist. 


Der Präsident des Bundesausgleichsamtes ist 
bereit, alle Möglichkeiten zur Verminderung 
der Verplanungsreste zu prüfen. Er hat für das 
Rechnungsjahr 1959 allerdings zunächst nur die 
Verplanungsreste bei der Hauptentschädigung 
und bei den gewerblichen Aufbaudarlehen, so- 
weit sie nicht schon durch Bewilligungen, durch 
Verteilung an die Länder oder durch allge- 
meine Planungsmaßnahmen gebunden waren, 
im Wirtschafts- und Finanzplan nicht erneut 
bereitgestellt. Diese Maßnahmen sollen in den 
folgenden Plänen fortgeführt werden. 

★ 

Einheitswert und Ersatzeinheitswert des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens 

151. Nach dem Feststellungsgesetz sind Vertrei- 
bungsschäden an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen unter Zugrundelegung des zuletzt 
festgestellten Einheitswerts festzustellen. Ist 
ein Einheitswert nicht festgestellt worden oder 
nicht mehr bekannt, so ist der Schadensberech- 
nung der Wert zugrunde zu legen, der bei Be- 
rücksichtigung der nach dem Bewertungsgesetz 
wesentlichen Gesichtspunkte als Einheitswert 
festzustellen gewesen wäre; es ist also ein Er- 
satzeinheitswert zu bilden. 

Zur Ermittlung des Ersatzeinheitswerts für 
das verlorene land- und forstwirtschaftliche 
Vermögen hat die Bundesregierung durch- 
schnittliche Hektarsätze für die im Vertrei- 
bungsgebiet gelegenen Stadt- und Landkreise 
festgelegt (Kreis-Hektarsätze). Der Präsident 
des Bundesausgleichsamtes hat daraus die Ge- 
meinde-Hektarsätze abgeleitet. Aus diesen ha- 
ben die Heimatauskunftstellen für die einzel- 
nen Betriebe die Betriebs-Hektarsätze gebildet. 
Die Ausgleichsbehörden (Feststellungsbehör- 
den) berechnen dann den Ersatzeinheitswert, 
indem sie — von gewissen Verfeinerungen ab- 
gesehen — den Betriebs-Hektarsatz mit der 
Hektarzahl des verlorenen Betriebes verviel- 
fachen. 

152. Der Bundesrechnungshof hat, wenn er bei 
seinen Prüfungen einen Ersatzeinheitswert mit 
dem entsprechenden Einheitswert vergleichen 
konnte, feststellen müssen, daß der Ersatzein- 
heitswert den Einheitswert meist überstieg. Die 
Unterschiede waren zum Teil groß. Diese Ab- 
weichungen, die für die Bemessung der Aus- 
gleichsleistungen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung sind, beruhen nach den Unter- 
suchungen des Bundesrechnungshofes auf drei 
Gründen: 

a) Die Gebiets-Hektarsätze, namentlich die Ge- 
meinde-Hektarsätze, sind häufig zu hoch 
festgesetzt worden (vgl. Nr. 153). 

b) Die Betriebs-Hektarsätze, die im Durch- 
schnitt den Gemeinde-Hektarsätzen ent- 
sprechen sollen, gehen oftmals über diese 
hinaus (vgl. Nr. 154). 
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r) Die besonders niedrige Bewertung der zur 
Schadensfeststellung nicht angemeldeten Be- 
triebe einer Gemeinde ermöglicht es den 
Ausgleichsbehörden, die Betriebs-Hektar- 
sätze der angemeldeten Betriebe dieser Ge- 
meinde zu erhöhen (vgl. Nr. 155). 

153. Die Gebiets-Hektarsätze konnten nicht in allen 
Fällen amtlichen Unterlagen entnommen wer- 
den. Für manche Gebiete waren umfangreiche 
Neuerhebungen notwendig. Die dabei ermittel- 
ten Gemeinde-Hektarsätze übersteigen vielfach 
die Hektarsätze vergleichbarer Betriebe der be- 
treffenden Gemeinde, deren Einheitswerte 
nachgewiesen sind (Stützpunkte). Es sind Fälle 
bekannt, in denen die Gemeinde-Hektarsätze, 
die Durchschnittssätze sind, über den nachge- 
wiesenen Hektarsätzen anerkannter Spitzen- 
betriebe der betreffenden Gemeinde liegen. Nach 
dem 'Bericht eines Landesausgleichsamtes ist 
wegen solcher Widersprüche im Bereich von 
nur zwei Heimatauskunftstellen in 280 Fällen 
die Herabsetzung der Gemeinde-Hektarsätze 
beantragt und genehmigt worden. 

Nicht immer sind die Heimatauskunftstel- 
len so verfahren. Wiederholt hat der Bundes- 
rechnungshof festgestellt, daß Stützpunktver- 
gleiche überhaupt unterblieben sind, um eine 
Unterschreitung der festgesetzten Gemeinde- 
Hektarsätze zu vermeiden. Als Begründung ha- 
ben die Heimatauskunftstellen angegeben, sie 
seien als Sachwalter der Geschädigten zu einem 
für diese nachteiligen Vorgehen nicht verpflich- 
tet gewesen. 

154. Die Betriebs-Hektarsätze der Betriebe im Be- 
reich einer Gemeinde sind so anzusetzen, daß 
ihr Durchschnitt bei Einbeziehung auch derjeni- 
gen Betriebe, deren Hektarsatz nachgewiesen 
ist, dem Gemeinde-Hektarsatz entspricht (ein- 
facher Durchschnitt). Der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamtes hat hierzu bestimmt, daß es im 
allgemeinen genüge, wenn der Durchschnitt 
nicht nach der Fläche, sondern nach der Zahl 
der Betriebe eingehalten ist. Dieses Verfahren 
ist da nicht zu beanstanden, wo die Betriebe einer 
Gemeinde annähernd gleich groß und gleich er- 
tragsfähig waren. Da aber in der Regel be- 
trächtliche Größenunterschiede bestanden und 
für die großen Betriebe regelmäßig ein über- 
durchschnittlicher Hektar satz angesetzt wurde, 
ist der Gemeinde-Hektarsatz — auf die Fläche 
bezogen — ebenso regelmäßig im Durchschnitt 
überschritten worden, wenn er auch — auf die 
Zahl der Betriebe bezogen — eingehalten war. 
Folgendes Beispiel mag das verdeutlichen: 

Eine Gemeinde bestand aus drei Betrieben, 
einem großen Gut von 1000 ha und zwei kleinen 
Betrieben von je 10 ha. Der Gemeinde-Hektar- 
satz soll auf 1000 RM festgesetzt worden sein. 
Die Heimatauskunftstelle soll den großen Be- 
trieb von 1000 ha mit einem Betriebs-Hektar- 
satz von 1300 RM, den zweiten von 10 ha mit 
einem solchen von 1000 RM und den dritten 
von 10 ha mit einem solchen von 700 RM ange- 


setzt haben. Dann wäre nach dem einfachen 
Durchschnitt der Gemeinde-Hektarsatz einge- 
halten; auf die Fläche abgestellt wäre er aber 
um fast 300 RM je ha überzogen. 

Da die Gemeinde-Hektarsätze in der Regel 
unter Zugrundelegung der Gemeindeflächen er- 
mittelt worden sind, kann auch nur eine auf 
die Gemeindeflächen bezogene Kontrollrech- 
nung (gewogener Durchschnitt) zweckentspre- 
chend sein. 

155. Bei der Berechnung, ob der Gemeinde-Hektar- 
satz im Durchschnitt eingehalten ist, sind auch 
die nicht zur Schadensfeststellung angemeldeten 
Betriebe zu bewerten und zu berücksichtigen. 
Das haben die Heimatauskunftstellen in der 
Regel auch beachtet. Vergleicht man jedoch die 
Hektarsätze der nicht zur Schadensfeststellung 
angemeldeten Betriebe mit denen, die die ange- 
meldeten Betriebe erhalten haben, dann zeigt 
sich, daß die beiden Gruppen nicht immer nach 
denselben Grundsätzen bewertet worden sind. 
Die nichtangemeldeten Betriebe haben — von 
Ausnahmen abgesehen — höchstens den Durch- 
schnittssatz oder einen ungünstigeren Betriebs- 
Hektarsatz erhalten. Den angemeldetenBetrieben 
dagegen sind Sätze zuerkannt worden, die die 
Durchschnittssätze fast stets und meistens sogar 
recht erheblich überschreiten. Bei einem Gemein- 
de-Hektarsatz von 970 RM betrug z. B. in einem 
Fall der Durchschnittssatz der angemeldeten 
Betriebe 1140 RM. In einem anderen Falle be- 
trug der Gemeinde-Hektarsatz 820 RM, dagegen 
der Durchschnittssatz der angemeldeten Betriebe 
1110 RM. Eine Heimatauskunftstelle hatte in 
einem Schreiben an ein Landesausgleichsamt 
auch darauf hingewiesen, daß zur Verbesserung 
des Bewertungsspielraumes für die angemel- 
deten Betriebe die nicht angemeldeten beson- 
ders niedrig bewertet worden seien. 

156. Aus diesen Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes können sich Zweifel ergeben, ob 
das Ziel des Feststellungsgesetzes erreicht ist, 
daß der Ersatzeinheitswert dem Werte ent- 
sprechen soll, der als Einheitswert festzustellen 
gewesen wäre. 

Die Glaubhaftmachung des Einheitswerts des 

land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

157. Die Ausgleichsbehörden entscheiden in freier 
Beweiswürdigung darüber, ob die für die Ent- 
scheidung maßgebenden Angaben der Antrag- 
steller als bewiesen oder glaubhaft gemacht 
anzusehen sind. 

Bei der Berechnung der Vertreibungsschäden 
an land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 
haben viele Ausgleichsbehörden nur die frühe- 
ren Bescheide über den Einheitswert als ausrei- 
chende Beweisunterlagen für diesen gelten 
lassen. Wenn Einheitswertbescheide nicht vor- 
gelegt worden sind, haben sie der Schadens- 
feststellung fast stets den Ersatzeinheitswert 
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zugrunde gelegt. Sie haben sich dabei über die | 
zuweilen sehr spezifizierten Wertangaben des 
Antragstellers selbst dann hinweggesetzt, 
wenn dieser Zeugen benannt oder sonstige Auf- 
zeichnungen beigebracht hatte. Dadurch sind sie 
oft zu einem weit höheren Schadensbetrag ge- 
langt, als ihn der Antragsteller selbst ange- 
geben hatte. Einige Beispiele mögen dies er- 
läutern: 

158. Ein Vertriebener hatte den Einheitswert seines 
verlorenen landwirtschaftlichen Vermögens mit j 
6900 RM angegeben und zum Nachweis eine 1 
Hofkarte mit Eintragungen vorgelegt. Da nicht 
feststand, wer die Hofkarte angefertigt hatte, ! 
hat das Ausgleichsamt den Ersatzeinheitswert | 
berechnet; es ist dabei zu einem Betrag von 
10 250 RM gelangt. Ein anderes Ausgleichsamt | 
hat einen Ersatzeinheitswert von 31 750 RM 
dem Einheitswert von 21 600 RM, den der Ver- 
triebene unter Bezugnahme auf das Güteradreß- 
buch angegeben hatte, vorgezogen. In einem 
weiteren Falle dieser Art hat ein Ausgleichsamt 
statt des vom Antragsteller genannten Wertes 
von 43 500 RM den Ersatzeinheitswert von 
58 400 RM gewählt. 

Solche Unterschiede haben sich nicht nur bei 
kleinen landwirtschaftlichen Vermögen erge- 
ben. Sie sind auch bei größeren Betrieben auf- 
getreten. So hatte ein Vertriebener den Ein- 
heitswert seines Gutes mit 97 100 RM ange- 
geben. Das Ausgleichsamt hat aber einen Er- 
satzeinheitswert von 150 000 RM errechnet und 
diesen Betrag der Schadensfeststellung zu- 
grunde gelegt. Ein anderer Antragsteller hatte 
den Einheitswert seines verlorenen Rittergutes, 
bestehend aus rd. 435 ha landwirtschaftlich und 
201 ha forstwirtschaftlich genutzten Flächen, in 
seinem Antrag mit insgesamt 624 650 RM be- 
ziffert. Das Ausgleichsamt hat dagegen allein 
für die landwirtschaftlich genutzte Fläche den 
Ersatzeinheitswert mit 805 050 RM angesetzt. 
Auch in diesen Fällen hatten die Geschädigten 
zum Nachweis des Einheitswertes zusätzliche 
Ausführungen gemacht, denen die Ausgleichs- 
ämter aber nicht nachgegangen sind. 

159. Der Bundesrechnungshof hat gegen das Verfah- 
ren der Ausgleichsbehörden Bedenken erhoben. 

Es berücksichtigt nicht, daß die Schäden nur 
glaubhaft gemacht zu werden brauchen. Zur 
Glaubhaftmachung des Einheitswertes genügen 
Angaben, deren Richtigkeit mit einer ernstliche 
Zweifel ausschließenden Wahrscheinlichkeit dar- 
getan ist. Bei der Entscheidung hierüber haben 
die Ausgleichsbehörden in freier Beweiswürdi- 
gung alle bekannten Tatsachen auszu werten 
und auch allgemeine Erfahrungssätze zu berück- 
sichtigen. Diese können bereits eine Vermu- 
tung für einen bestimmten Tatbestand und so- 
gar einen Beweis des ersten Anscheins begrün- j 
den. Dementsprechend war nach Auffassung j 
des Bundesrechnungshofes von der — durch j 
die Prüfungsergebnisse auch bestätigten — Er- , 


fahrungstatsache auszugehen, daß ein Geschä- 
digter den Einheitswert seines Vermögens im 
Entschädigungsverfahren bewußt nicht zu ge- 
ring angibt und daß irrtümlich zu niedrig ge- 
haltene Angaben nur sehr selten Vorkommen. 
Wenn der Antragsteller den Betrag des Einheits- 
wertes genau beziffert, sich auf Zeugenaussagen 
oder Urkunden (z. B. Hofkarte, Güteradreßbuch) 
berufen hat und wenn sich außerdem ergibt, daß 
der angegebene Einheitswert den errechneten 
Ersatzeinheitswert nicht übersteigt, so wird der 
Einheitswert in der Regel als glaubhaft gemacht 
anzusehen sein, selbst wenn der einzelne Beleg 
für sich allein nicht als ausreichend anzuerken- 
nen wäre. Damit ist in diesen Fällen die 
Schadensfeststellung auf Grund des Ersatzein- 
heitswertes ausgeschlossen. 

Der Bundesrechnungshof hat den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes gebeten, in diesem 
Sinne auf die Ausgleichsämter einzuwirken. 
Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen. 

* 

Feststellung von Schäden an Gegenständen der 

Berufsausübung und der wissenschaftlichen 
Forschung 

160. Als Vertreibungsschaden, Kriegssachschaden 
oder Ostschaden ist nach dem Feststellungsgesetz 
auch ein Schaden festzustellen, der an Gegen- 
ständen der Berufsausübung oder der wissen- 
schaftlichen Forschung entstanden ist. Die Ge- 
genstände müssen im Zeitpunkt der Schädigung 
für die Berufsausübung oder für die wissen- 
schaftliche Forschung erforderlich gewesen sein. 
Sie dürfen nicht zum Betriebsvermögen, zum 
land- oder forstwirtschaftlichen Vermögen oder 
zum Grundvermögen gehört haben. 

161. In vielen Fällen haben Ausgleichsbehörden den 
Verlust der Uniformausstattung von ehemali- 
gen Berufssoldaten und anderen Uniformträgern 
als Schaden an Gegenständen der Berufsaus- 
übung festgestellt. So haben »sie für die ver- 
lorengegangenen Uniformen eines Oberzahl- 
meisters rd. 1500 RM und für die eines Ober- 
leutnants sowie die eines Oberstarztes jeweils 
mehr als 1600 RM als Schaden anerkannt. Für 
Schadensbeträge in dieser Höhe wird im allge- 
meinen ein gleich hoher DM-Betrag als Entschä- 
digung gewährt, der gegebenenfalls neben der 
vollen Hausratentschädigung zu leisten ist. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen Schadens- 
feststellungen dieser Art wiederholt Bedenken 
erhoben. Uniformen sind nach seiner Auffassung 
nicht als Gegenstände der Berufsausübung an- 
zusehen. Sie gehören wie die Zivilkleidung zum 
Hausrat, für dessen Verlust die Hausratent- 
schädigung gewährt wird. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
sich dieser Auffasssung nach längeren Erörte- 
rungen mit dem Bundesrechnungshof ange- 
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schlossen. Er hat die Ausgleichsbehörden darauf j 
hingewiesen, daß nur zusätzliche Bekleidung, 
wie z.B. die Schutzbekleidung des Arbeiters oder 
die Amtsrobe des Richters, als Gegenstand der 
Berufsausübung anerkannt werden kann. ' 

162. Die Ausgleichsbehörden haben vielfach Gegen- 
stände des Betriebsvermögens unzutreffend als i 
solche der Berufsausübung angesehen. In einem 
Fall hatte ein unselbständiger Flaschner im Ne- , 
benberuf eine Biberzucht betrieben. Das Aus- 
gleichsamt hat die hierzu verwendeten Boxen 
und das Gehege, die Gegenstände des Betriebs- 
vermögens sind, als solche der Berufsaus- j 
Übung bezeichnet und deren Verlust ent- 
sprechend bewertet. Ein anderes Ausgleichs- ! 
amt hat Schäden, die Angehörige freier Be- | 
rufe (z. B. ein Arzt, ein Zahnarzt, ein Grund- j 
Stücksverwalter) erlitten haben, auch dann als | 
Verlust an Gegenständen der Berufsausübung j 
festgestellt, wenn das Finanzamt die Schäden 
ausdrücklich als Verlust an Betriebsvermögen 
bezeichnet hatte. Die unrichtige Art der 
Schadensfeststellung kann sich finanziell erheb- 
lich auswirken. 

163. Häufig haben Ausgleichsbehörden nicht zutref- 
fend beurteilt, in welchem Umfang und in wel- 
cher Qualität die verlorenen Gegenstände für 
die Berufsausübung und die wissenschaftliche 
Forschung tatsächlich erforderlich waren. 

So hat ein Ausgleichsamt für den vertriebenen 
Direktor einer Strafanstalt den Verlust von 
Büchern im Werte von 5436 RM anerkannt. Dar- 
unter befanden sich 78 Bände des Reichsgesetz- 
blattes und der Preußischen Gesetzessammlung, 
30 Bände Reichsgerichtsentscheidungen und 145 
Bände Kommentare sowie Sammlungen von Ge- 
setzen. Nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes hätte das Ausgleichsamt grundsätzlich da- 
von ausgehen müssen, daß den Beamten die für 
die Ausübung des Amtes erforderlichen Bücher j 
aus Beständen der Behörde zur Verfügung stan- 
den. Auch für eine schriftstellerische Neben- 
tätigkeit war ein solcher Bücherbestand im vor- 
liegenden Falle nicht erforderlich. 

Lehrkräften haben die Ausgleichsämter für ! 
den Verlust von Büchern sehr verschieden hohe 
Schadensbeträge zuerkannt. Besonders hoch er- j 
scheinen Schadensbeträge, die für Forslbeamte j 
und Privatförster festgestellt worden sind. Hier , 
haben die Ausgleichsämter z. B. bis zu zehn Ge- | 
wehren und neben einem Kraftwagen noch zwei j 
Krafträder als erforderlich anerkannt; überzeu- 
gende Gründe dafür, daß diese Gegenstände für j 
die Berufsausübung unbedingt notwendig wa- j 
ren, hatten die Antragsteller nicht dargetan, j 
Ähnliches gilt auch für Musiker; bei ihnen ha- j 
ben die Ausgleichsämter oft Instrumente und j 
Notenmaterial in einem Ausmaß für die Berufs- I 
ausübung als erforderlich angesehen, das sich ! 
nach Ansicht des Bundesrechnungshofes nicht 
vertreten läßt. 

164. Die Entscheidung der Ausgleichsämter darüber, 
welche Gegenstände für die Berufsausübung tat- 


sächlich als erforderlich angesehen werden kön- 
nen, ist schwierig. Die Geschädigten haben z. T. 
sehr umfangreiche Verluste angemeldet. So sind 
als Verluste der für den Lehrerberuf erforder- 
lichen Bücher nach Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes bis zu 13 000 Stück mit einem 
Wert von 100 000 RM genannt worden. Ein- 
zelne Musiker haben ihre Verluste an Noten 
mit 20 000 bis 25 000 RM und verlorene Geigen 
bi-s zu 12 000 RM bewertet. Maler haben für 
Verluste von Gegenständen der Berufsausübung 
Beträge bis zu -65 000 RM geltend gemacht. 

Versuche der Ausgleichsämter, sich mit Hilfe 
von Gutachten allmählich eine objektive Beur- 
teilungsgrundlage zu schaffen, haben oft nicht 
zum Erfolg geführt. Die Gutachten enthielten meist 
keine allgemeingültigen Maßstäbe; häufig sind 
sich auch die Verfasser darüber nicht im klaren 
gewesen, daß Art, Anzahl und Güte der Gegen- 
stände im Zeitpunkt der Schädigung für die Be- 
rufsausübung erforderlich gewesen sein mußten. 

Unter diesen Umständen ist der Bundesrech- 
nungshof dafür eingetreten, den Ausgleichs- 
ämtern die Entscheidung dadurch zu erleichtern, 
daß ihnen Richtsätze für die Schadensbemessung 
an die Hand gegeben werden. Der Präsident 
des Bundesausgleichsamtes hat nunmehr Richt- 
linien erlassen, in denen er einige hauptsäch- 
liche Schadenstatbestände (wie den Verlust von 
Beförderungsmitteln, Büchern und Noten, Mu- 
sikinstrumenten, der Einrichtung von Arbeits- 
zimmern und Ateliers) behandelt und für einige 
Berufsgruppen (wie Ärzte, Forstbedienstete, 
Lehrer, Musiker) Art, Anzahl und Bewertung 
derjenigen Gegenstände angibt, die im Regel- 
fall für die Ausübung dieser Berufe oder für 
die wissenschaftliche Forschung als erforderlich 
angesehen werden können. 

* 

Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 

165. Der Bundesrechnungshof hat nach § 4 Abs. 3 
des Gesetzes über Errichtung und Aufgaben des 
Bundesrechnungshofes vom 27. November 1950 
in Verbindung mit § 34 Abs. 7 des Bundesbahn- 
gesetzes vom 13. Dezember 1951 die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung des Sondervermögens 
Bundesbahn zu prüfen. Er hat in den vergan- 
genen Jahren zu den Jahresabschlüssen der 
Deutschen Bundesbahn in ausführlichen Berich- 
ten Stellung genommen, die die Grundlage für 
die Entlastung des Vorstandes durch die Bundes- 
regierung bildeten. 

Bei der sonstigen Ausübung seiner Kontroll- 
funktion gegenüber der Deutschen Bundesbahn 
hat sich der Bundesrechnungshof bisher im we- 
sentlichen auf die Tätigkeit des Hauptprüfungs- 
amts für die Deutsche Bundesbahn gestützt. Er 
hat in vielen Fällen das Hauptprüfungsamt ge- 
beten, wichtige Fragen und Probleme zu unter- 
suchen und zu klären. Er hat den Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn sowie den Bundes- 
minister für Verkehr und den Bundesminister 
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(Ict Finanzen über die Ergebnisse seiner Fest- 
stellungen unterrichtet. Schon in früheren Jah- 
ren ist er dabei auf zahlreiche bedeutende Pro- 
bleme der Deutschen Bundesbahn eingegangen. 

j 

Auf dem Gebiet des Personenverkehrs hat er j 
z. B. auf die Frage der steigenden Fehlbeträge | 
des Personenzugverkehrs und ihre Ursachen, 
die Problematik des Berufs- und Schülerver- 
kehrs und seiner Tarife — deren seit dem 1. Fe- 
bruar 1958 vorgenommene Erhöhung er schon 
1954 für möglich erklärt hat — aufmerksam ge- 
macht. Ferner hat er Anregungen zur Verwen- ; 
düng kleinerer, schnellerer und leichterer Ein- j 
heiten im Reisezugdienst, zur besseren Ausnut- I 
zung des Verkehrsangebotes auf dem Gebiet ! 
der Reisezüge (Platzangebot), zur Stillegung 
und Rationalisierung von Nebenbahnstrecken, ; 
zur Aufhebung von Bahnsteigsperren gegeben, j 
Der Bundesrechnungshof hat dabei betriebliche ! 
Maßnahmen zur Verminderung der Betriebs- \ 
kosten und -Verluste für erforderlich bezeich- 
net. 

Auch zu Fragen der Gütertarife hat er sich 
geäußert. In diesem Zusammenhang hat er u. a. 
das Problem der Wertstaffel erörtert. Inzwischen 
sind die Gütertarife seit dem 1. Februar 1958 
teilweise umgestaltet und zugleich erhöht wor- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hat sich ferner mit 
der Entwicklung des in der Nachkriegszeit be- 
sonders angestiegenen Personalaufwandes der 
Deutschen Bundesbahn befaßt. Er hat wieder- 
holt darauf hingewirkt, daß dieser gesenkt 
wurde. Er hat auch darauf hingewiesen, daß die 
Zahl der in der Anlagenvorhaltung beschäftig- 
ten Bediensteten gegenüber der Vorkriegszeit 
prozentual erheblich mehr gestiegen war als 
die Zahl der in der Betriebsführung Tätigen. ; 
Die Ursache hierfür lag allerdings z. T. in der j 
Notwendigkeit, erhebliche Kriegsschäden zu be- « 
seitigen. An der Erhöhung des Personalstandes j 
waren auch die Ausbesserungswerke beteiligt, j 
Der Bundesrechnungshof ist seit langem der j 
Auffassung, daß der gesamte Apparat der Fahr- 
zeugunterhaltung den heutigen Bedürfnissen 
entsprechend verkleinert werden müsse. Inzwi- i 
sehen sind Schritte in dieser Richtung getan ; 
worden und haben zur Stillegung mehrerer j 
Werke und zur Vorbereitung weiterer Einschrän- j 
kungen geführt. j 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge- 
wirkt, daß möglichst bald neue Grundsätze für 
die Rechnung und den Jahresabschluß der Deut- 
schen Bundesbahn aufgestellt werden. Es be- 
stehen Zweifel, ob die früher entwickelten Me- 
thoden der Ermittlung der Aufwendungen für 
die Unterhaltung und Erneuerung der Bahn- 
anlagen und Fahrzeuge angesichts des Struk- 
turwandels des Eisenbahnbetriebes den heuti- 
gen Verhältnissen entsprechen. Die Deutsche 
Bundesbahn hat mit Wirkung vom 1. Januar 1957 
eine neue Buchungsvorschrift eingeführt, die 
Buchungen nach einem Kontenrahmen vorsieht. 
Sie hat außerdem die Vorarbeiten zu Richtlinien 
für die künftige Rechnungslegung und die Ge- 


staltung ihrer Jahresabschlüsse eingeleitet. Nach 
deren Abschluß wird sich ein bereits gebildeter 
Interministerieller Ausschuß unter Beteiligung 
des Bundesrechnungshofes mit den Vorschlägen 
der Bundesbahn zu befassen haben. 

Die Probleme der Deutschen Bundesbahn be- 
schäftigen in zunehmendem Maße das Parla- 
ment, die Bundesregierung und die Öffentlich- 
keit. Es wird daher vordringliche Aufgabe des 
Bundesrechnungshofes sein, bedeutsame Fragen- 
komplexe in eigenen Prüfungen zu untersuchen. 

* 

Sondervermögen Deutsche Bundespost 

166. Die folgenden Ausführungen unter Nr. 167 bis 
169 sind dem Prüfungsbericht vom 21. Septem- 
ber 1959 entnommen, den der Bundesrechnungs- 
hof gemäß § 19 Abs. 5 des Gesetzes über die 
Verwaltung der Deutschen Bundespost dem 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost über- 
mittelt hat. 

Die Finanzlage der Deutschen Bundespost 

167. In meiner Denkschrift vom 19. August 1958 über 
die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse des 
Bundesrechnungshofes (Drucksache 554 — 3. 
Wahlperiode — S. 88) habe ich unter Nr. 137 
dargelegt, daß die Finanzlage der Deutschen 
Bundespost durch eine defizitäre Erfolgsrech- 
nung gekennzeichnet sei und insbesondere der 
hohe Anteil der mittel- und kurzfristigen Schul- 
den die Liquidität gefährde. Ich habe dabei auf 
das ständige Anwachsen des Fremdkapitalan- 
teils am Gesamtkapital und auf die darauf beru- 
hende starke Zunahme des Kapital- und Zinsen- 
dienstes hingewiesen. 

Auch im Rechnungsjahr 1958 ist die Erfolgs- 
rechnung der Deutschen Bundespost defizitär 
geblieben. Der ausgewiesene Verlust beträgt 

116.4 Mio DM und liegt damit nicht wesentlich 
unter dem des Vorjahres (131,8 Mio DM). Er 
ergibt sich aus einem Betriebs gewinn von 55,0 
(1957: Betriebsverlust von 16,5) Mio DM und 
einem Verlust von 171,4 (1957: 115,3) Mio DM 
bei den übrigen Erträgen und Aufwendungen. 
Die Erträge der Betriebsrechnung haben im Ver- 
gleich zu 1957 um 8,5 v. H. zugenommen und 
sind damit nur geringfügig hinter dem Anschlag 
zurückgeblieben. Demgegenüber haben sich die 
Betriebsaufwendungen — einschließlich der 
abermals, nämlich von rd.276 auf rd. 300 Mio DM 
erhöhten Ablieferung an den Bund — nur um 
6,8 v. H. erhöht und damit die Ausgabeermäch- 
tigung nicht ganz erreicht. Die übrigen Erträge 
sind insgesamt nur unwesentlich, die übrigen 
Aufwendungen dagegen beträchtlich gestiegen; 
allein der Zinsaufwand — einschließlich der 
Verzinsung der Ausgleichsforderung der Deut- 
schen Bundesbank gegen den Bund — stieg von 

146.4 auf 185,6 Mio DM. 

Infolge des Verlustabschlusses bei gleichzeiti- 
ger Zunahme des Fremdkapitals um 560,6 (1957: 
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um 565 f 3) Mio DM hat sich nach den Teilbilan- j 
zen des Post- und Fernmeldewesens das Ver- ; 
hältnis zwischen dem Eigenkapital und dem 
Fremdkapital im Rechnungsjahr 1958 weiterhin 
ungünstig entwickelt; es beträgt 34 r 4 : 65,6. Das 
Verhältnis wäre noch erheblich ungünstiger 
— nämlich 31,3 : 68,7 — , wenn nicht der Bund 
den Zinsen- und Tilgungsdienst für den Teil- 
betrag von 200 Mio DM der im Rechnungsjahr 
1958 aufgenommenen Anleihe der Deutschen 
Bundespost übernommen hätte. Diese Maß- 
nahme hat es der Deutschen Bundespost näm- 
lich ermöglicht, den Betrag von 200 Mio DM 
bilanzmäßig sogleich voll dem Eigenkapital 
zuzurechnen. 


Im Ergebnis hat das Rechnungsjahr 1958 der 
Deutschen Bundespost eine gewisse Entspan- 
nung der Finanzlage gebracht, weil es dank der 
überraschend günstigen Entwicklung des Geld- 
und Kapitalmarktes möglich war, langfristige 
Kredite nicht nur zur Neufinanzierung, sondern 
auch zur Ablösung kurz- und mittelfristiger 
Schulden aufzunehmen. Dadurch hat sie für das 
Rechnungsjahr 1958 den starken Druck auf die 
Liquidität beheben können. 

Die Veränderungen in der Struktur des Fremd- 
kapitals (lt. Teilbilanzen des Post- und Fern- 
meldewesens) gegenüber den Rechnungsjahren 
1956 und 1957 ergeben sich aus folgender Über- 
sicht: 



1956 

Mio DM v. H. 

1957 

Mio DM v. H. 

1958 

Mio DM v. H. 

1. Langfristig (Restlaufzeit mehr als 

5 Jahre) 

927,1 ! 28,8 

1 012,9 

26,8 

1 498,7 

34,5 

2. Mittelfristig (Restlaufzeit mehr als 

3 bis einschließlich 5 Jahre) . . . 

288,4 | 9,0 

437,0 

11,6 

285,2 

6,6 

3. Kurzfristig (Restlaufzeit weniger 
als 3 Jahre) 

665,0 - 20,7 

905,7 

23,9 

1 149,0 

26,4 

4. Postscheck- und Postsparkassen- 
gelder 

737,3 1 22,9 

887,7 

23,5 

1 110,7 

25,6 

5. Unverzinsliche Postschatzanwei- 
sungen 

600,0 j 18,6 

539,8 

14,2 

300,0 

6,9 

Zusammen 

3 217,8 100,0 

3 783,1 

100,0 

4 343,6 

100,0 


Während sich hiernach im Rechnungsjahr 1957 
die Struktur des Fremdkapitals im ganzen wei- 
ter verschlechtert hat, hat sich im Rechnungs- 
jahr 1958 der Anteil der langfristigen Schulden 
nicht unerheblich erhöht und der Anteil der | 
kurz- und mittelfristigen Schulden insgesamt j 
etwas verringert. Der Anteil der unverzins- j 
liehen Postschatzanweisungen, die zwar in der I 
Regel prolongierbar, aber ihrer Natur nach j 
kurzfristig sind, ist beträchtlich gesunken; da- i 
gegen hat das aus Postscheck- und Postspar- • 
kassengeldern in Anspruch genommene Kapital, 
das die Deutsche Bundespost als „ewige Dar- i 
Lehen" oder „Quasi-Eigenkapital" bezeichnet, 
absolut und relativ zugenommen. Für 1959 rech- 
net die Deutsche Bundespost mit einer weiteren 
erheblichen Verbesserung der Struktur ihres 
Fremdkapitals. 

Trotz dieser als günstig anzuerkennenden 
Entwicklung erscheint mir die Finanzlage der 
Deutschen Bundespost keineswegs unbedenk- 
lich. Der hohe Fremdkapitalanteil, der nach den 
Erwartungen der Deutschen Bundespost im 
Rechnungsjahr 1959 weiter — auf 69,2 v. H. — 
steigen wird, stellt schon wegen der erheblichen 
Zinsbelastung, besonders aber wegen der Stei- 
gerung der Rückzahlungsverpflichtungen in den 
nächsten Jahren eine ständige Gefährdung der 
Liquidität dar. 


Aus Anleihen, Darlehen usw. (ohne die un- 
verzinslichen Postschatzanweisungen und die 
aus den durchlaufenden Geldern in Anspruch 
genommenen Beträge) werden im Rechnungs- 
jahr 1959 rd. 166, im Rechnungsjahr 1960 rd. 
243 und im Rechnungsjahr 1961 rd. 334 Mio DM 
fällig; die in diesen drei Rechnungsjahren zu 
tilgenden Schulden dieser Art belaufen sich 
somit annähernd auf dreiviertel Milliarden DM, 
das sind fast 30 v. H. dieser Schulden. Die in der 
letzten Zeit weitgehend gelungene Konsolidie- 
rung der kurz- und mittelfristigen Schulden be- 
wirkt zwar einen Aufschub der Tilgungsver- 
pflichtungen, stellt aber keine Dauerlösung dar, 
weil auch das langfristige Kapital im Laufe der 
Zeit fällig wird. 

Die Deutsche Bundespost beabsichtigt, in den 
Rechnungsjahren 1959 bis 1963 insgesamt 
5550 Mio DM, davon 3025 Mio DM über den 
Ersatzbedarf hinaus, zu investieren. In einer 
im Oktober 1958 aufgestellten Vorschau-Er- 
folgsrechnung hat sie dargelegt, daß nach ihrer 
Auffassung bei gleichbleibender Kostenlage aus 
den Erträgen und dem Rationalisierungseffekt 
der Investitionen in zunehmendem Maße Ge- 
winne erzielt werden könnten, die vom Rech- 
nungsjahr 1962 an zu einer Erhöhung des 
Eigenkapitalanteils führen würden. In dem zur 
Prüfung der Finanzlage der Deutschen Bundes- 
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post eingesetzten Interministeriellen Ausschuß 
„Gesamtsituation der Deutschen Bundespost" 
habe ich gegen einige der mir zu optimistisch 
erscheinenden Ansätze dieser Vorschau-Rech- 
nung Bedenken geäußert. Diese Bedenken 
sind auch durch die Entwicklung der letzten \ 
Zeit nicht ausgeräumt worden. Schon im Rech- I 
nungsjahr 1959 mußte der zunächst mit rd. 14 j 
Mio DM veranschlagte Verlust nachträglich 
durch Erhöhung einiger Ansätze bei den Auf- 
wendungen mit rd. 40 Mio DM angesetzt wer- 
den. Ob es dabei bleiben wird, erscheint frag- 
lich, weil die Erträge, deren Gesamtansatz um 
8,6 v. H. höher ist als das Ergebnis des Rech- 
nungsjahres 1958, in den ersten sechs Monaten 
des Rechnungsjahres 1959 gegenüber dem glei- 
chen Zeitraum des Vorjahres nur um rd.7,6 v. H. 
zugenommen haben. Allerdings rechnet der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen damit, daß auch die Aufwendungen des 
Rechnungsjahres 1959 die veranschlagte Höhe 
nicht voll erreichen werden. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Fi- 
nanzhilfe, die der Bund durch die Übernahme 
des Zinsen- und Tilgungsdienstes für den Teil- 
betrag von 200 Mio DM der Postanleihe ge- 
währt hat, als einmalige Maßnahme bezeichnet. 
Ich hege Zweifel, ob sich auf die Dauer durch- 
greifende Maßnahmen zur Verminderung des 
Fremdkapitalanteils der Deutschen Bundespost 
vermeiden lassen werden, wenn die Liquidität 
gewährleistet bleiben soll. Solche Maßnahmen 
— * wie Gebührenerhöhung, Befreiung von be- 
triebsfremden Lasten oder Verzicht auf die Ab- 
lieferung — würden die wirtschafts- und finanz- 
politische Gesamtkonzeption des Bundes und 
damit teilweise auch unmittelbar das Gefüge 
des Bundeshaushalts berühren. Es wird not- 
wendig sein, daß die Deutsche Bundespost in 
ihrer Finanzgebarung, insbesondere bei ihrer 
Investitionspolitik, die gebotene Rücksicht auf 
die Finanzlage des Bundes und die jeweilige 
Situation am Kapitalmarkt nimmt. 

Zulagen an Amtsvorsteher 

168. Mehrere Oberpostdirektionen haben allen Amts- 
vorstehern ihres Bezirks Unterstützungen im 
Einzelbetrage von 50 DM bis 250 DM mit der 
Begründung gewährt, diesen Beamten sei auf 
die Dauer nicht zuzumuten, den im dienstlichen 
Interesse laufend erwachsenden außergewöhn- 
lichen Aufwand aus eigenen Mitteln zu bestrei- 
ten. Insgesamt sind für diesen Zweck in den 
Rechnungsjahren 1953 bis 1957 rd. 177 000 DM 
verwendet worden. Der Bundesrechnungshof 
hat dieses Verfahren beanstandet. 

Nach Nr. 2 Abs. 2 der auch für die Deutsche 
Bundespost geltenden Unterstützungsgrundsätze 
vom 27. Februar 1943 ist die Bedürftigkeit eine 
wesentliche Voraussetzung für die Gewährung 
von Unterstützungen. Bedürftigkeit ist nur ge- 
geben, wenn der Antragsteller unverschuldet in 
eine außerordentliche Notlage geraten ist, aus 
der er sich aus eigener Kraft nicht zu befreien 
vermag. 


Die Bewilligung von Unterstützungen darf 
nach Nr. 2 Abs. 3 a. a. O. nicht zu einer Um- 
gehung von Beschränkungen führen, die für die 
Verwendung Öffentlicher Mittel festgesetzt sind. 
Eine solche Umgehung ist in der Maßnahme der 
Oberpostdirektionen deshalb zu sehen, weil der 
Voranschlag der Deutschen Bundespost keine 
Haushaltsmittel für außergewöhnlichen Auf- 
wand der Amtsvorsteher vorsah. 

Nachdem der Bundesrechnungshof das Ver- 
fahren der Oberpostdirektionen beanstandet 
hatte, haben mehrere Oberpostdirektionen den 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen um Billigung ihrer Maßnahme gebeten. 
Dem hat dieser nicht entsprochen; er hat viel- 
mehr auf seine Verfügung vom 13. Dezember 
1950 verwiesen, nach der die summarische Ge- 
währung von Unterstützungen an einen be- 
stimmten Personenkreis ohne Prüfung des Ein- 
zelfalles nicht zulässig ist. Er hat weiter dar- 
gelegt, daß die generelle Gewährung einer Un- 
terstützung an die Amtsvorsteher an Stelle 
einer nicht vorgesehenen Aufwandsentschädi- 
gung weder mit den Unterstützungsgrundsätzen 
noch mit dem Haushaltsrecht vereinbar sei. Zu- 
gleich hat er darauf hingewiesen, daß bei der 
Zweckgebundenheit der Haushaltsmittel auch 
die Buchung dieser Unterstützungsbeträge an 
anderer Stelle nicht statthaft sei. 

Es liegen Verstöße gegen die Unterstützungs- 
grundsätze und gegen § 30 Abs. 1 Satz 1 RHO 
vor. 

Die unzulässigerweise ausgezahlten Beträge 
sind daher Fehlbeträge im Sinne des § 104 RHO. 
Ersatzpflichtig sind die Präsidenten oder die 
sonst verantwortlichen Beamten der Oberpost- 
direktionen, die die Maßnahmen trotz Kenntnis 
ihrer Unzulässigkeit angeordnet haben. Der 
Bundesrechnungshof hat zunächst in einem Falle 
den Bundesminister ersucht, die Einziehung zu 
veranlassen. Dem ist der Bundesminister bisher 
nicht nachgekommen. Er hat dem Bundesrech- 
nungshof mitgeteilt, daß er die Wiedereinzie- 
hung der Unterstützungsbeträge sowohl vom 
dienstlichen als auch vom fürsorgerischen 
Standpunkt aus nicht für vertretbar halte. Er 
habe die Überzeugung gewonnen, daß die 
Handlungsweise der Oberpostdirektion allein 
von dem Bestreben geleitet gewesen sei, die 
Interessen der Deutschen Bundespost zu wah- 
ren; im übrigen liege auf keiner Seite eine Be- 
reicherung vor. 

Diese Ausführungen ändern nichts daran, daß 
die Leistungen unter schuldhafter Verletzung 
der bindenden Unterstützungsgrundsätze und 
haushaltsrechtlicher Vorschriften gewährt wor- 
den sind und dieser Sachverhalt eine Schadens- 
ersatzpflicht begründet (§ 78 BBG). Der Bundes- 
rechnungshof hält daher an seiner Auffassung 
fest, daß der Bundesminister die Beträge einzu- 
ziehen haben wird. 

Der Bundesrechnungshof hat über diesen 
Sachverhalt gegenüber dem Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundespost eine Bemerkung aufge- 
stellt. 
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Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben 

169. Der Bundesminister der Finanzen hat über die 
nachträgliche Genehmigung der in der Jahres- 
nachweisung für das Rechnungsjahr 1954 nach- 
gewiesenen über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben nach § 35 Abs. 4 Buchstabe h PVwG am 
3. Februar 1956 beschlossen. Dabei hat er der 
als Haushaltsvorgriff bei Kapitel XIII Titel 3c 
(Eigenwerbung) nachgewiesenen überplanmäßi- 
gen Ausgabe von 71 960,68 DM, die der Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost im Rah- j 
men seiner Tätigkeit nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 j 
PVwG nachträglich genehmigt hatte, seine Ge- 
nehmigung versagt. 

Hierzu hat der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen ausgeführt: 

„Bereits bei den Beratungen des Postverwal- 
tungsgesetzes ist darauf hingewiesen wor- 
den, daß das Gesetz keine Regelung für den 
Fall trifft, daß bei der Genehmigung der 
Haushaltsüberschreitungen der Bundesmini- 
ster der Finanzen und der Verwaltungsrat 
der Deutschen Bundespost abweichend von- 
einander beschließen. 

Im übrigen vertrete ich die Ansicht, daß 
die Genehmigung der über- und außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgaben durch den Ver- 
waltungsrat als den Budgetträger und die 
Stelle, die die Entlastung zu erteilen hat, ent- 
scheidend und ausreichend ist.“ 

Der Bundesrechnungshof vermag diese Auf- 
fassung nicht zu teilen. Es trifft zwar zu, daß 
das Postverwaltungsgesetz keine ausdrückliche 
Bestimmung darüber enthält, wie zu verfahren 
ist, wenn der Bundesminister der Finanzen und 
der Verwaltungsrat bei der nachträglichen Ge- 
nehmigung der Haushaltsüberschreitungen von- 
einander abweichend entscheiden. Einer solchen 
Bestimmung bedarf es aber nicht. Nach dem Ge- 
setz haben sowohl der Bundesminister der 
Finanzen (§ 35 Abs. 4 Buchstabe h) als auch der 
Verwaltungsrat (§ 12 Abs. 1 Nr. 2) über die j 
nachträgliche Genehmigung zu beschließen. I 
Eine Haushaltsüberschreitung ist daher nicht ; 
ordnungsmäßig genehmigt, wenn einer der bei- 
den Beschlüsse ablehnend ist. Wäre entspre- 
chend der Auffassung des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen der Beschluß des 
Verwaltungsrates allein entscheidend, so wäre 
eine Beschlußfassung durch den Bundesminister 
der Finanzen überflüssig. Das Postverwaltungs- 
gesetz schreibt aber diese Beschlußfassung — 
noch dazu unter Hinweis auf die Beschluß- 
fassung durch den Verwaltungsrat — ausdrück- 
lich vor. 

Dafür, daß die Beschlußfassung des Bundes- 
ministers der Finanzen über die Genehmigung 
der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
wesentlich ist, spricht auch, daß das Postver- 
waltungsgesetz unter Abänderung des § 83 
Abs. 1 RHO statt der Genehmigung durch die 
parlamentarischen Instanzen die des Bundes- 


ministers der Finanzen vorsieht. § 83 RHO stellt 
in unmittelbarem Zusammenhang mit § 84, der 
im Falle der Nichtgenehmigung die Regreß- 
pflicht der verantwortlichen Beamten regelt. Da 
bei der Fassung des § 35 PVwG § 84 Abs. 1 
RHO auch im Postbereich gilt, ergibt sich, daß 
der Anspruch auch durch die Versagung der 
Genehmigung des Bundesministers der Finanzen 
ausgelöst wird. Diese Regelung hat der Gesetz- 
geber offensichtlich deshalb getroffen, weil der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen nach § 2 PVwG dafür verantwortlich ist, 
daß die Deutsche Bundespost nach den Grund- 
sätzen der allgemeinen Wirtschafts- und Finanz- 
politik des Bundes verwaltet wird. Eine Ver- 
stärkung dieses Gedankens liegt in der Ein- 
schaltung des Bundesministers der Finanzen, 
dessen Einvernehmen der Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen auch bei der 
Aufstellung des Voranschlags einzuholen hat. 
Durch die im Postverwaltungsgesetz getroffene 
Regelung wird also auch die Stellung des Bun- 
desministers für das Post- und Fernmeldewesen 
als Mitglied der Bundesregierung und seine 
parlamentarische Verantwortung gegenüber 
den gesetzgebenden Körperschaften des Bundes 
betont. Der Bundesrechnungshof hält es daher 
für unzutreffend, daß bei einem Versagen der 
Genehmigung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben durch den Bundesminister der Finan- 
zen die Genehmigung durch den Verwaltungs- 
rat als die endgültige angesehen werden kann. 
Es besteht vielmehr dann der sich aus § 84 RHO 
in Verbindung mit § 83 Abs. 1 RHO in der Fas- 
sung des § 35 PVwG festgelegte Anspruch auf 
Regreß. 

Der Bundesrechnungshof hat auch über die- 
sen Sachverhalt gegenüber dem Verwaltungsrat 
der Deutschen Bundespost eine Bemerkung auf- 
gestellt. 

* 

Die finanzielle Auswirkung 
der Prüfungstätigkeit 
des Bundesrechnungshofes 

170. über die finanziellen Ergebnisse, die der Bun- 
desrechnungshof durch seine Prüfungen erzielt 
hat, gibt die nachstehende Zusammenstellung 
Aufschluß. 

Rechnungsjahr 

1956 

Nachträgliche Einnahmen oder 


rückgängig gemachte Aus- 
gaben 31 984 070 DM 

nachträgliche Ausgaben oder 
rückgängig gemachte Einnah- 
men 1 006 249 DM 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 147 918 DM 

einmalige Mehreinnahmen . 1 606 DM 

jährliche Wenigerausgaben . 1 410 820 DM 

jährliche Mehreinnahmen . 535 889 DM 
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Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, weil 
viele Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 

Für frühere Rechnungsjahre sind außer den 
bereits ausgewiesenen Beträgen noch folgende 


Ergebnisse ermittelt worden: 

Nachträgliche Einnahmen oder 
rückgängig gemachte Aus- 
gaben 14 016 028 DM 

nachträgliche Ausgaben oder 
rückgängig gemachte Einnah- 
men 391 231 DM 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 7 258 007 DM 
jährliche Wenigerausgaben . 259 013 DM 

jährliche Mehreinnahmen . 719 502 DM 


Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes 
haben ferner zu Nachforderungen an Landes- 
steuern und anderen Steuern in Höhe von 
16,1 Mio DM geführt; die Nachforderungen sind 
durch die Berichtigung zahlreicher Einzelveran- 
lagungen auf Grund der Prüfungsmitteilungen 
entstanden. 


Wie bereits in den früheren Denkschriften 
dargelegt, kann die Tätigkeit des Bundesrech- 
nungshofes nicht allein nach diesen Beträgen 
beurteilt werden. Ein viel größeres finanzielles 
Ergebnis, das sich zahlenmäßig nicht nach- 
weisen läßt, hat die vorbeugende Wirkung der 
Finanzkontrolle sowie die damit verbundene 
beratende und begutachtende Tätigkeit des 
Bundesrechnungshofes und seines Präsidenten. 

* 

Schlußbemerkung 

171. Der Darstellung der Prüfungsergebnisse und 
ihrer rechtlichen Würdigung hat der Große 
Senat des Bundesrechnungshofes zugestimmt. 

Frankfurt (Main), den 24. Oktober 1959 

Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Dr. Hertel 


117 




Deutscher Bundestag — 3, Wahlperiode 


Drucksache 1518 


Anlage D 


Bericht 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
vom 24. Oktober 1959 
über seine Tätigkeit als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
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Vorbemerkung 

1. Der vorliegende Bericht setzt die Berichte über 
meine Tätigkeit als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung vom 
4. Juli 1957 und 19. August 1958 fort. In diesen 
Berichten bin ich nicht nur auf die einzelnen 
von mir erstatteten Gutachten, sondern auch auf 
die Grundgedanken meiner Vorschläge und auf 
allgemeine Erfahrungen und Beobachtungen 
eingegangen. Ich verweise hierzu namentlich 
auf die Ausführungen über 

die notwendige Vereinfachung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften (Drucksache 84 
— 3. Wahlperiode — S. 101 Nr. 5; Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — S. 130 Nr. 31), 

die Grundsätze wirtschaftlicher Organisation 
(Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — S. 117 
Nr. 5), 

die notwendige Entlastung der Bundesmini- 
sterien sowie über ihre Gliederung und ihr 
Zusammenwirken (Drucksache 554 — 3. Wahl- 
periode — S. 118 ff. Nr. 6 bis 13), 

Beiräte, Ausschüsse und Arbeitskreise (Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — - S. 121 Nr. 15), 

Rationalisierung des inneren Dienstes und des 
Geschäftsablaufs (Drucksache 84 — 3. Wahl- 
periode — S. 102 Nr. 7; Drucksache 554 — 
3. Wahlperiode — S. 129 Nr. 29), 

die Aufstellung des Haushaltsplans (Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — S. 126 Nr. 24), 

Bemessung des Personalbedarfs und Bewer- 
tung der Dienstposten, insbesondere der 
Dienstposten nach der Besoldungs-Gruppe A 15 
(Regierungsdirektor), Gestaltung des Stellen- 
plans, Personaleinsatz und Personalergänzung 
(Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — S. 127 ff. 
Nr. 25 bis 28), 

die Förderung der wissenschaftlichen For- 
schung (Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — 
S. 123 ff. Nr. 19 bis 22), 

Rationalisierung der Statistik (Drucksache 84 
— - 3. Wahlperiode — S. 102 Nr. 6; Druck- 
sache 554 — 3. Wahlperiode — S. 130 Nr. 32), 

die eigene Rationalisierungsarbeit der Ver- 
waltung (Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — 
S. 102 Nr. 8; Drucksache 554 — 3. Wahl- 
periode — S. 122 Nr. 16), 

die Wirtschaftlichkeit im Gerichtswesen 
(Drucksache 554 — 3. Wahlperiode — S. 131 
Nr. 34). 

Wie in den Vorjahren behandle ich im Ersten 
Teil des Berichts organisatorische Fragen, fer- 
ner Fragen des Zusammenwirkens von Bund, 
Ländern und Gemeinden und Fragen der Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltungs- und Haus- 
haltsführung; im Zweiten Teil berichte ich über 
die erstatteten Gutachten, die Auswirkung frü- 
herer Gutachten, sowie zusammenfassend auch 


über die finanziellen Auswirkungen der Orga- 
nisation- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen. 

* 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Arbeiten 

Aufbau der Bundesregierung 
und der Bundesverwaltung 

Zusammenarbeit mit internationalen und supra- 
nationalen Organisationen und Einrichtungen 

2. Der Aufbau der Bundesregierung und der Bun- 
desverwaltung, ihr allgemeiner Geschäftsgang 
und ihr Tätigwerden zur Erfüllung der Auf- 
gaben richten sich nach einer Reihe von Vor- 
schriften, die dem Grundgesetz, Errichtungs- 
gesetzen und sonstigen gesetzlichen Regelun- 
gen, namentlich den Haushaltsgesetzen, Ge- 
schäftsordnungen, Organisationserlassen und 
Verwaltungsvereinbarungen zu entnehmen sind. 
Die maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und 
Gebote der Wirtschaftlichkeit, die bei der Hand- 
habung der Vorschriften beachtet werden müs- 
sen, sind im Zuge der vom Bundesrechnungs- 
hof geübten Finanzkontrolle und in meinen 
Denkschriften und Berichten verschiedentlich 
hervorgehoben und erläutert worden. Mit die- 
sen Vorschriften und Grundsätzen ist aber nur 
der Rahmen festgelegt, in dem sich die Arbeit 
der einzelnen Organisationseinheiten vollzieht. 
Entsprechend der ständigen Weiterentwicklung 
und Wandlung der Aufgaben müssen auch der 
Aufbau und die Arbeitsweise der Regierung 
und Verwaltung fortlaufend den veränderten 
Verhältnissen angepaßt und auf mögliche Ver- 
besserungen überprüft werden. 

Auf einen bedeutsamen Zug der neueren Ent- 
wicklung hat der Deutsche Bundestag am 4. Juli 
1958 in einer Entschließung bei der Verabschie- 
dung des Haushaltsgesetzes 1958 aufmerksam 
gemacht. In dem Abschnitt Nr. 3 dieser Ent- 
schließung hat er die Bundesregierung ersucht, 
angesichts neuer großer Aufgaben, die vor 
allem mit der Errichtung europäischer Behörden 
auf den Bund zukommen, die bisherige Organi- 
sation der obersten und der nachgeordneten 
Bundesbehörden sowie deren Stellenbedarf im 
Laufe der kommenden Jahre systematisch zu 
überprüfen. Der Bundestag hat hier auf eine 
Entwicklung hingewiesen, die in der Tat größte 
Aufmerksamkeit erfordert. 

Bei den Prüfungen, mit denen ich mich in der 
letzten Zeit befaßt habe, bin ich der Frage 
bereits nachgegangen. Der Fragenkreis wird 
jedoch umfassend bearbeitet werden müssen. 
Schon die bisherigen Erfahrungen und Beobach- 
tungen vermitteln aber grundsätzliche Erkennt- 
nisse sowohl über die Zusammenschlüsse selbst 
als auch über die Arbeit der beteiligten deut- 
schen Stellen. 
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3. Nach dem zweiten Weltkrieg ist eine Vielzahl 
politischer, wirtschaftlicher und kultureller Zu- 
sammenschlüsse — nicht nur im europäischen 
Raum, sondern auch von weltweitem Ausmaß — 
entstanden. Die Bundesrepublik bejaht diese 
Zusammenarbeit und sucht sie in allen Organi- 
sationen und Einrichtungen zu fördern. Damit j 
sind ihr Aufgaben zugefallen, wie sie früher, j 
wenigstens im heutigen Umfang, nicht zu er- , 
füllen waren. 

Auf vielen Gebieten ist ein Umdenken vom ' 
Nationalen zum Internationalen und Supra- 
nationalen auch in den Fachressorts geboten, 
überstaatliches und ausländisches Recht, sowie 
ausländische Verwaltungsprinzipien, Erfahrun- 
gen und Reformarbeiten müssen berücksichtigt 
werden. Namentlich auf wirtschaftlichem und 
auch auf kulturellem Gebiet ist auf den Zusam- 
menhang von Fachfragen mit außenpolitischen 
Zielsetzungen zu achten. Nicht nur an das Fach- 
wissen, sondern auch an die Allgemeinbildung 
und das Verhandlungsgeschick der Ministerial- 
beamten werden erhöhte Anforderungen ge- 
stellt. Für den Verkehr mit den internationalen 
und supranationalen Organisationen und Ein- 
richtungen müssen neue Formen und Methoden 
der Zusammenarbeit entwickelt werden. 

4. Zur Pflege der internationalen Beziehungen 
werden im Bundeshaushalt in mehr als 80 Titeln 
erhebliche Mittel bereitgestellt. Die Bundes- 
republik gehört mehr als 60 internationalen und 
supranationalen Organisationen an. Die Zusam- 
menarbeit mit diesen Organisationen macht die 
Einrichtung neuer Vertretungen und Verbin- 
dungsstellen erforderlich. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß bereits gegenwärtig rund 170 
Vertretungen des Bundes bei ausländischen 
Staaten bestehen. In zunehmendem Maße wer- 
den ferner deutsche Kräfte in die Verwaltung 
der internationalen und supranationalen Orga- 
nisationen berufen. Das Netzwerk dieser Ver- | 
bindungen kann hier nicht näher dargestellt j 
werden. Es wäre auf die Zusammenarbeit mit 
den Vereinten Nationen, ihren Sonderorganisa- 
tionen und weiteren Körperschaften einzugehen, 
ferner auf die Organisationen für die euro- | 
päische Zusammenarbeit: die Europäische j 
Wirtschaftskommission, den Europarat, den I 
Europäischen Wirtschaftsrat, die Westeuropä- ! 
ische Union, die Europäische Wirtschaftsgemein- j 
schaft, die Europäische Atomgemeinschaft, die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, j 
weiter auf die Organisation des Nordatlantik- 
Vertrages und schließlich auf die Zusammen- 
arbeit mit den zahlreichen fachlichen internatio- 
nalen Organisationen. Bei einer solchen Dar- 
stellung müßte man auch die Organe der einzel- 
nen Zusammenschlüsse anführen, sowie die In- 
stitutionen, Kommissionen, Büros und Abteilun- 
gen, die sie gebildet haben, und deren Arbeiten 
oft für eine ganze Reihe von Stellen der Bun- 
desrepublik von Bedeutung sind. 

Vergegenwärtigt man sich das Bild dieser 
vielfach verschlungenen Beziehungen auch nur 


in seinen großen Zügen, so wird ersichtlich, daß 
in diesen neuen Arbeitsbereichen mit den her- 
kömmlichen Organisationsformen nicht mehr 
auszukommen ist und neue Arbeitsmethoden 
gefunden werden müssen. 

5. Die Aufgabe, die Zusammenarbeit mit den inter- 
nationalen und supranationalen Organisationen 
und Gemeinschaften möglichst wirtschaftlich zu 
regeln, wird dadurch erschwert, daß diese Zu- 
sammenschlüsse noch in der Entwicklung ste- 
hen. Es erklärt sich aus ihrer Entstehungs- 
geschichte und politischen Zweckbestimmung, 
daß sich ihre Arbeitsbereiche zum Teil über- 
schneiden. Ihr Aufbau soll noch vereinfacht, ihre 
Querverbindungen sollen ausgebaut, Verwal- 
tungsdienste möglichst zusammengefaßt wer- 
den. Nicht nur die europäischen Gemeinschaf- 
ten, sondern auch ältere europäische Organisa- 
tionen fordern diese Rationalisierung. 

Die Beiträge, die die Bundesrepublik zu lei- 
sten hat, sind hoch und noch im Wachsen. Es 
muß deshalb jede Möglichkeit ausgenutzt wer- 
den, um eine rationelle Arbeitsteilung zwischen 
den internationalen und supranationalen Zu- 
sammenschlüssen zu erreichen und Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit in ihrer Haushaltsführung 
zu sichern. Dafür bieten sich zuweilen die Haus- 
haltsberatungen der Zusammenschlüsse als ein 
Ansatzpunkt an. Aber auch in der laufenden 
Mitarbeit muß auf Wirtschaftlichkeit und Spar- 
samkeit hingewirkt werden. Die Ressorts müs- 
sen dabei Zusammenarbeiten. Jeder Vertreter 
der Bundesrepublik muß sich dieser gemein- 
samen Aufgabe bewußt und über die anzustre- 
benden Rationalisierungsmaßnahmen unterrich- 
tet sein; die federführenden Ressorts und in 
ihnen die federführenden Abteilungen und Re- 
ferate tragen hierfür die Verantwortung. Es 
wäre zu wünschen, daß die Ressorts im jähr- 
lichen Tätigkeitsbericht der Bundesregierung 
regelmäßig darauf eingehen, was in dieser Hin- 
sicht erreicht worden ist. 

6. An der Zusammenarbeit mit den internationalen 
und supranationalen Organisationen ist eine 
Vielzahl deutscher Stellen beteiligt. In der Bun- 
desregierung haben neben dem Auswärtigen 
Amt fast alle Fachressorts mit diesen Organisa- 
tionen zusammenzuarbeiten. Auch nachgeord- 
nete Bundesbehörden sowie Anstalten und Kör- 
perschaften werden an der Arbeit beteiligt. Bei 
der Pflege der kulturellen und der persönlichen 
Beziehungen zum Ausland wird die Bundes- 
regierung durch die Regierungen der Länder 
unterstützt; der Bundesminister des Auswärti- 
gen hat dem Bundestag am 12. Februar 1959 
einen eingehenden Bericht über diese Zusam- 
menarbeit vorgelegt (Drucksache 875 — 3. Wahl- 
periode). Schließlich wird noch eine große 
Zahl privater Organisationen und Institute teils 
mit, teils ohne amtliche Förderung in den fach- 
lichen internationalen Organisationen und all- 
gemein zur Pflege des Gedankenaustausches 
und der persönlichen Beziehungen mit dem 
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Ausland tätig und berührt dabei oft staatliche 
Belange. Diese vielfältige Einflußnahme kann 
zu Doppelarbeit führen und sogar zu einem Ge- 
geneinanderarbeiten verschiedener Stellen, zu- 
mindest zu Reibungen und Verlangsamung im 
Geschäftsgang. Wenn aber notwendig zu betei- 
ligende Stellen nicht genügend unterrichtet wer- 
den und nicht angemessen mitwirken, kann es 
auch dazu kommen, daß gewichtige fachliche 
oder allgemeine Interessen Not leiden. Beides 
würde der angestrebten Straffung der Regie- 
rungsarbeit entgegenlaufen. 

Es ist vorgesehen, einen Teil der Fragen 
durch Überarbeitung der Geschäftsordnung der 
Bundesregierung und der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien im Zu- 
sammenhang zu regeln. Zu verschiedenen Ein- 
zelfragen habe ich in meinen gutachtlichen 
Äußerungen Stellung genommen. Es geht bei 
diesen Erörterungen weniger um die Abgren- 
zung der Arbeitsgebiete, da auf diesen Gebieten 
notwendig mehrere Ressorts tätig werden müs- 
sen. In erster Linie geht es vielmehr darum, 
welches Ressort allgemein für die einzelnen 
zwischenstaatlichen Organisationen und Ein- 
richtungen und im besonderen für die einzelnen 
Verhandlungsgegenstände federführend und zur 
Vertretung nach außen befugt sein soll und in 
welcher Weise die anderen Ressorts — wenn 
die Federführung bei einem Fachressort liegt, 
namentlich das Auswärtige Amt - — zu beteili- 
gen sind. Weitere Fragen sind beispielsweise 
die, ob die Regierungsvertreter in den zwischen- 
staatlichen Organisationen und Einrichtungen 
vom Auswärtigen Amt oder von den haupt- 
beteiligten Fachressorts zu bestellen sind, und 
ob der Schriftverkehr mit zwischenstaatlichen 
Organisationen und Einrichtungen über die Ver- 
tretung der Bundesrepublik bei diesen Organi- 
sationen oder, wenn bei der betreffenden Orga- 
nisation keine Vertretung der Bundesrepublik 
besteht, über das Auswärtige Amt geführt wer- 
den soll. 

Bei diesen Regelungen kommt es darauf an, 
die Arbeiten aller beteiligten Stellen zu koordi- 
nieren, bei der Willensbildung der Bundesregie- 
rung neben den außenpolitischen die gewichti- 
gen fachlichen Interessen der einzelnen Ressorts 
zu integrieren und die Bundesrepublik nach 
außen einheitlich zu vertreten. Die allgemeine 
Zuständigkeit des Auswärtigen Amts in außen- 
politischen Fragen muß grundsätzlich gewahrt 
werden. 

7. Weiter macht es die Entwicklung der internatio- 
nalen Organisationen und Einrichtungen erfor- 
derlich, die Geschäftsverteilung in den einzel- 
nen Ressorts daraufhin zu überprüfen, ob sie 
auch den Erfordernissen der internationalen Zu- 
sammenarbeit Rechnung trägt. Bei meinen Prü- 
fungen in den Bundesministerien gehe ich die- 
ser Frage nach; in der Berichtszeit habe ich sie 
in dem Gutachten über das Bundesministe rium 
für Arbeit und Sozialordnung näher behandelt. 


Grundsatz bei der Geschäftsverteilung muß 
auch hier sein: so viel zusammenfassen wie 
möglich, nur so weit spezialisieren wie unbe- 
dingt nötig. Aufgaben, die fachlicher Art sind, 
sollten den Fachabteilungen oder -referaten be- 
lassen werden. Um jedoch die Einheitlichkeit im 
Verkehr mit den internationalen Organisationen 
zu sichern, werden gewisse Aufgaben in eine 
Hand zu legen sein, und zwar möglichst bei der 
hauptsächlich beteiligten Fachabteilung. Soweit 
sich die Organisationen noch in der Entwicklung 
befinden, muß beobachtet werden, welche Pro- 
bleme sich aus dem Zusammenschluß für das 
Ministerium ergeben werden. Auch die Pflege 
des allgemeinen Kontakts mit den Verwaltun- 
gen der Zusammenschlüsse und die Beobachtung 
der finanziellen Verpflichtungen, die sich für 
die Bundesrepublik ergeben, werden zentral be- 
arbeitet werden müssen. Dabei ist, worauf ich 
schon wiederholt hingewiesen habe, die Bildung 
größerer Referate erforderlich. 

Nachgeordnete Behörden, Körperschaften und 
Anstalten werden an den Auslandsverhandlun- 
gen nur in Ausnahmefällen zu beteiligen sein. 
In der Regel wird von den Ministerialvertretern 
erwartet werden können, daß sie die Verhand- 
lungen mit genügender Sachkenntnis allein zu 
führen vermögen. Wo die Verwaltungskompe- 
tenz und die größere Sachkunde bei den Lan- 
desverwaltungen liegen, sollte geprüft werden, 
ob ihr Vertreter zugleich die Bundesinteressen 
wahrnehmen kann. Es sollte vermieden werden, 
daß — wie es geschehen ist — zu einem Fach- 
kongreß in Ostasien auf Bundeskosten sowohl 
ein Bundesbeamter als auch ein Landesbeamter 
entsandt werden. 

8. Wiederholt hat sich gezeigt, daß die Delega- 
tionen, die die Bundesregierung in das Ausland 
entsendet, erheblich stärker sind als die an- 
derer, selbst größerer Länder. Auf Grund einer 
besonderen Querschnitts Untersuchung habe ich 
im Juli 1958 in einem Rundschreiben an die 
obersten Bundesbehörden auf die Notwendig- 
keit hingewiesen, die Haushaltsmittel für Aus- 
landsdienstreisen sparsamer und wirtschaft- 
licher zu verwenden. Gleichzeitig habe ich 
typische Fälle aufgeführt, in denen erfahrungs- 
gemäß häufig gegen den Grundsatz der Spar- 
samkeit verstoßen wird. In manchen Fällen er- 
scheinen Auslandsdienstreisen überhaupt ver- 
meidbar. Wo sie notwendig sind, ist vor allem 
darauf zu achten, daß 

die Reisen sorgfältig vorbereitet werden, 

dde Möglichkeit, einen Beamten mit der 
Wahrnehmung der Interessen mehrerer 
Ressorts oder Abteilungen zu betrauen, ge- 
nutzt wird, 

die Delegation möglichst kleingehalten und 
Hilfskräfte nur soweit unbedingt notwendig 
zugeteilt, im übrigen aber für die Abwicklung 
von Verwaltungsangelegenheiten weitgehend 
die Angehörigen der deutschen Auslandsver- 
tretungen eingesetzt werden, 
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möglichst die preisgünstigsten Verkehrsmittel 
gewählt und die Sitzplätze in Kraftwagen 
ausgenutzt werden. 

Inzwischen hat der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages die Bundesregierung er- 
sucht, dafür zu sorgen, daß bei der Entsendung 
von Delegationen in das Ausland, insbesondere 
in Angelegenheiten der europäischen wirtschaft- 
lichen Zusammenschlüsse, die Stärke der Dele- 
gationen auf ein vernünftiges Maß begrenzt 
wird. Eine solche Begrenzung erfordert, daß die 
Leitung der Ressorts dieser Frage ihre Auf- 
merksamkeit zuwendet und bei der Genehmi- 
gung von Auslandsdienstreisen strenge Maß- 
stäbe anlegt. 

9. Stärker als die finanzielle Belastung fällt aber 
die Arbeitsbelastung ins Gewicht, die aus der 
internationalen Zusammenarbeit erwächst. Sie 
erstreckt sich oft nicht nur auf die Bundesmini- 
sterien und Bundesdienststellen, sondern auch 
auf die Länderverwaltungen, die aus rechtlichen 
und sachlichen Gründen beteiligt werden müs- 
sen. In einem Fall, in dem der Nutzen des Bei- 
tritts zu einer internationalen Einrichtung in 
keinem angemessenen Verhältnis zu dem Ver- 
waltungsaufwand stand, habe ich gegen den 
Beitritt der Bundesrepublik Bedenken geäußert. 

* 

Fachreferenten bei den Auslandsvertretungen 

10. Die zunehmende Verstärkung der internatio- 
nalen Beziehungen hat dazu geführt, Auslands- 
vertretungen des Bundes Fachreferenten für be- 
sondere Aufgabengebiete, z. B. Soziales, Land- 
und Forstwirtschaft, Pressefragen, zuzuteilen. 

Diese Entwicklung hat besondere Probleme 
aufgeworfen. Der Dienst bei den Auslandsver- 
tretungen darf nicht durch ressortgebundene 
Spezialisten aufgesplittert werden. Der Mis- 
sionschef könnte anderenfalls nicht mehr die 
Verantwortung übernehmen, daß die abgegebe- 
nen Erklärungen den Willen der Bundesregie- 
rung darstellen. Auf die Militärattaches braucht 
in diesem Zusammenhang nicht eingegangen zu 
werden. Mit der Stellung der Landwirtschafts- 
referenten habe ich mich in einem Schreiben an 
den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages und mit der der Sozial- 
referenten in dem Gutachten über das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung be- 
faßt. 

Meine Überlegungen haben zu folgenden Er- 
gebnissen geführt: 

(1) Die Missionen müssen eine geschlossene 
Einheit bilden. Alle bei einer Mission Be- 
schäftigten müssen dem Missionschef unter- 
stellt sein. 

Auch die Fachreferenten müssen sachlich 
uneingeschränkt der Weisung des Missions- 
chefs untenstehen und sich in den Arbeits- 
rahmen der Dienststelle einordnen. Ihrer 


besonderen Beziehung zu den Fachressorts 
könnte dadurch Rechnung getragen werden, 
daß eiin etwaiger unmittelbarer Verkehr mit 
dem Fachressort besonders geregelt wird. 

(2) Die Zahl der Fachreferenten sollte kleinge- 
halten werden. In welcher Mission die Fach- 
referenten einzusetzen sind, sollte in ge- 
meinsamer Überlegung des zuständigen 
Fachressorts und des Auswärtigen Amts be- 
stimmt werden. 

(3) Die Fachreferenten sollten im Stellenplan 
des Auswärtigen Amts geführt werden. 

Im Einzelfall wird vereinbart werden kön- 
nen, daß das Fachressort den Referenten er- 
forderlichenfalls zurücknimmt. 

(4) Dem Bedürfnis, einzelnen für eine Verwen- 
dung bei Auslandsvertretungen nicht vorge- 
sehenen Beamten eines Fachressorts Gele- 
genheit zu geben, ihre Kenntnisse durch 
vorübergehende Beschäftigung bei einer 
Auslandsdienststelle des Auswärtigen Amts 
zu erweitern, läßt sich im Wege der Abord- 
nung Rechnung tragen. Entsprechend wäre 
zu verfahren, wenn Bedienstete eines Fach- 
ressorts für die Durchführung spezieller 
Aufträge von kurzer Dauer bei einer Aus- 
landsvertretung benötigt werden. 

(5) Es sollte erreicht werden, daß die Beamten 
des allgemeinen Dienstes des Auswärtigen 
Amts auch Spezialgebiete so weit beherr- 
schen, wie es die Vertretung der deutschen 
Interessen im Ausland im allgemeinen er- 
fordert. Hierzu bedarf es einer besonderen, 
schon mit dem Attache-Unterricht beginnen- 
den Ausbildung und systematischer Fort- 
bildung. 

Auf die Vertretung bei den internationalen 
und supranationalen Zusammenschlüssen sind 
diese Grundsätze nur mit einigen Abwandlun- 
gen anwendbar. In meinem Gutachten über 
die NATO-Botschaft in Paris vom Januar 1959 
habe ich dazu nähere Ausführungen gemacht. 
Der Haushalts ausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat sich bei den Beratungen über die stel- 
lenplanmäßige Behandlung der Landwirtschafts- 
und Forstreferenten und der Sozialreferenten 
bei Auslandsvertretungen eingehend mit die- 
sen Fragen befaßt. In Übereinstimmung mit 
meinem Vorschlag sind die Stellen bei dem 
Einzelplan für den Geschäftsbereich deis Aus- 
wärtigen Amts ausgebracht worden. Der Haus- 
haltsausschuß hat der Erwartung Ausdruck ge- 
geben, daß zwischen dem Auswärtigen Amt und 
dem Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten eine beiderseitig be- 
friedigende Vereinbarung getroffen wird, die es 
den Landwirtschaftsreferenten ermöglicht, un- 
gehindert ihre Auffassungen dem Landwirt- 
schaftsministerium zu berichten, und die es die- 
sem gestattet, das zum Auswärtigen Amt ver- 
setzte Fachpersonal auszuwechseln. Diese Stel- 
lungnahme des Haushaltsausschusses wird auch 
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lür die Regelung der Stellung anderer Fachrefe- 
renton wegweisend sein können. 

* 

Förderung persönlicher Beziehungen mit dem 
Ausland 

11. Die Verbindung mit dem kulturellen, wissen- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Leben des , 
Auslandes war in den langen Jahren der Iso- 
lierung verlorengegangen. Um sie wiederher- 
zustellen, hat sich die Bundesregierung die 
Pflege der persönlichen Beziehungen über die 
Grenzen hinweg zum Ziele gesetzt. In Überein- 
stimmung mit den Regierungen der Länder 
sieht sie die Förderung des Gedankenaus- 
tausches als eine wichtige Staats auf gäbe an und 
leistet finanzielle und organiisatoiriische Hilfe. 
Diese Bestrebungen der Bundesrepublik treffen ; 
zusammen mit denen anderer Staaten und mit i 
denen der internationalen und supranationalen ] 
Zusammenschlüsse. Die vielfältigen, nach j 
Zweck und Methode verschiedenen Förderungs- 
maßnahmen lassen sich kaum noch übersehen. 
Um alle Wünsche zu berücksichtigen, stehen | 
nicht genügend Mittel zur Verfügung. Es muß 1 
eine Rangordnung gesucht werden. 

Von der Aufgabenseite her ist eine scharfe j 
Trennung der Zuständigkeiten nicht möglich. ! 
Die Arbeitsgebiete greifen ineinander über. ! 
Bei der notwendig individuellen Kontaktpflege : 
wären zudem Schematismus und Dirigismus j 
nicht am Platze. Darauf hat schon der Bundes- 1 
minister des Auswärtigen am 12. Februar 1959 j 
im Deutschen Bundestag mit der Begründung j 
hingewiesen, daß sie sich nicht mit unseren 
freiheitlichen Auffassungen vertrügen. Von der 
Haushaltsseite her und bei der Planung und 
Durchführung der Maßnahmen lassen sich je- \ 
doch Verbesserungen Vorschlägen, die einen : 
höheren Grad zweckmäßiger Verwendung der j 
Mittel versprechen und Doppelfinanzierung | 
ausschließen. j 

i 

Im einzelnen habe ich mich mit den Förde- 
rungsmaßnahmen in dem Gutachten über die 
Zuständigkeitsabgrenzung zwischen den Kul- 
turabteilungen des Auswärtigen Amts und des : 
Bundesministeriums des Innern (Februar 1958) | 
und -in dem Gutachten über die Organisation | 
imd Wirtschaftlichkeit des Bundesmimsteriums ' 
für Arbeit und Sozialordnung (Dezember 1958) ' 
befaßt. * 

12. Für die Zuständigkeitsverteilung auf dem Ge- j 

biete des Kulturaustausches bin ich in dem 
Gutachten vom Februar 1958 davon ausgegan- 
gen, daß kulturelle Angelegenheiten und Fra- 
gen der Wissenschaft dem Bundesministerium 
des Innern zu übertragen sind, aber die außen- j. 
politischen Zuständigkeiten des Auswärtigen j 
Amts auch auf solche Fachfragen übergreifen j 
können. In nicht seltenen Fällen werden des- ! 
halb die Interessen abzuwägen und die Zustän- 
digkeiten nach der Interessenlage zu regeln 
sein. I 


Die internationalen und supranationalen Or- 
ganisationen üben eine rege Tätigkeit auf kul- 
turellem, insbesondere wissenschaftlichem Ge- 
biet aus. Sie gewähren Stipendien, halten Semi- 
nare ab und vermitteln Spezialisten und tech- 
nisch geschultes Personal. Diese Maßnahmen 
werden aus Mitteln dieser Organisationen finan- 
ziert, also nur mittelbar von der Bundesrepu- 
blik; deutsche Stellen wirken aber bei der Aus- 
wahl der Stipendiaten und der Bildungsstätten 
in der Bundesrepublik mit. 

Für die Verwaltungsarbeit, die die Vielfalt 
der Kontaktförderung auf kulturellem und wis- 
senschaftlichem Gebiet mit sich bringt, nehmen 
die Ministerien die Mitarbeit halbamtlicher In- 
stitutionen und privater Vereine in Anspruch. 
Die bisher erreichte Entlastung der Ministerien 
von Verwaltungsangelegenheiten ist noch nicht 
ausreichend. Die starke Aufgliederung der Stel- 
len, die auf diesen Gebieten tätig werden, legt 
den von mir schon oft — zuletzt in meinem 
Gutachten vom Februar 1958 — ausgesproche- 
nen Gedanken nahe, die Arbeit straffer zusam- 
menzufassen. 

13. Auf wirtschaftlichem Gebiet sind zahlreiche 
Ministerien, wenn auch in sehr unter- 
schiedlichem Grade, mit der Kontaktpflege 
befaßt. Hauptsächlich sind es das Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft, das Bundesminiisterium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, die 
Handelspolitische Abteilung des Auswärtigen 
Amts und — mit den ERP-Mitteln — das Bun- 
desministeriium für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes. Gute Querverbindungen zwischen den 
Ministerien haben die Koordinierung erleich- 
tert. 

Zunehmende Bedeutung kommt der techni- 
schen Hilfe für entwicklungsfähige Länder 
durch Entsendung von Beratern und Lehrkräf- 
ten und durch Aufnahme von Stipendiaten und 
Praktikanten zu. Für die Finanzierung ist der 
Hauptbetrag im Einzelplan 05 (Auswärtiges 
Amt) ausgebracht. Daneben stehen ERP-Gegen- 
' wertmittel zur Verfügung. 

Die verschiedenen Systeme der Kontakt- 
pflege erfordern Abstimmung der Maßnahmen 
mit anderen Staaten und Organisationen und 
als Voraussetzung hierzu sorgfältige Koordinie- 
rung in den Ministerien. Letztere geschieht für 
den Fonds des Auswärtigen Amts in einem 
Interministeriellen Ausschuß, in dem außer dem 
Auswärtigen Amt alle beteiligten Ministerien 
mitwirken. über ihm steht ein Direktorenaus- 
schuß. Diese Ausschüsse haben sich bewährt. 

Die beim Kontakt mit den entwicklungsfähi- 
gen Ländern anfallenden bürotechnischen Ar- 
beiten, insbesondere die Materialbeschaffung, 
hat das Auswärtige Amt an die Deutsche Wirt- 
schaftsförderungs- und Treuhand-Gesellschaft 
abgegeben und dabei vereinbart, daß auch an- 
dere Ressorts sich der Gesellschaft bedienen 
können. 
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14. Aus den bisherigen Untersuchungen habe ich 
die Überzeugung gewonnen, daß die Mittel für 
die Förderung persönlicher Kontakte, die ge- 
genwärtig in verschiedenen Einzelplänen ver- 
anschlagt sind, nicht an einer Stelle des Bun- 
deshaushaltsplans zusammengefaßt werden 
können, so erwünscht dies zur Erleichterung 
des Überblicks wäre. Es lassen sich jedoch Ein- 
zelposten zusammenfassen und Mittel aus dem 
Binzelplan eines Ministeriums einem ande- 
ren zur Bewirtschaftung übertragen, wie es 
in gewissem Umfange bereits geschieht und 
von mir für weitere Fälle vorgeschlagen 
worden ist. Zur weiteren Förderung der Arbei- 
ten ist am 30. Juni 1959 von Bundestagsabge- 
ordneten aller Parteien die „Deutsche Stiftung 
für Entwicklungsländer" gegründet worden, 
deren Ziel es ist, die 'wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik zu anderen Ländern auf der Grundlage 
gegenseitigen Erfahrungsaustausches zu pfle- 
gen. Es ist zu hoffen, daß es der Stiftung ge- 
lingt, die Arbeiten stärker zu koordinieren und 
die zur Verfügung stehenden Mittel wirtschaft- 
lich zu verwenden. 

15. Auf dem Verwaltungsgebiet läßt der sonst so 
rege Erfahrungsaustausch noch zu wünschen 
übrig. Der Beamtenaustausch sollte intensiviert 
und den Beamten mehr Gelegenheit gegeben 
werden, die ausländischen Verhältnisse, über die 
sie zu urteilen haben, persönlich kennenzu- 
lernen und ihre Sprachkenntniisse zu vertiefen. 
Ich habe hierauf schon in meiner vorjährigen 
Denkschrift hingewiesen. Der Bundesminister 
des Innern hat am 25. Februar 1959 im Deut- 
schen Bundestag der gleichen Meinung Aus- 
druck gegeben. 

* 

Aufgabenverlagerung 

16. Der rasche Aufbau der Bundesrepublik hat da- 
zu geführt, daß sich die Verwaltungs arbeit in 
den Ministerien zusammenballte. Alles, was 
nicht unbedingt in einem Ministerium erledigt 
werden muß, ist — soweit es nicht in den Zu- 
ständigkeitsbereich der Länder oder der bun- 
desunmittelbaren Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts fällt — auf nachgeord- 
nete Stellen zu verlagern. Eine besondere 
Frage ist, ob gewisse Funktionen von der Bun- 
desverwaltung zweckmäßig auf bundeseigene 
Einrichtungen übertragen werden sollen und 
wie dabei die parlamentarische Kontrolle über 
den PersonaLstand aufrechterhalten werden 
kann. Zu prüfen ist beispielsweise auch, ob 
es sich zur Entlastung der Ministerialreferate i 
von mehr technischer Arbeit empfiehlt, das ! 
Konferenzsekretariat des Auswärtigen Amts so 
auszubauen, daß es allen Ministerien zur Ver- 
fügung steht. Dies habe ich schon in meinem 
Gutachten über das Auswärtige Amt vom j 
November 1954 und in meinem Gutachten j 
über das Konferenzsekretaxiat des Aus- 


wärtigen Amts vom Dezember 1956 ange- 
regt. Der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages hat in der Sitzung am 23. Januar 
1959 den Gedanken erneut aufgegriffen. Wird 
das Konferenzsekretariat entsprechend ausge- 
baut, muß aber auch sichergestellt werden, daß 
hierdurch in den anderen Ressorts Mittel und 
Personal eingespart werden. 

Innerhalb der einzelnen Ministerien mußte 
die Leitung anfangs mehr an sich ziehen als es 
eine vernünftige Arbeitsteilung vorschreibt. 
Diese Kopflastigkeit muß beseitigt und die Ver- 
waltungsarbeit wieder dekonzentriert werden. 

In einem Ministerium müssen die Schwer- 
punkte der Arbeit bei den Referenten liegen. 
Die Referenten haben oft noch zu geringe 
Zeichnungsbefugnis; ihre Verantwortungsfreu- 
digkeit muß gehoben werden. Unterabteilun- 
gen sind nur da einzurichten, wo es sachlich 
nötig ist. Zur Entlastung der Leitung (Minister 
und Staatssekretär) müssen die Abteilungs- 
leiter mit weitreichenden Befugnissen aus- 
gestattet sein. 

Verantwortungsvoll kann ein leitender Be- 
amter nur handeln, wenn er sich auf seine 
eigentlichen Aufgaben beschränken kann. So 
muß schon der Referent die Arbeiten mehr 
technischer Art an die ihm beigegebenen Be- 
amten abgeben können. Diese zugeteilten Be- 
amten müssen andererseits aber auch zu vor- 
bereitenden Arbeiten für grundlegende Ent- 
scheidungen herangezogen werden. 

Grundgedanke der Dekonzentration ist, auf 
allen Stufen der Beamtenhierarchie die Ver- 
antwortung zu heben. 

17. Auf Grund einer Gesetzesvorlage der Bundes- 
regierung hat sich der Deutsche Bundestag in 
seinen Ausschüssen mit der Errichtung eines 
Bundesverwaltungsamtes befaßt. 

Die Bundesstelle für Verwaltungsangelegen- 
heiten des Bundesministers des Innern ist durch 
einen Erlaß des Bundesrninisters des Innern er- 
richtet worden. Es ist vorgesehen, ihr die Stel- 
lung einer Bundesoberbehörde zu geben. Sie 
bedarf einer gesetzlichen Grundlage, da nach 
Artikel 87 Abs. 3 GG selbständige Oberbehörden 
durch Bundesgesetz zu errichten sind. Die Er- 
richtung einer Bundesoberbehörde trägt der 
Forderung Rechnung, daß ein Ministerium 
grundsätzlich nicht mit Verwaltungsaufgaben 
belastet werden soll. Es ist erwünscht, daß ein 
solcher Aufgabenträger besteht, dem im Laufe 
der Zeit auch weitere, namentlich neu auf die 
Ministerien zukommende Verwaltungsauf- 
gaben zugewiesen werden können. 

Stets ist zu bedenken, ob die Loslösung von 
Aufgaben aus dem bisherigen Bereich nicht der 
Sache schadet. Aufgaben aus Ressorts, die einen 
eigenen Unterbau haben, dürften für eine Ab- 
gabe an das Bundesverwaltungsamt in der Regel 
nicht in Betracht kommen. Bei allen diesen 
Überlegungen muß die Frage vorangestellt 
werden, ob mit der Aufgabenübertragung eine 
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wesentliche Verwaltungsvereinfachung oder | 
Personalverminderung erzielt wird. 

Die Frage, ob bereits bestehende Sonder- 
behörden in das Bundesverwaltungsamt ein- 
gegliedert werden können, ist noch nicht spruch- 
reif. Es werden bei ihrer Entscheidung auch die j 
Erfahrungen verwertet werden müssen, die 1 
anderwärts mit der Zusammenlegung von Son- 
derbehörden in einem Amt gemacht werden. So ■ 
hat die Niedersächsische Landesregierung im | 
März 1958 ein Landesverwaltungsamt — und j 
zwar nicht als eine Landesoberbehörde, sondern . 
als eine Landesmittelbehörde — errichtet, in 
dem zehn Landesoberbehörden und Landes-In- 
stitute zur Rationalisierung ihrer Verwaltung in 
einer Behörde zusammengefaßt worden sind. 

* 

Eigene Rationalisierungsarbeit der Verwaltung 

18. Bereits in meinem Tätigkeitsbericht vom 4. Juli 
1957 habe ich darauf hingewiesen, daß es Sache 
jedes Behörden- und Abteilungsleiters sei, ent- 
behrlich werdende Arbeitskräfte zur Verfügung 
zu stellen, statt sie unnötigerweise weiterzube- 
schäftigen. Dieser an sich selbstverständlichen 
Forderung wird noch nicht überall entsprochen. 
Beispielsweise ergab eine in der Berichtszeit 
durchgeführte Prüfung bei einer Dienststelle, 
daß von 24 dort beschäftigten Kräften 10 ent- 
behrlich waren. Wo solche Fehlbesetzungen wie 
in diesem nicht zu verallgemeinernden Einzel- 
fall ermittelt werden, muß die Frage gestellt 
werden, ob in der Behörde das Verständnis für 
die Rationalisierungsarbeit genügend gefördert ! 
worden ist und ob die innerbehördlichen Kon- i 
trollen ausreichen. j 

Meine Arbeit kann — worauf immer wieder j 
hingewiesen werden muß — nur dann nachhal- j 
tigen Erfolg haben, wenn die Ressortchefs und 
Behördenleiter meine Vorschläge und Anre- 
gungen aufgreifen, sich mit ihnen eingehend 
auseinandersetzen und sie, sobald und soweit 
wie nur möglich, zu verwirklichen suchen. Er- 
fahrungsgemäß werden meine Vorschläge nur 
dann fruchtbar, wenn alle Beteiligten erkannt 
haben, daß die Verwaltung verbessert, verein- 
facht und verbilligt werden muß und daß es auf 
ihr Verständnis, ihre Mitarbeit und ihre Initia- 
tive, gegebenenfalls auch auf ihre Bereitschaft, 
eigene Wünsche gegenüber den sachlichen Not- 
wendigkeiten zurückzustellen, entscheidend an- 
kommt. Ich sehe es als eine wichtige Aufgabe 
der Abteilungs- und Unterabteilungsleiter, der 
Personal- und Organisationsreferenten, der 
Sachbearbeiter des Haushalts sowie der Büro- 
direktoren an, die maßgebenden allgemeinen 
Verwaltungsgrundsätze und die Gebote der 
Wirtschaftlichkeit immer wieder zur Geltung zu 
bringen. 

Die für Personal, Haushalt und Organisation 
verantwortlichen Beamten müssen bei ihren Be- 
mühungen um die Vereinfachung der Verwal- 
tung verständnisvoll unterstützt werden. Bei je- 


der Prüfung lasse ich untersuchen, ob ihnen die 
Stellung und die Wirkungsmöglichkeiten einge- 
räumt worden sind, die sie benötigen, um über- 
holte Gewohnheiten, enges Ressortdenken, per- 
sönliche Interessen und sonstige Widerstände 
gegen die Reformforderungen zu überwinden. 
Dieses Ziel ist noch nicht überall erreicht. 

Die Rationalisierungsarbeiten, vor allem auf 
dem Gebiet des inneren Dienstes, scheitern viel- 
fach daran, daß sie Dienstkräften übertragen 
werden, die für diese Aufgaben ungeeignet 
sind, mögen sie auch auf anderen Gebieten 
durchaus Ersprießliches leisten können. Ich ver- 
kenne nicht, daß ein in diesen Fällen gebote- 
ner Austausch von Bediensteten bei kleineren 
Ministerien auf Schwierigkeiten stoßen kann; 
die Schwierigkeiten müssen jedoch im Interesse 
der Bedeutung der Rationalisierung der Ver- 
waltung überwunden werden. 

In einer Reihe von Ressorts wird laufend an 
der Verbesserung, Vereinfachung und Verbilli- 
gung der Verwaltung gearbeitet. Dabei werden 
auch neue Wege beschritten. In meinem vor- 
jährigen Bericht habe ich auf die Prüfgruppe 
„Organisation" aufmerksam gemacht, die der 
Bundesminister für Verteidigung zu Rationali- 
sierungsarbeiten in seinem Ressort eingesetzt 
hat. Auf seine Anordnung arbeitet ferner beim 
Führungsstab der Bundeswehr seit 1957 eine 
„Kommission zur Vereinfachung des Schrift- 
verkehrs bei der Truppe". Ihr obliegt die Erar- 
beitung von Vorschlägen zur Betriebsrationa- 
lisierung in den Geschäftszimmern der Truppe 
bis zum Korpsstab einschließlich. Truppenteile 
und Stäbe haben die durch die Arbeit der Kom- 
mission bereits eingetretene Entlastung be- 
grüßt und unterstützen sie in zunehmendem 
Maße durch eigene praktische Vorschläge und 
Hinweise. Es hat sich ergeben, daß ein Teil des 
Schriftverkehrs seine Quelle in Gedankenlosig- 
keit und Bequemlichkeit hat und daß häufig 
Zwischenstellen die Truppe gegen den Willen 
des Ministeriums durch unnötige Zusatzforde- 
rungen belasten. Auch hier hat sich gezeigt, daß 
organisatorische Maßnahmen allein die notwen- 
dige Entlastung nicht bringen können, sondern 
daß der Truppe gut ausgebildetes Geschäfts- 
zimmerpersonal zur Verfügung gestellt werden 
muß, damit der Schriftverkehr rationell und 
schnell abgewickelt werden kann. 

Nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (§ 9 GGO I) soll der Aus- 
schuß für Organisationsfragen den Erfahrungs- 
austausch vermitteln und hierbei prüfen, wie 
Organisation und Geschäftsgang der Bundes- 
ministerien und der nachgeordneten Dienststel- 
len verbessert und die Arbeitsleistungen geho- 
ben werden können. Der Ausschuß setzt sich aus 
den Organisationsreferenten und den Ministe- 
rialbürodirektoren der Bundesministerien und 
Vertretern meines Hauses zusammen; den Vor- 
sitz und die Geschäfte führt ein Vertreter des 
Bundesministers des Innern. Ich werde meine 
Bemühungen fortsetzen, diesem Ausschuß, be- 
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sonders auf dem Gebiet der Rationalisierung 
der Verwaltung, verstärkten Einfluß zu sichern. 

* 

Zusammenwirken von Bund, Ländern 
und Gemeinden 

Aufgabenverteilung und Finanzverfassung 

19. Die Abgrenzung der Aufgaben sowie der finan- 
ziellen Verpflichtungen zwischen dem Bund und 
den Ländern und Gemeinden ist noch im Fluß. 
Dies gilt gegenwärtig namentlich für die Finan- 
zierung von Einrichtungen auf den Gebieten der ■ 
Kultur, Wissenschaft und Forschung, für die 
Straßenbaufinanzierung und für die Luftver- 
kehrsverwaltung. Verschiedentlich habe ich zum 
Ausdruck gebracht, daß sowohl aus rechtlichen 
wie aus wirtschaftlichen Gründen Lösungen ge- 
sucht werden müssen, die der verfassungsrecht- 
lichen Systematik der Aufgabenverteilung und 
den Grundsätzen der föderativen Finanzverfas- 
sung entsprechen. 

Das Grundgesetz verwehrt dem Bund, wie der 
Bundesminister der Finanzen in der Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 12. Juni 1959 aus- 
geführt hat, grundsätzlich die finanzielle Förde- ' 
rung von Aufgaben, die der alleinigen Durch- 
führungszuständigkeit der Länder und Gemein- 
den Vorbehalten sind. In dem Ringen um die 
Finanzierung dringender Bedürfnisse ist es je- 
doch vielfach zu einer Mischfinanzierung durch 
Bund und Länder oder — wie bei der Verwal- 
tungsvereinbarung über den Ausbau der In- 
genieurschulen — zu einer Finanzierung auf 
mittelbarem Wege und damit zu unübersicht- 
lichen und rechtlich bedenklichen Regelungen j 
gekommen, so daß man nicht mit Unrecht von j 
einem Durcheinander in der Finanzierung ge- 
sprochen hat. Nachdrücklicher als in den ver- 
gangenen Jahren wird anzustreben sein, klare 
Regelungen zu finden und den verfassungs- und 
haushaltsrechtlichen Grundsätzen auch im Ein- 
zelfall Geltung zu verschaffen. 

Bei allen grundsätzlichen Erörterungen zwi- 
schen Bund und Ländern hat stets Einmütigkeit 
darüber bestanden, daß Aufgaben soweit wie 
möglich vom Bund auf die Länder und Gemein- 
den verlagert werden müssen. Umstritten ist, ob 
die Organisation der ausführenden Länderbe- j 
hörden und das Verwaltungsverfahren in Bund 
und Ländern stärker einander angeglichen wer- 
den sollen. Es wird eine Auslegung des Grund- 
gesetzes und namentlich seiner Artikel 83 bis 
87 über die Ausführung der Bundesgesetze und 
die Bundesverwaltung gefunden werden müs- 
sen, die sowohl dem bundesstaatlichen Gehalt 
der Verfassung wie den Geboten der Wirt- 
schaftlichkeit gerecht wird. 

★ 

Kultur, Wissenschaft und Forschung 

20. Im vorjährigen Tätigkeitsbericht habe ich meine 
Auffassung über das Verhältnis von öffent- 


licher Verwaltung und Forschung näher darge 
legt und Vorschläge für eine Abgrenzung und 
Abstimmung der Forschungsfinanzierung zwi- 
schen Bund und Ländern sowie zwischen den 
einzelnen Bundesressorts gemacht (S. 123 ff. 
Nr. 19 bis 22). Einer Anregung des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages folgend, 
habe ich mit den Vorarbeiten für eine Untersu- 
chung begonnen, die die Methoden der For- 
schungsfinanzierung mit denen des Auslandes 
vergleichen soll, um gegebenenfalls Empfehlun- 
gen für das Verfahren in der Bundesrepublik 
geben zu können. 

21. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat einen Bericht der von 
ihm im Dezember 1955 eingesetzten Kommission 
zur Koordinierung der Forschungseinrichtungen 
seines Geschäftsbereiches vorgelegt. Der Be- 
richt wird gegenwärtig in Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages beraten. Die in ihm be- 
handelten Fragen haben nicht nur für die land- 
und forstwirtschaftlichen Forschungsanstalten, 
sondern auch für Forschungseinrichtungen in 
den Geschäftsbereichen anderer Ressorts Be- 
deutung. 

Die landwirtschaftlichen Forschungsanstalten 
des Bundes sind in erster Linie errichtet wor- 
den, um die Ressorts bei den ihnen obliegenden 
Arbeiten zu unterstützen. Ich bin entgegen der 
von der Kommission vertretenen Ansicht der 
Auffassung, daß die Anstalten als nachgeord- 
nete Dienststellen für die Zweckforschung des 
Bundes nicht mit Instituten der Hochschulen 
oder der Max-Planck-Gesellschaft verglichen 
. und ihnen gleichgestellt werden können. Die 
Freiheit der Forschung bleibt bei den Anstalten 
jedoch gewahrt, denn die an ihnen tätigen 
Forscher können die ihnen vom Ressort gestell- 
ten Themen unbeeinflußt bearbeiten. 

Besondere Bedeutung haben auch hier per- 
sonalwirtschaftliche Fragen. Einer Übernahme 
weiterer wissenschaftlicher Assistenten in das 
Beamtenverhältnis habe ich nicht zustimmen 
können. Eine qualifizierte Kraft wird in der 
Regel die Stellung eines Oberassistenten nicht 
als Lebensstellung erstreben. Die Möglichkeit 
einer personellen Auffrischung und eines Aus- 
tausches der wissenschaftlichen Mitarbeiter an 
Forschungseinrichtungen sollte nicht durch Ver- 
mehrung der Stellen für beamtete Wissenschaft- 
ler erschwert werden. Auch wird bei der Tätig- 
keit der Assistenten und Oberassistenten nicht 
anerkannt werden können, daß ihre Übernahme 
in das Beamtenverhältnis nach § 4 BBG geboten 
ist. 

Ein wesentlicher Vorschlag der Kommission 
geht dahin, die „starre Haushaltsgliederung" im 
Interesse der Leistungskraft der „stets dynami- 
schen Forschung" und ihrer Anpassungsfähig- 
keit an neue Erfordernisse zugunsten einer 
elastischeren Handhabung der haushaltsrecht- 
lichen Vorschriften aufzugeben und insbeson- 
dere eine weitgehende gegenseitige Deckungs- 
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fähigkeit und Übertragbarkeit der Haushalts- 
mittel zuzulassen. Den weitgehenden Forderun- 
gen der Kommission habe ich mich nicht an- 
schließen können. Grundsätzlich sollten haus- 
haltsrechtliche Sonderregelungen für bestimmte 
Verwaltungszweige vermieden werden. 

Die Kommission hat weiter darauf hingewie- 
sen, daß Leiter von Forschungseinrichtungen 
des Bundes oft einen erheblichen Teil ihrer 
Arbeitszeit auf Reisen verbringen, um Förde- 
rungsbeiträge und Forschungsaufträge von 
Industrie und Wirtschaftsverbänden zu erlangen. 
Die Gefahren, die sich bei Ausweitung der An- 
stalten durch gesondert dotierte Forschungsauf- 
träge oder durch Zuschüsse außerhalb des Etats 
ergeben, habe ich bereits in meinem vorjährigen 
Tätigkeitsbericht erwähnt. Grundsätzlich sollten 
die Bundesanstalten, um ein ständiges Anwach- 
sen ihrer Aufgaben zu vermeiden, Aufträge 
Dritter nur vereinzelt und mit Genehmigung 
des die Dienstaufsicht führenden Ressorts über- 
nehmen. 

Der Grundsatz der Einheit von Lehre 
und Forschung ist durch die Entstehung 
hochschulfreier Forschungseinrichtungen durch- 
brochen worden. Die Forschungsaufgaben 
sind in einem Umfang gewachsen, daß 
die Einrichtung neuer Forschungsstätten un- 
umgänglich geworden ist. Die Überfüllung 
der Hochschulen und die weitgehende Inan- 
spruchnahme der Lehrkräfte für Lehrauf- 
gaben und Nachwuchsbildung haben diese Ent- 
wicklung begünstigt. Zur Wahrung der Ver- 
bundenheit von Forschungstätigkeit und Nach- 
wuchsbildung sollte m. E. aber vermieden wer- 
den, die Divergenz zwischen hochschulfreier 
und hochschuleigener Forschung zu vergrößern. 
Es sollten deshalb — und dies gilt nicht nur für 
die Gebiete der landwirtschaftlichen Forschung, 
sondern ist ein allgemeiner Grundsatz der 
Wissenschaftsorganisation — keine bundes- 
eigenen Forschungsanstalten neu gegründet und 
selbst die bestehenden Bundeseinrichtungen 
eingeschränkt werden, wenn die Forschung auf 
einem Gebiet mit gleichem oder sogar größerem 
Erfolg an anderer Stelle, vornehmlich an den 
Hochschulen betrieben werden kann. Den vor- 
handenen notwendigen, mit erheblichem Kosten- 
aufwand unterhaltenen Forschungsanstalten des 
Bundes sollten allerdings in stärkerem Umfange 
als bisher die Forschungsaufträge der Bundes- 
behörden übertragen werden, sofern der Gegen- 
stand der Untersuchung es zuläßt und nicht 
besondere Umstände eine Ausnahme recht- 
fertigen. 

Die Kommission hat schließlich angeregt, 
Bundesanstalten zusammenzulegen. Ich habe 
diesen Empfehlungen nicht in allen Fällen zu- 
stimmen können. Zwar trete ich grundsätzlich 
dafür ein, die Forschungstätigkeit auf wenige 
Institute zu konzentrieren, da dadurch die tech- 
nischen Einrichtungen der Anstalten einer 
größeren Zahl von Forschern zugute kommen 
und die Verwaltungskosten im allgemeinen ge- 


senkt werden können. Doch sollte bei lang- 
jährig bestehenden Einrichtungen nicht unbe- 
rücksichtigt bleiben, daß sie oft an ihrem bis- 
herigen Standort verwurzelt sind. Häufig wird 
zur Begründung von Verlagerungswünschen 
angeführt, daß der Kontakt und Gedankenaus- 
tausch mit anderen Wissenschaftlern erleichtert 
werden solle; es kommt erfahrungsgemäß aber 
mehr auf die innere Bereitschaft zur Zusammen- 
arbeit an als auf den Standort. Ferner ist zu 
bedenken, daß in den Baulichkeiten erhebliche 
Mittel investiert worden sind, die bei einer 
Verlagerung erneut aufzubringen wären, und 
daß bei einem Standortwechsel weitere be- 
trächtliche sächliche und persönliche Kosten 
entstehen, die — wenn überhaupt — erst nach 
langer Zeit durch die zu erwartenden Einspa- 
rungen aufgewogen werden. 

22. Gegenwärtig werden Forschungsvorhaben ein- 
zelner Wissenschaftler durch die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft und oft auch unmittelbar 
durch Bundesressorts gefördert. Es bedarf noch 
einer eingehenden Prüfung, ob es sich emp- 
fiehlt, die Förderungsmaßnahmen stärker als 
bisher der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
und damit der Selbstverwaltung der Wissen- 
schaft zu überlassen. Auch dieser Frage gehe 
ich nach. 

* 

Dokumentation 

23. Die im Tätigkeitsbericht 1957 angekündigte 
Querschnittsuntersuchung über die Organisa- 
tion der Dokumentation habe ich eingeleitet. 
Als Dokumentation im Sinne der Untersuchung 
ist das Erfassen, Ordnen und Nutzbarmachen 
von Literatur aller Art zu verstehen. Die Unter- 
suchung kann sich nicht auf den Bereich der 
Bundesverwaltung beschränken, sondern muß 
aus Vergleichsgründen und im Hinblick auf 
eine eventuelle Arbeitsteilung auch entspre- 
chende Einrichtungen der Länderverwaltungen 
und der Wirtschaft berücksichtigen. 

Für Dokumentation werden in den nächsten 
Jahren erhebliche Mittel aufzuwenden sein. Es 
muß für eine so eingehende laufende Unterrich- 
tung über in- und ausländisches Schrifttum ge- 
sorgt werden, wie sie bei der heutigen Entwick- 
lung zur Erhaltung eines hohen Standes der 
deutschen Wissenschaft und damit in weiterer 
Sicht der wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit 
der Bundesrepublik erforderlich ist. Das gilt in 
erster Linie für die Disziplinen der Naturwis- 
senschaften und der Technik. 

Meine bisherigen Erhebungen haben gezeigt, 
daß die Dokumentation, wenn sie durch umfas- 
sende Vermittlung des Wissensstandes den 
Wissenschaftler auf bereits erarbeitetes, im 
Schriftgut abgehandeltes Gedankengut hinweist, 
geeignet ist, unproduktive Doppelarbeit vor 
allem in der Forschung einzuschränken und da- 
mit die Forschungstätigkeit zu rationalisieren. 
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Danach ist eine weitgehende Förderung durch 
die öffentliche Hand gerechtfertigt. 

Die derzeitige Organisation der Dokumenta- 
tion in der Bundesrepublik ist vielschichtig. 
Neben Literaturnachweisen für den Hausge- 
brauch von Behörden und Betrieben bestehen 
eigentliche Dokumentationsstellen für die Aus- 
wertung und den Nachweis der neuesten Fach- 
literatur in der Hauptsache bei wissenschaft- 
lichen Einrichtungen und technisch- wissenschaft- 
lichen Vereinen oder Wirtschaftsverbänden, 
und zwar vor allem für die Bereiche der Tech- 
nik und der Naturwissenschaften einschließlich 
ihrer Grenz- und Nachbargebiete. 

Meine Untersuchung soll ermitteln, ob und 
unter welchen Voraussetzungen Möglichkeiten 
zur Vereinheitlichung der Organisation und 
Arbeitsweise der Dokumentation bestehen. 
Allerdings steht in der Bundesrepublik einer j 
Zusammenarbeit dieser Dokumentationsstellen 1 24. 
auf wirtschaftlicher Grundlage die Vielzahl der 
in der Praxis angewendeten Klassifikations- 
systeme entgegen. Ihre Vereinheitlichung ist ! 
schwierig, in manchen Fällen vielleicht sogar j 
unmöglich. Ebenso müssen starke Bedenken 
gegen einen universellen Schlüssel für alle 
Wissensgebiete erhoben werden. Den Zahlen- 
schlüssel der Dezimalklassifikation verwenden 
bisher nur etwa 35 v. H. der erfaßten Dokumen- 
tationsstellen. 

Erhebliche Schwierigkeiten werden sich bei 
der vom Deutschen Patentamt geforderten Ein- 
führung einer Patentdokumentation, die alle j 
Gebiete der Technik umfassen soll, ergeben, j 
Das Deutsche Patentamt weist darauf hin, daß ! 
es dem Patentprüfer bei der Fülle der Literatur i 
ohne eine solche Dokumentation unmöglich ist,* 
Neuigkeitsprüfungen verläßlich durchzuführen, i 
Die Menge des anfallenden Materials wird bei ! 
der Einführung einer umfassenden Patentdoku- 
mentation voraussichtlich besondere organisa- 
torische und technische Maßnahmen und Ein- 
richtungen notwendig machen. Ich habe befür- 
wortet, daß begrenzte Untersuchungen zur 1 
Patentdokumentation auf Teilgebieten der 
Technik in einer Gemeinschaftsarbeit des Deut- 
schen Patentamtes mit den Patentabteilungen 
größerer Industriewerke durchgeführt werden, j 
Die Ergebnisse dieser Arbeit werden später für ' 
den Aufbau einer Patentdokumentation verwer- ' 
tet werden können, die die Grundsätze der ; 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit berück- ' 
sichtigt und sowohl den Interessen des Patent- 
amtes als auch denen der Industrie dienen 
kann. 

Ich bin der Auffassung, daß zur Zeit die Vor- 
aussetzungen für eine Vereinheitlichung von 
Organisation und Arbeitsweise der Dokumen- j 
tation in größerem Umfange noch nicht gegeben ; 
sind. Zunächst werden durch Voruntersuchun- j 
gen die Methoden und anzuwendenden Systeme 
geklärt werden müssen. Ich bin dafür eingetre- 
ten, daß diese Untersuchungen möglichst um- 
gehend durch Erteilung von Forschungsaufträ- 


gen eingeleitet werden. Solange eine zentrale 
Institution für allgemeine Fragen der Dokumen- 
tation noch nicht besteht, sollte die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft die Untersuchungen 
durchführen lassen. 

Im Rahmen dieser Untersuchungen habe ich 
zum Deutschen Wissenschaftsrat, zur Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, zur Max-Planck-Gesell- 
schaft zur Förderung der Wissenschaften, zur 
Deutschen Gesellschaft für Dokumentation und 
zum Landwirtschaftlichen Forschungsrat Ver- 
bindung aufgenommen, damit die Lösung der 
anstehenden Probleme gemeinsam in Angriff 
genommen wird. 

* 

Kosten neuer Gesetzesvorhaben 

Schon früher habe ich darauf hingewiesen, daß 
das geltende Recht nicht nur zusammengefaßt, 
sondern auch vereinfacht werden sollte, und 
daß Gesetzentwürfe nicht nur auf Rechtsförm- 
lichkeit (§ 36 GGO II), sondern auch auf ihre 
Verwaltungsförmlichkeit zu prüfen seien. Die 
verwaltungsförmliche Prüfung der Entwürfe 
muß sich darauf erstrecken, ob die Vorschriften 
so gefaßt sind, daß sie von den ausführenden 
Stellen leicht und einheitlich gehandhabt wer- 
den können, und ferner darauf, wie sie sich 
voraussichtlich in finanzieller und organisatori- 
scher Hinsicht auswirken werden. 

Es gibt verschiedene Gesetze aus neuerer 
Zeit, bei deren Verabschiedung keine genügende 
Klarheit über ihre finanziellen Auswirkungen 
und namentlich über den durch sie verursachten 
Personalmehrbedarf bestanden hat. Verwiesen 
sei namentlich auf die Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze von 1957, die den verwal- 
tungsmäßigen Aufwand der sozialen Versiche- 
rungsträger wesentlich erhöht und zu einer 
beträchtlichen Vermehrung des Personals dieser 
Körperschaften geführt haben, und auch auf die 
Verordnung vom 25. Juli 1957, nach der die 
Verkehrszentralkartei bei dem Kraftfahrt- 
Bundesamt eingerichtet worden ist. 

In der Entschließung vom 4. Juli 1958 zum 
Haushaltsgesetz 1958 hat der Deutsche Bundes- 
tag die Bundesregierung ersucht, künftig in der 
Begründung zu jedem Gesetzentwurf die aus 
seiner Durchführung entstehenden Kosten dar- 
zutun. Berührt die Durchführung eines Gesetzes 
die Haushalte der Länder oder Gemeinden, so 
sind die dort entstehenden Kosten gesondert zu 
ermitteln. Der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages hat am 11. März 1959 nochmals auf 
die Entschließung hingewiesen. Wenn im Sinne 
der Entschließung die voraussichtlichen Aus- 
wirkungen der Gesetzesvorlagen sorgfältig 
ermittelt und berücksichtigt und dabei zugleich 
Mängel des geltenden Rechts behoben werden, 
wird dies wesentlich zur Vereinfachung der 
Verwaltung beitragen. 
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Nach der Entschließung des Deutschen Bun- I 
destages soll ich bei der Feststellung des Per- j 
sonalbedarfs tunlichst beteiligt werden. 

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bun- ! 
desministerien enthält bereits in ihren Vor- 
schriften über die Vorbereitung der Kabinett- 
sachen und das Einbringen der Gesetzesvor- 
lagen Bestimmungen, nach denen das feder- 
führende Ministerium die voraussichtlichen ! 
Kosten der Durchführung und die zu erwarten- 
den Mehrausgaben oder Mindereinnahmen fest- 
zustellen oder nach Möglichkeit zu schätzen 
und mitzuteilen hat (§ 48 GGO I, § 37 GGO II). j 
Zur Zeit wird eine Änderung dieser Vor- ! 
Schriften vorbereitet, die der Entschließung des j 
Deutschen Bundestages stärker Rechnung trägt, j 
Für ein Spezialgebiet enthält § 6 Abs. 1 Nr. 3 | 
des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke eine entsprechende Vorschrift für 
Rechts Verordnungen? aus der Kostengrenze für 
Bundesstatistiken ergibt sich, daß in der Be- 
gründung der Verordnung die Kosten anzu- 
geben sind. 

Es ist oft schwierig, die Kosten mit genü- 
gender Sicherheit festzustellen oder zu über- 
schlagen. Die Bundesregierung wird in den Be- 
reichen der landeseigenen Verwaltung (Arti- 
kel 83, 84 GG) und der Bundesauftragsverwal- 
tung (Artikel 85 GG) darauf angewiesen sein, 
die erforderlichen Unterlagen von den Ländern 
zu erhalten. Dabei werden die Allgemeinen 
Ausgaben nur dann mit annähernder Richtig- 
keit ermittelt werden können, wenn der Emp- 
fängerkreis im wesentlichen bekannt ist, weil 
bereits gewährte Leistungen erhöht oder ver- 
ringert werden (z. B. Subventionen, Kriegs- 
opferversorgung). Wo jedoch Leistungen neu ! 
eingeführt und einem in seinem Ausmaß nicht j 
bekannten Personenkreis gewährt werden sol- 
len, wie das beispielsweise nach dem Entwurf j 
eines Bundessozialhilfegesetzes wenigstens 
teilweise der Fall sein wird, ist eine genaue 1 
Vorausberechnung kaum möglich. In solchen 
Fällen sollten die Ausgaben durch Repräsenta- 
tiv-Erhebungen überschlägig ermittelt werden. 
Schwieriger als die Berechnung der Allgemei- 
nen Ausgaben ist oft die der Verwaltungsaus- 
gaben, die den Ländern, den Gemeinden und j 
sonstigen Selbstverwaltungskörperschaften bei 
dem Vollzug neuer Gesetze entstehen werden. | 
Der Direktor eines Landschaftsverbandes hat j 
vorgeschlagen, die Auswirkungen von Geset- 
zesvorhaben durch ein Verwaltungsplanspiel 
zu ermitteln, bei dem die in den Entwürfen 
vorgesehenen Bestimmungen erprobt werden. 
Solchen Möglichkeiten für die verwaltungs- 
förmliche Überprüfung von Gesetzentwürfen 
wird noch weiter nachzugehen sein. 

* 

Petitionen 

25. Petitionen (Artikel 17 GG) werfen namentlich j 
dann besondere Probleme auf, wenn sie — wie | 


in zahlreichen Fällen — nur in engem Zusam- 
menwirken von Bund und Ländern sachlich be- 
antwortet werden können. 

Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprü- 
fungen der jüngsten Zeit haben gezeigt, daß 
die Bearbeitung der Petitionen die Bundesver- 
waltung erheblich belastet. In der 2. Wahl- 
periode sind beim Deutschen Bundestag rund 
34 000 Petitionen eingegangen, die zum größten 
Teil von den Bundesressorts zu bearbeiten wa- 
ren. Allein auf das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung entfielen davon 
5500. Die Ministerien haben weiter diejenigen 
Petitionen zu bearbeiten, die sie über das Bun- 
despräsidialamt und das Bundeskanzleramt er- 
halten. Schließlich sind auch die unmittelbar an 
die Ministerien gerichteten Petitionen zu be- 
rücksichtigen; so gehen beispielsweise dem 
Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 
jährlich mehr als 25 000 Petitionen direkt zu. 

Die Anzahl der Petitionen und die Fragen, 
mit denen sie sich befassen, sind ein Spiegel- 
bild der sozialen und wirtschaftlichen Verhält- 
nisse. Die Zu- und Abnahme der Petitionen ist 
zeitbedingt. Der Erlaß einschlägiger Gesetze 
kann hierauf von Einfluß sein. So sind z, B. die 
den Bereich der Arbeits- und Sozialordnung be- 
treffenden Petitionen von 1951 bis 1958 auf 
etwa die Hälfte zurückgegangen, da die Ren- 
tengesetzgebung zahlreiche, bisher offenste- 
hende Fragen geklärt hat. 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages regelt die Behandlung von Petitionen. 
Der Ausschuß des Deutschen Bundestages für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht hat in 
einem Gutachten vom 26. Juli 1950 ausgeführt, 
daß die Zuständigkeitsverteilung, wie sie sich 
aus der bundesstaatlichen Ordnung und aus 
den Selbstverwaltungsrechten ergibt, auch bei 
der Bearbeitung von Petitionen beachtet wer- 
den müsse. In diesen Zuständigkeitsgrenzen be- 
scheidet der Bundestag die Einsender möglichst 
abschließend. Auch das Bundespräsidialamt und 
das Bundeskanzleramt suchen die Einsender 
nach Möglichkeit selbst abschließend zu be- 
scheiden. Die Ministerien werden dadurch er- 
heblich entlastet. 

Die Bearbeitung von Petitionen darf nicht 
dazu führen, daß die Ministerien Verwaltungs- 
aufgaben selbst übernehmen, die Stellen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich obliegen (soge- 
nannter Selbsteintritt). Ein großer Teil der Pe- 
titionen wird zur Bearbeitung an die zuständi- 
gen Stellen abgegeben werden können. Die 
Ministerien werden allerdings solche Petitionen 
selbst bearbeiten müssen, die sich auf Maß- 
nahmen der Gesetzgebung beziehen oder sonst 
von grundsätzlicher Bedeutung sind. 

* 
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Wirtschaftlichkeit in der Verwaltungs- und 
Haushaltsführung 

Ausgleich des Personalbedarfs zwischen den 
Bundesbehörden 

26. Der Deutsche Bundestag hat sich sowohl bei 
der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1958 
wie bei der Verabschiedung des Haushalts- 
gesetzes 1959 eingehend mit der Entwicklung 
des Personalbestandes der Bundesverwaltung 
beschäftigt. Ich habe mich an den voraus- 
gegangenen Beratungen im Haushaltsausschuß 
beteiligt. 

In Nr. 2 der Entschließung vom 4. Juli 1958 
hat der Deutsche Bundestag die Bundesregie- 
rung ersucht, organisatorische Maßnahmen zu 
treffen, die einen Ausgleich des Personal- 
bedarfs zwischen den Bundesbehörden ermög- 
lichen. In der Entschließung vom 12. Juni 1959 
hat der Deutsche Bundestag erneut einen sol- 
chen Stellenausgleich gefordert. Die Grund- 
lagen für Ausgleichsmaßnahmen sind im § 15 
des Haushaltsgesetzes 1959 geschaffen worden. 

Ich werde bei den Organisations- und Wirt- 
schaftlichkeitsprüfungen die Möglichkeit für 
einen Personalausgleich untersuchen. 

* 

Dienstpostenbewertung 

27. Bei den Organisations- und Wirtschaftlichkeits- 
prüfungen habe ich wiederum den Grundsatz- 
fragen der Personalbemessung und der Dienst- 
postenbewertung besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet. 

Eingehend habe ich mich mit der Frage aus- 
einandergesetzt, inwieweit bei der Bewertung 
der Dienstposten zum Zwecke ihrer Zurech- 
nung zu den Besoldungsgruppen innerhalb 
einer Laufbahngruppe von dem Arbeitswert 
der Tätigkeit ausgegangen werden muß. 

Grundsätzlich ist eine objektive Bewertung 
der Dienstposten, die vom Arbeitswert aus- 
geht, nicht nur für ihre Zurechnung zu den 
Laufbahngruppen, sondern auch zu den ein- 
zelnen Besoldungsgruppen als wichtige Unter- 
lage für die Aufstellung der Stellenpläne und 
eine vorausschauende personalwirtschaftliche 
Planung unentbehrlich. Das gilt nicht nur für 
die Beurteilung des qualitativen Personal- 
bedarfs von Ministerien, Oberbehörden und 
sonstigen Behörden, die nicht in den Unterbau 
einer größeren, mehrstufigen Verwaltung ein- 
gegliedert sind, sondern für alle Behörden, so- 
weit dem nicht ausnahmsweise besondere Um- 
stände entgegenstehen. Auch den Schwierig- 
keiten, die sich bei der Aufstellung von Orga- 
nisations- und Stellenplänen im Sinne des § 21 
Abs. 2 BBesG ergeben, kann man nicht da- 
durch begegnen, daß man auf eine Dienst- 
postenbewertung innerhalb der Laufbahn- 
gruppen verzichtet. 


Bei meinen Empfehlungen im Gutachten über 
die „Richtlinien für die Bewertung der Dienst- 
posten im Bereich der Deutschen Bundespost" 
war die besondere personalpolitische und 
haushaltsmäßige Situation der Deutschen 
Bundespost zu berücksichtigen. Ich verweise 
insoweit auf meine Ausführungen auf S. 146 
unter Nr. 58. 


Einrichtung von Ministerialdirigentenstellen 

| 28. Im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages wurde erörtert, in welchem Umfange 
Ministerialdirigentenstellen ausgebracht wer- 
: den dürfen. Bei den Beratungen kam zum 

j Ausdruck, daß Bestrebungen, die Zahl der 

i Ministerialdirigentenstellen zu vermehren und 

ihre Einrichtung schematisch an bestimmte 
Voraussetzungen zu knüpfen, Anlaß zu Be- 
denken geben. Dabei ist auch abgelehnt wor- 
den, die Zahl der Ministerialdirigentenstellen 
von der Zahl der Planstellen für Ministerial- 
direktoren und Ministerialräte abhängig zu 
machen. Die Notwendigkeit der Einrichtung 
von Ministerialdirigentenstellen sei vielmehr 
von Fall zu Fall im einzelnen zu prüfen. Ich 
habe mich bei den Beratungen im Haushalts- 
ausschuß ebenfalls in diesem Sinne geäußert. 
In meinen Gutachten bin ich von dem Grund- 
satz ausgegangen, daß zur Rechtfertigung der 
Einrichtung von Ministerialdirigentenstellen in 
erster Linie ausschlaggebend ist, ob Aufgaben 
vorliegen, die zweckmäßigerweise zu einem 
! eigenen Leitungsbereich zusammenzufassen 

sind, wobei es nicht allein auf die Zahl der 
Referate ankommt. Ich habe auch daran fest- 
; gehalten, daß grundsätzlich die Ministerial- 

dirigenten neben ihren Leitungsfunktionen zu- 
gleich die Aufgaben eines Referenten wahr- 
l nehmen, es sei denn, daß ihnen die Leitung 

i einer Abteilung übertragen ist. 

* 

l 

! Aufstellung wirtschaftlicher Dienstpläne 

! 29. Nach Einführung der 45-Stunden-Woche spielt 
j der zeitliche Einsatz des Personals nach wohl- 

durchdachten Dienstplänen für die Wirtschaft- 
! lichkeit der Verwaltung eine noch größere Rolle 
als bisher. Mangelnde Sorgfalt bei der Aufstel- 
j lung der Dienstpläne ist nicht selten die Ur- 
sache für einen überhöhten personellen Auf- 
wand. 

| Bei Verwaltungsbehörden mit gleichmäßigem 

Dienstablauf in unveränderlich festliegenden 
j Dienstzeiten sind zwar Fragen der Dienstplan- 

I gestaltung von geringerer Bedeutung. Anders 

i verhält es sich jedoch bei Dienststellen, bei 

denen Schichtdienst verrichtet wird, weil sie 
t unabhängig vom Arbeitsaufkommen ständig 

! einsatzbereit sein müssen, möglicherweise in 

ungleichmäßiger Besetzung. Das trifft nicht nur 
! für die Betriebsdienststellen der Bundesbahn 
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und der Bundespost zu, die seit langem Grund- I 
sätze und Richtlinien für die Aufstellung zweck- ! 
mäßiger und personalsparender Dienstpläne 
entwickelt haben, sondern auch für die Betriebs- , 
dienststellen anderer Verwaltungen, z. B. der 
Bundesanstalt für Flugsicherung, des Deutschen , 
Wetterdienstes, der Bundeswasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung, des Bundeskriminalamts sowie 
bestimmter Dienste im Bereich der Bundeswehr- 
verwaltung und des Bundesgrenzschutzes, die 
nicht immer über so vielseitige Erfahrungen wie 
die genannten großen Verkehrsverwaltungen 
verfügen. Soweit bei meinen Prüfungen die 
Dienstpläne zu beanstanden waren, habe ich 
die Behörden beraten. 

Der personelle Aufwand wird häufig dadurch 
erhöht, daß der Personalbedarf nach den Arbeits- 
spitzen bemessen wird. Vielfach werden mangels 
einer zweckmäßigen Planung des zeitlichen Per- j 
sonaleinsatzes die Arbeitspläne unverändert ! 30 
gelassen, obwohl es nach dem jeweiligen j 
Arbeitsanfall nicht gerechtfertigt ist. ; 

Eine fehlerhafte Bemessung des Personalbe- 
darfs kann dadurch verhindert werden, daß ' 
neben einer Feststellung über die Gesamtmenge 
der Dienstverrichtungen auch iim einzelnen unter- ; 
sucht wird, zu welchen Tagesstunden und in 
welchem Umfang Betriebsbereitschaft notwen- j 
dig ist. Die erforderlichen Arbeitsstunden sind ! 
genau zu ermitteln. Danach sind zunächst „Be- j 
setzungspläne" für die Arbeitsplätze aufzu- j 
stellen, und erst im Anschluß daran ist die 1 
Gesamtzahl der Kräfte zu errechnen. ! 

Diese Besetzungspläne werden mitunter ! 
einen zu verschiedenen Tageszeiten und an ver- ' 31. 
schiedenen Wochentagen stark wechselnden 
Personalbedarf aufzeigen. Dementsprechend ist 
der zeitliche Einsatz der Kräfte durch Dienst- 
pläne zu regeln. Es wird allerdings nicht immer 
möglich sein, den dienstplanmäßigen Kräfteein- 
satz dem tatsächlichen Arbeitsanfall anzupas- 
sen, weil eine solche Regelung einen Teil der 
Kräfte dazu zwingen könnte, ihre Arbeitszeit 
täglich mehrfach zu unterbrechen. 

Ein überhöhter Personalaufwand wird nicht 
selten auch dadurch verursacht, daß die not- 
wendige Zahl von zusätzlichen Kräften, die als 
Vertreter bei Urlaub, Krankheit und aus son- 
stigen Anlässen die dienstlichen Verrichtungen 
des ausfallenden Personals übernehmen müssen, 
nicht von den nach den Besetzuncrsplänen für j 
die Betriebsabwicklung erforderlichen Kräften j 
getrennt errechnet und ausgewiesen wird. 

Bei Dienststellen der oben erwähnten Art 
muß der Bedarf an Vertretern — im Gegensatz 
zu dem in anderen Fällen üblichen Verfahren j 
der Personalfeststellung — gesondert berechnet 
werden. Es ist nicht zu beanstanden, wenn das 
in der Weise geschieht, daß die Zahl der Ver- 
treter nach einem bestimmten Vomhundertsatz 
bemessen wird, der sich im einzelnen aus einem 
Durchschnitt der Ausfallzeiten durch Urlaub, ; 
Krankheit usw. ergibt. Dabei darf man jedoch j 


nicht von der Gesamtzahl des bei der Dienst- 
stelle vorhandenen Personals einschließlich der 
Vertreter ausgehen, sondern es ist lediglich die 
Zahl der für die Besetzung der Arbeitsplätze 
benötigten Kräfte zu berücksichtigen. 

Als Beispiel dafür, wie der personelle Auf- 
wand durch eine zweckmäßige Gestaltung der 
Dienstpläne und eine nach dem vorstehend er- 
läuterten Grundsatz vorgenommene Bemessung 
der Zahl der Vertreter verringert werden kann, 
weise ich auf meine Vorschläge in dem Gut- 
achten über die Organisation und Wirtschaft- 
lichkeit der Bundesanstalt für Flugsicherung 
hin. 

★ 

Zentrale Erfassung der Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesverwaltung 
stehende Stellen nach § 64a RHO 

Die von mir seit Jahren vorgeschlagene zen- 
trale Auskunfts- und Meldestelle zur Erfassung 
der Zuwendungen des Bundes an außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stellen nach § 64a 
RHO ist inzwischen beim Bundesmindsterium 
der Finanzen eingerichtet worden. Die zentrale 
Auskunfts- und Meldestelle soll alle Anträge 
auf Gewährung von Zuwendungen des Bundes 
erfassen, Den bewilligenden Stellen wird da- 
durch die Prüfung erleichtert werden, ob für ein 
und denselben Zweck bereits von einem an- 
deren Ressort Zuwendungen gewährt worden 
sind. 

* 

Innerer Dienst 

Die Bemühungen um die Rationalisierung des 
inneren Dienstes wurden fortgesetzt. Der Un- 
terausschuß „Vereinfachung der Verwaltung“ 
des Deutschen Bundestages, 2. Wahlperiode, 
hatte in der Sitzung am 24. Juni 1957 angeregt, 
daß ich mich über Fragen des inneren Dienstes 
der Bundesministerien gutachtlich äußern möge. 
Diese Anregung sowie die Wichtigkeit von 
Betriebsvergleichen haben mich veranlaßt, den 
inneren Dienst verschiedener Ministerien zu 
überprüfen. 

Den obersten Bundesbehörden habe ich vor- 
geschlagen, für die Bundesdienststellen — mit 
Ausnahme der Bundesbahn, Bundespost, der 
Bundeswehr u. a., bei denen dies bereits weit- 
gehend gehandhabt wird — die Beschaffung 
örtlich oder bezirklich zusammenzufassen, um 
günstige Bezugsbedingungen zu erzielen, Ver- 
waltungsarbeit und Personal einzusparen, fach- 
kundiges Personal einzusetzen und die Beschaf- 
fungen wirkungsvoller kontrollieren zu können. 
Gedacht ist dabei an Beschaffungsgemeinschaf- 
ten der Bundesbehörden, Anstalten und Kör- 
perschaften, vor allen Dingen in den Räumen 
Bonn, Berlin, Frankfurt, Hamburg, München. Bei 
vielen Gegenständen könnte statt der gemein- 
samen Beschaffung auch der Abschluß von Rah- 
menverträgen genügen. Welche Dienststelle für 
die gemeinsamen Beschaffungsaufgaben feder- 
führend sein soll, ist nicht ausschlaggebend. 
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Der Zeitpunkt der Bestellung, die Bezahlung ! 
der Rechnungen und die Bewirtschaftung der 
Haushaltsmittel sollen nach wie vor den ein- 1 
z einen Beda rfs-s teilen überlassen bleiben. 

Da sich diie Ressorts zu der vor geschlagenen 
Zusammenfassung der Beschaffung noch nicht | 
entschließen können, habe ich angeregt, daß 
wenigstens die Bundesdienststellen an demsel- 
ben Ort sich über die wirtschaftlichsten Be- 
zugsquellen, Preise, Rabatte, Qualitäten, Liefer- 
bedingungen u. ä. m. regelmäßig gegenseitig 
informieren. Diesem Vorschlag haben die ober- 
sten Bundesbehörden in Bonn inzwischen ent- 
sprochen. 

32. Eingehende Vorschläge habe ich für das Druck- 
und Verlagswesen der Bundesverwaltung ge- 
macht, um der auf diesem Gebiet bestehenden ! 
Uneinheitlichkeit und zum Teil auch Unwirt- : 
schaftlichkeit zu steuern. Ermittlungen hatten 
ergeben, daß gewinnbringende Verlags Objekte 
zu einem geringen Entgelt Privatfirmen über- 
lassen, während bei Zuschußobjekten zu hohe 
Subventionen gewährt worden waren. Aus- 
schreibungen fanden vielfach auch da, wo sie 
möglich und zweckmäßig gewiesen wären, nicht 
statt. Die Bund esinfceressen wurden bei den Ver- 
lagsabschlüssen auch sonst nicht immer wirk- 


Qrganisafcions- und Wirtschaftlichkeitsprüfung 
bei dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung zunächst auf dem Gebiet der 
Sozialstatistik weitergeführt. Zur Zeit lasse ich 
untersuchen, welche Erhebungen im Bereich der 
Sozialversicherung notwendig sind und wie 
sie wirtschaftlich durchgeführt werden können. 

Für die nächsten Jahre sind mehrere Groß- 
zähl ungen geplant, die allein der öffentlichen 
Hand einen Aufwand von weit über 100 Mio 
DM verursachen werden. Es war anzunehmen, 
daß die Unterbringung dieser zusätzlichen 
Kosten in den hauptsächlich betroffenen Haus- 
halten der Länder und Gemeinden schwierig 
wird. Ich habe mich .im Sommer 1958 in die 
vorbereitenden Verhandlungen eingeschaltet 
mit dem Ziel, die Belastung auf das realisier- 
bare Maß zu verringern. Dazu habe ich ange- 
regt, die Abwicklung der Großzählungen zeit- 
lich zu strecken und gleichzeitig im laufenden 
Programm Einschränkungen hinzunehmen, da- 
mit die Ausgaben der Statistischen Ämter für 
personelle und maschinelle Zwecke nicht zu 
stark erhöht werden. Ich habe vorgeschlagen, 
das Programm durch Verzicht auf weniger 
wichtige Erhebungen zu kürzen und durch Stich- 
probenverfahren zu vereinfachen. 


sam vertreten. Hier und da wurden die Aufla- 
gen bei Zuschußobjekten so hoch gegriffen, daß ' 
die Druckwerke trotz Versendung von Gut- ! 
scheinen zum kostenlosen Bezug nicht voll ab- 
gesetzt werden konnten; oft wurden Druck- 
stücke zu großzügig kostenlos abgegeben. Die j 
Ressorts sollten die Verteiler für die kosten- ! 
lose Abgabe von Veröffentlichungen, besonders 
auch bei den nachgeordneten Dienststellen, 
überprüfen. 

Meine Empfehlungen sind darauf gerichtet, 
beim Abschluß von Druck- und Verlagsverträ- 
gen eine fachkundige Beratung zu gewähr- j 
leisten. 

33. Im Einvernehmen mit einem interministeriellen j 
Ausschuß habe ich Richtlinien für das Vorschlag- 
wesen in der Bundesverwaltung (ohne Bundes- 1 
post und Bundesbahn) entworfen. Der Entwurf i 
erläutert die Bedeutung, die Organisation und ! 
dfe allgemeinen Grundsätze des Vorschlagwe- 
sens und stellt ein Bewertungs- und Prä- 
miierung sschema mit einem Prämienberech- ! 
nungsplan auf. Nachdem die steuerliche Be- 
handlung von Prämien für Verb esserungs Vor- 
schläge geregelt worden ist (Verordnung vom 
18. Februar 1957) und Mittel für die Durch- 
führung des Vorschlagwesens in der Bundes- 
verwaltung bereitgestellt worden sind, sollte 
das Vorschlagwesen, das bisher schon von eini- 
gen Ministerien gefördert wurde, allgemein in 
der Bundesverwaltung aktiviert werden. 

* 

Rationalisierung der Statistik 

34. Die im vorjährigen Bericht angekündigten 
Querschnittsuntersuchungen auf dem Gebiet 
der Statistik habe ich im Anschluß an meine ; 


Meine Bemühungen, die finanziellen Vor- 
aussetzungen für die wesentlichen und uner- 
läßlichen statistischen Arbeitern zu sichern, 
setze ich fort. 

* 

Lochkartenverlahren in der Steuerverwaltung 

35. Im Einvernehmen mit den Landesregierungen 
und zum Teil unter Beteiligung der Landesrech- 
nungshöfe habe ich mich über die Erfahrungen 
unterrichtet, die mit der Versuchs weisen Ver- 
wendung von Lochkartenmaschinen bei den 
Finanzämtern in verschiedenen Ländern ge- 
macht worden sind. Im August 1959 habe ich 
ein Gutachten über die Anwendung des Loch- 
kartenverfahrens bei den Finanzämtern vorge- 
legt. Damit ist eine Stellungnahme zur etwaigen 
allgemeinen Einführung des Lochkartenverfah- 
rens bei der Steuerverwaltung eines Landes 
oder zu den vom Bundesministerium der 
Finanzen in diesem Zusammenhang mehrfach 
angekündigten gesetzgeberischen Maßnahmen 
vorbereitet worden. 

Es ist zu unterscheiden zwischen der Anwen- 
dung des Lochkartenverfahrens bei der Veran- 
lagung und bei der Buchführung in der Finanz- 
kasse. 

Bei dem von Bund und Ländern in Frankfurt 
am Main in den Jahren 1953 bis 1956 gemein- 
sam durchgeführten Versuch stand die Anwen- 
dung des Lochkartenverfahrens bei der Veran- 
lagung im Vordergrund. Das Ziel war, die 
Veranlagungs Sachbearbeiter durch den Einsatz 
von Maschinen zu entlasten und damit die Mög- 
lichkeit zu schaffen, die Prüfungstätigkeit zu 
intensivieren und einen Teil der Sachbearbei- 
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ter in den Betriebsprüfungsddenst überznführen. 

Es hat sich gezeigt, daß mit herkömmlichen 
Lochkartenmaschinen im weis entl iehen nuir das 
Ablesen der Steuertabelle und das Schreiben 
des Steuerbescheides mechanisiert werden kön- 
nen. Damit ist aber das Ziel der wirksamen 
Entlastung des Sachbearbeiters nicht erreicht. 
Die Frage, ob mit dem Einsatz von Elektronen- 
geräten ein besseres Ergebnis erzielt werden 
kann, steht zunächst dahin. Der weitaus über- i 
wiegende Teil der Tätigkeit des Veranlagungs- 
sachbearbeiters, die keineswegs nur aus Ver- 
anlagung besteht, kann nicht mechanisiert wer- I 
den. Bei dieser Sachlage sollte vor dem Be- j 
ginn praktischer Versuche die überhaupt mög- 
liche Entlastung durch eine Analyse der Arbeit | 
des Sachbearbeiters festgestellt werden. Erst 
dann ist ein Urteil darüber möglich, ob der | 
erreichbare Erfolg in einem angemessenen j 
Verhältnis zum finanziellen und organisatori- 
schen Aufwand steht. 

Die Umstellung der Kassenbuchführung auf 
das Lochkartenverfahren sollte neben einer 
Vereinfachung und Straffung des Erhebungs- 
verfahrens eine erhebliche Verbilligung bewir- 
ken. Der wirtschaftliche Erfolg sollte darin be- j 
stehen, Buchhalter entbehrlich zu machen. Diese | 
Erwartung konnte sich nicht erfüllen. j 

Die Führung der Personenkonten in der 
Finanzkasse umfaßt — anders als etwa die 
Kontokorrentbuchführung einer Bank — beson- 
dere Arbeiten, die sich nur miit unverhältnis- 
mäßigem Aufwand mechanisieren lassen. Die 
Fragen der Abrechnung der Steuerbescheide 
einschließlich der Berichtigungsbescheide, der 
Behandlung von Stundungen, der Vorberei- ! 
tung von Umbuchungen und Erstattungen, der 
Mahnung, des Ingangsetzens der Beitreibung 
z. B. sind deshalb bei den Versuchen nicht be- 
friedigend gelöst worden. Die zentrale Aufgabe 
des Buchhalters ist dabei deutlich geworden. 

Beim Lochkartenverfahren kommt der Vor- j 
bereiitung der Buchungsbelege besondere Be- ] 
deutung zu; nur einwandfreie Unterlagen dür- j 
fen dem Lochsaal zugeleitet werden, wenn die j 
Lochkartenstelle richtige Ergebnisse liefern soll, j 
Bai der Finanzkasse kommt hinzu, daß die ein- ! 
gehenden Einzahlungsbelege und die den grö- 
ßeren Teil der Sollbelege ausmachenden Um- ! 
satzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueran- | 
meldungen von Steuerpflichtigen erstellt wer- ! 
den, die beim Ausfüllen der Vordrucke unter- 
schiedliche Sorgfalt anwenden. Fehlerhafte An- 
gaben, insbesondere bei der Kontonummer und 
der Steuerart, sind häufig? sie zu erkennen, ist 
in vielen Fällen nur bei Einsicht in das Konto 
möglich. Bei diesen besonderen Verhältnissen 
kann die Belegvorbereitung nur beim Buchhal- 
ter liegen. Im übrigen muß die Besetzung der 
Finanzkasse dem massierten Arbeitsanfall an 
den Tagen um die Zahlungstermine angepaßt 
sein. 

Die dennoch aus Kostengründen durchge- 
führte Verringerung des Buchhaltungspersonals 


mußte deshalb zu einer Verlagerung der Arbeit 
auf andere Stellen des Finanzamts (z. B. Ver- 
anlagungsbezirk, Vollstreckungsstelle) und zu 
einer Beeinträchtigung der ordnungsmäßigen 
Abwicklung der Kassengeschäfte führen. Als 
Folge einer mehr oder weniger unzureichenden 
Belegprüfung ist die Zahl der Buchungsfehler 
gestiegen. Die Arbeit in der Finanzkasse wird 
durch umfangreichen Schriftwechsel und Aus- 
einandersetzungen mit den Steuerpflichtigen, 
langwierige Sucharbeit bei der Fehlerberichti- 
gung und allgemeine Unsicherheit gekennzeich- 
net, die besonders in der Zwangsvollstreckung 
und bei Erstattungen zutage tritt. In der Zusen- 
dung von Kontoauszügen und der damit dem 
Steuerpflichtigen ermöglichten Kontrolle kann 
ich keinen Ersatz für die Belegprüfung in der 
Finanzkasse sehen. 

Die Kostenfrage hat die Ausstattung der 
Lochkartenstellen mit Personal und Maschinen 
allzu stark beeinflußt. Der Ablauf des Verfah- 
rens weist auch aus diesem Grunde eine Reihe von 
Mängeln auf. So wird z. B. auf den Personen- 
konten bei den meisten Versuchsämtern nicht 
grundsätzlich täglich gebucht, sondern in Ab- 
ständen von einer Woche bis zu einem Monat. 
Die Buchung selbst nimmt zudem so viel Zeit in 
Anspruch, daß die Finanzkasse zu keinem Zeit- 
punkt die Gewißheit hat, über die letzten Ver- 
änderungen auf einem Konto unterrichtet zu 
sein. Zuweilen ke^u nur der Steuerpflichtige 
den tatsäch li Cien Kontostand. Das Schreiben 
der Rücks Landsanzeigen dauert bei den Loch- 
kartenstellen allgemein mehrere Tage. Die 
Rückstandsanzeigen sind deshalb teilweise 
überholt, wenn sie in die Vollstreckungsstelle 
gelangen. Die kassenmäßige Bearbeitung der 
Steuerbescheide dauert meist länger als im bis- 
herigen Verfahren. Verspäteter Eingang der 
Abschlußzahlungen ist die Folge. Diese und an- 
dere Mängel lassen sich zwar beseitigen? das 
Lochkartenverfahren würde dann aber unwirt- 
schaftlicher werden. 

Die Versuche der Steuerverwaltungen haben 
sonach die allgemeine Erfahrung nicht zu wider- 
legen vermocht, daß die Verwendung von Loch- 
kartenmaschinen allein für die Kontokorrent- 
buchhaltung teuer ist. Sie wird erst dann wirt- 
schaftlich, wenn daneben aus den Umsatzloch- 
karten wesentliche und anders kaum zu erhal- 
tende Erkenntnisse gewonnen werden oder 
wenn ausnahmsweise sonstige betriebliche 
Voraussetzungen für die Anwendung des Loch- 
kartenverfahrens vorliegen. So sehr es zu be- 
grüßen ist, daß einige Länder Pionierarbeit bei 
der Modernisierung der Steuererhebung leisten, 
erscheint doch der derzeitige Stand des Loch- 
kartenverfahrens in der Steuerverwaltung nicht 
befriedigend. Die allgemeine Einführung kann 
deshalb derzeit nicht empfohlen werden. 

Vor weiteren Versuchen mit neuen Maschi- 
nen sollte — unabhängig von der Technik — 
geprüft werden, ob nicht die Steuererhebung 
grundsätzlich verbessert werden kann. So 
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könnte z. B. die Selbstveranlagung die ge- | 
wünschte Entlastung der Veranlagungsbezirke j 
bringen. Ich halte diesen Weg trotz der Koni- I 
pliziertheit der Steuergesetze für gangbar, weil ; 
der weitaus überwiegende Teil gerade der j 
schwierigen Steuererklärungen von Steuerbera- 
tern und sonstigen Fachleuten erstellt wird, die j 
neben den Besteuerungsgrundlagen ohnehin 
die Steuerbeträge ermitteln. Eine Verringerung j 
des Steueraufkommens wäre nicht zu befürch- j 
ten. Im Gegenteil würde die dann mögliche j 
gründlichere Prüfung wohl zu einer besseren 
und gerechteren Erfassung führen. Die Ab- : 
Schlußzahlungen könnten früher als bisher ein- j 
gehen, wenn sie mit der Abgabe der Erklärung | 
verlangt werden würden. | 

Bei der Finanzkassenbuchführung sollte die j 
Einheitlichkeit des Verfahrens in allen Ländern 
wiederhergestellt werden. Bund und Länder 1 
sollten gemeinsam ein System entwickeln, das 1 
den Belangen der Verwaltung gerecht wird. Die : 
technische Durchführung könnte dann durchaus 
je nach den besonderen Verhältnissen verschie- | 
sein. j 

* 


ZWEITER TEIL I 

Organisations- und j 

Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

Zuständigkeitsbereich 
des Auswärtigen Amts 
Gutachten über die Organisation der Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Nordatlantikpakt-Organisation 

36. Das Auswärtige Amt hatte mich gebeten, die 
Vertretung der Bundesrepublik bei der Organi- 
sation des Nordatlantikvertrages (NATO), die 
nach dem Erlaß des Bundeskanzlers vom 
12. Juli 1955 eine Behörde des Auswärtigen Amts j 
ist, in organisatorischer Hinsicht zu überprüfen. I 
Für die Vertretungen der Bundesrepublik bei j 
den internationalen und supranationalen Zu- ' 
sammenschlüssen hat sich noch keine einheit- ■ 
liehe Form entwickelt. Das von mir erstattete 1 
Gutachten soll die Regelung der oft sehr I 
schwierigen Zusammenarbeit der Ressorts auf j 
dem weiten Felde der internationalen Bezie- . 
hungen vorbereiten. Der gesamte Fragenkreis 
bedarf jedoch noch weiterer Untersuchungen 
und gemeinsamer Überlegungen. 

Die Ständige Vertretung der Bundesrepublik ; 
bei der NATO hat Aufgaben zu erfüllen, die 1 
denen einer Botschaft entsprechen. Sie hat aber j 
nicht nur außenpolitische Interessen der Bun- ! 
desrepublik wahrzunehmen, sondern auch die 1 
Fachinteressen der Ressorts zu vertreten. Dahei ! 
haben sich Schwierigkeiten ergeben. Um sicher- j 
zustellen, daß die Auffassung der Bundesregie- 
rung gegenüber der internationalen Organi- 
sation einheitlich zur Geltung gebracht wird, 
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habe ich empfohlen, die Vertretung — entspre- 
chend dem Erlaß des Bundeskanzlers — künftig 
der ausschließlichen Zuständigkeit des Auswär- 
tigen Amts zu unterstellen. 

Gegen ein Weisungsrecht der Fachressorts in 
fachlichen Fragen ist nichts einzuwenden. Ihr 
Einfluß wird auch dadurch gesichert, daß sie 
das Fachpersonal für die Vertretung stellen. In 
fachlicher Hinsicht wird diesen Kräften im Rah- 
men der Vertretung weitgehend Selbständig- 
keit einzuräumen sein. In einer Angelegenheit, 
die sie anders beurteilen als der Botschafter, 
sollte ihre abweichende Auffassung im Bericht 
dargestellt werden, damit dann von den betei- 
ligten Ressorts eine gemeinsame Auffassung 
erarbeitet werden kann. 

Die beteiligten Ressorts werden eng Zusam- 
menarbeiten müssen. Für das Gebiet der ge- 
meinsamen NATO-Infrastruktur (von allen 
Mitgliedstaaten finanzierte Bauten und orts- 
feste Einrichtungen für militärische Erforder- 
nisse der NATO) habe ich empfohlen, daß sich 
die für die Vertretung federführenden Referen- 
' der beteiligten Ministerien zu einer inter- 
ministeriellen Arbeitsgruppe zusammenschlie- 
ßen und die einschlägigen Angelegenheiten 
unter Federführung des Bundesministeriums 
für Verteidigung gemeinsam bearbeiten. 

Weiter habe ich vorgeschlagen, die Organi- 
sation der Vertretung ihren besonderen Auf- 
gaben anzupassen. Statt wie bisher nach der 
fachlichen Zuständigkeit der Bundesressorts 
sollte die Vertretung künftig entsprechend den 
Arbeitskreisen der NATO gegliedert werden. 
Neben solchen Fachreferaten werden Referate 
für die allgemeinen Angelegenheiten vorzuse- 
hen sein. 

Einem in dieser Weise gestrafften Aufbau 
der Vertretung würde es entsprechen, wenn für 
sie ein eigener Personaletat und im Benehmen 
mit den Fachressorts ein Stellenplan aufgestellt 
werden würden. 

Insgesamt gesehen sind die Vorschläge dar- 
auf gerichtet, Doppelarbeit und Zuständigkeits- 
streitigkeiten in der Vertretung auszuschließen 
und die Vertretung zu einer die einzelnen 
Fachinteressen zusammenfassenden Behörde 
werden zu lassen, damit nach außen hin nicht 
die verschiedenen Auffassungen der Ressorts, 
sondern die vorher erarbeitete einheitliche 
Auffassung der Bundesregierung vertreten 
wird. 

* 

Gutachten über die zentrale Rechtsschutzstelle 
des Auswärtigen Amts 

37. Auf Ersuchen des Auswärtigen Amts habe ich 
die zentrale Rechtsschutzstelle dieses Ressorts 
überprüft. Das Gutachten habe ich im März 
1959 erstattet. Ich habe festgestellt, daß die 
Personalbesetzung erheblich vermindert wer- 
den kann. 

* 
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Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
des Innern 

Auswirkungen des Gutachtens über die Orga- 
nisation und Wirtschaftlichkeit des Bundes- 
ministeriums des Innern 

38. über die Ergebnisse der Prüfung des Bundes- 
ministeriums des Innern habe ich im vergan- 
genen Jahre berichtet (S. 133 und 134 Nr. 36 bis 
41 des Berichts vom 19. August 1958). 

Von den Vorschlägen für eine Straffung der 
Organisation ist ein Teil verwirklicht worden. 
Die anderen werden zu gegebener Zeit weiter 
zu verfolgen sein. 

Das Ministerium hat, meinem Vorschlag fol- 
gend, nichtministerielle Aufgaben auf dem Ge- 
biet des Aufenthalts- und Ausländerrechts auf 
die Bundesstelle für Verwaltungsangelegen- 
heiten in Köln übertragen, über die Pläne, 
diese Stelle auszubauen, habe ich oben berich- 
tet (s. S. 128 Nr. 17). Ich messe der weiteren 
Entlastung des Ministeriums von Aufgaben, die 
von nachgeordneten und Landesbehörden wahr- 
genommen werden können, große Bedeutung 
zu. Den Ausführiingsbehörden ist tunlichst die 
Entscheidung nach ministeriellen Richtlinien 
selbst dann zu überlassen, wenn ein Selbstein- 
tritt der höheren Instanz rechtlich zulässig ist. 

Meine Vorschläge für die Bemessung des 
Personals sind bei den Verhandlungen über i 
den Haushalt des Ministeriums weitgehend | 
verwirklicht worden. Mehrforderungen für das j 
Rechnungsjahr 1959 (11 Beamtenstellen und 
Mittel für 4 Angestellte) sind wegen zusätz- ! 
lieber Aufgaben, u. a. auf dem Gebiet des Zii- j 
vilen Bevölkerungsschutzes, bewilligt worden. ; 
Der vermehrte Arbeitsanfall konnte nicht, wie I 
es sonst grundsätzlich geschehen muß, durch j 
Personalausgleich innerhalb des Ministeriums 
bewältigt werden. 

* 

Auswirkungen des Gutachtens über das Bundes- 
gesundheitsamt 

39. Entsprechend meinem Vorschläge (vgl. den Be- ; 
rieht vom 19. August 1958 S. 135 Nr. 43) sind ; 
die Koblenzer Abteilungen des Bundesgesund- 
heitsamts nach Berlin verlegt worden. Eine Zu- 
sammenfassung aller Abteilungen in einem Ge- i 
bäudekomplex wird vorbereitet. Die räumliche 
Zusammenfassung der Dienststellen wird den ' 
Arbeitsablauf erheblich verbessern. 

Auch der Stellenplan des Amts berücksichtigt 
für das Rechnungsjahr 1959 im wesentlichen j 
meine Vorschläge. Der Organisationsplan für j 
1959 sieht jedoch 14 Abteilungen mit insgesamt j 
66 unteren Organisationseinheiten (10 Refe- ; 
rate und 56 Laboratorien) vor; er erhöht damit j 
die von mir vorgeschlagene Zahl der Organi- j 
sationseinheiten um 4 Abteilungen, 2 Referate 1 
und 14 Laboratorien. Ich habe mich gegen eine \ 
solche Ausweitung der Organisation ausge- | 


sprochen und halte auch die danach zu erwar- 
tenden Anträge auf Vermehrung des Personals 
und auf Höhergruppierung leitender Kräfte 
nicht für begründet. 

Das Bundesgesundheitsamt beabsichtigt, die 
zur Zeit in Koblenz bestehende Außenstelle 
des Instituts für Wasser-, Boden- und Luft- 
hygiene nach Düsseldorf zu verlegen. Auf sie 
sollen unter Übernahme von Personal des Lan- 
des Aufgaben übergehen, die bisher das Land 
Nordrhein-Westfalen durchgeführt hat. Eine 
entsprechende Verwaltungsvereinbarung zwi- 
schen dom Bund und dem Land ist vorgesehen. 
Da es sich bei der Übernahme um Aufgaben 
handelt, die zum Tätigkeitsbereich des Bundes- 
gesundheitsamts gehören, habe ich gegen die 
Verlegung und die geplante Erweiterung der 
Außenstelle Bedenken nicht erhoben, sofern 
sichergestellt ist, daß damit keine Personal- 
vermehrung verbunden ist. 

* 

Stellungnahme zum Zuschußbedarf des Instituts 
für Angewandte Geodäsie in Frankfurt (Main) 
einschließlich der Außenstelle in Berlin im 
Haushaltsjahr 1958 und Gutachten über die 
Organisation und Wirtschaftlichkeit des Instituts 

40. Auf Ersuchen des Bundesrates habe ich zum 
Zuschußbedarf des Instituts für Angewandte 
Geodäsie in Frankfurt (Main) einschließlich der 
Außenstelle Berlin im Haushaltsjahr 1958 Stel- 
lung genommen und die Gründe für das An- 
wachsen des Zuschußbedarfs dargelegt. Ent- 
gegen den Ankündigungen des zuständigen 
Ressorts ist der Zuschußbedarf seit 1955 stark 
gestiegen, im wesentlichen, weil die Kartenher- 
stellung sich wirtschaftlich nicht selbst getra- 
, gen hat. Zum Teil war die Kapazität des In- 
stituts hierfür überschätzt worden. Auch treten 
die Ausgaben für die Herstellung von Karten, 
die nach dem Verwaltungsabkommen mit den 
Ländern der Bund trägt, obwohl es sich nach 
dem Grundgesetz um eine Aufgabe der Länder 
handelt, stark in Erscheinung. Besonders weil 
die Beschäftigung des Instituts mit Kartenher- 
stellung auf längere Sicht noch nicht eindeutig 
übersehen werden kann, habe ich mich gegen 
den beabsichtigten, mit 6,5 Mio DM veran- 
schlagten Neubau für das Institut und gegen 
die Veranschlagung der ersten Rate im Haus- 
haltsplan ausgesprochen. Dies hat bewirkt, daß 
die im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1958 veranschlagte erste Rate weiterhin 
gesperrt geblieben ist. 

Nach Abgabe dieser ersten Stellungnahme 
habe ich ein umfassendes Organisationsgut- 
achten über das Institut erstattet, das zu fol- 
gendem Ergebnis geführt hat: Grundsätzlich 
halte ich es für richtig, daß das Institut auf die 
Aufgaben eines vorwiegend wissenschaftlichen 
Spitzeninstituts beschränkt wird und daß es die 
Herstellung von Karten aufgibt. Die Karten- 
herstellung sollte in erster Linie den Ländern 
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überlassen werden, ferner dem graphischen 
Gewerbe und, soweit Spezialkarten für beson- 
dere Bundeseinrichtungen erstellt werden müs- 
sen, den bestehenden kartographischen Ein- 
richtungen in der Bundesverwaltung (der mili- 
tärisch-geographischen Dienststelle des Bun- 
desministers für Verteidigung und dem Deut- 
schen Hydrographischen Institut im Ressort des 
Bundesministers für Verkehr). Die Durchfüh- 
rung meines Vorschlages hätte zur Folge, daß 
der Zuschußbedarf des Instituts etwa auf den 
Stand von 1955 — zuzüglich des Aufwands für 
die inzwischen eingetretene Besoldungserhö- 
hung — zurückgeführt werden könnte. 

Ich verkenne nicht, daß mein Vorschlag zu 
sehr einschneidenden Maßnahmen führen und 
unter Umständen eine Übergangslösung not- 
wendig machen würde. Deshalb habe ich er- 
satzweise vorgeschlagen, den wissenschaftliichen 
Teil des Instituts etwa auf den Stand von 1955 
zurückzuführen — das scheint mir bei Würdi- 
gung der Aufgaben des Instituts möglich — 
und die kartographische Betätigung einzu- 
schränken. Insbesondere sollte die Arbeit an 
gewissen Karten kleineren Maßstabes auf einen 
längeren Zeitraum verteilt werden. Karten- 
aufträge sollten /im übrigen nur dann übernom- 
men werden, wenn die Vergütung die Kosten 
einschließlich eines angemessenen Zuschlags 
für allgemeine Unkosten voll deckt. Bei Ver- 
wirklichung dieses Ersatzvorschlages ist eine 
wesentliche Senkung des Zuschußbedarfs zu 
erwarten. Der vorgesehene Neubau für das In- 
stitut würde sich damit erübrigen. 

Auf Grund meines Gutachtens hat sich die 
Bundesregierung bereit erklärt, im Haushalt 
1959 auf Stellenhebungen und Stellenvermeh- 
rungen zu verzichten, freie und frei werdende 
Stellen zunächst nicht zu besetzen und Beför- 
derungen einstweilen nicht vorzunehmen. Der 
Titel für Um- und Erweiterungsbauten soll mit 
einem qualifizierten Sperrvermerk versehen 
werden. Mit diesen Einschränkungen ist der 
Haushalt des Instituts vom Deutschen Bundes- 
tag verabschiedet worden. 

* 

Gutachten zum Kantinenwesen 

der obersten Bundesbehörden 

41. Die Untersuchungen über das Kantinenwesen 
habe ich inzwischen abgeschlossen und in 
einem besonderen Gutachten ausgewertet. 

Ich habe festgestellt, daß die Pachtbetriebe 
im allgemeinen wirtschaftlicher arbeiten als die 
Regiebetriebe. Vor allen Dingen sind die Per- 
sonalkosten der Pachtbetriebe niedriger. Der 
Pächter ist in der Regel — das sollte auch für 
die Zukunft eine generelle Voraussetzung sein 
— Fachmann mit entsprechender kaufmänni- 
scher und betriebswirtschaftlicher Vorbildung 
und Erfahrung, überhaupt ist der Kantinen- 
betrieb seiner Art nach ein Fremdkörper in der 


Verwaltung, der daher auch organisatorisch 
klar abgegrenzt und ausgegliedert sein sollte. 
Der Nachteil der Pachtbetriebe liegt darin, daß 
sie nicht wie die Regiebetriebe von der Ver- 
waltung kontrolliert werden können. Durch ver- 
tragliche Vereinbarungen kann aber sicher- 
gestellt werden, daß bestimmten Erfordernissen 
Rechnung getragen und ein unangemessenes 
Gewinnstreben, besonders auf Kosten der Qua- 
lität der Leistungen, verhindert wird. 

Die von verschiedenen Seiten geäußerten Be- 
denken über das Anwachsen der sogenannten 
Büfettumsätze haben sich im großen und gan- 
zen nicht als stichhaltig erwiesen. Es sollte je- 
doch vor allem bei den Regiebetrieben darauf 
geachtet werden, daß sie sich in den engen 
Grenzen halten, innerhalb derer sie vertretbar 
sind. 

* 


Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
der Justiz 

Gutachten über den inneren Dienst beim 
Bundesministerium der Justiz 

42. Im Zuge der Überprüfung der inneren Dienste 
verschiedener Bundesministerien (s. S. 333 
Nr. 31) ist auch der innere Dienst im Bundes- 
ministerium der Justiz von mir untersucht wor- 
den. 

Der Personalbestand ist im wesentlichen an- 
gemessen. Ich habe neben einigen Abstrichen 
bei der Personalbemessung und Dienstposten- 
bewertung gewisse organisatorische Änderun- 
gen sowie Ergänzungen der Büroausstattung 
vorgeschlagen. 

* 


Zuständigkeitsbereiche des Bundesministers 
der Finanzen und des Bundesministers für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

Abgrenzung der Geschäftsbereiche 

43. Bei der Regierungsbildung im Herbst 1957 
wurde bestimmt, daß die Verwaltung der Lie- 
genschaften und die Bauverwaltung vom Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers der Finan- 
zen in die Zuständigkeit des Bundesministers 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes über- 
gehen sollen. 

Die Liegenschaftsverwaltung für die Bundes- 
wehr und für die Stationierungstruppen muß 
aus zwingenden Gründen einheitlich gesteuert 
werden. Mit der Liegenschaftsverwaltung für 
die Stationierungstruppen sind aber sonstige 
Aufgaben untrennbar verbunden, die aus den 
Verteidigungslasten entstehen, derzeit aber 
zum Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
der Finanzen gehören. Beispielsweise muß 
einem Grunderwerb für Zwecke der Stationie- 
rungskräfte die Überlegung vorausgehen, ob 
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statt dessen ein Mietvertrag oder ein anderer 
schuldrechtlicher Vertrag genügt. Auch sind 
im Zusammenhang mit dem Grunderwerb 
Verhandlungen über Abgeltung von Bele- 
gungsschäden, Nutzungsvergütungen und Ent- 
schädigungen für Besitzeinweisung zu führen. 
Bei dieser Sachlage habe ich,, um einer Doppel- 
arbeit und damit verbundenen Personalver- 
mehrung vorzubeugen, vorgeschlagen, entwe- 
der die bisher mit der Gesamtheit der Fragen 
befaßte Unterabteilung des Bundesfinanzmini- 
steriums geschlossen in das Bundesministerium 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes überzu- 
führen oder hilfsweise die notwendige Zusam- 
menarbeit durch Personalunion der jeweiligen 
Unterabteilungsleiter zu sichern. 

Die Verlagerung der Aufgaben und Zustän- 
digkeiten ist noch nicht abschließend durchge- 
führt. 

* 


Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft 

Prüfung der Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 

44. Auf Ersuchen des Haushaltsausschusses vom 
Mai 1958 habe ich im Oktober 1958 mit der 
Prüfung der Organisation und Wirtschaftlichkeit 
des Bundesministeriums für Wirtschaft begon- 
nen. 

Folgende Umstände vor allem machen eine 
sachgerechte Organisation des Ministeriums 
schwierig: 

(1) Die deutsche und in großem Umfange auch 
die ausländische Wirtschaft befinden sich im 
Übergang zu internationaler oder supra- 
nationaler Gestaltung. Die Grundsatz- und 
viele Einzelfragen müssen deswegen nach 
mehreren Seiten hin betrachtet werden. Die 
Organisation muß dieser Besonderheit ent- 
sprechen. 

(2) In ganz besonderem Maße durchziehen hier 
wegen der Verflechtung der wirtschaftlichen 
Tatbestände die Aufgaben horizontal das 
ganze Haus. Infolgedessen kann ihre Bear- 
beitung nicht auf einzelne Referate und 
Unterabteilungen beschränkt werden; sie er- 
fordert die Mitwirkung vieler Stellen des 
Hauses und anderer Ressorts. Daraus erge- 
ben sich schwierige Abgrenzungs-, Koordi- 
nierungs- und Kooperationsaufgaben. 

Bei der Beratung des Entwurfs des Haushalts- 
plans für das Jahr 1959 habe ich mich bereits 
auf Grund des vorläufigen Ergebnisses der 
Prüfung zu den Stellenanforderungen des Mini- 
steriums geäußert. Der Deutsche Bundestag hat 
dem Ministerium vorerst einen gewissen Spiel- 
raum gewährt. 

* 


Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 

45. Bei der Prüfung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung habe ich der Ent- 
wicklung seiner Aufgaben besondere Beachtung 
geschenkt. Der Anteil des Ministeriums an der 
Bundesgesetzgebung war bereits in den Legis- 
laturperioden der beiden ersten Bundestage er- 
heblich. Auch in der 3. Wahlperiode sind um- 
fangreiche und in ihrer sozialpolitischen Aus- 
wirkung bedeutende Gesetzentwürfe durch das 
Ministerium zu vertreten. Das Ministerium ver- 
waltet etwa drei Viertel der vom Bund zu 
tragenden Mittel für soziale Aufgaben. Gegen- 
wärtig ist es mit dem Ausbau der zwischen- 
staatlichen Beziehungen auf sozialpolitischem 
Gebiete, mit der Sozialreform sowie mit den 
Sonderaufgaben der Sozialordnung stark be- 
lastet, so daß sich meine Untersuchungen 
namentlich auf die organisatorischen Auswir- 
kungen dieser Arbeiten zu erstrecken hatten. 

46. Nach dem zweiten Weltkrieg hat die Sozial- 
politik in allen Staaten an Bedeutung gewon- 
nen; sie ist in steter Entwicklung begriffen. Da- 
bei stellen die arbeitsrechtlichen Regelungen 
der Handelsverträge, die europäischen Arbeits- 
marktfragen und die Abkommen über die so- 
ziale Sicherheit der Arbeitnehmer neue Pro- 
bleme, deren Lösung eine genaue Beobachtung 
der sozialen Struktur, der sozialen Gesetzge- 
bung und damit auch der allgemeinen volks- 
wirtschaftlichen Gegebenheiten voraussetzt. 
Die große Zahl der nach 1945 gegründeten inter- 
nationalen und supranationalen Organisationen 
stellt alle Fragen in früher unbekannte Zu- 
sammenhänge. Es bahnt sich eine gemeinsame 
europäische Sozialpolitik an. 

Ich habe vorgeschlagen, zwar die zentralen 
internationalen Fragen wie bisher in der Abtei- 
lung I (Unterabteilung Ib) des Ministeriums für 
das gesamte Haus zu beobachten und zu bear- 
beiten, das Schwergewicht der Bearbeitung aller 
Fachaufgaben aber bei den Referenten der an- 
deren Abteilungen zu belassen, da deren Sach- 
kunde für die internationalen Verhandlungen 
ohnedies nicht entbehrt werden kann. Die Prü- 
fung ergab, daß einzelne, durch diese Aufgaben 
besonders belastete Fachreferate personell ver- 
stärkt werden mußten. 

47. Bei der in der Erklärung der Bundesregierung 
vom 20. März 1953 angekündigten und im Juli 
1955 praktisch begonnenen Sozialreform han- 
delt es sich um eine Gesetzgebungsaufgabe von 
außerordentlicher Größe und Schwierigkeit, po- 
litischer Bedeutung und wirtschaftlicher Trag- 
weite. Die Aufgabe geht über die Zuständig- 
keitsgrenzen eines Ressorts hinaus. Es wurde 
deshalb zugleich mit der Einsetzung besonderer 
Ministerialausschüsse das Generalsekretariat 
für die Sozialreform geschaffen und in den 
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Einzelplan 1 1 das Kapitel 09 — Sozialrelorm 
eingefügt, aus dem auch Personal- und Sach- 
ausgaben für andere Ressorts geleistet werden. 1 
Die Einsetzung des Generalsekretariats und 
die Ausbringung eines besonderen Kapitels im 
Bundeshaushalt, aus dem fünf Ministerien Plan- 
stellen und Mittel zugewiesen erhalten, stellen 
Ausnahmeregelungen für eine vorübergehende 
Zeit besonderer Belastung dar. Ich habe ge- 
prüft, ob auf diese Sonderregelungen nach der 
Verabschiedung der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze von 1957 bereits verzichtet 
werden kann. Der arbeitsmäßige Umfang der 
noch durchzuführenden Reformmaßnahmen und 
der hierbei zu lösenden sozialen, rechtlichen 
und wirtschaftlichen Probleme ist aber — wie 
ich festgestellt habe — mindestens noch ebenso 
groß wie bei der Neufassung der Rentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetze. Aus diesem 
Grunde habe ich vorgeschlagen, die Institution 
des Generalsekretariats weiter bestehen zu 
lassen, bis die wesentlichen noch ausstehenden 
Reformgesetze verabschiedet sind. Ich habe da- 
von abgesehen, einen bestimmten Termin für 
die Auflösung des Generalsekretariats vorzu- 
schlagen, jedoch empfohlen, das Kapitel 1109 
entsprechend dem Fortgang der Arbeiten 
schrittweise abzubauen. In Fortsetzung der von 
dem Generalsekretariat eingeleiteten Praxis 
habe ich vorgeschlagen, die fachlich zuständigen 
Referate der Abteilung IV des Ministeriums mit 
denen des Generalsekretariats enger zu ver- 
binden. Eine personelle Verstärkung der Refe- 
rate für versicherungs-mathematische Aufgaben ' 
hat sich als unumgänglich erwiesen. 

48. Bei der Neubildung der Bundesregierung im 
Herbst 1957 hat der Bundeskanzler dem Mini- 
sterium auch die Sorge für die freien und selb- 
ständigen Berufe außerhalb des Bereichs der 
gewerblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft 
übertragen. Dem Ministerium erwächst hieraus 
die Aufgabe, Folgerungen aus der veränderten 
gesellschaftlichen Struktur zu ziehen und die 
Grundlagen für eine Gesundung der Mittel- j 
schichten zu erarbeiten. Ich habe vorgeschlagen, j 
die vom Ministerium zunächst gebildete beson- i 
dere Arbeitsgruppe „Sonderprobleme der So- 
zialordnung" als Unterabteilung Ia in das Ab- 
teilungsgefüge des Ministeriums einzubeziehen 
und der Abteilung I damit den Charakter einer 
Fachabteilung für allgemeine Aufgaben zu 
geben. Damit soll auch organisatorisch zum 
Ausdruck gebracht werden, daß es sich bei den 
Angelegenheiten der Sozialordnung nicht nur 
um zeitbedingte, vorübergehende Arbeiten, 
sondern um eine wichtige Daueraufgabe des 
Ministeriums handelt. Ich habe vorgeschlagen, : 
die erforderlichen Referate durch inneren Per- 
sonalausgleich mit den notwendigen Stellen 
auszustatten, damit die gegenwärtige Sonder- 
regelung der Arbeitsgruppe mit der doppelten 
Unterstellung eines Teiles ihres Personals aus- 
laufen kann. 

49. Während auf diesen Gebieten neue Aufgaben j 
eine Verstärkung der personellen Besetzung 


und zum Teil auch die Einrichtung neuer organi- 
satorischer Einheiten erfordert haben, hat die 
Prüfung ergeben, daß in anderen Bereichen eine 
organisatorische Vereinfachung und Konzen- 
tration geboten ist, so daß dort in nicht uner- 
heblichem Maße Personal und insbesondere 
Organisationseinheiten eingespart werden kön- 
nen. 

Um der Leitung des Hauses bessere Einwir- 
kungsmöglichkeiten auf den gesamten Bereich 
des Ministeriums zu eröffnen, habe ich ange- 
regt, die bisherige Unterabteilung Ia — Ver- 
waltung — als „Zentralabteilung" zu verselb- 
ständigen. 

Ein Vergleich der Zahlen der Organisations- 
einheiten nach meinen Vorschlägen führt zu 
folgendem Ergebnis: 


Organisations- 

einheiten 

Stand 

1. Juni 
1958 

Gut- 

achten 

Ergebnis 

nach 

den 

Vor- 

schlägen 

Abteilungen 

5 

6 

+ 1 

Unterabteilungen 

13 

8 

- 5 

Arbeitsgruppen 

4 

— 

- 4 

Referate 

98 

65 

- 33 


Somit können nach meinen Vorschlägen 
1 Abteilung mehr, 5 Unterabteilungen, 4 Ar- 
beitsgruppen und 33 Referate weniger vorge- 
sehen werden. Auf diese Weise können eine 
große Zahl von zu kleinen Referaten aufge- 
hoben und die erforderlichen Referate zu voll- 
wertigen Ministerialreferaten ausgebaut wer- 
den. 

Weiter habe ich vorgeschlagen, die Geschäfts- 
führung von Ausschüssen, deren Tätigkeitsfeld 
nicht in den Bereich der Gesetzgebung, sondern 
in den Bereich der Verwaltung fällt, nach Mög- 
lichkeit aus dem Ministerium zu verlagern. An- 
gehörige des Ministeriums wirken in etwa 300 
Ausschüssen, Arbeitskreisen und Beiräten mit. 
Eine Nachprüfung, ob auch hier eine stärkere 
Konzentration der Arbeiten möglich ist, habe 
ich aus zeitlichen Gründen dem Ministerium 
überlassen müssen. 

Dem Ministerium obliegt die federführende 
Bearbeitung des zivilen Ersatzdienstes. Hierfür 
habe ich die Bildung eines besonderen Referats 
vorgeschlagen, aber nachdrücklich darauf hin- 
gewiesen, daß das Ministerium nicht mit den 
Verwaltungsaufgaben der Durchführung der 
gesetzlichen Regelung belastet werden sollte. 
Es ist angeregt worden, diese Aufgaben — 
ebenso wie sonstige nichtministerielle Ange- 
legenheiten, die gegenwärtig noch vom Mini- 
sterium wahrgenommen werden — dem vorge- 
sehenen Bundesverwaltungsamt zu übertragen 
und dem Ministerium . insoweit ein fachliches 
Weisungsrecht einzuräumen. Ich würde dies für 
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eine zweckmäßige Regelung halten, wenn nicht 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung mit der Durchführung 
des Gesetzes beauftragt werden kann. 

Im ganzen gesehen bin ich zu dem Ergebnis 
gelangt, daß das Ministerium seine vielfältigen 
und wichtigen Aufgaben bei erheblicher Ver- 
minderung seiner organisatorischen Einheiten : 
zunächst mit etwa dem gleichen Personalbe- ! 52 . 
stand erfüllen kann, der ihm zur Zeit der Prü- 
fung zur Verfügung stand. Auf weite Sicht er- 
scheint eine Verringerung möglich. 

Während des Laufes der Prüfung hat das 
Ministerium Anträge auf Personalvermehrung j 
und Stellenhebung zurückgestellt. Den Organi- 
sations- und Stellenplan für das Rechnungsjahr 

1959 hat es so aufgestellt, daß er die spätere | 
Verwirklichung der Vorschläge nicht behindert. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat sich auf meinen Vorschlag hin mit 
diesem Vorgehen einverstanden erklärt. 

* 

Prüfung der Organisation und Wirtschaftlichkeit 
bei der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte in Berlin 

50. Die Bundesregierung hat mich ersucht, ein Gut- 
achten über den wirtschaftlichen Einsatz der 
Haushaltsmittel der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte zu erstatten. Bei dem Umfang 
der zu prüfenden Körperschaft, der die Durch- 
führung der Rentenversicherung der Angestell- 
ten für das gesamte Bundesgebiet übertragen 
ist, werden Grundsatzfragen der Verwaltung 
eines großen Versicherungsträgers angespro- 
chen und Überlegungen über allgemeine und 
besondere Verfahrensfragen sowie über den 
zweckmäßigen Einsatz von elektronischen 
Rechengeräten angestellt werden müssen. Die 
ersten Ergebnisse meiner Prüfung werden be- 
reits bei den Verhandlungen über den Haus- 
haltsplan der Anstalt für das Rechnungsjahr 

1960 verwertet. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Verkehr 

Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit der Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung 

51. Der Bundesminister für Verkehr hatte mich im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen im Februar 1958 gebeten, eine Organi- 
sations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung bei der 
Bundesanstalt für Flugsicherung vorzunehmen 
und vor allem den Personalbedarf zu begut- 
achten. Mit den örtlichen Erhebungen konnte 
bereits im April begonnen werden. Im Januar 
1959 habe ich das Gutachten vorgelegt. 

Meine Untersuchungen haben sich auf die 
organisatorischen, die betrieblichen und die 
personalwirtschaftlichen Fragen aller Dienst- 
stellen und Dienstzweige der Bundesanstalt er- 


streckt. Im personalwirtschaftlichen Bereich sind 
außer den allgemeinen Fragen des Personal- 
bedarfs die speziellen der Personalbemessung, 
des Personaleinsatzes, der Vor- und Ausbildung 
der Dienstkräfte, der Dienstpostenbewertung 
und des besonderen Tarifvertrages für die An- 
gestellten des Flugsicherungsdienstes geprüft 
worden. 

Die Organisation der Zentrale und der Außen- 
stellen der Bundesanstalt habe ich zum Teil 
als änderungsbedürftig befunden. Vielfach ist 
der Grundsatz nicht beachtet worden, daß De- 
zernate auch mehrere verwandte Sachgebiete 
umfassen können und so gestaltet sein müssen, 
daß sich die Leitungsfunktion des Dezernenten 
voll auswirkt. Im Gegensatz dazu sind aus eng 
begrenzten Sachgebieten Dezernate gebildet 
worden. Auf diese Weise sind kleinste Organi- 
sationseinheiten entstanden, die die Arbeits- 
kraft eines Dezernenten nicht voll in Anspruch 
nehmen. Nach meinem Vorschlag verringert 
sich die Zahl der Dezernate in der Zentrale von 
18 auf 14. 

Die Außenstellen, das sind die Flugsicherungs- 
stellen auf den Flughäfen, für die Leiter mit 
weitgehender Selbständigkeit eingesetzt sind, 
sind nach Dienstzweigen gegliedert. Die Dienst- 
zweige erschweren durch ihr starkes Eigen- 
leben die Einheitlichkeit der Verwaltungsfüh- 
rung auf der unteren Verwaltungsstufe. Außer- 
dem ist das System der Dienstzweig-Leiter 
überspitzt. Selbst in kleinsten Dienststellen mit 
vier oder fünf Kräften sind besondere Leiter 
eingesetzt, die nach der Art der Aufgaben nicht 
überwiegend mit Leitungsfunktionen beschäf- 
tigt werden können. Die Dienstaufsicht der 
Leiter der Flugsicherungsstellen ist weitgehend 
eingeschränkt und ihre Stellung als Behörden- 
leiter in ihrer Bedeutung außerordentlich ge- 
mindert worden. Ohne Änderung des organi- 
satorischen Aufbaues der Außenstellen ist es 
nicht vertretbar, weiterhin Beamte des höheren 
Dienstes als Leiter der Flugsicherungsstellen 
einzusetzen. 

Es besteht ein Personalmehrbedarf, der durch 
das größere Verkehrsvolumen, eine zusätzliche 
RADAR-Kontrolle der Flugzeuge und den 
Strukturwandel des Luftverkehrs verursacht 
wird. Die Personalplanung der Bundesanstalt 
konnte ich jedoch nicht in vollem Umfange an- 
erkennen. Den durch die verkürzte Arbeitszeit 
erhöhten Kräftebedarf habe ich berücksichtigt. 
Der Deutsche Bundestag ist meinen Vorschlä- 
gen in vollem Umfange gefolgt. 

53. Die Anforderungen an Bewerber für den Dienst 
der Flugsicherung sind nach dem Ergebnis 
meiner Untersuchung überhöht. Die vorläufigen 
Prüfungsordnungen, die auch den Ausbildungs- 
gang in den einzelnen Dienstzweigen regeln, 
und die Lehrpläne lassen erkennen, daß das 
angestrebte Ausbildungsziel in keinem ange- 
messenen Verhältnis zu den Anforderungen des 
praktischen Dienstes steht. Es werden Kennt- 
nisse vermittelt, die weit über die Bedürfnisse 
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des praktischen Dienstes hinausgehen. Außer- 
dem ist die Zahl der in den einzelnen Dienst- 
zweigen geforderten Befähigungsnachweise 
nicht immer gerechtfertigt. Ich habe daher an- 
geregt, die Ausbildung auf die praktischen Be- 
dürfnisse abzustellen. Damit können gleichzeitig 
die sehr hohen Ausbildungskosten, die sich aus j 
der Freistellung vom Dienst bei Weiterzahlung 
der Bezüge ergeben, auf ein vertretbares Maß i 
zurückgeführt werden. ! 

Der Tarif für die Angestellten der Flugsiche- j 
rung stützt sich weniger auf objektive Tätig- ! 
keitsmerkmale als auf die abgelegten Prüfun- 
gen und die erworbenen Befähigungsnach- 
weise. Er verzerrt das Wertgefüge, das in der 
Tarifordnung A für Angestellte im öffentlichen 
Dienst zum Ausdruck kommt. Das iist am 
deutlichsten im Fliugsicherunigis(FS)-Fernmielde- 
diernst und Flugsicherujnjgis(FS) -technischen 

Dienst zu erkennen. Diese Dienste sind in den 
Sondertarif aufgenommen worden, obwohl sie 
leistungsgerecht nach den Tätigkeitsmerkmalen 
der Tarifordnung A hätten eingestuft werden 
können. Die tarifliche Bevorzugung des Be- 
triebspersonals der Flugsicherung führt sowohl 
innerhalb der Bundesanstalt als auch in ande- 
ren Verwaltungen zu schwierigen personalwirt- 
schaftlichen Situationen. 

54. Der Bundesminister für Verkehr führt zur Zeit 
international Verhandlungen darüber, inwie- 
weit die Luftfahrtunternehmen durch Entrich- 
tung von Streckenflugsicherungsgebühren zur 
Deckung der Kosten für die Flugsicherung her- 
angezogen werden können. Die Verhandlungen 
sind noch nicht abgeschlossen. Bisher hat 
Australien als einziger Mitgliedstaat der Inter- 
nationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) in 
jüngster Zeit Flugsicherungsgebühren einge- 
führt. Durch die Erhebung derartiger Gebühren 
könnten die hohen Ausgaben des Bundes für 
die Verkehrsflughäfen, die gerade bei den 
weniger benutzten besonders unwirtschaftlich 
sind, wesentlich verringert werden. 

* 

Gutachten über die Organisation und Wirt- j 
Schädlichkeit der Wasser- und Schiffahrtsdirek- ! 
tion Auridi 

55. Der Bundesminister für Verkehr hatte mich j 
bereits für das Rechnungsjahr 1957 um Prüfung j 
der Organisation und des Personalbedarfs der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Aurich gebe- 
ten. Die Prüfung konnte wegen anderer drin- 
gender Arbeiten erst im August 1958 begonnen 
werden. Das Gutachten habe ich im Februar 
1959 erstattet; Vorschläge für den Stellenplan 
1959 habe ich bereits im Oktober 1958 dem 
Bundesminister für Verkehr und dem Bundes- 
minister der Finanzen vorgelegt. 

Ähnlich wie bei der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion Freiburg/Br. (vgl. S. 68 Nr. 9 meines 
Berichts vom 29. Juni 1956) sind im Bereich der 
Direktion Aurich Bundes- und Landesaufgaben 
bei einer Bundesbehörde zusammengefaßt. Bis 
zur Errichtung der Wasser- und Schiffahrts- 


direktion am 1. November 1952 wurden die 
Bundesaufgaben von der Regierung Aurich 
wahrgenommen. Ihr waren Bundesbedienstete 
zugeteilt. Die gegenwärtige Regelung beruht 
auf einer Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Bund und dem Land Niedersachsen vom 
1. Juli/17. November 1952. Das Land Nieder- 
sachsen zahlt an den Bund für die persönlichen 
und sächlichen Verwaltungsausgaben bei der 
Wahrnehmung von Landesaufgaben einen 
jährlichen Verwaltungskostenbeitrag, der nach 
Anhörung des Bundesrechnungshofes und des 
Landesrechnungshofes pauschal festgesetzt wird. 
Die Stelle des Leiters der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion wird im Einvernehmen mit der 
Niedersächsischen Landesregierung besetzt. Zu 
den Landesaufgaben, die von der Bundesbe- 
hörde mit wahrzunehmen sind, gehören 
namentlich die Unterhaltung und der Betrieb 
•von Häfen (z. B. Emden, Norddeich) und der 
Staatswerft Emden, die Durchführung des Insel- 
schutzes auf den Ostfriesischen Inseln sowie die 
Wahrnehmung der Dienstaufsicht über das See- 
mannsamt und das Seeamt Emden und über die 
Strandämter. Die Zusammenfassung von Bun- 
des- und Landesaufgaben hat die Zahl der Be- 
hörden verringert und eine Vereinfachung der 
Verwaltung herbeigeführt. 

Seit der Errichtung der Direktion haben sich 
sowohl die Bundesaufgaben als auch die Lan- 
desaufgaben erweitert. Die Personalausstattung 
der Direktion und ihrer Ämter in Emden, Leer, 
Norden und Wilhelmshaven hat mit dieser Auf- 
gabenerweiterung nicht Schritt gehalten. Für 
das Rechnungsjahr 1959 hatte der Bundesmim- 
ster für Verkehr 260 Kräfte mehr angefordert 
(43 Beamte, 210 Angestellte, 7 Arbeiter). Die 
Prüfung ergab, daß eine Verstärkung des Per- 
sonals notwendig ist. Auch habe ich einige 
Stellenhebungen befürwortet, soweit sich die 
Aufgabengebiete der Beamten und Angestell- 
ten wesentlich geändert hatten. Von den ange- 
forderten 260 Kräften habe ich aber nur 155 
(5 Beamte und 150 Angestellte) als zur Zeit 
notwendig anerkennen können. Die beträcht- 
liche Vermehrung der Zahl der Angestellten 
beruht zum größten Teil (125) auf dem Tarif- 
vertrag vom 30. Januar 1958 über die „Ein- 
gruppierung der im nautischen und schiffs- 
maschinentechnischen Dienst beschäftigten 
Tarifangestellten des Bundes". Danach war ein 
großer Teil der Lohnempfänger in das Ange- 
stelltenverhältnis überzuführen. Die Zahl der 
bisher aus Sachtiteln bezahlten Lohnempfänger 
hat sich entsprechend verringert. 

Weiter habe ich Vorschläge für eine straffere 
Organisation gemacht und empfohlen, bei der 
Direktion eine Anzahl von Dezernaten zusam- 
menzulegen. Dadurch kann die Zahl der Dezer- 
nenten von 15 auf 9 verringert werden. Bei 
den Ämtern in Emden und Wilhelmshaven ist 
eine Zusammenlegung von Sachgruppen mög- 
lich. Ferner habe ich dem Bundesminister für 
Verkehr empfohlen, Richtlinien für eine ein- 
heitliche Gestaltung der Geschäftsverteilungs- 
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pläne der Binnen- und Seewasserstraßen-Direk- 
tionen und deren Ämter zu erlassen. Damit 
würden die Organisationseinheiten in diesem 
Bereich gleichmäßig aufgebaut und bezeichnet ! 
werden. Das würde einen Vergleich der Ar- j 
beitseinheiten und die Übersicht über den ; 
Kräftebedarf wesentlich erleichtern. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- j 
destages ist meinen Vorschlägen in vollem Um- 
fange gefolgt. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen 

überblick über die Prüfung der Organisation 
und Wirtschaftlichkeit der Deutschen Bundes- I 
post 

56. Die auf gemeinsames Ersuchen des Bundes- 
ministers für das Post- und Fernmeldewesen 
und des Bundesministers der Finanzen im Jahre 
1953 begonnenen Untersuchungen über die Or- 
ganisation der Deutschen Bundespost sind im 
Jahre 1958 abgeschlossen worden. Als Ergeb- 
nis der Untersuchungen habe ich vorgelegt: 

(1) Das Gutachten über die Organisation der 
Deutschen Bundespost. 

Teil I behandelt die Ämter und Oberpost- 
direktionen. 

Teil II behandelt in einzelnen Teilbänden 
die Zentralbehörden, und zwar 

a) das Fernmeldetechnische Zentralamt, 

b) das Posttechnische Zentralamt, 

c) das Sozialamt der Deutschen Bundes- 
post, 

d) das Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen; 

(2) das Gutachten über das Persomalbemes- 
sungsverfahren bei den Ämtern der Deut- 
schen Bundespost; 

(3) das Gutachten über die „Richtlinien für die 
Bewertung der Dienstposten im Bereich der 
Deutschen Bundespost (Bewertungsricht- 
linien) \ 

Auf diese Untersuchungen bin ich bereits in 
meinen Berichten vom 4. Juli 1957 und 19. Au- 
gust 1958 eingegangen. Im folgenden berichte 
ich über die Grundgedanken des Gutachtens 
über das Sozialamt der Deutschen Bundespost 
und des Gutachtens über die „Richtlinien für 
die Bewertung der Dienstposten im Bereich der 
Deutschen Bundespost (Bewertungsrichtlinien) 

* 

Das Sozialamt der Deutschen Bundespost 

57. Das Sozialamt untersteht als Mittelbehörde 
unmittelbar dem Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen. Dem Sozialamt obliegt 
die Betreuung folgender Sozialeinrichtungen 
der Deutschen Bundespost: Bundespostbetriebs- 
krankenkasse, Bundespostausführungsbehörde 
für Unfallversicherung, Versorgungsanstalt der 
Deutschen Bundespost, Postbeamtenkranken- 


kasse, Postkleiderkasse, Stiftung Postwaisen- 
hort, Heinrich-von-Stephan-Stiftung und Dr.- 
Karl-Sautter-Stiftung. Die Sozialeinrichtungen 
haben — mit Ausnahme der Bundespostausfüh- 
rungsbehörde für Unfallversicherung — eigene 
Rechtspersönlichkeit, sie sind aber dem Sozial- 
amt organisatorisch angegliedert. Dieses stellt 
sich in seiner gegenwärtigen Organisations- 
form als eine Bürogemeinschaft der Sozialein- 
richtungen dar. Es nimmt in einem besonderen 
Referat (Referat Z) Aufgaben der allgemeinen 
Verwaltung (Personalwesen, innerer Dienst) 
für die Sozialeinrichtungen und deren zentrale 
Geschäftsstellen wahr. Die Deutsche Bundes- 
post trägt die Verwaltungskosten der Sozial- 
einrichtungen und stellt das Personal. Bei dem 
Sozialamt und den Sozialeinrichtungen (ein- 
schließlich ihrer Bezirksstellen) waren am 31 
Dezember 1955 insgesamt rund 950 Bedienstete 
beschäftigt (31. Dezember 1958 rund 1000 Be- 
dienstete). Im Geschäftsjahr 1955 betrugen die 
persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten 
des Sozialamtes einschließlich der zentralen 
Geschäftsstellen rund 1 Mio DM (31. Dezember 
1958 rund 1,2 Mio DM), die Jahrcsbruttobezüge 
für die bei den Bezirksstellen Beschäftigten 
5,2 Mio DM (31. Dezember 1958 7,6 Mio DM). 

Die Zusammenfassung der zentralen Ge- 
schäftsstellen der Sozialeinrichtungen rechtfer- 
tigt für sich allein nicht die Einrichtung eines 
besonderen Amtes; die Aufgaben dieses Amtes 
könnten auch von einer anderen Dienststelle 
der Deutschen Bundespost wahrgenommen wer- 
den. Es sollte angestrebt werden, das Sozial- 
amt zu einer zentralen Dienststelle mit allen 
Aufgaben der sozialen Betreuung der Bedien- 
steten auszugestalten. Das Schwergewicht der 
Aufgaben des Sozialamtes wird dabei auf dem 
Gebiet des Personalwesens und — im engen 
Zusammenhang hiermit — auf dem Gebiet der 
Organisation der Sozialeinrichtungen ein- 
schließlich ihrer Bezirksstellen liegen. 

Die Stellung des Sozialamtes sollte dadurch 
gestärkt werden, daß das Ministerium dem So- 
zialamt weitgehend die Wahrnehmung der In- 
teressen der Deutschen Bundespost gegenüber 
den Sozialeinrichtungen überläßt. Insbesondere 
die Vertretung der Deutschen Bundespost in 
Organen der Sozialeinrichtungen, die noch An- 
gehörigen des Ministeriums übertragen ist, 
könnte von dem Sozialamt wahrgenommen 
werden. 

Organisation und Arbeitsablauf bei den Be- 
zirksstellen bedürfen dringend einer einheit- 
lichen Ausrichtung. Auch in der Personalbe- 
messung und in der Dienstpostenbewertung 
sind künftig einheitliche Grundsätze anzuwen- 
den. Ein allzu häufiger Austausch des Perso- 
nals ist in der Sozialarbeit möglichst zu ver- 
meiden. Auf den richtigen Einsatz des Perso- 
nals entsprechend seiner Eingruppierung ist zu 
achten; einfachere Bürotätigkeiten sollten nicht 
von Kräften des gehobenen Dienstes wahrge- 
nommen werden. 

* 
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Gutachten über die „Richtlinien für die Be- 
wertung der Dienstposten im Bereich der Deut- 
schen Bundespost (Bewertungsrichtlinien ) 41 

58. In diesem Gutachten habe .ich die Grundsätze 
und Methoden der Bewertungsrichtlinien der 
Deutschen Bundespost und die Ergebnisse, die 
mit ihrer Hilfe erzielt worden sind, untersucht. 
Ich habe die Bewertungsrichtlinien nicht allein 
auf die verwaltungsmäßige Zweckmäßigkeit 
der angestrebten Ziele und des eingeschlage- 
nen Weges geprüft, sondern auch daraufhin, 
ob sie mit den Grundsätzen und Normen des 
Haushalts-, Beamten-, Besoldungs-, Laufbahn- 
und Tarifrechts im Einklang stehen. In diesem 
Zusammenhang habe ich auch allgemeine Fra- 
gen der Dienstpostenbewertung erörtert. 

Nach meinen Feststellungen kann die mit 
Hilfe der Bewertungsrichtlinien vorgenommene 
Bewertung der Dienstposten bei der Deutschen 
Bundespost nicht als eine geeignete Grundlage 
für die Aufstellung des Personalhaushalts die- 
nen, soweit es sich um die Zuordnung der 
Dienstposten zu Besoldungsgruppen innerhalb 
der Laufbahngruppen handelt. Dagegen habe 
ich anerkannt, daß die Bewertungsrichtlinien 
der Personalwirtschaft der Postverwaltung her- 
vorragende Dienste geleistet haben und für die 
innerbetrieblichen Bedürfnisse nach Maßgabe 
des Voranschlages beibehalten werden sollten. 
Entsprechend den derzeit gegebenen dienst- 
rechtlichen und haushaltsrechtlichen Verhält- 
nissen bei der Deutschen Bundespost habe ich 
unter Zurückstellung von Bedenken für ihre 
Außenverwaltung vorgeschlagen, das Verhält- 
nis der Eingangs- und Beförderungsstellen in- 
nerhalb der einzelnen Laufbahnen im Post- und 
Fernmeldedienst durch eine Vereinbarung mit 
dem Bundesminister der Finanzen festzulegen, 
die für die Gestaltung des Stellenplans in den 
nächsten Jahren maßgebend sein sollte. 

Im übrigen verweise ich zu diesem Fragen- 
kreis auf die allgemeinen Ausführungen über 
die Dienstpostenbewertung im Ersten Teil die- 
ses Berichts (S. 134 Nr. 27). 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat mir seine in einer Reihe von ■ 
Punkten abweichende Ansicht über die Vor- 
* Schläge meines Gutachtens kürzlich mitgeteilt; | 
die Erörterungen hierüber stehen noch bevor. 

* 

Auswirkung der Gutachten über die Organi- I 
sation der Ämter und Oberpostdirektionen, ! 
das Fernmeldetechnische Zentralamt, das Post- 
technische Zentralamt, das Sozialamt der Deut- 
schen Bundespost, das Bundesministerium für 
das Post- und Fernmeldewesen und über das 
Personalbemessungsverfahren bei den Ämtern 
der Deutschen Bundespost 

59. Die Arbeiten der Kommission zur Auswer- 
tung meines im Dezember 1956 herausgegebe- 
nen Gutachtens über die Organisation der Äm- 


ter und Oberpostdirektionen (vgl. S. 139 Nr. 52 
meines Berichts vom 19. August 1958) haben 
den Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen veranlaßt, 

a) mit Wirkung vom 1. Januar 1958 Richt- 
linien für die Einrichtung, Gliederung und 
Einordnung von Fernmeldeämtern und 
Femmeldebauämtern sowie für die Bewer- 
tung der Amtsleitung (Organisationsricht- 
linien für FÄ und FBÄ) und 

b) mit Wirkung vom 1. Januar 1959 neue 
Richtlinien über die Organisation der Post- 
ämter (V) 

zu erlassen. 

Die Organisationsrichtlinien für Fernmelde- 
ämter und Fernmeldebauämter entsprechen im 
wesentlichen den in meinem Gutachten gege- 
benen Empfehlungen. Das „Fernmeldeamt mit 
Linientechnik" • — in meinem Gutachten „ver- 
einigtes Fernmeldeamt" genannt — ist als 
grundsätzliche Organisationsform des Fem- 
meldewesens auf der unteren Verwaltungs- 
stufe bestimmt worden. Nur in Fällen, in denen 
ein solches Amt zu umfangreich würde, z. B. 
in verkehrsstarken Gegenden, sollen Ämter mit 
getrennten Aufgabenbereichen (Telegraphen- 
amt, Funkamt, Fernmeldebauamt) gebildet wer- 
den. Die Zuständigkeit eines Fernmeldeamtes 
erstreckt sich auf sämtliche Aufgaben des Fern- 
meldewesens in seinem Bezirk. Ausgenommen 
sind nur der Dienst bei öffentlichen Sprechstel- 
len und bei Telegrammannahmestellen in Post- 
ämtern und ihren Amtsstellen sowie die Tele- 
grammzustellung, soweit sie von Postämtern 
wahrgenommen wird. Diese Regelung ent- 
spricht ebenfalls meinen Vorschlägen. Auch die 
nach den Richtlinien durchzuführende Gliede- 
rung der Fernmeldeämter — einheitlich abzu- 
grenzende Aufgabenbereiche und Zahl der zu 
bildenden Abteilungen — entspricht meinen 
Empfehlungen. Meiner Anregung, daß bei 
einem kleinen Fernmeldeamt der Amtsvorsteher 
die Verwaltungsabteilung selbst leiten solle und 
daß ihm bei mittleren und größeren Ämtern 
zumindest das Amtszimmer und die Personal- 
stelle unmittelbar zu unterstellen seien, hat der 
Bundesminister nicht entsprochen; nur bei klei- 
nen Fernmeldebauämtern soll der Amtsvorste- 
her zugleich eine Abteilung seines Amtes lei- 
ten. 

In den Organisationsrichtlinien über die Post- 
ämter (V) ist die Bildung größerer Postamts- 
Einheiten mit erweiterten Amtsbereichen vor- 
gesehen. Sie führen innerbetrieblich die Be- 
zeichnung „Postämter mit Verwaltungsdienst 
(Postämter [V])". Ihnen wird eine große Anzahl 
bisher selbständiger kleiner Ämter unterstellt, 
die als „Amtsstellen" bezeichnet werden. Sie 
haben jedoch nur innerbetrieblich den Charak- 
ter unselbständiger Behörden der unteren Ver- 
waltungsstufe; nach außen wird die Organisa- 
tionsänderung nicht erkennbar. Diese Maß- 
nahme soll die Leiter der kleineren Postämter 
weitgehend von Aufgaben des Verwaltungs- 
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dienstes befreien, damit sie sich stärker ihren 
betrieblichen Aufgaben widmen können. Bei 
den Postämtern (V) soll dann durch den Einsatz 
von Beamten mit besonderen Fachkenntnissen 
die Leistung des Verwaltungsdienstes gestei- 
gert werden. 

Die von mir aufgezeigten Möglichkeiten zur 
stärkeren Konzentration des Verwaltungsdien- 
stes durch die Aufhebung der Selbständigkeit j 
kleiner Postämter sind noch nicht in vollem 
Umfange ausgeschöpft. Auch die in den Richt- 
linien vorgesehene innere Organisation der 
Ämter entspricht nicht völlig meinen Vorschlä- 
gen. Der Bundesminister hat jedoch die Begrün- ; 
düng der Richtlinien mit dem Hinweis abge- 
schlossen, die Anwendung in der Praxis werde 
Erfahrungen bringen, die zeigen würden, in- 
wieweit die neue Regelung noch ausgebaut j 
werden könne und müsse. 

Mit einer Stellungnahme des Bundesministers 
zu meinen Vorschlägen über die regionale Neu- j 
gliederung der Oberpostdirektionen ist nach i 
dessen Mitteilung in Kürze zu rechnen. Dage- 
gen werden die Erwägungen über die von mir 
angeregte Umgestaltung der inneren Organi- 
sation der Oberpostdirektionen voraussichtlich 
noch längere Zeit beanspruchen. 

60. Nach Mitteilung des Bundesministers steht die 
Auswertung meiner gutachtlichen Vorschläge 
zur Organisation des Fernmeldetechnischen 
Zentralamtes, des Sozialamtes der Deutschen 
Bundespost und des Ministeriums (Gutachten 
vom Dezember 1956) vor dem Abschluß. Es 
wird daher in Kürze mit entsprechenden Maß- 
nahmen des Bundesministers zu rechnen sein. 

Dagegen ist noch nicht zu erkennen, wann 
Maßnahmen des Bundesministers zur Durch- 
führung meiner ins einzelne gehenden Vor- 
schläge zur Organisation des Posttechnischen 
Zentralamtes (Gutachten vom Dezember 1957) 
erwartet werden können. 

61. Meine Anregung, die Personalbemessung auf 
einheitliche Grundlagen zu stellen, hat den 
Bundesminister veranlaßt, mehrere Arbeits- 
gruppen zu deren Durchführung einzusetzen. 
Nach Mitteilung des Bundesministers ist in Aus- 
sicht genommen, die bisher verschieden gestal- 
teten Leistungsnachweise in ihrem Aufbau zu 
vereinheitlichen. Der Abschluß der Untersu- 
chungen wird Ende 1959 zu erwarten sein. 

| 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Verteidigung 

62. Wegen der Arbeiten zur Erhöhung der Wirt- 
schaftlichkeit im Zuständigkeitsbereich des Bun- 
desministers für Verteidigung verweise ich auf 
die Ausführungen im Ersten Teil dieses Be- 
richts (S. 129 Nr. 18) und auf meine nach § 107 
Abs. 6 RHO vorgelegte Denkschrift (S. 91 
Nr. 86). 

* 


Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte 

Prüfung des Personalbedarfs für das Rech- 
nungsjahr 1958 bei dem Internationalen Such- 
dienst in Arolsen 

63. Der Deutsche Bundestag hatte den Ansatz bei 
Kapitel 26 01 Titel 675 (Finanzierung des Inter- 
nationalen Suchdienstes in Arolsen) für das 
Rechnungsjahr 1958 mit der Maßgabe geneh- 
migt, daß ein Betrag von 210 000 DM zu sper- 
ren sei. Ich wurde um Prüfung ersucht, ob das 
angeforderte Personal (dauernd 214 Angestellte 
und 12 Arbeiter sowie für Zeit zusätzlich 20 
Angestellte) für die Erfüllung der Aufgaben 
des Internationalen Suchdienstes benötigt wird. 
Das Gutachten habe ich im Juli 1958 erstattet. 

Meine Feststellungen ergaben, daß es bereits 
bis zum Jahre 1957 nicht möglich gewesen ist, 
mit den vorhandenen ständigen Kräften die 
laufend eingehenden Anträge auf Erteilung von 
Auskünften und Bescheinigungen zu erledigen. 
Die weit überwiegende Zahl der Anträge wird 
von den nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
anspruchsberechtigten Personen und den Ent- 
schädigungsbehörden gestellt. Obwohl die Or- 
ganisation des Suchdienstes zweckentsprechend 
ist und die Dienstkräfte ausgelastet und ihre 
Leistungen angemessen sind, entstanden in je- 
dem Jahr erhebliche Arbeitsrückstände. Am 
30. April 1958 waren 53 349 Anträge unerledigt. 

Um die ordnungsmäßige Durchführung der 
dem Internationalen Suchdienst obliegenden 
Aufgaben nicht zu gefährden, hat der Direktor 
des Internationalen Suchdienstes die von ihm 
für erforderlich gehaltenen zusätzlichen Kräfte 
bereits in der zweiten Hälfte des Rechnungs- 
jahres 1957 eingestellt. Der Bundesminister der 
Finanzen hat der hierfür erforderlichen über- 
planmäßigen Haushaltsausgabe für das Rech- 
nungsjahr 1957 mit Erlaß vom 7. Januar 1958 
zugestimmt. Nach dieser Personalverstärkung 
liegt die mittlere Bearbeitungsdauer für An- 
träge in schwierigen Fällen bei 11 Monaten, im 
übrigen bei 6 Monaten und in Eilfällen bei 2 
Monaten. Die Entschädigungsbehörden der Län- 
der weisen immer wieder auf die zu langsame 
Bearbeitung ihrer Anträge durch den Inter- 
nationalen Suchdienst hin. Solche Verzögerun- 
gen hemmen die Wiedergutmachung und ge- 
fährden die Einhaltung des vom Gesetzgeber 
auf den 31. März 1963 festgesetzten Termins 
für den Abschluß der Entschädigungsverfahren. 

Bei dieser Sachlage habe ich die Weiter- 
beschäftigung der Dauerbeschäftigten und der 
bis zum 28. Mai 1958 zusätzlich eingestellten 
25 Kräfte und die Bewilligung der dafür not- 
wendigen Haushaltsmittel für erforderlich be- 
zeichnet. Der Bundesminister der Finanzen hat 
hierauf die Freigabe des gesperrten Betrages 
in Höhe von 210 000 DM beantragt. Der Haus- 
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Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Familien- und Jugendfragen 

Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit des Bundesministeriums für Fami- 
lien- und Jugendfragen 


haltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
der Vorlage zugestimmt. 


Prüfung der Organisation und Wirtschaftlich- 
keit der Suchdiensteinrichtungen 


66 . 


64. Im Mai 1955 habe ich ein Gutachten über die 
Suchdiensteinrichtungen des Deutschen Roten 
Kreuzes und der Kirchlichen Wohlfahrtsver- 
bände erstattet. Das Gutachten hat die Grund- 
lage für die zwischenzeitlichen Förderungsmaß- 
nahmen des Bundes gebildet. Bei den Haus- 
haltsberatungen im Januar 1959 hat mich der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
gebeten, die Suchdiensteinrichtungen erneut zu 
überprüfen und einen Vorschlag für einen 
Mehrjahresplan vorzulegen. Mit der Prüfung 
wurde begonnen. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für gesamtdeutsche Fragen 

Gutachten über den inneren Dienst beim Bun- 
desministerium für gesamtdeutsche Fragen 

65. Die Prüfung habe ich bei meinen systemati- 
schen Untersuchungen über die Organisation 
des inneren Dienstes bei den obersten Bundes- 
behörden durchgeführt. Auf Grund meiner Fest- 
stellungen konnte ich die Anträge auf Vermeh- 
rung des Personals im inneren Dienst des Mini- 
steriums in Bonn nicht befürworten. Bei der 
Dienststelle Berlin habe 'ich eine Vermehrung 
des Personals um vier Bedienstete für ange- 
messen bezeichnet. Dem Antrag, weitere fünf 
Stellen zu bewilligen, habe ich nicht zustimmen 
können. Meinen Vorschlägen ist im Haushalts- 
plan für 1959 im wesentlichen Rechnung getra- 
gen worden. 

Bei beiden Dienststellen habe ich eine Reihe 
organisatorischer Maßnahmen vorgeschlagen, 
die dazu dienen sollen, den Geschäftsgang zu 
vereinfachen und zu beschleunigen, Arbeits- 
gebiete klarer abzugrenzen und Ersparnisse zu 
ermöglichen. 

Die bei den Berliner Vertretungen der Bun- 
desministerien eingesetzten Bürohilfs- und 
Schreibkräfte waren bisher im Haushalt des 
Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen 
ausgebracht. Es hat sich nicht erreichen lassen, 
dieses Personal organisatorisch in Form einer 
Bürogemeinschaft zusammenzufassen und dem 
büroleitenden Beamten des Ministeriums die 
Dienstaufsicht auch über dieses Personal zu 
übertragen. Ich habe deshalb, um klare Ver- 
hältnisse und Verantwortlichkeiten zu schaffen, 
vorgeschlagen, die Bürohilfs- und Schreibkräfte 
auch haushaltsmäßig auf die einzelnen Vertre- 
tungen aufzuteilen. 

* 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hatte mich am 14. Mai 1958 ersucht, ein 
Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit des Ministeriums zu erstatten. 
Anlaß hierzu waren die organisatorische Glie- 
derung des Ministeriums in 3 Abteilungen und 
15 Referate sowie Anträge auf Stellenhebungen 
und Personalvermehrung. 

Für das Gutachten, das ich im April 1959 
vorgelegt habe, war der besondere Charakter 
des Ministeriums bestimmend. Das Ministerium 
ist nach Aufgabenstellung und Struktur seiner 
Organisationseinheiten nur bedingt mit ande- 
ren Bundesministerien vergleichbar. 

Das Ministerium wurde als Bundesministe- 
rium für Familienfragen im Herbst 1953 errich- 
tet. Es erhielt die Aufgabe, in enger Zusam- 
menarbeit mit den zuständigen Fachministerien 
den staatspolitisch bedeutsamen Belangen der 
Familie in Gesetzgebung und Verwaltung des 
Bundes Geltung zu verschaffen und den Fami- 
liengedanken in der Öffentlichkeit zu schützen 
und zu fördern. Für die Gesetzgebung in Fa- 
milienfragen besitzt das Ministerium keine Fe- 
derführung. Die Federführung ist bei den Fach- 
ministerien verblieben. 

Bei der Neubildung der Bundesregierung 
nach den Bundestagswahlen im Herbst 1957 
wurde das Ministerium für die bis dahin im 
Bundesministerium des Innern bearbeiteten 
Jugendfragen — mit Ausnahme der Bundes- 
prüfstelle für jugendgefährdende Schriften * — 
zuständig. Das Ministerium erhielt die neue Be- 
zeichnung „Bundesministerium für Familien- 
und Jugendfragen". In den Aufgabenübergang 
war der Bundesjugendplan eingeschlossen, 
durch dessen Übernahme die veranschlagten 
Gesamtausgaben des Ministeriums von rd. 
600 000 DM im Haushaltsjahr 1957 auf rd. 64 
Mio DM im Haushaltsjahr 1958 angewachsen 
sind. Durch den Aufgabenübergang ist das Mi- 
nisterium für einige Gebiete der Jugendgesetz- 
gebung, insbesondere für das Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetz, federführend geworden. 
Gleichzeitig hat es die umfangreiche Aufgabe 
erhalten, die Bundesmittel für Zwecke des Bun- 
desjugendplanes zu bewirtschaften. 

Die mit der Planung und Durchführung des 
Bundesjugendplanes zusammenhängenden Fra- 
gen habe ich in meinem Gutachten eingehend 
untersucht. 

67. Das Ministerium erläßt für die Durchführung 
der mit Mitteln des Bundesjugendplanes geför- 
derten Maßnahmen Richtlinien, die für die Be- 
teiligten verbindlich sind. Die Richtlinien sind 
in den vergangenen Jahren mehrfach geändert 
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worden. Dies hat für die Verwaltung einen er- 
höhten Arbeitsaufwand für die Bewilligungs- 
vorgänge und die Prüfung der Verwendungs- 
nachweise zur Folge gehabt. Die häufige Ände- 
rung der Richtlinien hat bei den Trägern der 
Jugendarbeit zu Schwierigkeiten geführt, die 
auch den Geschäftsablauf im Ministerium er- 
schwert haben. Es muß angestrebt werden, die 
Richtlinien so zu fassen, daß Änderungen für 
einen längeren Zeitabschnitt nicht erforderlich 
sind. Mit der Neufassung der Richtlinien vom 
16. Dezember 1958 will das Ministerium diesen 
Erfordernissen Rechnung tragen. 

Die Zahl der Programme (nach Gruppen zu- | 
sammengefaßte Förderungsmaßnahmen) ist von 
ursprünglich 18 im Jahre 1950 auf 96 im Jahre 
1958 angewachsen und hat sich damit seit Be- 
stehen des Bundesjugendplanes mehr als ver- 
fünffacht. Ursache hierfür ist einmal die Erhö- 
hung der Mittel von 17,5 Mio DM im Jahre 
1950 auf 62,3 Mio DM im Jahre 1958, zum an- 
deren liegt sie in neuen und differenzierteren 
Zielsetzungen des Bundesjugendplanes. 

Bei der großen Zahl von Programmen besteht 
die Gefahr, daß die Übersicht verlorengeht 
und Überschneidungen in den Zielsetzungen 
einzelner Programme eintreten. Es sollte ange- 
strebt werden, die Zahl der Programme bei 
gleichzeitiger Schwerpunktbildung zu verrin- 
gern. Der Bundesjugendplan würde an Über- 
sichtlichkeit gewinnen. Eine nicht unbeträcht- 
liche Arbeitsersparnis und eine Verringerung 
des Verwaltungsaufwands wären zu erwarten. 

Es wird darauf zu achten sein, daß nicht ein- 
zelne Programme über das zeitlich gebotene 
Maß hinaus im Bundesjugendplan festgelegt 
bleiben. Der Fortfall alter Programme kann der 
Intensivierung besonders wichtiger oder auch 
der Bildung neuer Programme zugute kommen. 
Die Auswirkungen neu aufgenommener Pro- 
gramme werden ständig zu überprüfen sein. 
Im gleichen Sinne habe ich mich in meinem Be- 
richt vom 19. August 1958 S. 141 Nr. 56 ge- 
äußert. 

Die Zahl der Ausschüsse, Beiräte und Kom- 
missionen, die im Zusammenhang mit dem Bun- 
desjugendplan tätig werden, ist erheblich. Dies 
ist nicht zuletzt auf die Vielzahl der Pro- 
gramme zurückzuführen, wobei die Vorschläge 
der Kommissionen regelmäßig die Grundlage 
der von der Verwaltung im Bundes jugendplan 
zu treffenden Maßnahmen bilden. In den Kom- 
missionen sitzen zahlreiche Vertreter der Zu- 
wendungsempfänger. Da Verteiler und Empfän- 
ger in diesen Fällen faktisch identisch sind, ist 
die Gefahr einer Interessenkollision nicht aus- 
zuschließen. 

68. Die zeitnahe Prüfung der Verwendungsnach- 
weise gehört zu den Aufgaben des Ministe- 
riums. Sie darf über den Planungs- und Bewil- 
ligungsarbeiten nicht vernachlässigt werden. 
In der zurückliegenden Zeit ist die Prüfung der 
Verwendungsnachweise nicht immer mit dem 


erforderlichen Nachdruck betrieben worden. Er- 
hebliche Rückstände an ungeprüften Verwen- 
dungsnachweisen, die bis in den 5. Bundes- 
jugendplan (Rechnungsjahr 1954) zurückreichen, 
sind die Folge. 

Das Ministerium ist bemüht, die Rückstände 
aufzuarbeiten. Es hat eine besondere Prüfungs- 
gruppe eingerichtet, von der alle im Bundes- 
jugendplan anfallenden Verwendungsnach- 
weise geprüft werden. Dieses Verfahren wider- 
spricht dem Sinn der Bundesrichtlinien 1953 zu 
§ 64a RHO. Die Verwendungsnachweise sind 
grundsätzlich in den die Bewilligungen bearbei- 
tenden Referaten zu prüfen, da sonst der mit 
der Prüfung der Verwendungsnachweise er- 
strebte Zweck nicht sichergestellt werden kann. 
Die Sachberichte bilden zugleich auch die 
Grundlage für die Ermittlung des Bedarfs der 
kommenden Jahre. Die Einrichtung einer am 
Bewilligungsverfahren unbeteiligten Prüfungs- 
gruppe ist unwirtschaftlich, da nach meinen 
Feststellungen zusätzliche Arbeitsvorgänge die 
unvermeidbare Folge sind. 

In den Verwendungsnachweisen sind zum 
Teil erhebliche Mängel enthalten. Nach dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
11. Januar 1957 sind den Zuwendungsempfän- 
gern die Mittel zu sperren, wenn sie ihrer Ver- 
pflichtung zur Vorlage ordnungsmäßiger Ver- 
wendungsnachweise nicht nachkommen. Ich 
habe vorgeschlagen, daß das Ministerium in 
geeigneten Fällen die Verwendung der Zuwen- 
dungsmittel örtlich prüft, örtliche Prüfungen 
sind insbesondere bei den Empfängern geboten, 
die die Verwendungsnachweise säumig und 
teilweise erst bei Androhung der Sperrung 
weiterer Mittel vorlegen oder deren Arbeits- 
weise aus anderen Gründen Anlaß zu Bean- 
standungen gibt, örtliche Prüfungen haben 
außerdem den Vorteil, daß Zweifelsfragen viel- 
fach sogleich geklärt werden können. Dadurch 
wird oft ein langwieriger Schriftwechsel zwi- 
schen der Verwaltung und dem Empfänger 
vermieden. 

69. Der Erlaß von Richtlinien für den Bundes- 
jugendplan und von grundsätzlichen Weisun- 
gen für die Verwendung der Mittel ist eine 
ministerielle Aufgabe. Dagegen ist die Durch- 
führung des Bundesjugendplanes, insbesondere 
die Fülle von Einzelbewilligungen, zum Teil an 
Einzelpersonen, Verwaltungsarbeit und gehört 
grundsätzlich nicht in ein Ministerium. 

Ich habe geprüft, ob die Durchführung des 
Bundesjugendplanes auf eine Stelle außerhalb 
des Ministeriums verlagert werden kann. Da 
das Ministerium keine nachgeordneten Behör- 
den hat, könnte allenfalls die Errichtung eines 
Bundesjugendamtes in Erwägung gezogen wer- 
den. Die Frage der Errichtung eines Reichs- 
jugendamtes war schon bei der Beratung des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes im Jahre 1922 
stark umstritten. Ich halte ein solches Amt, für 
das die Rechtsform einer Bundesoberbehörde 
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in Betracht kommt, für unnötig. Es würde die 
Zahl der Verwaltungsbehörden vergrößern. 
Seine personellen Anforderungen würden durch 
Ersparnisse im Ministerium nicht auszugleichen 
sein. Der Verwaltungsvereinfachung würde 
nicht gedient. Bei den Antragstellern handelt 
es sich zum großen Teil um überregionale Ver- 
bände. Sie würden sich bei Nichterfüllung ihrer 
Wünsche doch an das Ministerium wenden. Das 
gleiche gilt sinngemäß für eine etwaige Über- 
tragung der Durchführungsaufgaben des Bun- 
desjugendplanes auf das geplante Bundesver- 
waltungsamt. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 
Gutachten über den inneren Dienst beim Bun- 
desministerium für Atomkernenergie und Was- 
serwirtschaft 

70. Auf Ersuchen des Bundesministers für Atom- 
kernenergie und Wasserwirtschaft vom 5. Fe- 
bruar 1958 habe ich auch bei diesem Ministe- 
rium den inneren Dienst überprüft. Um den Ge- 
schäftsgang des Ministeriums zu vereinfachen 
und zu beschleunigen, habe ich eine Reihe von 
Organisationsänderungen vorgeschlagen. An 
Stelle der vom' Ministerium beantragten Ver- 
mehrung des Personals um 15 Kräfte habe ich 
nur die Einstellung von 8 zusätzlichen Kräften 
anerkennen können. Meine Vorschläge sind im 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 be- 
rücksichtigt worden. 

* 

Verwaltung und Geschäftsbetrieb 
bei den Bundesgerichten 

71. Auf Grund örtlicher Erhebungen habe ich fünf 
Gutachten über die Verwaltung und den Ge- 
schäftsbetrieb bei den oberen Bundesgerichten 
erstattet. Die Gutachten behandeln die Perso- 
nalbemessung und Dienstpostenbewertung bei 
den Verwaltungsabteilungen, den Senatsge- 
schäftsstellen, den Bibliotheken und den Recht- 
sprechungskarteien der oberen Bundesgerichte. 
Sie bringen Vorschläge zur Entlastung des Ge- 
schäftsbetriebes. Unter anderem habe ich emp- 
fohlen, die oberen Bundesgerichte reichlicher 
mit elektrischen Schreibmaschinen auszustatten 
und verstärkt Diktiergeräte benutzen zu lassen; 
vor allem die jüngeren Kräfte sollen angehal- 
ten werden, sich an Diktiergeräte zu gewöh- 
nen. Ferner habe ich angeraten, die Kanzlei- 
arbeiten, soweit noch erforderlich, zentral zu 
steuern. Die besonderen Arbeitsbedingungen 
beim Bundesstrafregister lassen es angebracht 
erscheinen, den Geschäftsgang durch technische 
Maßnahmen zu entlasten. An kaum einer an- 
deren Stelle innerhalb der Justiz bietet sich die 
Technisierung des Geschäftsbetriebes so offen 
an wie dort, wo es um die Bewältigung eines 
außerordentlich großen, aber ziemlich gleichför- 


migen Arbeitsstoffes geht (etwa 6000 Aus- 
kunftsersuchen täglich). 

Die Personalbemessung war im allgemeinen 
nicht zu beanstanden. Meine Untersuchungen 
haben zu gewissen Schlüsselzahlen geführt, die 
künftig der Personalbemesisung zugrunde ge- 
legt werden sollten. 

Gegen die Dienstpostenbewertung habe ich 
in einzelnen Fällen Bedenken erhoben. So fal- 
len z. B. bei den Senatsgeschäftsstellen zwar 
Tätigkeiten rechtspflegerischer Art an, die dem 
gehobenen Dienst obliegen, daneben aber Auf- 
gaben des Registrierens, Listenführens und ähn- 
liche Arbeiten, die dem mittleren Dienst zu- 
kommen. Dementsprechend habe ich geprüft, ob 
nicht in größerem Umfang Beamte des mittle- 
ren Dienstes verwendet und Stellen des geho- 
benen Dienstes in solche des mittleren Dienstes 
umgewandelt werden können. 

Im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages ist in den vergangenen Jahren verschie- 
dentlich erörtert worden, ob die Büchereien in 
den Fällen, in denen sich obere Bundesgerichte 
an demselben Ort befinden, vereinigt werden 
können. Die betroffenen Gerichte haben sich 
entschieden gegen die Zusammenlegung der 
Büchereien gewandt. Wenn auch eine vereinte 
große Bibliothek umfassender sein wird und 
ihre Verwaltungskosten im Verhältnis niedri- 
ger liegen werden, so stehen diesen Vorteilen 
andererseits Nachteile gegenüber. Die Verwal- 
tung wird komplizierter, und die gemeinsame 
Benutzung der Bibliothek kann zu Reibungen 
führen. Ich habe deswegen vorläufig davon ab- 
gesehen, die Zusammenlegung der Bibliotheken 
zu empfehlen, sondern lediglich angeregt, daß 
sich die in Frage kommenden Gerichte bei Neu- 
erwerbungen für ihre Bibliotheken abstimmen. 

Bei den Rechtsprechungskarteien, die ein un- 
entbehrliches Hilfsmittel der Gerichte sind, be- 
stehen auf einzelnen Rechtsgebieten Über- 
schneidungen. Ich habe den oberen Bundesge- 
richten empfohlen, sich miteinander in Verbin- 
dung zu setzen und für einzelne Rechtsgebiete 
einen Austausch ihrer Karteiunterlagen zu ver- 
einbaren. Gemeinsame Rechtsprechungskarteien 
für mehrere obere Bundesgerichte würden nicht 
ausreichen. 

Auf die Frage, wie die richterliche Arbeit 
erleichtert werden kann, bin ich nicht eingegan- 
gen. Sie wird gegenwärtig im Fachschrifttum 
von den Richtern selbst lebhaft diskutiert. Zu 
dem Hauptproblem, wie die großen Rückstände 
an Streitsachen, die bei den Bundesgerichten 
entstanden sind, abgebaut werden können, 
habe ich mich im vorjährigen Bericht geäußert 
(S. 131 Nr. 34). 


Finanzielle Auswirkungen der Organi- 
sations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

72. In meinen jährlichen Denkschriften habe ich 
mehrfach darauf hingewiesen, daß die Zusam- 
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menstellungen über die finanzielle Auswirkung 
der Rechnungsprüfung kein rechter Maßstab für 
den tatsächlichen Erfolg der Tätigkeit des Bun- 
desrechnungshofes und seines Präsidenten sind. 
Noch weniger läßt sich der Erfolg meiner bera- 
tenden und begutachtenden Tätigkeit als Bun- 
desbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung in Zahlen ausdrücken. Zahlenan- 
gaben sind hier nur auf Teilgebieten oder in 
Einzelfällen möglich. 

Die finanziellen Auswirkungen der Vor- i 
schlage für die Bemessung des Personals und 
die Bewertung der Dienstposten können zum 
Teil genau beziffert werden. So beläuft sich die 
Einsparung an reinen Personalkosten, die sich j 
bei Verwirklichung meiner im Rechnungsjahr , 
1958 gemachten Vorschläge jährlich ergeben | 
würde, auf rd. 16 Mio DM. Dabei sind die nicht 
unerheblichen finanziellen Auswirkungen der 
großen Zahl von kw- und ku-Vermerken, die 
erst in späteren Rechnungsjahren wirksam wer- 
den, noch nicht berücksichtigt. Das finanzielle 
Ergebnis meiner Gutachtertätigkeit im Rech- 
nungsjahr 1958 allein auf dem Gebiet der Per- 
sonalwirtschaft müßte daher in den nächsten j 
Jahren den angegebenen Betrag erheblich über- | 
steigen. , 

Auch über die durch meine Vorschläge zu 
erzielenden Einsparungen an anderen Ausga- j 
ben (Sachausgaben, Allgemeine Ausgaben und | 
Einmalige Ausgaben) lassen sich von Fall zu 
Fall zahlenmäßige Angaben machen. Allein drei j 
meiner gutachtlichen Stellungnahmen, die ich j 
im Rechnungsjahr 1958 abgegeben habe, ermög- 1 
liehen Einsparungen für den Bundeshaushalt in j 
Höhe von rd. 24 Mio DM. ! 


Der Erfolg der organisatorischen Vorschläge 
ist in der Regel zahlenmäßig nicht erfaßbar. Da- 
bei sind die Auswirkungen gerade dieser Vor- 
schläge von besonderer Bedeutung; zieht doch 
die Einrichtung oder Beibehaltung einer über- 
flüssigen Organisationseinheit einen ungleich 
höheren Personal- und Sachaufwand nach sich, 
als eine überflüssige Beamten- oder Angestell- 
tenstelle verursacht. 

Nicht erfaßbar sind auch die Einsparungen, 
die außerhalb der Bundesverwaltung bei den 
Ländern und Gemeinden sowie sonstigen Trä- 
gern der öffentlichen Verwaltung und nament- 
lich auch der Privatwirtschaft und bei den Bür- 
gern überhaupt eintreten. Das gilt beispiels- 
weise für Einsparungen durch Einschränkung 
statistischer Erhebungen und durch Reformen 
der Steuerveranlagung und -buchhaltung, die 
die Arbeit für die Steuerpflichtigen erleichtern. 
Solche Vereinfachungen sind wohl diejenigen, 
die sich am meisten lohnen. 

Vielfach ist nicht festzustellen, in welchem 
Ausmaß Einsparungen — namentlich an Perso- 
nalkosten — auf gutachtliche Vorschläge zu- 
rückzuführen oder als Folge der inzwischen ein- 
getretenen Entwicklung anzusehen sind. Als 
Beispiel seien die Einsparungen im Bereich der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung angeführt. Auch in sol- 
chen Fällen hat jedoch oft erst das Gutachten 
den entscheidenden Anstoß gegeben, die not- 
wendigen Umstellungen in Angriff zu nehmen 
und systematisch durchzuführen. Nicht selten 
veranlassen schon die Ankündigung und die 
Vorbereitung einer Prüfung die Verwaltung zu 
einer kritischen Untersuchung ihres Personal- 
bestandes und zu Einsparungsmaßnahmen. 


Frankfurt (Main), den 24. Oktober 1959 


Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 


Dr. Hertel 
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Anlage E 


Abschrift von Abschrift 


Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung 
der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben 
des Bundesnachrichtendienstes, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1956 
nur der Prüfung durch den Unterausschuß des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages und den Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft (§ 89 RHO). 

Die Prüfung der Jahresrechnung 1956 ist durch den Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofes vorbereitet worden. Die Nie- 
derschrift hierüber diente als Grundlage für die heutige 
Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 

München, den 10. Juli 1958 


Der Unterausschuß 

des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
gez. Dr. Rudolf Vogel 
gez. Hch. Ritzel 
gez. Hans Lenz (Trossingen) 
gez. Dr. H. Schild 


Frankfurt a. M., 14. Juli 1958 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
gez. Dr. Hertel 
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Abschrift 


Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt a. M., den 24. Oktober 1959 

Pr. 1/Allg — 1330/2a (1956) — 553/59 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1956 nur meiner Prüfung 
unterliegen, geprüft (§ 89 RHO): 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 

Kapitel 14 01 Titel 302 — Zur Verfügung des Bundesmini- 
sters für Verteidigung für Zwecke 
des Militärischen Abschirmdienstes, 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz in Köln über Ausgaben bei 

Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Verfassungsschut- 
zes. 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteiiungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


gez. Dr. Hertel 
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vom 20. Juli 1957 BGBl. I S. 807 


Gesetz zur Änderung steuer- 
licher Vorschriften auf dem 
Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag und des 
Verfahrensrechts 

vom 18. Juli 1958 BGBL I S. 473 


Verordnung über die steuer- 
liche Behandlung von Prä- 
mien für Verbesserungsvor- 
schläge 

vom 18. Februar 1957 BGBL I S. 33 

Straßenverkehr 

Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung 

vom 25. Juli 1957 BGBL I S. 777 

Uberleitungsgesetz 

Gesetze zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund 

Erstes Uberleitungsgesetz in 
den Fassungen 

vom 21. August 1951 BGBL I S. 779 

vom 4. September 1953 BGBL I S. 1320 

vom 28. April 1955 BGBl. I S. 193 


Drittes Uberleitungsgesetz 
(Gesetz über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes) 
vom 4. Januar 1952 BGBL I S. 1 


in den Fassungen 
vom 31. Januar 1952 

vom 20. Dezember 1952 

vom 28. März 1953 


BGBL I S. 115 
BGBL I S. 228 
BGBL I S. 88 


Viertes Überleitungsgesetz 
(Gesetz zur Regelung finan- 
zieller Beziehungen zwischen 
dem Bund und den Ländern) 

vom 27. April 1955 BGBL I S. 189 

Erste Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Uberlei- 
tungsgesetz 

vom 27. Februar 1955 BGBL I S. 88 

Zweite Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Überlei- 
tungsgesetz 

vom 3. Juli 1956 BGBL I S. 642 

Unterstützungsgrundsätze (UGr) 

vom 27. Februar 1943 RBB S. 46 


Verbesserungsvorschläge, siehe 
Steuern 

Verkehrsfinanzgesetz 1955 

vom 6. April 1955 BGBL I S. 166 

Verordnung über die Gewäh- 
rung von Betriebsbeihilfen 
für Betriebe der Landwirt- 
schaft, des Garten- und des 
Weinbaues (Gasöl-Betriebs- 
beihilfe- VO-Landwirtschaft) 

vom 25. Februar 1956 BGBL I S. 87 

Vermögen des Bundes 
Entwurf der Buchführungs- 
und Rechnungslegungsver- 
ordnung für das Vermögen 
des Bundes (VBRO) 

vom 16. März 1953 MinBIFin S. 166 

Vorschaltgesetz, s. Reichsver- 
mögen 

Wehrdisziplinarordnung (WDO) 

vom 15. März 1957 BGBL I S. 189 

Wiedergutmachung, s. Entschä- 
digung 

Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden (RWB) 

vom 11. Februar 1929 Reichsministerialblatt 

S. 49 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und der Bun- 
desrepublik Deutschland 

Gesetz betr. das Abkommen 
vom 15. Dezember 1949 über 

vom 31. Januar 1950 BGBL S. 9, 79 

Verordnung über die Kon- 
trolle von Einfuhren, die mit 
Marshallplanmitteln finan- 
ziert werden 

vom 6. Februar 1950 BGBL S. 27 

Wohnungsbau 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

vom 27. Juni 1956 BGBL I S. 523 

Änderungsgesetz dazu 

vom 26. September 1957 BGBL I S. 1393 

Wohnungsfürsorge 

Bestimmungen über die Woh- 
nungsfürsorge des Bundes 
für seine Verwaltungsange- 
hörigen aus Mitteln des Woh- 
i nungsfürsorgefonds 

vom 25. Oktober. 1950 GMB1. S. 116 

| (Änderung: GMB1. 1953 S. 

! 410) 

Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen 

Richtlinien der Bundesregie- 
rung betr und für den 

Nachweis der Verwendung 
der Mittel nach § 64a Abs. 1 
RHO 

vom 1. April 1953 MinBIFin S. 269 
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Verzeichnis der Abkürzungen 


AG 

AktG 

1. AVVFStr 

2. AVVFStr 

BBG 

BBesG 

BEG 


Aktiengesellschaft 

Gesetz über Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 
(Aktiengesetz} 

1. Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
für die Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen 

2. Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
für die Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen 

Bundesbeamtengesetz 

Bundesbesoldungsgesetz 

Bundesentschädigungsgesetz 


Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64a Abs. 1 RHO 

Europäische Atomgemeinschaft 

European Recovery Program (Euro- 
päisches Wiederaufbauprogramm} 

ERP-Sondervermögen 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien — ■ Allgemeiner 
Teil — 


I Bundesrichtlinien 
| 1953 zu § 64a RHO 


EAG 

ERP 

ERP-SV 

EWG 

GG 


Bemerkungen Bemerkungen des Bundesrechnungs- 

1949/1950 hofes zu den Bundeshaushaltsrechnun- 

gen für die Rechnungsjahre 1949 und 
1950, Drucksache 396, Deutscher Bun- 
destag, 2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1951 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951, Druck- 
sache 1140, Deutscher Bundestag, 2. 
Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1952 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952, Druck- 
sache 1892, Deutscher Bundestag, 2. 
Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1953 Bemerkungen des Bundesrechniings- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1953 
(einschl. Vermögensrechnung), Druck- 
sache 3033, Deutscher Bundestag, 2. 
Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1954 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1954 
(einschl. Vermögensrechnung), Druck- 
sache 84, Deutscher Bundestag, 3. 
Wahlperiode 1957 

Bemerkungen 1955 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1955 
(einschl. Vermögensrechnung), Druck- 
sache 554, Deutscher Bundestag, 3. 
Wahlperiode 1957 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 


GGO II 

Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien — Besonderer 

Teil — 

G 131 

Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen 

GmbH 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GmbHG 

Gesetz betr. die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung 

HTL 

Höhere Technische Lehranstalt 

Mio 

Million(en) 

Mrd 

Milliarde(n) 

NATO 

North Atlantic Treaty Organization 
(Nordatlantikpakt-Organisation) 

PVwG 

Postverwaltungsgesetz 

RAD 

Reichsarbeitsdienst 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RKO 

Reichskassenordnung 

RRO 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden 

VBRO 

Entwurf der Buchführungs- und Rech- 
nungslegungsordnung für das Ver- 
mögen des Bundes 

VOB 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen 

VOL 

Verdingungsordnung für Leistungen 
(ausgenommen Bauleistungen) 

WDO 

Wehrdisziplinarordnung 
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